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Vorwort



Die vorliegende Studie wurde von der  Bundeskammer 
der Ziviltechniker:innen in Auftrag gegeben, um die 
Vergangenheit zu beleuchten. Denn die eigene Ver-
gangenheit zu kennen heißt, sich selbst zu kennen 
und sich gestärkt der Zukunft widmen zu können.

Vor diesem Hintergrund geht es auch um eine 
fun dierte und erstmalige Betrachtung der histori-
schen und politischen Entwicklung der Ziviltech-
niker:innen-Kammern in Österreich seit 1860. Im 
Fokus steht dabei vor allem die Zeit des National-
sozialismus: Nach Meinung des Vorstandes der 
Bundeskammer ist es unsere Aufgabe, uns der Rolle 
der Kammern gerade in diesen Jahren zu stellen, 
um die vielen Opfer dieser grausamen Schreckens-
herrschaft zu ehren.

Ziviltechniker:innen agieren kraft öffentlichen 
Glaubens frei und unabhängig und vertreten die 
Anliegen ihrer Auftraggeber:innen auf der  Grundlage 
ihrer ethischen Standards sowie der geltenden 
 Gesetze. Diese Berufsgrundsätze nehmen die Zivil-
techniker:innen in die Verantwortung. Mit ihrem ganz-
heitlichen und interdisziplinären Know-how sind sie 
dafür da, hochkomplexe Dienstleistungen zu erbrin-
gen, die nicht selten über die Sicherheit von Leib und 
Leben entscheiden. Heutzutage geht es für unsere 
Berufsgruppe auch darum, flüchtigen ökonomischen 
Interessen entgegenzuwirken und für eine nachhal-
tige Baukultur einzutreten. Dies geschieht sowohl in 
unserer täglichen Arbeit als auch durch die Kammern 
der Ziviltechniker:innen, die die Interessen der Zivil-
techniker:innen gegenüber Politik, Wirtschaft und 
Öffentlichkeit vertreten.

Der seit 1860 bestehende Berufsstand hat viele 
Veränderungen erlebt, Widrigkeiten und Krisen ge-
trotzt und leider auch – in der dunkelsten Stunde der 
Menschheit, zur Zeit des Nationalsozialismus – Fehler 
gemacht. Heute ist es unsere Pflicht, diese Fehler 
anzuerkennen und in der Zukunft zu verhindern.

Während die Studie auf die Zeitspanne von 1860 
bis circa 20 Jahre nach dem Ende des Zweiten Welt-
krieges beschränkt ist, liegt es in unser aller Verant-
wortung, uns auch spätere, höchst beschämende 
Kapitel der Kammer als Mahnung für die Zukunft in 

Erinnerung zu rufen: In diesem Sinne distanzieren wir 
uns auf Schärfste von den Aussagen des von 1990 
bis 1992 amtierenden  Bundeskammerpräsidenten 
Walter Lüftl, der 1992 in einem Gutachten den 
Massen mord in den Gaskammern einzelner Konzen-
trationslager bestritten hat. Diese Aussagen müssen 
uns eine Warnung sein, die hohe Verantwortung, die 
wir Ziviltechniker:innen gegenüber der Gesellschaft 
tragen, niemals zu unterschätzen und dafür Sorge zu 
tragen, dass keinerlei menschenverachtende Ideo-
logie in unserem Berufsstand Platz greifen kann.

Der Vollzug der Industrialisierung und der Wieder-
aufbau nach dem Zweiten Weltkrieg sind Beispiele, 
bei denen Ziviltechniker:innen die gebaute Umwelt 
und damit die Zukunft unserer Gesellschaft maß-
geb   lich mitbestimmt haben. Heute haben wir die 
Chance, wichtige Transformationen in den Bereichen 
Mobilität, Energieversorgung, Wasserversorgung, 
Kreislauf wirtschaft, Städte, Wohnen unter der 
 Prä misse Baukultur mitzugestalten.

Nicht zuletzt aufgrund der großen gestalterischen 
Wirkungsmacht, die die Tätigkeit von Ziviltechni-
ker:innen mit sich bringt, stehen diese seit vielen 
Jahrzehnten für Weltoffenheit und Innovation durch 
Vielfalt und Diversität. Vor den großen globalen 
Heraus forderungen wie Klima-, Umwelt- und 
 Wirt  schaftskrisen ist es unerlässlich für Ziviltech-
niker:innen, interdisziplinär zu denken und Hetero-
genität von Mensch und Umwelt zu würdigen, um 
komplexe Lösungsansätze entwickeln zu können.

Um diesen Weg konsequent fortsetzen zu können 
und die Gestaltung der Zukunft in diesen und vielen 
weiteren Bereichen verantwortungsvoll wahrzuneh-
men, ist ein Blick in die eigene Geschichte förderlich.

Wir möchten den Autorinnen des vorliegenden 
Buches dafür danken, dass sie es uns ermöglichen, 
die gemeinsame Vergangenheit als Berufsgruppe zu 
beleuchten und zu verstehen.

Architekt DI Daniel Fügenschuh
 Präsident der Bundeskammer
 der Ziviltechniker:innen
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Einleitung



Als die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen im 
Jahr 2018 mit der Idee einer historischen  Studie 
an uns herantrat, folgte sie dem Beispiel  anderer 
Institutionen, ihre Geschichte wissenschaftlich auf   
zuarbeiten. Ziel war es, die Entstehung und Weiter
entwicklung des österreichischen Ziviltechniker
wesens ab 1860 sowie die Geschichte der vier 
öster  reichischen Ingenieurkammern seit ihrer Grün
dung 1913 zu rekonstruieren. Gleichzeitig sollte an
hand von biografischen Fallbeispielen untersucht 
werden, welche Rolle die österreichischen Ziviltech
niker in der Zeit des Nationalsozialismus einnahmen. 
Ein besonderes Augenmerk wurde dabei auf die 
Erforschung der Schicksale jener Ziviltechniker 
 gelegt, die als jüdisch verfolgt, beraubt, vertrieben, 
deportiert und ermordet wurden.

Tatsächlich war die Geschichte der österreichi
schen Ingenieurkammern bis auf einige verkürzte 
Darstellungen in Festschriften bis zu diesem Zeit
punkt so gut wie unerforscht. Insbesondere die Zeit 
des Nationalsozialismus wurde, wenn überhaupt, 
nur sehr vereinfacht dargestellt. Die Darstellung 
beschränkte sich meist auf einen kurzen Hinweis, 
dass die Kammern aufgelöst worden seien – was 
nach genauerer Recherche nicht bestätigt werden 
kann. Die Geschichte der „rassisch“ oder politisch 
verfolgten Mitglieder wiederum stellte, mit Ausnah
me einiger prominenter Biografien, einen weißen 
Fleck in der Kammer geschichte dar.

Indem das Unrecht, das in der Zeit des National
sozialismus an ihren ehemaligen Mitgliedern 
begangen wurde, erstmals sichtbar und der Er
innerung zugänglich gemacht wird, übernimmt die 
Bundeskammer als Dachorganisation aller Länder
kammern eine wichtige Verantwortung. Sich als 
Institution zu einer wissenschaftlichen Herange
hensweise zu bekennen und klar zu positionieren 
ist notwendig, um Tendenzen des Vergessens, 
Vertuschens, Beschönigens und Leugnens ent
gegenzutreten, die auch vor dem Berufsstand der 
Ziviltechniker:innen nicht haltmachen. Unrühm
lichstes Beispiel hierfür ist der Skandal um den 
 sogenannten „LüftlReport“, der von dem revisionis
tischen Bauingenieur Walter Lüftl während seiner 
Präsidentschaft der Bundeskammer (1990–1992) 
verfasst wurde. Die „Studie“ stellt die technische 
Machbarkeit des Massenmords im Konzentrations 
und Vernichtungslager Auschwitz in Frage, wurde 
von ihrem Autor an Politiker:innen und Journa
list:innen geschickt und in neonazistischen Medien 
auszugsweise veröffentlicht. Nach der Einleitung 
von Voruntersuchungen wegen des Verdachts des 
Verstoßes gegen das Verbotsgesetz musste Lüftl 
von seiner Präsidentschaft zurücktreten, und die 
Kammer distanzierte sich.

Die Geschichte einer Institution lässt sich nicht 
außerhalb des politischen Kontextes darstellen, und 
dies trifft in besonderem Maße auf Ziviltechniker:in
nen zu, die vom Staat bestellt bzw. denen staatliche 
Aufgaben übertragen wurden. Die wichtigsten 
Schritte zur Einrichtung der „Institution der Civil
ingenieure“ oder PrivatTechniker, wie sie damals 
auch genannt wurden, und der Gründung der öster
reichischen Ingenieurkammern wurden in der Zeit 
der Monarchie gesetzt. Hintergrund war die Neu
organisation des Staatsbaudienstes, die im Jahr 1860 
von Kaiser Franz Joseph I. besiegelt und in eine 
gesetzliche Form gegossen wurde. Um die Staats
bauOrgane zu entlasten, sollten deren Aufgaben 
auf das „streng Nothwendige“ beschränkt werden. 
Dies legte den Grundstein für eine neue Berufs
gruppe von Technikern, die einerseits selbstständig 
und unabhängig agierten, deren Pläne, Akten und 
Gutachten aber jenen staatlicher Behörden gleich
gestellt wurden.

Als gesetzliche Grundlage für das österreichische 
Ziviltechnikerwesen gilt die Staatsministerialverord
nung vom 11. Dezember 1860, die im Laufe der Jahre 
durch Abänderungen ergänzt und modifiziert  wurde. 
Gesetzlich geregelt wurden unter anderem die 
Voraus setzung für die Erlangung einer Befugnis, die 
 zuständigen Behörden und die Art der Befugnisse. 
Zu den anfänglich drei Kategorien ( CivilIngenieure 
für alle Baufächer, Architekten und Geometer) 
kamen 1886 zwei weitere (Maschinen bauingenieure 
und Kulturtechniker) hinzu, 1913 waren es  bereits 
neun, 1924 zehn und im Jahr 1938 schließlich 
23 Be fugnisse, die erlangt werden konnten. Die 
wichtig sten gesetzlichen Änderungen und damit 
verbunden en Entwicklungen werden im ersten Teil 
der Publikation nachgezeichnet.

Wichtige Zäsur ist das Jahr 1913, das Gründungs
jahr der Ingenieurkammern. Die österreichischen 
Ziviltechniker setzten sich von Anfang an für eine 
eigene Standesvertretung nach Vorbild etwa der 
Rechtsanwaltskammer (gegründet 1849) ein. Ge
setzlich verankert wurde sie schließlich in dem noch 
vom Kaiser abgesegneten „Gesetz vom 2. Jänner 1913, 
betreffend die Errichtung von Ingenieurkammern“. 
„Zum Zwecke der Vertretung des Standes der be
hördlich autorisierten Privattechniker und Bergbau
ingenieure, zur Förderung der Interessen und zur 
Wahrung der Standesehre dieser Berufskreise“ 
konnten zehn Ingenieurkammern gegründet werden, 
die sich auf zentrale Städte in den Kronländern 
der Monarchie verteilten: Brünn, Czernowitz, Graz, 
Innsbruck, Lemberg, Linz, Prag, TeplitzSchönau, 
Triest und Wien. Das gleiche Jahr brachte mit der 
Ziviltechnikerverordnung vom 7. Mai 1913 eine wich
tige Modifizierung der gesetzlichen Grundlagen. 

15



Kurz später brach der Erste Weltkrieg aus, der auch 
das Ende der Monarchie einläutete. Als sich Öster-
reich 1918 als Kleinstaat neu formierte, blieben auf 
österreichischem Gebiet noch vier Kammern übrig, 
die – mit kurzer Unterbrechung während der NS-Herr-
schaft – bis heute existieren.

Die Zwischenkriegszeit war geprägt von politischen 
Unruhen, zunehmendem Extremismus und der Wirt-
schaftskrise. Auch Ziviltechniker hatten mit öko- 
nomischen Schwierigkeiten zu kämpfen. Manche 
nahmen Aufträge im Ausland an oder radikalisierten 
sich und traten der NSDAP bei – bis 1933 legal, ab 
der Ausschaltung des Parlaments 1933 und dem 
Parteienverbot illegal. Diese sogenannten „Illegalen“ 
konnten während der Dollfuß-Schuschnigg-Dikta tur 
nicht offen für ihre politischen Überzeugungen ein- 
treten, bereiteten sich aber auf den „Umsturz“ vor 
und bildeten Netzwerke. Entnazifizierungsakten 
der Nachkriegszeit zeugen davon, dass unter ihnen 
auch etliche Ziviltechniker waren.

Judenfeindschaft und Antisemitismus waren 
bereits in der österreichischen Gesellschaft des 
späten 19. Jahrhunderts und den Jahrzehnten bis 
1938 verbreitet und kamen in unterschiedlichen 
Erscheinungs formen zum Ausdruck, von diffamieren-
den Karikaturen in Zeitungen bis zu  gewalttätigen 
Ausschreitungen. Antisemitische Parolen und Wahl-
reden der christlichsozialen Partei, die den Aus-
schluss jüdischer Mitbürger:innen aus dem öffent-
lichen Leben forderte, trafen auf Zustimmung breiter 
Bevölkerungs kreise. Rechtlich waren diese seit 1867 
anderen Staatsbürgerinnen bzw. Staatsbürgern 
gleichgestellt, das heißt, sie konnten alle Berufe 
ausüben und sich frei im Land bewegen. Jüdinnen 
und Juden aus allen Teilen des Reiches – in erster 
Linie aus Böhmen, Mähren und Galizien – wählten 
vor allem Wien als neuen Wohnort. Nach dem Ersten 
Weltkrieg wuchs die Zahl der jüdischen Bevölkerung 
Wiens auf circa 200.000. Viele zukünftige Ziviltech-
niker jüdischer Herkunft studierten an der Technischen 
Hochschule Wien und blieben nach der Erlangung 
einer Ziviltechnikerbefugnis in der Hauptstadt. Der 
zunehmende Antisemitismus machte jedoch keinen 
Halt vor den österreichischen Hochschulen und 
veranlasste viele Jüdinnen und Juden dazu, zum 
Christentum überzutreten. Auch etliche Ziviltechniker 
gingen diesen Weg – in der Hoffnung auf bessere 
berufliche Aussichten.

In der Zwischenkriegszeit wurden Verordnungen 
erlassen, die nicht nur die Einteilung der Ziviltechniker 
in beratende und ausführende Ingenieure regelten, 
sondern auch Reformen in der Architektenausbildung 
auf dem Weg brachten. Die daraus folgende Sektio-
nierung der Kammern wurde 1930 bis 1931 – mit Aus-
nahme der Tiroler Kammer – durchgeführt. Kurz vor 

der nationalsozialistischen Machtübernahme wurde 
eine weitere wichtige Abänderung des Ziviltechniker-
gesetzes beschlossen: Durch die Verordnung 
Nr. 61/1937 vom 2. März 1937 erweiterte sich der 
Kreis antragsberechtigter Personen beträchtlich, 
da der bis dato notwendige Nachweis von Fach- 
studien durch eine langjährige Praxis ersetzt werden 
konnte. Es folgte eine regelrechte Flut an Anträ-
gen – die meisten davon von Architekten und erst-
mals auch von Architektinnen –, deren Bearbeitung 
jedoch durch den „Anschluss“ Österreichs an das 
Deutsche Reich jäh unter brochen wurde.

Da es in Deutschland kein Pendant zum öster-
reichischen Ziviltechnikerwesen gab, herrschte über 
die Zukunft der Ingenieurkammern von Anfang an 
Uneinigkeit. Aus deutscher Sicht wurden sie nicht 
benötigt, denn alle Techniker sollten im National-
sozialistischen Bund Deutscher Technik (NBDT) ver-
eint sein, „ostmärkische“ Sonderregelungen waren 
nicht vorgesehen. Die österreichischen Vertreter der 
Ziviltechniker und die für sie zuständigen Stellen in 
den Ministerien sahen das anders. Ihnen schwebte 
im Gegenteil eine Ausweitung des österreichischen 
Systems auf Deutschland vor, was eine Fehlein-
schätzung der Machtverhältnisse bedeutete. Die vom 
NS- Regime eingesetzten kommissarischen Leiter 
der Kammern unter der Federführung des prominen-
ten Wiener Zivilingenieurs für das Bau wesen Franz 
Visintini wehrten sich gegen die Auflösung der Kam-
mern. Sie konnten schließlich erwirken, dass nur jene 
in Innsbruck, Graz und Linz aufgelöst bzw. mit der 
Wiener Kammer zur „Ingenieur kammer in Liquidation 
in Wien“ vereint wurden.

Ab Inkrafttreten der „Verordnung über die Zivil-
techniker in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
vom 30. Juli 1942“ (1943) durften keine neuen 
Be   fug nisse mehr vergeben werden, bestehende 
Befugnis se blieben aber aufrecht, und die Mitglieder 
wurden weiterhin von der Wiener Kammer unter 
der Führung von Franz Visintini betreut. Wäre das 
„Tausendjährige Reich“ nicht nach bereits sieben 
Jahren untergegangen, hätte dieser Kompromiss 
bedeutet, dass das österreichische Ziviltechniker-
wesen auf „natürliche“ Weise ausgelaufen wäre. 
Sonderfälle bildeten sowohl die Fachgruppe der 
Architekten, deren Berufsausübung an die Pflicht-
mitgliedschaft in der Reichskammer der bildenden 
Künste gebunden war, als auch die Ingenieur-
konsulenten für Vermessungswesen bzw. Geometer, 
die für die weitere Berufsausübung eine Zulassung 
als „Öffentlich bestellte Vermessungsingenieure“ 
beantragen mussten. Keine Möglichkeit zur Berufs-
ausübung gab es für all jene Ziviltechniker, die 
„rassisch“ oder politisch nicht dem Normativ der 
deutschen „Volksgemeinschaft“ entsprachen.
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In Österreich wurden nach unseren Recherchen 
150 Kammermitglieder als jüdisch eingestuft, die 
überwiegende Mehrheit davon lebte und praktizierte 
in Wien. Als die Nationalsozialist:innen im März 1938 
die Macht in Österreich übernahmen, ahnten man-
che Ziviltechniker jüdischer Herkunft, in welcher Ge-
fahr sie sich befanden, oder erkannten, dass es unter 
dem neuen Regime keine berufliche Zukunft für 
sie gab. Andere glaubten sich kraft ihres Amts, ihres 
Ansehens und ihrer Expertise in Sicherheit; viele 
beriefen sich darauf, dass sie im Ersten Weltkrieg für 
Österreich gekämpft hatten. Einigen kostete diese 
Fehleinschätzung ihr Leben.

Die österreichischen Ingenieurkammern legten 
kurz nach dem „Anschluss“ aktuelle Mitglieder-
listen vor, auf denen die Namen ihrer vermeintlich 
jüdischen Mitglieder durchgestrichen und Partei-
mitgliedschaften „arischer“ Mitglieder hervorge-
hoben waren. Erstaunlich ist, wie lange sich dennoch 
der Entzug der Befugnisse und damit auch die 
Ausschlüsse aus den Kammern hinzogen. Gründe 
lagen in der gesetzlichen Sondersituation der öster-
reichischen Ziviltechniker sowie in der Uneinigkeit 
des Gesetzgebers darüber, welche Gesetze dafür 
anzuwenden seien. Die meisten Befugnisse  wurden 
schließlich im April 1939 unter Bezug auf die Berufs-
beamtenverordnung (BBV) entzogen. Etliche Zivil-
techniker hatten ihre Befugnis zu diesem Zeitpunkt 
unter dem wachsenden ökonomischen und gesell-
schaftlichen Druck allerdings bereits „freiwillig“ 
zurückgelegt und waren – unter Beraubung ihres 
Eigentums – ins Ausland geflüchtet. Manchen ge-
lang es, in ihrem Zufluchtsland beruflich noch einmal 
Fuß zu fassen, von anderen verliert sich die Spur. 
Anträge an den Hilfs- und Vergeltungsfonds aus der 
Nachkriegszeit zeugen von teilweise äußerst prekä-
ren Lebensumständen. Wer nicht flüchten konnte 
oder seine Heimat nicht verlassen wollte, wurde in 
„Sammelwohnungen“ umgesiedelt und ab 1941 Opfer 
des Holocausts. Nur wenigen als jüdisch verfolgten 
Ziviltechnikern gelang es, den National sozialismus in 
Österreich zu überleben.

Die Bilanz der nationalsozialistischen Verfolgung 
zeigt für die 150 betroffenen Ziviltechniker, die zum 
Zeitpunkt der nationalsozialistischen Machtüber-
nahme eine aufrechte Befugnis hatten, eine etwas 
höhere Vertriebenenquote als im österreichischen 
Schnitt (etwa zwei Drittel) – was sich mit Kenntnissen 
über den Zusammenhang zwischen höherer Mobilität 
und  höheren Bildungsabschlüssen deckt. Mindes-
tens 103 Personen wurden vertrieben, eine Person 
emigrier te vor dem „Anschluss“, mindestens zwei 
überlebten in Österreich und fünf unter ungeklärten 
Umständen. Mindestens zehn begingen Suizid, vier 
starben im Spital der IKG Wien und eine Person unter 

ungeklärten Umständen in Oranienburg. Von zwei 
„rassisch“ Verfolgten fanden sich keine Hinweise auf 
ihr Schicksal. Eine Person wurde an ihrem Zufluchts-
ort Ungarn unter ungeklärten Umständen „erschla-
gen“, eine Person wurde nach Dachau deportiert und 
starb nach der Entlassung in Wien, 21 wurden aus 
Österreich oder Frankreich in Ghettos oder Konzen-
trations- und  Vernichtungslager deportiert und er-
mordet. Dem  Andenken dieser ermordeten Ziviltech-
niker ist ein eigener Abschnitt im Buch gewidmet, der 
den Lebens weg jedes einzelnen kurz nachzeichnet.

Beschämend ist, dass weder von politischen Ver-
tretern der Zweiten Republik noch von den wieder-
errichteten Ingenieurkammern aktive Versuche 
unternommen wurden, die vertrie benen Ziviltech-
niker zu kontaktieren und ihnen eine erleichterte 
Rückkehr oder Entschädigungen anzubieten. Rück-
kehrwillige, die selbst initiativ wurden, erhielten 
zwar die Befugnis zurück und wurden  wieder in die 
Ingenieur kammern aufgenommen, eine persönliche 
Einladung oder gar offizielle Entschuldigung blieb 
jedoch aus. Auch den Angehörigen von ermordeten 
Ziviltechnikern kamen keine pro aktiven Gesten zu. 
In diesem Sinne ist die vorliegende  Publikation 
eine – wenn auch späte – Anerkennung der Verbre-
chen und des Unrechts, das begangen wurde.

Das Kapitel der Nachkriegszeit widmet sich neben 
der Wiedererrichtung der Ingenieurkammern haupt-
sächlich der Frage des Umgangs mit ehemaligen 
Nationalsozialist:innen im eigenen Berufsstand. 
Die Anzahl der Parteimitglieder unter den Ziviltech-
nikern war bis 1945 gegenüber 1938 deutlich an-
gestiegen – ein Ergebnis, das nicht überrascht und 
die Lage in der allgemeinen Bevölkerung wider-
spiegelt. Im Gegensatz zu den Staatsbediensteten 
waren Ziviltechniker:innen, die der NSDAP angehört 
hatten, von dem im Verbotsgesetz von 1945 ge-
regeltem Berufsverbot ausgenommen und konnten 
weiterhin ihren Beruf ausüben. Die Entscheidung, 
wer als Kammermitglied bestätigt wurde und wer 
nicht, lag damit bei den provisorisch eingerichteten 
Ingenieurkammern und dem Bundesministerium 
für Handel und Wiederaufbau. Als Folge der Novelle 
des Verbotsgesetzes 1947 wurden die ehemaligen 
Partei mitglieder in Gruppen von „Belasteten“ und 
„ Minderbelasteten“ eingeteilt. Ersteren wurde die 
Ausübung ihres Berufes vorerst untersagt, Zweitere 
konnten um eine vorläufige Zulassung ansuchen, die 
in den allermeisten Fällen auch gewährt wurde. Es 
gab jedoch für beide Gruppen Möglichkeiten, gegen 
die Entscheidung Einspruch zu erheben, wovon auch 
ausgiebig Gebrauch gemacht wurde. Spätestens ab 
1951 war die politische Entnazifizierung abgeschlos-
sen, und damit konnten alle, die wollten, ihre Befug-
nis wieder beantragen bzw. ausüben.
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Der letzte Teil der Studie befasst sich mit der 
Geschichte der weiblichen Kammermitglieder, die 
aufgrund der späten Öffnung des Studiums an den 
Techni schen Hochschulen und an der Akademie 
der  bil denden Künste für Frauen erst im Jahr 1932 
begann. Aufgrund der Ausbildungsvoraussetzungen 
blieb vielen Pionierinnen der Architektur, die an der 
Kunstgewerbe schule studierten, der Zugang zur 
 Befugnis vorerst verwehrt. Erst auf Basis der neuen 
Verordnung Nr. 61 aus dem Jahre 1937 war es auch 
Personen ohne technisches Fachstudium  möglich, 
diese zu erlangen. Damit war auch für Frauen wie der 
Architektin Margarete Schütte-Lihotzky der  Zugang 
in den Berufsstand der Ziviltechniker:innen geöffnet. 
Ausgewählte Beispiele zeichnen Biografien der 
Pionierinnen, der Technikerinnen im Nationalsozia-
lismus sowie der ersten Ziviltechnikerinnen nach dem 
Zweiten Weltkrieg nach. Nur langsam stieg der Mit-
gliederanteil der Frauen in den Ingenieurkammern. 
1982 wurde dieser erstmals sichtbar gemacht und den 
Ziviltechnike rinnen eine eigene Publikation gewidmet.

Forschungsprojekte werfen immer auch neue 
 Fragen auf und müssen andere aufgrund von 
Schwerpunktsetzungen unbeantwortet lassen. Wir 
denken dennoch, dass die vorliegende Publikation 
wesentliche Lücken geschlossen hat, und hoffen, 
dass viele Mitglieder sie mit Interesse lesen  werden. 
Wir möchten dem Vorstand der Bundeskammer der 
Ziviltechniker:innen für den Vertrauensvorschuss 
danken, der eine unabhängige Forschung ermög-
lichte. Unser besonderer Dank gebührt dem Initiator 
des Projektes, Architekt Prof. Mag. Manfred Resch 
(1939–2022), sowie Architekt Mag. Fritz Schöffauer 
für ihre Unterstützung in der Realisierung.

Ingrid Holzschuh, Alexandra Wachter
Herausgeberinnen
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I.1 
Entstehung des Ziviltechnikerwesens

I.1.1 
Gesetzliche Grundlagen des 
„Instituts der Civilingenieure“

In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erlebte der 
Berufsstand der österreichischen Ingenieure einen 
Aufschwung. Obwohl die Modernisierung gemessen 
an anderen westeuropäischen Ländern wie etwa 
England langsam vor sich ging,1 war die wirt schaftliche 
und technische Entwicklung auch in der österreichisch- 
ungarischen Monarchie von Industri alisierung und 
dem Ausbau von Infrastruktur wie dem Eisenbahn- 
und Straßennetz und der Wasser wege geprägt. Die 
Semmeringbahn, die Donau regulierung in Wien und 
der Bau der Ringstraße sind nur einige der großen 
Projekte, die damals in Angriff genommen wurden.

Dieser Modernisierungsschub ging mit einer 
Neuorganisation der Baubehörden einher, deren 
Aufgabengebiet stetig wuchs. Um dem Mangel an 
technisch qualifizierten Beamten entgegenzutreten, 
wurden 1859 von Vertretern des Berufsstandes der 
Ingenieure Verhandlungen über einen besonderen 
Status von staatlich autorisierten Technikern auf  ge - 
nommen.2 Wie Advokaten und Notare wurden 
 Ingenieure „und andere Personen, welche von der 
Behörde für gewisse Geschäfte besonders bestellt 
und in Pflicht genommen sind“, von der Gewerbe-
ordnung 18593 ausgenommen, für sie sollten 
„ besondere Reglementierungen“ gelten.4 Am 6. Ok-
tober 1860 genehmigte der Kaiser die „Grundzüge für 
die Organisirung des Staatsbaudienstes“,5 die zwei 
Monate später, am 8. Dezember 1860, per Verord-
nung des Staatsministeriums kundgemacht wurden.

→  Abb. I/1

Mit Paragraf 27 dieser „Grundzüge“ wurde auch 
der Grundstein für ein künftiges Ziviltechnikerrecht 
gelegt,6 denn dieser besagt, dass die Aufgaben der 
Staatsbau-Organe auf das „streng Nothwendige“, 
das heißt, auf jene Angelegenheiten zu beschränken 
seien, die den Staat unmittelbar berühren und unter 
seiner direkten Einwirkung ausgeführt werden. Für 
alle anderen „in das technische Fach einschlägigen 
Angelegenheiten der Gemeinden, Corporationen und 
des Publikums“ sollten „Civil-Ingenieure“,7 auch als 
Privattechniker bezeichnet, bestellt werden. Im Be-
darfsfall sollten diese auch für Staatsbau-Geschäfte 
herangezogen werden. Die Regelung dieses „Instituts 
für Civilingenieure“ sollte durch eine „besondere Vor-
schrift“ erfolgen.8

→  Abb. I/2

Tatsächlich wurden die Details zu der damit neu 
geschaffenen Berufsgruppe, die ein österreichisches 
Spezifikum darstellt, bereits wenige Tage später in 
der Staatsministerialverordnung vom 11. Dezember 
1860, Z. 36.413 festgelegt und in mehreren Kund-
machungen und Verordnungen der Statthaltereien 
und Landesbehörden veröffentlicht.9

→  Abb. I/3

Die Staatsministerialverordnung sah drei Kate-
gorien von „behördlich autorisirten Privat-Tech-
nikern“ vor: a) „Civil-Ingenieure für alle Baufächer“, 
b) „Architekten“ und c) „Geometer“. Den Zivilinge-
nieuren für alle Baufächer wurden in Paragraf 2 die 
umfangreichsten Befugnisse eingeräumt, darunter 
die Durchführung von geometrischen Messungen, 
Erstellung von Plänen für Hoch- und Tiefbauten, 
Ausführung von Bauten, Schätzungen von Gebäu-
den, wissenschaftliche Untersuchungen zum Thema 
Baukunst sowie Gutachten zu Plänen.10 

Den Architekten wurden diese Befugnisse nur 
für den Bereich Hochbau eingeräumt. Die  Geometer 
waren berechtigt, Messungen, Aufnahmen und 
geometrische Berechnungen durchzuführen, Pläne 
anzufertigen und „innerhalb ihres Fachbereiches 
die im §. 2, f) den Civil-Ingenieuren und Architekten 
im weiteren Umfange eingeräumten Befugnisse 
auszuüben“.11 Es wurde ihnen erlaubt, das Baumeister- 
Gewerbe mit der Befugnis als Zivil-Geometer zu 
kombinieren.12 Die von den Zivilingenieuren für alle 
Baufächer und Architekten erstellten Pläne, Akten 
und Gutachten wurden den Dokumenten staat-
licher Behörden gleichgestellt, das heißt, auf ihrer 
 Grundlage konnten zum Beispiel Baubewilligungen 
erteilt werden.

Voraussetzung für die Erlangung der Befugnis 
waren ein technisches Studium, eine fünfjährige 
 technische Praxis und eine Fachprüfung in prakti-
scher Geome trie, Mechanik und Maschinenlehre, 
Hoch-,  Straßen- und Wasserbaukunde und „den 
dazu gehörigen Hilfswissenschaften“. Die Fach-
prüfungen wurden bei den Landesverwaltungen vor 
einer Kommission, bestehend aus Staatsbeamten, 
Professoren mathematischer und naturwissen-
schaftlicher Fächer sowie praktizierenden Architek-
ten oder Zivilingenieuren, abgelegt. Anwärter für die 
Befugnis eines Zivilingenieurs mussten mindestens 
24 Jahre alt, unbescholten und österreichische 
Staatsbürger13 sein. Nach der erfolgreich absolvier-
ten Fachprüfung und der Ablegung eines Eids wurde 
dem Anwärter die Befugnis erteilt.14 Die Bescheide 
wurden von der zuständigen Landesverwaltung 
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Abb. I/1  Erste Seite des „Vortrages des Ministers des Innern“, in dem der Kaiser die 
 „Grundzüge für die Organisirung des Staatsbaudienstes“ genehmigt, 6. 10. 1860.



Abb. I/2 Paragraf 27 der Staatsministerialverordnung vom 8. Dezember 1860 legte 
 den Grundstein für das „Institut der Civilingenieure“.



Abb. I/3  „Grundzüge zur Einführung von behördlich autorisirten Privat-Technikern“, hier in der Kundmachung der 
 k. k. Statthalterei für Oesterreich ob der Enns und Salzburg, 24. 12. 1860.



Abb. I/4  Der von Mathias Schattauer handschriftlich verfasste Eid für die Erlangung der Befugnis 
 eines behördlich autorisierten Zivilgeometers, 25. 7. 1903.



Abb. I/5  In den Jahren 1866 bis 1922 waren in Salzburg 28 „Privat-Techniker“ verzeichnet.



ausgestellt und ab 1879 in der Zeitschrift „Der Civil-
Techniker“ öffentlich kund gemacht.

→  Abb. I/4

Die niederösterreichische Statthalterei veröffent-
lichte auch die „Tarife“ für die im Auftrag von Be-
hörden erbrachte Arbeit. Jene für Zivilingenieure für 
alle Baufächer und Architekten lagen höher als 
jene für Geometer. So bekamen Erstere „[f]ür eine 
sechsstündige Beschäftigung im Wohnorte eine 
Diät von 7 fl.“, also sieben Gulden, „für eine ganz-
tägige Feldbeschäftigung außer dem Wohnorte 8 fl.“. 
Ein Geometer erhielt für eine achtstündige Beschäf-
tigung vier Gulden, für einen Tag „Feldbeschäftigung 
außer dem Wohnorte“ fünf Gulden.15

Im Jahr 1886 wurde die Berufsgruppe der 
behördlich autorisierten Zivilingenieure per Verord-
nung erweitert und in vier Kategorien aufgeteilt: 
1. „Bau- und Culturingenieure“, 2. „Architekten“, 
3. „Maschinenbau-Ingenieure“, 4. „Geometer und 
Culturtechniker“.16 Für die Befugnis als Kulturtechniker 
mussten die Staatsprüfungen für das „cultur- 
technische Studium“ an der Hochschule für Boden-
kultur nachgewiesen werden.17

I.1.2 
Technische Hochschulen –  

Ausbildungsstätten der Ziviltechniker

Den umfassenden sozialen und wirtschaftlichen 
Entwicklungen in der Zeit der Industralisierung 
folgte auch die Bildungspolitik. Die in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts gegründeten k. k. 
polytechnischen Institute wurden in Technische 
Hochschulen mit akademischem Abschluss 
umgewandelt.18

Somit war die Geschichte der Technischen Hoch-
schulen seit jeher eng mit dem Berufsstand der Zivil-
techniker, sowohl in fachlicher als auch in personeller 
Hinsicht, verbunden. Im österreichischen Teil der 
österreichisch-ungarischen Monarchie19 befanden 
sich in den Städten Wien, Graz, Prag (tschech. Praha), 
Brünn (tschech. Brno) und Lemberg (ukr. Lwiw) 
k. k. polytechnische Institute bzw. Technische Hoch-
schulen. Der große Bedarf und das Interesse an 
technischen Fachkräften zeigen sich in den stark 
wachsenden Hörerzahlen zwischen den Studien-
jahren 1890/91 und 1904/05.

→  Tabelle I/1

Frauen  wurden als ordentliche Hörerinnen erst 
1919/20 an den Technischen Hochschulen zugelas-
sen, allerdings nur soweit sie „ohne Schädigung und 
Beeinträchtigung der männlichen Studierenden nach 
den vorhandenen räumlichen und wissenschaftlichen 

Einrichtungen der einzelnen Hochschulen Platz finden 
können“.20 Ab 1914 konnten sie als a. o. Hörerinnen 
die Fächer für ein Mittelschullehramt besuchen.21 
Ihr Anteil an den Studierenden der Technischen 
Hochschulen blieb gering. Auf dem seit 1918 defi-
nierten österreichischen Staatsgebiet befanden sich 
die Technischen  Hochschulen in den Städten Wien 
und Graz, die für die österreichischen Ziviltechni-
ker:innen bis heute die wichtigsten Ausbildungs-
stätten sind.  Daneben  bildeten auch die Montanis-
tische Hochschule Leoben (gegründet 1840) und 
die Hochschule für Boden kultur in Wien (gegründet 
1872) Ingenieure bestimmter Fächer wie Bergbau 
und Kulturtechnik aus.

Die Technische Hochschule in Wien

Die Technische Hochschule in Wien (TH Wien) wurde 
1815 als „k. k. polytechnisches Institut in Wien“ ge-
gründet und war die größte technische Lehranstalt 
der Habsburgermonarchie. Die Studenten kamen 
überwiegend aus dem nahen Einzugsgebiet, 40 bis 
60 Prozent der Hörer stammten aus den übrigen 
Teilen der Monarchie.22 Die Zahlen zeigen, dass der 
Andrang von Studierenden nach Wien vor allem 
aus den Industriegebieten Böhmen, Mähren und 
Schlesien sowie aus Galizien stetig stieg, obwohl in 
Prag, Brünn (tschech. Brno) und Lemberg (ukr. Lwiw) 
eigene technische Hochschulen existierten.

→  Tabelle I/2

1872 wurde das polytechnische Institut in eine 
Technische Hochschule (TH Wien) umgewandelt 
und die Lehr- und Lernfreiheit eingeführt, was 
bedeutete, dass die Studierenden nun ihre Fächer 
frei wählen konnten und nicht wie bisher an einen 
festgelegten Studienplan gebunden waren.23 Ab 
1878 wurden die 1. und 2. Staatsprüfung obligato-
risch für den Abschluss des Studiums und ab 1917 
die Studien mit dem gesetzlich geschützten Titel 
„Ingenieur“24  abgeschlossen. 1901 erhielten die 
österreichischen Technischen Hochschulen das 
Promotionsrecht,25 die ersten Titel „Dr. techn.“ 
wurden bereits 1902  verliehen.

Der technische Fortschritt, der mit der Industria-
lisierung einherging, hatte zur Folge, dass sich an 
der TH Wien die bestehenden Fachinstitute immer 
mehr auffächerten bzw. spezialisierten und es zur 
Einrichtung zusätzlicher Unterabteilungen kam.26 
Diese Aufsplitterungen spiegelten sich auch in den 
Fachgruppen der Ingenieurkammern wider, deren 
Zahl analog zur Anzahl an Fachstudien seit Anfang 
des 20. Jahrhundert stetig zunahm und sich auch 
heute in der Vielfalt der Fachgruppen in den Kam-
mern der Ziviltechniker:innen darstellt.

→  Tabelle I/4
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Graz
Wien

Prag
Brünn

Lemberg

Tabelle I/1

Anzahl der Studierenden an österreichischen 
Technischen Hochschulen 1890–1905

Quelle: Österr. Statistisches Handbuch, aus: Rudolf Wurzer, Die Stellung der 
Technischen Hochschule Wien im Ablauf ihrer Geschichte, Wien 1966, 66.

815 174 206

585

902

349230

383

546

1.251

1.881

2.488

1890/91

1895/96

1900/01 

1904/05

Jede Figur steht für 50 Personen.

Technische 
Hochschule     Wien                 Graz         Prag     

(deutsch)



78

380 188 149

711

1.065

360

431

631

1.262

1.903

304275720

   Prag            Brünn      Brünn      Lemberg
(deutsch)(böhmisch) (böhmisch)



Oberösterreich
–
6
23
17
79

Tirol
–
9
14
14
74

Salzburg
1
1
3
4
15

Gesamtzahl der 
Studierenden:

1815/16: 45
1829/30: 458
1859/60: 914
1889/90: 744
1909/10: 3.052

Böhmen
4
23
113
80
224

Görz und Gradiska
–
3
2
1
18

Vorarlberg
–
4
3
–
8

Istrien
–
6
3
25
16

Niederösterreich und Wien
31
219
304
286
1.426

Wien

Dalmatien
–
–
6
16
28

Steiermark
1
7
9
11
33

Kärnten
–
10
9
5
42

Krain
–
3
6
6
52

Triest
–
9
6
–
85

Tabelle I/2 

Herkunft der inländischen Studierenden an der 
Technischen Hochschule Wien 1815–1910

Quelle: Joseph Neuwirth, Die k. k. Technische Hochschule in Wien 1815–1915, Wien 1915, 646, zitiert aus: Rudolf Wurzer, Die Stellung 
der Technischen Hochschule Wien im Ablauf ihrer Geschichte, Wien 1966, 53 (fehlerhafte Summen der Quelle wurden geändert).



Mähren
6
66
127
76
252

Schlesien
1
24
33
36
179

Galizien
–
18
65
61
279

Bukowina
–
–
3
7
81

Länder ungarischer Krone
1
50
185
98
144

Bosnien und Herzegowina
–
–
–
1
17

Österreichisch-Ungarische Monarchie, 1914



Die Technische Hochschule in Graz

Die Gründung der Technischen Hochschule in Graz 
(TH Graz) geht auf den 26. November 1811 zurück, 
jenen Tag, an dem Erzherzog Johann seine natur- 
wissenschaftlichen Sammlungen per Schenkung 
dem steirischen Landtag überreichte und damit das 
Joanneum und die TH Graz gründete. Vorerst erfolg te 
der Unterricht in den Fächern Physik, Chemie, 
Astronomie, Mineralogie und Botanik, später folgten 
weitere technische Fächer wie höhere Mathematik, 
Geometrie und Mechanik, eine wichtige Grundlage 
für den Aufbau einer Technischen Hochschule.27 
1864 wurde das Joanneum in Graz zur „Landschaft-

lich Technischen Hochschule am Joanneum“ erhoben 
und entwickelte sich zu einer überregionalen Aus-
bildungsstätte für technische Berufe. 1874 übernahm 
der Staat die Hochschule als „Kaiserlich-königliche 
Technische Hochschule in Graz“ (k. k. Technische 
Hochschule), womit sie aus dem Verantwortungs-
bereich des Kronlandes Herzogtum Steiermark fiel.

Nach und nach erfolgte der Ausbau der TH Graz, 
1890/91 kam zu den bestehenden drei  Fachschulen 
für Ingenieurwesen, Maschinenbau und chemisch- 
technische Berufe noch jene für Hochbau hinzu. 
1890 betrug die Hörerzahl an der TH Graz 178, im 
Jahr 1900 bereits 395, 1913/14 820. 1920/21 waren 
bereits 1.241 Hörer:innen inskribiert.28

I.2 
Gründungsgeschichte der Ingenieurkammern

Abb. I/6 Der „Verein der aut. und beeid. Civil-Ingenieure, 
 Architekten und Geometer“ lädt per Inserat in der 
 „Wiener Zeitung“ zu seiner ersten Generalversammlung, 
 24. 5. 1868.

I.2.1 
Erste Interessenvertretungen 

Ingenieure und Architekten waren lange vor der 
Grün dung der Ingenieurkammern in Interessengrup-
pen organisiert, um ihre Berufsinteressen zu vertre-
ten. Die Bestrebungen gingen aber schon bald dahin, 
eine eigene Standesorganisation zu gründen. Vorbild 
waren Kammern, die im Gefolge der Revolution von 
1848 errichtet worden waren, wie zum Beispiel die 
Rechtsanwaltskammer (gegründet 1849).29

Die mitgliederstärkste Interessenvertretung war 
der 1848 gegründete „Österreichische Ingenieur- 
Verein“. Ursprünglich war dieser nur den Ingenieuren 
zugänglich, ab 1864 wurden auch Architekten auf-
genommen und der Name auf „Österreichischer 

Ingenieur- und Architekten-Verein“ geändert. Die 
Mitgliedschaft war freiwillig, es wurde ein eigenes 
Fachblatt, die „Zeitschrift des österreichischen 
 Ingenieur- und Architekten-Vereines“, herausge-
geben. Im Jahr 1864 zählte der Verein 750 Mitglieder, 
1866 war die Zahl auf 836 angestiegen.30

Ab 1868 gründeten die Zivilingenieure zudem 
Vereine, die die Gründung von Ingenieurkammern 
zum Ziel hatten. Am 4. Juni 1868 lud der „Verein der 
aut. und beeid. Civil-Ingenieure, Architekten und 
Geometer“ in Wien zur ersten Generalversammlung, 
einziger Punkt der Tagesordnung war die „Constitu-
ierung der Ingenieur-Kammer“.31

→  Abb. I/6

Die Mitgliedschaft in dem Verein, der sich auch 
als „Niederösterreichische Ingenieur-Kammer zu 
Wien“ bezeichnete, war freiwillig, die jährlichen 
General versammlungen fanden in den Räumlich-
keiten des „Österreichischen Ingenieur- und 
Architekten- Vereines“ in Wien statt, was die Nähe 
der beiden Organisationen verdeutlicht. 1887 wurde 
der Name auf „Verein der beh. aut. Civil-Techniker 
Nieder österreichs“ geändert. Auch in anderen 
Teilen der Monar chie wurden solche Vorformen von 
Ingenieur kammern gegründet, enger Austausch 
wurde  gepflegt mit dem böhmischen („Verein der 
beh. aut. Civil-Ingenieure, Architekten und Geo-
meter  Böhmens“ mit Sitz in Prag) und dem mäh-
rischen Verein („Verein der behördlich autorisirten 
Civil- Ingenieure, Architekten und Geometer im 
Kron lande Mähren“ mit Sitz in Brünn), weiters m it 
dem  galizischen Kammerverein (gegründet 1880 
mit Sitz in Lemberg). Der Austausch der „Kammern“ 
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Abb. I/7 Die erste Ausgabe der Zeitschrift „Der Civil-Techniker“ eröffnet mit dem Beitrag „Unsere Ziele!“, 1. 1. 1879.



erfolgte in Jahreshauptversammlungen, die an 
wechselnden Orten stattfanden.32 Die niederöster-
reichische „ Ingenieur-Kammer“ agierte zeitweise 
als „Central-Ausschuss“ und legte unter anderem 
1879 ein Gesamtverzeichnis aller behördlich autori-
sierten Zivilingenieure Österreichs an. Sie forderte 
alle Zivil ingenieure der Monarchie auf, Änderungen 
des Standes, der Adresse etc. sowohl ihrer zustän-
digen „Landes-Ingenieur-Kammer“ als auch der 
„n.ö.  Ingenieur-Kammer“ als zentraler Verwaltung 
der Mitgliederliste bekannt zu geben.33

Die „n.ö. Ingenieur-Kammer zu Wien“ gab von 
1879 bis 1914 die Zeitschrift „Der Civil-Techniker“ 
heraus.34 Diese erschien zwei Mal im Monat und wurde 
an alle Vereinsmitglieder versandt. Ab 1883 erschien 
sie für einige Jahre sogar wöchentlich, ab 1886 
wieder vierzehntäglich und schließlich von 1898 bis 
zu ihrer Einstellung 1914 nur mehr ein Mal im Monat.

In der ersten Ausgabe vom 1. Jänner 1879 hieß 
es: „Wir wollen gekannt sein und den gesetzlichen 
Bestimmungen gemäss verwendet werden!“35 Man 
wollte die Konkurrenz mit „Pseudo-Technikern“ auf-
nehmen und dafür sorgen, dass das Wirken, Können 
und Wollen des Berufsstandes „Verbreitung und 
wohl wollende Anerkennung“ finde. Zu diesem Zweck 
müsse jeder Einzelne „aus der den Techniker kenn-
zeichnenden Reserve heraustreten und auch an dem 
öffentlichen Leben theilnehmen“.36 Standespolitische 
und fach liche Informationen der Mitglieder über 
geplante Bauprojekte, Bauordnungen, Personal-
nachrichten zu neuen Befugnissen etc. sollten den 
Zusammenhalt der Zivilingenieure fördern.37

→  Abb. I/7

Berichte aus allen Landesteilen der Monarchie 
geben Einblick in die Bemühungen der „Ingenieur-
Kammern“, Zivilingenieure von der Notwendigkeit 
des Beitritts in den Verein zu überzeugen und eine 

geschlossene Orga nisation aufzubauen. So berichtete 
in der Ausgabe vom 15. Jänner 1879 die „böhmische 
Ingenieur- Kammer“ über einen Beschluss in der 
Sitzung vom 22. Dezember 1878, dass Zivilingenieure, 
die bisher nicht beigetreten waren, zum Vereins -
beitritt auf zufordern seien und dass sie etwaige 
Änderungen ihrer Befugnis sofort dem Verein der 
„Ingenieur- Kammer“ bekannt zu geben haben.38

Doch die privaten Vereine genügten den Zivil-
ingenieuren bald nicht mehr: Sie pochten immer 
stärker auf eine gesetzliche Regelung und Schaf-
fung einer behördlichen Standesvertretung.

Ein Delegiertentreffen zu 50 Jahre 
Zivilingenieurwesen als Weichenstellung (1910)

Am 8. Dezember 1910 kamen in Wien Delegierte der 
noch in der Rechtsform von Vereinen agierenden 
„Ingenieur-Kammern“ aus allen Teilen der Monarchie 
zusammen, um gemeinsam das 50-jährige Bestehen 
der Berufsgruppe der Zivilingenieure seit 1860 zu 
feiern. Es nahmen Delegierte der „Niederösterreichi-
schen Ingenieur-Kammer zu Wien“, der „Galizischen 
Ingenieur-Kammer“, der „Ingenieur-Kammer im 
Königreiche Böhmen“, der „Mährischen Ingenieur-
Kammer“, der „Südösterreichischen Ingenieur- 
Kammer“39 und viele Vertreter anderer berufsständi-
scher Vereine teil.40

In den Reden der Festveranstaltung wurden die 
Anliegen der Zivilingenieure bekräftigt, die vor allem 
die Neuordnung der „Ingenieur-Kammern“ zum 
Ziel hatten. Mit „Neuordnung“ war die langjährige 
Forderung gemeint, die als Vereine organisierten 
„Ingenieur-Kammern“ in Körperschaften öffentlichen 
Rechts, mit Selbstverwaltung und Pflichtmitglied-
schaft, umzuwandeln. Die Erfüllung dieser Forderung 
ließ jedoch noch einige Jahre auf sich warten. Wie 
aus der Dokumentation der Delegierten-Versammlung 
hervorgeht, wurde den „beh. aut. Privattechni kern“ 
1910 immerhin das Recht eingeräumt, den kaiser-
lichen Adler im Siegel zu verwenden, was einen ersten 
Schritt in die erwünschte Richtung bedeutete. In der 

Abb. I/8 Stempel und Siegel des Zivilarchitekten Leo Steinitz 
 als Mustervorlage für die Vereinsmitglieder der 
 „Ingenieurkammern“ in der Zeitschrift „Zentral-Organ 
 der behördlich autorisierten Ziviltechniker“, 1. 1. 1911.
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Zeitschrift „Der Civil-Techniker“ wurde ein Muster 
für Stempel und Siegel veröffentlicht.

→  Abb. I/8

I.2.2 
Errichtung der Ingenieurkammern (1913)

1913 war es endlich so weit, das Gesetz vom 2. Jänner 
1913, betreffend die Errichtung von Ingenieurkam-
mern, legte in Paragraf 1 fest: „Zum Zwecke der Ver-
tretung des Standes der behördlich autorisierten 
Privattechniker und Bergbauingenieure, zur Förde-
rung der Interessen und zur Wahrung der Standes-
ehre dieser Berufskreise werden Ingenieurkammern 
errichtet“.41 Das Ministerium für öffentliche Arbeiten, 
das Ministerium für Inneres und das Justizministe-
rium wurden mit dem Vollzug des Gesetzes betraut.42 
Die Bezeichnung „Ingenieurkammer“ war nun dieser 
neuen Einrichtung vorbehalten.

→  Abb. I/9

Das Gesetz sah eine Pflichtmitgliedschaft vor und 
regelte unter anderem die Organisation und Zu-
sammensetzung der Ingenieurkammern sowie die 
Wahl der Vorstände. Insbesondere aber räumte der 
Gesetzgeber den Kammervorständen das Recht 
ein, die Standesinteressen der Privattechniker und 
Bergbauingenieure den Landesbehörden sowie den 
Minis  terien gegenüber zu vertreten und in Fragen 
unter anderem der Prüfungsmodalitäten, Berechti-
gungen und Befugnisse gehört zu werden. Um- 
gekehrt waren die Ingenieurkammern verpflichtet, 
den Behörden auf Verlangen Gutachten und Stel-
lungnahmen abzugeben.

→  Abb. I/10

Aufsichtsbehörden der Kammern waren die zu-
ständigen politischen Landesbehörden, bei landes-
überschreitendem Kammersprengel war der Sitz des 
Kammervorstandes ausschlaggebend. Die Landes-
behörde war berechtigt, in die Geschäftsführung der 
Kammer Einsicht zu nehmen und zu den jährlichen 
Vollversammlungen einen Vertreter zu entsenden. 
Sie hatte auch das Recht, bei vorschriftswidrigem 
Handeln der Kammern einzuschreiten, den Kammer-
vorstand aufzulösen und Neuwahlen anzuordnen. 
Gegen Entscheidungen der Landesbehörden konnten 
die Kammern beim Ministerium für öffentliche Arbei-
ten berufen.43 An das Gesetz anschließende Durch-
führungsbestimmungen legten genaue Modalitäten 
für jeden einzelnen Sprengel fest, wie die Anzahl 
der Vorstandsmitglieder und dessen Zusammen-
setzung nach Berufsgruppen oder den Sitz der je-
weiligen  Kammer etc.44

→  Abb. I/11

Die Gründung von Ingenieurkammern erfolgte 
1913 und 1914 nach Durchführungsbestimmungen 
in allen Kronländern der Monarchie. Die folgende 
Auflistung gibt einen Überblick über die Zahl und 
Verteilung über das gesamte Gebiet der Monarchie.45

Ingenieurkammer
– für das Erzherzogtum unter der Enns, Wien
– für das Erzherzogtum ob der Enns und 
 Herzogtum Salzburg, Linz
– für die gefürstete Grafschaft Tirol und 
 Land Vorarlberg, Innsbruck
– für die Herzogtümer Steiermark und 
 Kärnten, Graz
– für die Markgrafschaft Mähren, Brünn
– für das Königreich Galizien und Lodomerien 
 und Großherzogtum Krakau, Lemberg
– für das Herzogtum Bukowina, Czernowitz
– für das Königreich Dalmatien, Herzogtum Krain, 

Markgrafschaft Istrien, die gefürstete Grafschaft 
Görz und Gradiska und die Stadt Triest,46 Triest

– für das Königreich Böhmen, Prag (böhmische 
Sektion) und Teplitz-Schönau (deutsche Sektion)47

Ingenieurkammer für 
das Erzherzogtum Österreich 

unter der Enns, Wien

Die Ingenieurkammer für das Erzherzogtum Öster-
reich unter der Enns mit Sitz in Wien wurde am 
16. September 1913 gegründet,48 der Vorstand be-
stand aus 15 Mitgliedern. Erster Präsident wurde 
Rudolf Mayreder (1864–1937), Zivilingenieur für Bau-
wesen und Zivilgeometer, das Amt des ersten Vize-
präsidenten übernahm Rudolf Saliger (1873–1958), 
Zivilingenieur für Bauwesen und Hochschulprofessor 
an der TH Wien.

Rudolf Mayreder, geboren am 5. März 1864 in 
Wien, war Techniker und Bauunternehmer und hatte 
Bau ingenieurwesen an der Technischen Hochschule 
Wien studiert.49 Zunächst in der Baufirma P. Kraus 
tätig, machte er sich bald als Zivilingenieur für das 
Bauwesen und als Zivilgeometer selbstständig. 
Rudolf Mayreder war im Eisenbahn-, Straßen- und 
Brücken bau tätig, er war am Bau der Bahn zwischen 
Görz, St. Andrä und Triest beteiligt, plante eine Bahn-
trasse durch die Wachau und nahm als Gesellschafter 
der Firma P. Kraus am Bau der Zweiten Wiener 
Hochquellenwasserleitung teil. Er leistete einen we-
sentlichen Beitrag zur Entwicklung des Stahlbeton-
brückenbaues und moderner Straßenbeläge.

Mayreder war Gründungsmitglied der Ingenieur-
kammer für das Erzherzogtum Österreich unter der 
Enns und deren erster Präsident von 1913 bis 1918.50 
Er betätigte sich auch in der kommunalen Politik, 
1895 wurde er in den Wiener Gemeinderat gewählt 
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Abb. I/9  Mit dem Gesetz vom 2. Jänner 1913 wird die Errichtung österreichischer Ingenieurkammern verordnet.



Abb. I/10  Das von der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland ausgestellte Gutachten 
 zur Anrechenbarkeit der Praxiszeit von Viktor Beer, undatiert.



Abb. I/11  Die Bestimmungen zur Errichtung der vier österreichischen Ingenieurkammern werden 
 im „Zentral-Organ“ veröffentlicht, 1. 7. 1913.



und war dort für die Belange der Stadtplanung zu-
ständig. In seiner Amtszeit von 1895 bis 1901 wurden 
die Wiener Verkehrsanlagen ausgebaut und die 
Straßenbahnen elektrifiziert sowie neue Gas- und 
E-Werke errichtet. 1896 wurde Mayreder in den Reichs- 
rat gewählt. Rudolf Mayreder starb 1937 in Wien.

→  Abb. I/12

Rudolf Saliger, geboren 1873 in Spachendorf 
(tschech. Leskovec nad Moravicí), besuchte die 
Rea lschule in Troppau (tschech. Opava).51 Von 1891 
bis 1898 studierte er Bauingenieurwesen an der 
Technischen Hochschule in Wien. Saliger war bei 
der Südbahn gesellschaft und als Brückenbau- 
Ingenieur bei der Statthalterei in Linz beschäftigt, 
weitere  Stationen seiner Berufslaufbahn waren 
Unternehmen in Deutsch land und Lehrtätigkeiten an 
 Baugewerkschulen in Posen und Kassel. Er lehrte 
an der TH Berlin, Braunschweig, Prag und Dresden, 
bevor er 1910 an die TH Wien berufen wurde, wo 
er bis 1933 als ordentlicher Professor für allgemeine 
und angewandte Mechanik lehrte. Daneben war er 
von 1927 bis 1934 Bauberater der Gemeinde Wien. 
Nach dem „Anschluss“ 1938 übernahm er nach der 

Entlassung des bisherigen Rektors der Technischen 
Hochschule Wien Karl Holey dessen Funktion, die 
er bis zu seiner Emeritierung 1939 innehatte. Das 
nationalsozialistische Regime begrüßte er, und er 
hatte wesentlichen Einfluss auf die Nazifizierung der 
TH Wien und die Benachteiligung von jüdischen und 
sozialdemokratischen Studierenden. 1940 wurde 
er in die NSDAP aufgenommen, nach 1945 wurde 
Saliger als „minderbelastet“ eingestuft. Rudolf Saliger 
war Pionier des Eisenbetonbaues, in Wien wirkte er 
unter anderem beim Bau der Kuppel der israeliti-
schen Zeremonienhalle am Zentralfriedhof (1927), 
des Praterstadions (1929–1931) und des Hochhauses 
in der Herrengasse (1930–1932) mit. Rudolf Saliger 
starb am 30. Mai 1958 in Wien.

Ingenieurkammer für 
die Herzogtümer 

Steiermark und Kärnten, Graz

Die erste Vollversammlung mit Kammerwahl der 
Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten mit 
Sitz in Graz fand am 11. Oktober 1913 statt. Der 
Vorstand bestand aus neun Mitgliedern und drei 
Ersatzmitgliedern. Mehrheitlich stammten diese 
aus der Steiermark, drei Vorstandsmitglieder kamen 
aus Kärnten. Erster Präsident war Hans Dirnböck 
(1875–1913),52 Vizepräsident Kajetan Krischan 
(1860–?),53 beide Zivilingenieure für das Bauwesen 
aus Graz.54

Ingenieurkammer für 
das Erzherzogtum ob der Enns und 

Herzogtum Salzburg, Linz

Die konstituierende Versammlung der Ingenieur-
kammer für Oberösterreich und Salzburg mit Sitz in 
Linz dürfte im Oktober 1913 stattgefunden haben.55 
Laut den Durchführungsbestimmungen von 1913 
waren acht Vorstandsmitglieder vorgeschrieben.56 
Der erste Präsident war Josef Kempf (1855–1924), 
Zivilingenieur für das Bauwesen, der diese Funktion 
bis 1924 innehatte.57

Ingenieurkammer für 
die gefürstete Grafschaft Tirol und 

Land Vorarlberg, Innsbruck

Die Konstituierung der Ingenieurkammer für Tirol 
und Vorarlberg mit Sitz in Innsbruck fand am 
15. Juli 1913 im großen Sitzungssaal des Statthalterei- 
Präsidiums in der Innsbrucker Hofburg statt. 
Der Statthalter Friedrich Graf von Toggenburg be-
glückwünschte die neue Institution und sagte ihr 
seine Unterstützung zu.58 Sie hatte ebenfalls acht 

Abb. I/12 Rudolf Mayreder, Erster Präsident der Ingenieur- 
 kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
 (1913–1918), undatiert.
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Vorstandsmitglieder, Präsident war von 1913 bis 1929 
Rafael (Ritter von) Meinong (1849–1936), Zivilinge-
nieur für Bauwesen.59 Er hatte an der Technischen 
Hochschule in Wien studiert und war als Mitarbeiter 
der Staatsbahn im Eisenbahnbau beschäftigt. Ab 
1902 war er als Zivilingenieur in Innsbruck tätig und 
als solcher an Kraftwerksbauten in Tirol beteiligt.60

→  Abb. I/13

Ziviltechnikerverordnung 
vom 7. Mai 1913

Mit der Gründung der Ingenieurkammern wurde auch 
das Ziviltechnikerwesen neu geregelt. Die entspre-
chende Verordnung des Ministeriums für öffentliche 
Arbeiten vom 7. Mai 1913 erfolgte im Einvernehmen 
mit dem Ministerium des Innern, dem Ministerium für 
Kultus und Unterricht, dem Justiz-, Finanz-, Handels-, 
Eisenbahn- sowie Ackerbauministerium.61 Sie regelte 
ab nun die Belange der Ziviltechniker, wie sie jetzt 

Abb. I/13 Zeitungsmeldung zum altersbedingten Rücktritt von 
 Rafael Meinong als Präsident der Ingenieurkammer 
 für Tirol und Vorarlberg, 1929.

zusammenfassend genannt wurden, hinsichtlich Ein-
teilung der Berufsgruppen, Titel, Berechtigungen, 
Befähigungsnachweise, Betriebsanlagen etc. Die 
Bestimmungen der Verordnung vom 11. Dezember 
1860, Z. 36.413 wurden durch die neue Verordnung 
nicht generell außer Kraft gesetzt und im Anhang 
noch einmal aufgeführt. Gestrichen wurden lediglich 
die Paragrafen 1–4 und 9–11.

Die Einteilung der Ziviltechniker und deren 
Berufstitel erfolgte ab nun in neun statt bisher vier 
Kategorien:

1. Zivilingenieure für das Bauwesen ( Straßen-, 
Wasser-, Brücken-, Eisenbahn- und 
 verwandte Bauten)

2. Zivilingenieure für Architektur und Hochbau
3. Zivilingenieure für Maschinenbau
4. Zivilingenieure für Elektrotechnik
5. Zivilingenieure für Schiffbau und Schiffs-

maschinenbau
6. Zivilingenieure für Kulturtechnik (Boden-

meliorationen, Wasser- und Straßenbauten)
7. Zivilingenieure für Forstwesen
8. Zivilingenieure für technische Chemie
9. Zivilgeometer62

Die Ziviltechnikerverordnung sah auch vor, dass 
bei etwaigen Änderungen der Studienorganisation 
an den Technischen Hochschulen eine Anpassung 
der Kategorien und ihrer Bezeichnungen sowie 
die Einführung neuer Kategorien von Ziviltechnikern 
„nach Anhörung der Ingenieurkammern“ vorgenom-
men werden können.63

Die seit 1860 geltenden Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Befugnis wie die Absolvierung 
eines technischen Hochschulstudiums, Praxis 
im vorgeschriebenen Ausmaß64 und das Ablegen 
einer Fachprüfung in mehreren Fächern wurden 
1913 übernommen. Neu waren die Fächer, die 
geprüft wurden: Volkswirtschaftslehre, öster- 
reichisches  Verwaltungsrecht sowie Gesetze und 
Verordnungen des jeweiligen Fachgebietes der 
Befugnis. Die Prüfungskommissionen wurden von 
den zuständigen politischen Landesbehörden in 
Bundesländern mit einer technischen Hochschule 
nominiert, sie bestanden aus dem Vorstand des 
Staatsbaudienstes bzw. seinem Stellvertreter, der 
den Vorsitz führte, einem Professor für Volkswirt- 
schaftslehre sowie  Verwaltungsrecht, der an einer 
technischen Hochschule lehrte, und drei Prüfern 
für Gesetze und  Verordnungen aus dem Fachgebiet 
des Kandidaten, und zwar einem höheren staat-
lichen technischen Beamten, einem seine Befugnis 
ausübenden Ziviltechniker auf Vorschlag der 
Ingenieurkammer und einem Professor oder Dozent 
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einer technischen Hochschule für das betreffende 
Fach, der auch  Ziviltechniker sein sollte. Die Mit-
glieder der Prüfungskommission wurden für fünf 
Jahre bestellt.65

Die Fachprüfung („Ziviltechniker-Prüfung“) 
konnte in bestimmten Fällen entfallen, zum Beispiel 
für Bewerber, die bereits eine Prüfung für den 
Staatsdienst abgelegt hatten, oder für Professoren 
und Dozenten an Technischen Hochschulen, die 
praktische Fächer unterrichteten.66 Neu war, dass 
die Unvereinbarkeit einer Ziviltechniker-Befugnis 
mit einem Staatsamt für Hochschullehrer aufge- 
hoben wurde.67

Erster Weltkrieg

Ein Jahr später brach der Erste Weltkrieg aus, der 
nicht nur das Ende der deutschen, österreichischen 
und russischen Monarchie einläutete, sondern auch 
als erster industrialisierter Krieg gilt. Die österrei-
chischen Zivilingenieure wurden ihrer Ausbildung 
entsprechend in militärisch-technischen Bereichen 
eingesetzt.

Ein Beispiel dafür ist der Unternehmer Siegmund 
Defris (1877–1946), Zivilingenieur für  Maschinenbau 
und Elektrotechnik. Er wurde im Juli 1914 in das 
k. k. Heer einberufen. Sein Betrieb, eine Fabrik für 
elektrotechnische Geräte und Maschinen, wurde 
als kriegswichtig eingestuft und versorgte das Heer 
mit elektronischer Ausrüstung und elektrischen 
Maschinen wie Elektrozügen.68 1916 wurde Defris 
zum Hauptmann befördert, er war Gruppenkom-
mandant der Elektro nischen Ersatz-Division in Wien 
und erhielt zahl reiche Auszeichnungen, darunter das 
Ritterkreuz des Franz-Joseph-Ordens, das Militär- 
verdienstkreuz und die bronzene Militärverdienst-
medaille.69 Wie er bezeichneten sich viele Ziviltech-
niker als patriotisch und kaisertreu. Diejenigen, die 
ab 1938 als jüdisch verfolgt wurden, beriefen sich 
auf ihren Kriegsdienst, um ihre Zugehörigkeit zum 
österreichischen Staat zu betonen. Auch Defris wurde 
nach dem „ Anschluss“ Österreichs an das Deutsche 
Reich als jüdisch verfolgt und musste seine Heimat 
verlassen (→  S. 148).

→  Abb. I/14

Die Ingenieurkammern setzten sich auch wäh-
rend des Krieges weiter für die Interessen der Zivil-
ingenieure ein. Ingenieure, die im Militärdienst als 
Techniker eingesetzt waren, konnten sich diesen 
bei ihrem Ansuchen um die Befugnis als Zivilingeni-
eur als Praxiszeit anrechnen lassen. Auch Beamten, 
die als Kriegsinvalide aus dem Staatsdienst 
 ausschieden, wurden 1916 Erleichterungen zur Ab-
legung der Ziviltechniker-Prüfung eingeräumt, unter 
anderem wurde die vorgeschriebene Praxiszeit 
verkürzt, und allgemeine, nicht fachbezogene Prü-
fungen wurden ihnen erlassen.70

1917 wurde eine langjährige Forderung der 
 Kammern und des Österreichischen Ingenieurs- und 
Architek ten-Vereines nach einer Regelung des Titels 
„Inge nieur“ umgesetzt,71 der nun den akademisch 
ausgebildeten Technikern nach Ablegung von zwei 
Staatsprüfungen und bestimmten praktischen beruf-
lichen Erfahrungen vorbehalten war. Professoren und 
Absolventen technischer Hochschulen hatten das 
schon lange gefordert.72 Auch spezifische technische 
Ausbildungen im Militärdienst wie ein Artilleriekurs 
berechtigten zum Führen des Ingenieur-Titels. Für 
beamtete Techniker in den Ministerien wurde der Titel 
„Kommissär“ anstatt „Ingenieur“ eingeführt.73

Abb. I/14 Siegmund Defris, 
 ca. 1916.
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I.3 
Die Ingenieurkammern in der Ersten Republik 

1918 endete der Erste Weltkrieg mit einem Waffen-
stillstand, am 12. November 1918 wurde die Erste 
Republik ausgerufen, und damit war die Monarchie 
Geschichte. Das kleine Land, das die Republik Öster-
reich nun darstellte, hatte von Beginn an mit wirt-
schaftlichen und sozialen Krisen zu kämpfen, war es 
doch jetzt von den Wirtschaftsräumen abgeschnit-
ten, die in der Monarchie regen Austausch von Roh-
stoffen und Arbeitskräften betrieben hatten. Hohe 
Inflation und Arbeitslosigkeit bestimmten die ersten 
Nachkriegsjahre.74

Auch die Situation für Ziviltechniker war schlecht, 
die Erwartung auf eine führende Rolle der Techniker 
beim Wiederaufbau des kleinen Landes erfüllte sich 
nicht. An der Technischen  Hochschule in Wien sorgte 
man sich 1923 um das Auskommen der Absolvent:in-
nen und riet sogar von einem Studium ab.75 Für die 
Organisation der Ingenieurkammern bedeutete das 
Ende der Monarchie eine große Änderung, da nur 
mehr vier Ingenieurkammern in die Zuständigkeit 
des neuen Österreich fielen:

Ingenieurkammer für
– Wien, Niederösterreich und Burgenland, Wien
– Oberösterreich und Salzburg, Linz
– Steiermark und Kärnten, Graz
– Tirol und Vorarlberg, Innsbruck

I.3.1 
Novellen der Ziviltechnikerverordnung 

in der Zwischenkriegszeit

Reform der Fachstudien und 
Aufspaltung der Kategorien (1925)

Die Gesetze und Verordnungen aus den Zeiten 
der Monarchie zu Ingenieurkammern, Ziviltechnikern 
und dem Führen des Staatswappens in deren 
Siegel76  behielten vorerst ihre Gültigkeit.77 Erst 1925 
 wurden wesentliche Abänderungen vorgenommen, 
die vor allem die Fachgruppe der Architekten be-
trafen.  An die Stelle der Befugnis eines „Zivilinge-
nieurs für Architektur und Hochbau“ traten zwei 
neue, jene des „ Zivilarchitekten“, der nur planen und 
überwachen, aber nicht ausführen durfte, und jene 
des „Zivilingenieurs für Hochbau“, der dieses Recht 
behielt.78 Der Zivilarchitekt war somit nur mehr 
Planer, nicht mehr ausführender Hochbauingenieur, 
eine Änderung, die von den meisten Architekten 
begrüßt wurde.79

Seit 1886 wurde für die Befugnis eines Architekten 
die Absolvierung einer inländischen Technischen 
Hochschule vorausgesetzt.80 Da in die Architektur-
Meisterklasse an der Akademie der bildenden  Künste 
nur Absolventen der technischen Hochschulen 
 z u gelassen waren, traf die Voraussetzung zur Erlan-
gung der Architektenbefugnis auch bei den Absol-
venten der Meisterklasse zu. Doch durch die lange 
Ausbildungszeit hatte die Akademie mit sinkenden 
Studierendenzahlen zu kämpfen und begann, die 
Vorschriften zu umgehen. Immer mehr „Absolventen 
von Baugewerbeschulen und Werkmeisterschulen 
wurden aufgenommen, was zu einer Abwertung der 
Architekturausbildung an der Akademie“81 führte. 
Dies führte auch dazu, dass immer mehr Architektur-
absolventen der Akademie der Zugang zur Befugnis 
eines behördlich autorisierten Privattechnikers 
verwehrt blieb, da ihnen der Abschluss eines techni-
schen Hochschulstudiums fehlte.82

Sowohl dieser Umstand als auch die unübersicht- 
liche Situation der Schulen, die „Architekten ver-
schiedener Grade“83 ausbildeten (Architekturschulen 
an den technischen Hochschulen, die Akademie 
der bildenden Künste, Baugewerbeschulen sowie 
Kunstgewerbeschulen), begründeten den Beginn 
einer Studienreform, die die Ausbildung der Archi-
tekten neu regeln sollte. Diese wurde maßgeblich 
von Siegfried Theiss (→  S. 90) als Referenten für die 
Technische Hochschule und Peter Behrens, dem 
Leiter der Meisterschule der Akademie, vorangetrie-
ben. Ziel war eine Gleichstellung der künstlerischen 
Ausbildung an den Technischen Hochschulen und 
der Akademie der bildenden Künste.84 Die Einigung 
gelang 1923 durch die „Errichtung von Meister- 
schulen für Architektur und eines kunsthistorischen 
Seminars“85 an den Technischen Hochschulen, die 
mit dem BGBl. Nr. 591/192386 gesetzlich verankert 
wurde. Mit der Reform der Fachstudien war ein 
wichtiges Fundament für eine geregelte Architekten - 
ausbildung gelegt. 

Die mit dem Gesetz von 1925 verbundene Auf-
teilung der Ziviltechniker-Befugnisse in planende 
Zivilarchitekten und ausführende Zivilingenieure für 
Hochbau wurde in den einzelnen österreichischen 
Länderkammern heftig diskutiert, wobei der Berufs-
schutz im Vordergrund stand.87 Die Gegner dieser 
Teilung befürchteten eine Schwächung der Kammer 
insgesamt, wenn die einzelnen Sektionen nur auf 
ihre Interessen bedacht wären. Auch die Länder-
kammern untereinander waren sich nicht einig: 
„Die Schwesterkammer Linz betonte, daß die Einheit 
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Abb. I/15 Mit 1. März 1927 hatten die vier österreichischen Ingenieurkammern 800 Mitglieder.



der Kammer unbedingt zu wahren sei. Es wäre zwi-
schen den Wünschen der verschiedenen Gruppen 
ein Ausgleich zu suchen, der niemandem etwas von 
seinen Rechten nimmt, dabei jedoch für die Zivil-
techniker Neuland erobert.“88 Der Präsident der 
Ingenieurkammer für Oberösterreich und Salzburg 
Hans  Schachermeyr89 (1885–1959) sprach sich 
im April 1928 bei der II. Delegiertenkonferenz sämt-
licher  österreichischer Ingenieurkammern dafür 
aus, dass die einzelnen Kammern das Recht haben 
sollten, Sektionen zu bilden, und schlug drei Grup-
pen vor:

1. Zivilingenieure, die sowohl ausführend als 
auch beratend tätig sein wollen,

2. Zivilingenieure, die auf das Recht der Aus-
führung verzichten und nur beratend tätig 
sein wollen, und

3. Zivilingenieure, die in einem Angestelltenver-
hältnis stehen und ihre Befugnis nur im 
Rahmen des Unternehmens ausüben, wobei 
die Beratung Dritter ausgeschlossen ist.90

Angesichts der vielen ähnlichen Tätigkeiten, die 
gewerbliche Berufe übernommen hatten, erschien 
der Fokus der Ziviltechniker auf Beratung und 
Planung sinnvoll. Bei der III. Delegiertenkonferenz 
im Februar 1929 einigte man sich darauf, dass eine 
Änderung der Ziviltechnikerverordnung angestrebt 
werden sollte und die Ziviltechniker, die nur beratend 
tätig waren, innerhalb der Kammern eine eigene 
Gruppe bilden sollten.91

Sektionierung der Kammern (1930)

Die Einteilung der Ziviltechniker in zwei Sektionen, 
jene der „Beratenden“ und jene der „Durchführenden“, 
wurde schließlich mit der Verordnung vom 16. April 
193092 auch gesetzlich geregelt und als Abänderung 
zum Ziviltechnikergesetz von 1913 erlassen.

Sie legte die von den Kammern geforderte Ein-
teilung in zwei Sektio nen folgendermaßen fest: 
„Der einen Sektion gehören alle Zivilarchitekten, 
Zivilgeometer sowie diejenigen Zivilingenieure und 
behördlich autorisierten Bergbauingenieure an, 
die die ihnen […] zustehenden Berechtigungen aus-
schließlich in mündlich, schriftlich oder zeichnerisch 
beratender Tätigkeit ausüben (Sektion der Zivil- 
und Bergbau-Ingenieurkonsulenten, Zivilarchitekten 
und Zivilgeometer), der anderen Sektion die übri-
gen Mitglieder der Ingenieurkammer (Allgemeine 
Sektion).“93 Die Ingenieurkammer für Wien, Nieder-
österreich und Burgenland sowie jene für Ober-
österreich und Salzburg übernahmen bereits 1930 
die Einteilung in zwei Sektionen, 1931 folgte auch 
die Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten.94 
Die Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg war 

vorerst gegen die Einteilung in Sektionen,95 sie hatte 
auch die geringste Mitgliederzahl, und daher war 
die Notwendigkeit nicht gegeben. Im Jahr 1929 
waren es gerade mal 56 Mitglieder, davon 24 Zivil-
ingenieure für Bauwesen, 15 Zivilgeometer, vier 
 Zivilingenieure für Architektur und Hochbau und drei 
Zivilarchitekten.96

Neu geregelt wurden in der Verordnung von 
1930 auch die Statuten der Ingenieurkammern, 
insbesondere hinsichtlich der Pflichten und  Rechte 
der Sektionsvorstände. Analog zur Leitung der 
jeweiligen Ingenieurkammer hatte nun auch jede 
Sektion einen Präsidenten und zwei Sektions- 
vizepräsidenten, wobei eine Person gleichzeitig zwei 
Funktionen innehaben konnte. So war unter anderem 
Zivilarchitekt Siegfried Theiss97 (1882–1963) im 
Jahr 1935 gleichzeitig Wiener Kammervizepräsident 
und Sektionsvizepräsident der Sektion der Zivil- 
und Bergbau-Ingenieurkonsulenten, Zivilarchitekten 
und  Zivilgeometer. Angelegenheiten, die nur einen 
Teil der Mitglieder betrafen, konnten damit in den 
zuständi gen Sektionen beraten und abgehandelt 
werden.

Die Ingenieurkammern vertraten weiterhin ge-
schlossen die gemeinsamen Interessen beider 
Sektionen und waren für Gutachten, wirtschaftliche 
 Angelegenheiten der Kammer, Standesansehen 
etc. zuständig. Sie konnten zum Beispiel gegen eine 
Befugniserteilung Einspruch erheben, wenn sie 
der Ansicht waren, dass diese dem Ansehen des 
Berufsstandes der Ziviltechniker schaden könnte. 
Dies war aber nicht immer erfolgreich, wie ein Fall in 
Kärnten aus dem Jahr 1933 zeigt. Andreas Ribitsch 
(1901–1967) wurde von der Landesregierung die 
Befugnis zum Zivilingenieur für Hochbau erteilt, ob-
wohl das Gutachten der Kammer negativ ausgefallen 
war. Gegen Ribitsch lief ein Strafverfahren wegen 
unsachgemäßer Ausführung seiner Arbeit. Die Inge-
nieurkammer erhob beim Ministerium für Handel und 
Verkehr98 Einspruch.99 Dieser Einspruch blieb erfolg-
los, und Ribitsch wurde die Befugnis erteilt.100

I.3.2 
Ziviltechniker in der 

Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur

Die Ausschaltung des Parlaments durch Bundes-
kanzler Engelbert Dollfuß 1933, der Bürgerkrieg 
1934, dessen Folgen und das Verbot der sozialdemo-
kratischen, kommunistischen sowie der national-
sozialistischen Parteien bedeuteten tiefe Einschnitte 
für die Bevölkerung. Die politisch und wirtschaftlich 
labile Situation war gezeichnet vom ideologischen 
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Kampf der Politik, in dem die NSDAP auch in Öster-
reich immer mehr Anhänger gewinnen konnte. Auch 
im Kreis der Ziviltechniker fanden sich glühende 
 Anhänger des Nationalsozialismus, die der NSDAP 
vor 1933 oder in der sogenannten „illegalen“ Zeit 
beitraten (→  S. 92). Der Konflikt zwischen Austro-
faschismus und Nationalsozialismus zeichnet sich 
auch in der Geschichte der Ingenieurkammern ab.

Als 1935 anlässlich der 75-Jahr-Feier des Zivil-
techniker wesens Auszeichnungen vergeben wurden, 
sind die von den Kammern vorgeschlagenen Kan- 
didaten sicherheitspolizeilich geprüft worden. 
In diesem Zusammenhang wurde dem  Präsidenten 
der Ingenieurkammer in Innsbruck Karl Emmerich 
Nowak (1889–1954)101 Nähe zur NSDAP vorgeworfen. 
Dies führte so weit, dass dem Landeshauptmann 
von Tirol vorgeschlagen wurde, er solle ihn aus der 
Kammerfunktion entlassen. Das lehnte dieser jedoch 
ab, weil Nowak zwar großdeutscher Gesinnung, 
aber nicht Mitglied der verbotenen NSDAP sei. Eine 
Auszeichnung lehnte jedoch auch er ab mit der 
Begründung, dass „Ing. Nowak seiner inneren Ein-
stellung nach zum Mindesten mit einer gewissen 
Reserve den heutigen Österreich gegenüber-
steht“.102 Wie dieses Beispiel verdeutlicht, lag die 
Beurteilung über die politische Gesinnung der 
Kammerfunktionäre bei den Behörden und nicht 
innerhalb der Kammer-Organisation.

In der Zeit der Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur 
war es von Vorteil, in der Einheitspartei der Vater-
ländischen Front103 aktiv tätig zu sein. Die Kammern 
versuchten auch in diesem politischen System, ihre 
staatstragende Rolle zu behaupten, und erwarteten, 
„daß die künftige ständische Verfassung auf eine 
angemessene Vertretung der Ziviltechniker, entspre-
chend ihrer Bedeutung für die Gesamtwirtschaft, 
und die Kultur des Staates und der Länder Rücksicht 
nehmen wird“.104 Zu der in der Verfassung von 1934105 
proklamierten „ständischen Ordnung“ ist es aber nicht 
 gekommen. Wirtschaftskrise, hohe Arbeitslosigkeit 
und die politische Entwicklung seit dem Juli-Abkom-
men mit dem nationalsozialistischen Deutschland 
stellten bereits die Weichen in Richtung „Anschluss“.106

Trotz der knappen Regierungszeit von nur vier 
Jahren wurden in der Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur 
noch zwei Verordnungen erlassen, die die Zivil-
techniker verordnung vom 7. Mai 1913 abänderten 
und eine weitere Differenzierung der Kategorien von 
Ziviltechnikern vorsahen.

„Prominenten-Paragraf“ und 
erleichterter Zugang (1937)

Mit der Verordnung Nr. 61/1937107 vom 2. März 1937 
wurde die Einteilung der Ziviltechniker in drei 

Katego rien festgelegt, die ab nun folgendermaßen 
anzuführen waren: a) Architekten, b) Ingenieurkon - 
su lenten sowie c) Zivilingenieure.108 Eine wichtige 
Änderung mit weitreichenden Folgen vor allem für 
die Architekt:innen brachten die neuen Bestimmun-
gen, die den Zugang zur Befugnis wesent lich er-
leichterten, indem Praxisjahre als Ersatz für die 
vorgeschriebenen Studien anerkannt wurden und 
sogar die Ziviltechniker-Prüfung ersetzen konnten.

Mit Artikel 20 (auch „Prominenten-Paragraf“ 
 genannt) wurde festgelegt, dass Personen ohne 
technische Vorstudien um eine Befugnis ansuchen 
können, die „mehr als zehn Jahre auf dem Gebiet 
der Baukunst praktisch selbständig tätig waren und 
wegen ihrer hervorragenden Leistungen auf diesem 
Gebiet einen besonderen Ruf genießen“.109 Ein Beirat 
hatte darüber zu entscheiden, ob die Voraussetzun- 
gen dazu vorlagen. Der Beirat bestand aus einem 
Pro fessor der Fakultät für Architektur an einer Tech-
nischen Hochschule, einem Professor einer Meister-
schule für Architektur an der Akademie der bildenden 
Künste und einem Architekten als Vertreter der 
Ingenieurkammern. Die beiden Professoren wurden 
jeweils vom Bundesministerium für Unterricht nam-
haft gemacht.110 Im Einzelfall konnte der Beirat auch 
über die Notwendigkeit der Ablegung der Prüfung 
entscheiden.

Neu war auch, dass Personen um „Nachsicht von 
der Prüfung“ (Artikel 40)111 ansuchen konnten, die 
die vorgeschriebenen Fachstudien absolviert und 
die letzten sieben Jahre vor dem Inkrafttreten der 
Verordnung eine „mündlich, schriftlich oder zeich-
nerisch beratende Tätigkeit selbständig“ ausgeführt 
hatten. Ebenso jene, die nur eine 2. Staatsprüfung 
an einer Technischen Hochschule abgelegt hatten – 
ohne anschließende Absolvierung der Meister-
schule für Architektur oder des kunsthistorischen 
Seminars an der TH – und drei Jahre auf dem Gebiet 
der Baukunst tätig gewesen waren. Mit Artikel 43 
wurde auch jene Gruppe an Personen erstmals be-
rücksichtigt, die ihr Studium in einer Fachklasse für 
Architektur an der Kunstgewerbeschule des Öster-
reichischen Museums für Kunst und Industrie ab-
geschlossen hatten: Sie konnten um „Studiennach-
sicht“ der vorgeschriebe nen Fachstudien ansuchen, 
wenn sie mehr als zehn Jahre Praxis nachwiesen. 
Die Bewilligung der Nachsicht erfolgte durch das 
Bundesministerium für  Handel und Verkehr, das im 
Einzelfall auch gutachter liche Stellungnahmen vom 
oben genannten Beirat einholte.112

Laut Artikel 46 und 47 konnte auch Personen aus 
anderen Fachgebieten die Befugnis eines Zivilinge-
nieurs bzw. Ingenieurkonsulenten verliehen werden, 
wenn sie eine entsprechende Praxis von mehr als 
sieben Jahren vorwiesen, wobei jedoch binnen eines 
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Abb. I/16–17 Mitgliederverzeichnis der Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg, Stand Februar 1933.





Quellen: Beilage, in: Der Civil-Techniker 1 (1879) 2; Mitteilungen der österr. Ingenieurkammern VIII (1927) 13; Wiener Ingenieurkammer, 
75 Jahre Ziviltechniker, Anhang, o. S.; Verzeichnisse der Mitglieder der IK W/NÖ/Bgld, Stmk/K, OÖ/K, T/Vlbg. ÖStA/AdR, RK Materie 
2100, 2.175/3.
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Tabelle I/3

Zahl der Ziviltechniker von 1878 bis 1938

1878

1927

1935

1938

Jede Figur steht für 20 Personen.

Wien, Niederösterr. 
und Burgenland

Steiermark und
Kärnten

Oberösterreich
und Salzburg

Tirol und
Vorarlberg



Jahres nach dem Inkrafttreten der Verordnung um 
Verleihung der Befugnis angesucht werden  musste.113 
Auch hier lag die Klärung, ob in Einzelfällen eine 
 Prüfung abzulegen sei, und die endgültige Entschei-
dung darüber beim Bundesministerium für Handel 
und Verkehr nach Begutachtung durch den genann-
ten Beirat.

Voraussetzung für die Befugnis-Verleihungen 
war weiterhin die österreichische Staatsbürger-
schaft. Hatte ein Bewerber allerdings seinen Wohn-
sitz bereits mehr als acht Jahre in Österreich und 
fiel das Gutachten durch den Beirat positiv aus, so 
konnte das Bundesministerium den Nachweis der 
Staatsbürgerschaft nachsehen.114 Die Folge dieser 
Ver ordnung war ein regelrechter Ansturm, insbeson-
dere von Architekt:innen. Ab dem Inkrafttreten im 
März 1937 wurden etwa 600 Anträge gestellt.115

Obwohl bis zum 12. März 1938 erst ein Teil der 
vielen neuen Anträge nach Verordnung Nr. 61/1937 
erledigt war, erreichten die Kammern 1938 einen 

neuen Höchststand an Mitgliedern. Die Zahlen von 
1878 bis 1938 zeigen die Entwicklung des Berufs-
standes und den großen Anstieg an Kammermit- 
gliedern in der Zwischenkriegszeit. Sind es 1878 
insgesamt nur 107 Zivilingenieure, erhöht sich diese 
Zahl nach 50 Jahren auf 800 und erreicht 1938 einen 
Mitgliederstand von 970 Ziviltechnikern.

→  Tabelle I/3

Der Anstieg der Mitglieder unterstreicht die Be-
deutung der Organisation der Ingenieurkammern 
als Standesvertretung, mit deren Unterstützung 
bis 1938 die Rechte der Ziviltechniker ausgebaut 
und gesichert wurden. Die folgenden politischen 
Veränderungen und der „Anschluss“ Österreichs 
an das Deutsche Reich im März 1938 brachten je-
doch das über Jahrzehnte aufgebaute Gerüst ins 
Wanken. Denn neue Organisationsformen und neue 
Gesetze gefährdeten den Berufsstand der Zivil- 
techniker und hatten die Auflösung der Ingenieur-
kammern zum Ziel.
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Jahr  Sammelbegriff    Sektionen        

1860  Beh. aut. Civilingenieure            
                
                

1886  Beh. aut. Privattechniker            
                
                
                

1913  Ziviltechniker             
                
                
                
                
                
                
                
                

1924  Ziviltechniker             
                
                
                
                
                
                
                
                
                

1930  Ziviltechniker    Sektion der Zivil- und Bergbau-Ingenieur-
       konsulenten, Zivilarchitekten und Zivilgeometer
       (beratende Tätigkeit)
       Allgemeine Sektion (ausführende Tätigkeit)

        

Tabelle I/4 

Übersicht der Befugnisse und Sektionen der Ziviltechniker 1860–1938



        Befugnisse

            Architekten
                Civilingenieure für alle Baufächer
                Geometer

            Architekten
                Bauingenieure bzw. Bau- und Culturingenieure
                Geometer bzw. Geometer und Culturtechniker
                Maschinenbauingenieure

             Zivilingenieure für das Bauwesen (Straßen-, Wasser-, Brücken-, Eisenbahn und verwandte Bauten)
                Zivilingenieure für Architektur und Hochbau 
                Zivilingenieure für Maschinenbau
                Zivilingenieure für Elektrotechnik
                Zivilingenieure für Schiffbau und Schiffsmaschinenbau
                Zivilingenieure für Kulturtechnik (Bodenmeliorationen, Wasser- und Straßenbauten)
                Zivilingenieure für Forstwesen
                Zivilingenieure für technische Chemie
                Zivilgeometer

             Zivilingenieure für das Bauwesen (Straßen-, Wasser-, Brücken-, Eisenbahn- und verwandte Bauten)
                Zivilingenieure für Hochbau
                Zivilingenieure für Maschinenbau
                Zivilingenieure für Elektrotechnik
                Zivilingenieure für Schiffbau und Schiffsmaschinenbau
                Zivilingenieure für Kulturtechnik (Bodenmeliorationen, Wasser- und Straßenbauten)
                Zivilingenieure für Forstwesen
                Zivilingenieure für technische Chemie
                Zivilgeometer
                Zivilarchitekten



Quellen: 1860: Kundmachung der k. k. n.ö. Statthalterei vom 27. August 1861, Z. 1446-Pr., in Betreff der Bestellung behördlich 
autorisirter Privat-Techniker und der denselben im Falle ihrer Verwendung für die Zwecke der Behörden zustehenden Gebühren, II. Tarif, 
in: Allgemeine Bauzeitung 5 (1861) 1, 131–135, 134; 1886: LGVBl. 54/1886; 1913: RGBl. Nr. 77/1913; 1924: BGBl. Nr. 11/1925; 
1930: BGBl. Nr. 128/193; 1937: BGBl. Nr. 61/1937; 1938: BGBl. Nr. 12/1938.

1937  Ziviltechniker    Architekten        
       Ingenieurkonsulenten für       
                
                
                
                
                
                
                
                
                
                
                
                
       Zivilingenieure für       
                
                
                
                
                
                
                
                
                
                
                

Ergänzungen               
1938                

Jahr  Sammelbegriff    Sektionen        



        Architekten
       Bauwesen (Straßen-, Wasser-, Brücken-, Eisenbahn- und verwandte Bauten, konstruktiver Hochbau 

                und Industriehochbauten)
                Maschinenbau
                Elektrotechnik
                Schiffbau und Schiffsmaschinenbau
                Kulturtechnik (Bodenmeliorationen, Alpverbesserungen, agrarische Operationen, 
                Wasser- und Straßenbauten, Güter- und landwirtschaftliche Seilwegebauten)
                Forstwesen
                Bergwesen
                Hüttenwesen
                Technische Chemie
                Vermessungswesen
                Markscheidewesen

       Bauwesen (Straßen-, Wasser-, Brücken-, Eisenbahn- und verwandte Bauten, konstruktiver Hochbau 
                und Industriehochbauten)
                Hochbau
                Maschinenbau
                Elektrotechnik
                Schiffbau und Schiffsmaschinenbau
                Kulturtechnik (Bodenmeliorationen, Alpverbesserungen, agrarische Operationen, Wasser- und 
                Straßenbauten, Güter- und landwirtschaftliche Seilwegebauten)
                Forstwesen
                Bergwesen
                Hüttenwesen
                Technische Chemie

               Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieure für Feuerungs- und Gastechnik 
                Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieure für Technische Physik

        Befugnisse



54



II.
Die öster- 
reichischen 
Ziviltechniker 
im Deutschen 
Reich
 Alexandra Wachter, Ingrid Holzschuh



II.1  Die österreichischen Ingenieurkammern im Nationalsozialismus 57

 II.1.1 Austausch von Leitungspersonen 57

 II.1.2 Ingenieurkammern in Liquidation 60

 II.1.3 Bestehende und neue Befugnisse 68

 II.1.4 Verordnung über die Ziviltechniker in den Alpen- 
   und Donau-Reichsgauen vom 30. Juli 1942 70

 II.1.5 Österreichische Ziviltechniker im NSBDT 75

II.2  Die Eingliederung der Architekten in die Reichskulturkammer 80

 II.2.1 Die neue Reichskulturkammer in Deutschland (1933) 80

 II.2.2 Die Konsolidierung der Reichskulturkammer in der „Ostmark“ 81

 II.2.3 Architekten als Funktionäre der Reichskammer 
   der bildenden Künste in der „Ostmark“ 84

 II.2.4 Die Sonderregelung für Architekten 88

 II.2.5 Die Liquidierung der Reichskulturkammer 89

II.3  Karrieren unter dem Hakenkreuz – die Rolle der Ziviltechniker 
 im Nationalsozialismus 92

 II.3.1 Die österreichischen Ingenieure feiern den „Anschluss“ 92

 II.3.2 Großprojekte 93

 II.3.3 Planen für das NS-Regime 98

 II.3.4 Funktionäre in politischen Ämtern 101

 II.3.5 Karrieren im Bildungsbereich 103

 II.3.6 Ariseure und Profiteure – ein Fallbeispiel 103



II.1 
Die österreichischen Ingenieurkammern im Nationalsozialismus

Alexandra Wachter

Mit dem „Anschluss“ Österreichs an das Deutsche 
Reich im März 19381 wurden die österreichischen 
Ziviltechniker2 über Nacht zu Akteuren, Profiteuren, 
Gegnern oder Verfolgten des NS-Regimes. Während 
jene Kammermitglieder, die aktive oder sympathi- 
sierende Anhänger des Nationalsozialismus waren, 
ihre politischen Ziele erfüllt sahen, hegten viele 
unpolitischere Ziviltechniker zumindest Hoffnungen 
auf neue Beschäftigungsfelder und Karrieresprünge. 
Demgegenüber standen jene Mitglieder, deren wirt-
schaftliche Existenz bedroht war und die sogar um 
ihr Leben fürchten mussten.

Auch für die österreichischen Ingenieurkammern 
bedeutete der Regimewechsel eine entscheidende 
Zensur, denn bereits zwei Monate nach der „Wieder-
vereinigung“ trat das „Gesetz über die Überleitung 
und Eingliederung von Vereinen, Organisationen und 
Verbänden“ in Kraft.3 Neben den in Österreich zahl-
reich vertretenen Technikervereinen fielen auch die 
vier Ingenieurkammern als Standesvertretung unter 
das Gesetz. Sie sollten aufgelöst und ihre Sektionen 
in den Nationalsozialistischen Bund Deutscher Technik 
(NSBDT) mit Sitz in München übergeleitet werden.

Die österreichischen Ziviltechniker wehrten sich 
dagegen, ihre Sonderstellung und die über viele Jahre 
erkämpften Ingenieurkammern aufzugeben. Der 
Widerstand, den sie den deutschen Bemühungen, 
ihren Rechtsstatus aufzulösen, entgegensetzten, 
darf jedoch nicht als Widerstand gegen die Ideologie 
des Nationalsozialismus missverstanden werden. 
Im Gegenteil, alle nach dem „Anschluss“ eingesetzten 
kommissarischen Leiter der Ingenieurkammern 
waren überzeugte Nationalsozialisten. Die Mehrheit 
der „arischen“ Ziviltechniker unterstützte das NS-
Regime entweder direkt oder indirekt durch ihre 
aktive Berufstätigkeit – der Mythos vom unpolitischen 
Techniker, der in der Nachkriegszeit bemüht wurde, 
lässt sich nicht halten.

II.1.1 
Austausch von Leitungspersonen

Die Auflösung oder „Gleichschaltung“ von technischen 
Vereinen und Organisationen, also deren Ausrichtung 
auf die Ziele der nationalsozialistischen Ideologie, 
war ein Prozess, der nicht von heute auf morgen 
durchgeführt werden konnte. Im Fall der österreichi-

schen Ingenieurkammern zog er sich aufgrund des 
internen Widerstands und der zu berücksichtigenden 
Gesetzeslage über mehrere Jahre. Sehr schnell hin-
gegen besetzten die neuen Machthaber Führungs-
positionen mit politisch konformen Personen und 
entfernten regimekritische Funktionäre. In den vier 
österreichischen Ingenieurkammern wurden drei 
Leitungspositionen personell neu besetzt.

Der langjährige Präsident (1925–1938) der Inge-
nieurkammer für Oberösterreich und Salzburg, Hans 
Schachermeyr (→  S. 58), wurde am 19. März 1938 von 
seinem Kollegen, dem neu eingesetzten Landesstatt-
halter Karl Breitenthaler,4 mit sofortiger Wirkung 
seiner Funktion enthoben.5 Über die Gründe seiner Ent - 
hebung geben die überlieferten Schreiben der Landes - 
hauptmannschaft keine nähere Auskunft, es wird 
lediglich festgehalten, dass die „sofortige Verfügung“ 
aus „dringenden Gründen“ notwendig gewesen sei.6 
Als kommissarischer Leiter wurde der Architekt und 
Parteigenosse Hans Arndt (1904–1971)7 eingesetzt.

Auch Anton Stefan (Stephan) Hofmann (1887–?), 
der der Kammer für Steiermark und Kärnten wohl 
ab 1937 als Präsident vorstand,8 wurde unmittelbar 
nach der Machtübernahme seiner Funktion enthoben. 
In einem Bericht aus der Nachkriegszeit heißt es, 
dass er seine Stelle „auf Auftrag der Grazer Kreis-
leitung der NSDAP, als nicht zuverlässig“ bereits am 
12. März 1938 zurück legen und die Amtsgeschäfte 
„binnen einer Stunde“ übergeben musste,9 im Frage-
bogen zur Erfassung von Verbänden, Vereinen und 
Organisationen ist er als Kammerpräsident bis 
14. März 1938 vermerkt. Unterzeichnet wurde der 
Fragebogen von Säckelwart10 Leopold Wenger, 
der angab, dass der bishe rige Präsident die Unter-
schrift verweigert habe.11 Hofmann selbst gab 1947 
in einem Einspruch gegen seine Registrierung als 
Parteimitglied an, „sofort am 13. März 1938 durch die 
Kreisleitung der NSDAP“ seiner Stelle als Präsident 
enthoben worden zu sein.12 Hofmann war seit 1927 
Zivilingenieur für Bauwesen und beantragte noch 
1938 die Parteimitgliedschaft, laut eigener Angabe, 
„um als beratender Ingenieur für private Auftragge-
ber fungieren zu können“.13

Als kommissarischer Leiter wurde Kammervize-
präsident und Parteimitglied Josef (Sepp) Heidinger 
(1888–1952)14 eingesetzt. Als am 14. Mai 1938 ein 
weiterer Fragebogen zur Erfassung von Verbänden, 
Vereinen und Organisationen auszufüllen war, wurde 
dieser bereits von ihm unterzeichnet.
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Abb. II/1
Der langjährige Präsident der 
Ingenieurkammer für Ober-
österreich und Salzburg Hans 
Schachermeyr wird in den 
„Oberösterreichischen Nach-
richten“ zu seinem 60. Ge-
burtstag gewürdigt, 7. 11. 1945.

Hans (Johann) Schachermeyr

Zivilingenieur für das Bauwesen
(1885–1959)

Präsident der Ingenieurkammer für Oberösterreich und Salzburg 
(1925–1938, 1945–1950)

Hans Schachermeyr wurde am 5. November 1885 in eine deutschnational ein-
gestellte, großbürgerliche Familie aus Linz-Urfahr geboren. Er begeisterte sich 
für Musik, entschloss sich aber für ein Studium an der Technischen Hochschule 
in Wien15 und wurde Mitglied des Oberösterreichischen Akademischen Vereins 
Germania.

Nach dem Studium machte Schachermeyr rasch Karriere. Er erwarb 1915 die 
Befugnis eines Zivilingenieurs für das Bauwesen und eröffnete seine Kanzlei in 
Wien. Spätestens 1920 kehrte er nach Oberösterreich zurück, wo er den Aufbau 
des Speicherkraftwerks Partenstein, des ersten Großkraftwerks Österreichs, 
übernahm. Nach dessen Fertigstellung 1924 dürfte er an weiteren Wasser- 
kraft- und Wasserbauprojekten wie dem Winterhafen Linz, der Donaustufe bei 
Persenbeug, dem Ausbau der Traun und dem Ennsprojekt gearbeitet haben, 
weshalb er in einer Würdigung anlässlich seines 60. Geburtstags in den „Ober-
österreichischen Nachrichten“ als „Pionier der weißen Kohle“ bezeichnet wurde.16 
Er hielt Vorträge zum Ausbau der Wasserkraft17 und publizierte in einschlägigen 
Fachzeitschriften,18 arbeitete aber auch an anderen Projekten wie der geplanten 
Gartenneustadt Linz-Ost. Spätestens ab 1923 war er Mitglied der Ingenieur-
kammer in Linz,19 von 1925 bis 1938 leitete er deren Geschicke als Präsident.

Hans Schachermeyrs jüngster Bruder war der dem Nationalsozialismus nahe-
stehende, umstrittene Althistoriker Fritz Schachermeyr.20 Als 1934 bekannt 
wurde, dass dieser in Deutschland den „Kampfring der Deutsch-Österreicher 
im Reiche“ im Gau Thüringen leitete, sich somit „österreichfeindlich“ betätigte,21 
wurden auch die in Österreich lebenden Mitglieder der Familie Schachermeyr 
polizeilich überprüft. Es wurde festgehalten, dass Hans Schachermeyr eine 
„bekannte Persönlichkeit“ in Linz sei und als Präsident der Ingenieurkammer wie 
als Konsulent für das Bauwesen einen guten Ruf genieße. Er stehe der christlich-
sozialen Partei nahe, sei „vaterländisch gesinnt“ und in der Heimatschutzforma-
tion von Generalmajor Englisch-Popparich22 dessen Stellvertreter.23

Wohl deshalb wurde Hans Schachermeyr nach dem „Anschluss“ politisch als 
„nicht günstig“ beurteilt24 und seines Amtes als Präsident der Ingenieurkammer 
enthoben, obwohl er 1938 in deren Mitgliederliste als Parteianwärter geführt 
wurde.25 Im April 1938 schied er aus dem Vorstand der Oesterreichischen Kraft-
werke-Aktiengesellschaft aus,26 1939 wurde er im Auftrag des Reichskommissars 
für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen Reich als Ingenieurkon- 
sulent verabschiedet und aus dem NSBDT ausgeschlossen,27 nach erfolgter „Wie-
dergutmachung“ aber 1941 wieder aufgenommen.28 Dass Schachermeyr in Folge 
in der NS-Zeit zumindest zeitweilig als Baumeister aktiv war, belegt ein Schreiben, 
das er Ende Dezember 1942 an die Heeresstandortverwaltung Linz richtete.29

Nach dem Krieg wurde Hans Schachermeyr von der alliierten Militärregierung 
als kommissarisch bestellter Leiter der wieder zu errichtenden Ingenieurkammer für 
Oberösterreich und Salzburg nominiert,30 und ab 1948 stand er der Kammer wieder 
als gewählter Präsident (1948–1950) vor.31 Im gleichen Jahr wurde er von Bundes-
präsident Karl Renner zum Baurat h. c. ernannt.32 Hans Schachermeyr starb 1959.
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Abb. II/2 Franz Pongratz meldet dem Amt für Technik der NSDAP seinen Rücktritt als Leiter der Ingenieurkammer 
 für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 16. 3. 1938.



In Wien meldete der erst kürzlich ernannte Prä-
sident der Kammer für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland33 Franz Pongratz (1896–1973)34 
der  österreichischen Landesleitung des Amts für 
Technik der NSDAP am 16. März 1938 seinen Rück-
tritt, die Geschäfte habe er „dem kommissarisch 
ernannten Präsidenten“ Franz Visintini (1974–1950) 
übergeben.35 Pongratz war Ingenieurkonsulent 
für Bauwesen, Mitglied im Bundeswirtschaftsrat 
(1934–1938) und Mitglied der katholischen Studen-
tenverbindung Franco-Bavaria. Sein „Rücktritt“ war 
schwerlich freiwillig erfolgt, 1938 wurde er auch aller 
anderen Ämter enthoben.36

→  Abb. II/2

Franz Visintini hingegen galt als „altes Mitglied 
der NSDAP“ (Beitritt 1932) und wurde politisch als 
besonders verlässlich eingestuft.37 Visintini wurde 
mit 20. Juli 1938 von Gauamtsleiter Benno Gürke, 
dem treuhändischen Leiter der Techniker- und Inge-
nieure-Organisationen und Vereine Österreichs, 
zum Unterbevollmächtigten für die Ingenieurkammer 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland ernannt38 
und am 17. Dezember 1938 als kommissarischer Lei-
ter der „Ingenieurkammern der Ostmark“ bestätigt,39 
offenbar wollte man ihn als Hauptansprechperson 
für die vier bestehenden Ingenieurkammern sehen. 
In dieser Funktion setzte sich Visintini für das Weiter-
bestehen des österreichischen Ziviltechnikerwesens 
ein und geriet im Zuge dessen auch in Konflikt mit 
dem Amt für Technik in München (→  S. 62).

Als Einziger konnte der langjährige Präsident der 
Kammer für Tirol und Vorarlberg, Karl Nowak, Partei- 
mitglied und Zivilingenieur für das Bauwesen seit 
1917, seine Leitungsfunktion – nun als kommissari- 
scher Präsident – fortführen. Während seine national - 
sozialistischen Überzeugungen in der Dollfuß-
Schuschnigg-Diktatur Grund für Versuche gewesen 
waren, ihn als Kammerpräsident abzusetzen (→  S. 45), 
waren sie nun von Vorteil für seine Karriere.

II.1.2 
Ingenieurkammern in Liquidation

Verantwortlich für die Gleichschaltung des österrei-
chischen Vereinswesens war die Wiener Dienststelle 
von Albert Hoffmann,40 der am 18. März 1938 vom 
Reichskommissar für die Wiedervereinigung Öster-
reichs mit dem Deutschen Reich Josef Bürckel als 
„Stillhaltekommissar für Vereine, Organisationen und 
Verbände“ (Stiko) eingesetzt wurde. Sie war Bürckel 
als Abteilung IV direkt unterstellt und hatte in der Zeit 
ihres Wirkens41 neben der Zerschlagung eines plura-
listischen Vereinslebens in Österreich und der ideo-

logischen Kontrolle der weiter bestehenden Vereine 
und Organisationen auch die Beschlagnahmung von 
Vermögenswerten zum Ziel.42 Für die Gleichschaltung 
der technischen Vereine war Hoffmanns Stellver-
treter, Reichshauptstellenleiter Franz Schmidt,43 zu-
ständig. Er war, wie auch Hoffmann selbst und andere 
leitende Persönlichkeiten der neuen Dienststelle, 
Reichsdeutscher und vor seinem Wechsel nach Wien 
im Stab des Stellvertreters des Führers Rudolf Heß 
im „Braunen Haus“, der Parteizentrale der NSDAP in 
München, beschäftigt gewesen.44

Als ersten Schritt hin zu ihrer Auflösung mussten 
die vier österreichischen Ingenieurkammern im Früh-
sommer 1938 einen Fragebogen, eine Vermögens-
aufstellung, die Satzung und einen Tätigkeitsbericht 
einsenden, wobei die Frist mit einer Woche sehr 
knapp bemessen war.45 Bei der – politischen – Ent-
scheidung über die Zukunft eines Vereins hatte der 
Stiko fünf Optionen: die vollständige Auflösung, 
eine Einweisung (gemeint ist die Auflösung und Über- 
führung in einen reichsdeutschen Verein, in diesem 
Fall den Nationalsozialistischen Bund Deutscher 
Technik – NSBDT) mit Aufhebung der Rechtspersön- 
lichkeit, eine Einweisung ohne Aufhebung der 
Rechtspersönlichkeit, die Freistellung, das heißt das 
weitere Bestehen,46 und die Liquidation.47 Im Sep-
tember 1938 verfügte der Stiko, dass „sämtliche in 
der Ostmark bestehenden Techniker-Organisationen“ 
aufgelöst werden sollten und ihr Vermögen in den 
NSBDT mit Sitz in München einzuweisen sei.48

→  Abb. II/3

Nach dem Willen von Fritz Todt (1891–1942),49 
Leiter des Hauptamts für Technik in München, sollte 
der NSBDT die „einzige deutsche Ingenieur- und 
Technikerorganisation“ sein.50 In welcher Form 
und mit welchen Rechten die Ziviltechniker in den 
NSBDT integriert werden sollten, war damit noch 
nicht geklärt, sie scheinen in den Entscheidungspro-
zess – zumindest offiziell – auch nicht eingebunden 
worden zu sein. Das Hauptamt für Technik arbeitete 
eine „Anordnung zur Erfassung und zum Berufs- 
einsatz der Beratenden Ingenieure“51 aus, die von 
Fritz Todt im Dezember 1938 genehmigt wurde. Sie 
sollte für das „Altreich“ sofort und für die „Ostmark“ 
mit Auflösung der Ingenieurkammern in Kraft treten.

In die internen Vorgänge in den Kammern gibt 
die Quellenlage leider nur sehr bedingt Einblick. 
Es kann aber davon ausgegangen werden, dass sich 
die Mehrheit der Funktionäre – unabhängig von ihrer 
politischen Überzeugung – den Fortbestand des 
österreichischen Systems wünschte. Federführend 
bei den Bemühungen, die Auflösung der Ingenieur-
kammern abzuwenden, wurde der kommissarische 
Präsident der Kammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland, Franz Visintini (→  S. 64).
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Abb. II/3 Verfügung des Stillhaltekommissars zur Auflösung aller Techniker-Organisationen 
 auf dem Gebiet Österreichs, 16. 9. 1938.



Die vier österreichischen Ingenieurkammern waren 
indessen mit der Aufarbeitung alter Anträge auf 
Befugniserteilung und der Frage beschäftigt, wie sie 
„judenfrei“ werden konnten (→  S. 113). Gleichzeitig 
setzten sie sich unter den veränderten Bedingungen 
für die wirtschaftlichen Interessen ihrer – „arischen“ – 
Mitglieder ein, denen sich im Ausblick auf das Wirt-
schaftsprogramm des NS-Regimes neue Karriere-
chancen boten. Im Sommer 1938 richtete sich 
Visintini mit der Beschwerde eines Mitglieds, dass 
Aufträge für den Bau der Reichsautobahn von den 
Obersten Bauleitungen (OBR) in Linz und Wien an 
reichsdeutsche Firmen vergeben würden, an Bürckel 
persönlich. Er bat ihn, „ehebaldigst einzuschreiten, 
da durch das Vorgehen der genannten Stellen die 
Kammermitglieder in ihrer Existenz auf das schwerste 
bedroht“ seien.52 Bürckel reagierte prompt, bat die 
OBR Wien um Stellungnahme und forderte die bevor-
zugte Berücksichtigung „ostmärkischer Ingenieure 
und Firmen“.53

Wien gegen München – 
Widerstand gegen die Auflösung 

der Ingenieurkammern

Im Frühjahr 1939 stellte sich heraus, dass sich die 
Auflösung der österreichischen Ingenieurkammern 
nicht so einfach umsetzen ließ, wie Hoffmann und 
Todt es sich ursprünglich vorgestellt hatten. Am 
8. März 1939 wurden die kommissarischen Leiter der 
vier Ingenieurkammern in das Hauptamt für Technik 
nach München geladen, wo ihnen die geplante Neu-
ordnung der deutschen Ingenieure und österreichi-
schen Ziviltechniker präsentiert wurde. Letztere soll-
ten als „Beratende Ingenieure“ vorerst innerhalb des 
NSBDT vom „Verein Beratender Ingenieure“ erfasst 
und organisiert werden, bis dieser in die „Gruppe Be-
ratende Ingenieure im NSBDT“ übergehen würde.54 
Laut Amt für Technik zeigten sich die Kammervertre-
ter mit der neuen Organisationsform einverstanden 
und erfreut, dass die Rechte und Pflichten der Kam-
mermitglieder vom NSBDT gewahrt blieben, gegen 
die sofortige Auflösung der Kammern seien keine 
Bedenken geäußert worden.55

Eine Woche später stellte sich die Sache in Wien 
anders dar. Franz Schmidt, Reichshauptstellenleiter 
der Dienststelle des Stiko und verantwortlich für 
die Auflösung aller technischen Vereine, lud mehrere 
Vertreter der Ingenieurkammer in Wien, einen Ver treter 
der Reichsstatthalterei sowie den Stadtbaudirektor 
Heinrich Lutz vom Ministerium für Wirtschaft und 
Arbeit zu einer Besprechung über die „Neuordnung 
der Ingenieurkammern in der Ostmark“ bzw. ihre Auf-
lösung und Überführung in den NSBDT. Dabei wurde 
Schmidt offensichtlich von den Äußerungen der ge-

ladenen Herren überrascht: Visintini, der in Hinblick 
auf die bevorstehende Beendigung der Tätigkeit des 
Stiko am gleichen Tag zum „Bevollmächtigten der 
Abwicklungsstelle des Stiko für die Ingenieurkammern 
der Ostmark“ berufen worden war,56 wies darauf 
hin, dass es rechtlich unmöglich sei, die Ingenieur-
kammern in der „Ostmark“ aufzulösen, solange das 
Ziviltechnikergesetz noch in Kraft sei. Die Kammer-
vertreter baten Schmidt zudem, sich dafür einzuset-
zen, dass zumindest die Befugnisse des „technischen 
Notars“, die dringend gebraucht würden, erhalten 
blieben. Stadtbaudirektor Lutz unterstützte das 
Ansinnen. Als das „äußerste“ (sic!) wäre aus seiner 
Sicht eine Liquidation „auf lange Sicht“ erträglich, 
indem keine neuen Befugnisse mehr erteilt würden. 
Außerdem wurde festgehalten, dass Österreich in 
Bezug auf autorisierte Ziviltechniker gegenüber 
Deutschland einen Vorsprung habe und abzusehen 
sei, dass das „Altreich“ sich in diese Richtung ent-
wickeln würde.57 Schmidt wollte die Fragen, die für 
ihn „neu und erstmalig“ aufgeworfen seien, prüfen.

Das Hauptamt für Technik in München zeigte 
sich verärgert über den Sinneswandel der „Herren 
aus der Ostmark“ und erwartete „bestimmt“, dass 
Schmidt die Liquidation der Ingenieurkammern 
sofort einleiten würde.58 Die Auseinandersetzung 
spitzte sich insbesondere auf der persönlichen 
Ebene zwischen Visintini und Reichshauptstellen-
leiter Link59 zu.

Die beiden begegneten sich im Anschluss an die 
Besprechung bei Schmidt während einer „Beton-
tagung“ in der Wiener Hofburg, und Visintini fragte 
Link sichtlich verärgert, warum dieser zur Auflösung 
der Kammern geschritten sei.60 Die Kammerver- 
treter aus der „Ostmark“ hatten die Ausführungen 
in München offensichtlich so verstanden, dass 
die Überleitung ein langsamer Prozess sein würde, 
in keinem Fall hätte man einer Liquidierung der Inge-
nieurkammern zugestimmt. Link zeigte für Visintinis 
Standpunkt kein Verständnis und reagierte schroff.

→  Abb. II/4

Es zeigte sich, dass die Einwände der Kammern 
gegen ihre in München beschlossene Auflösung 
nicht nur die Unterstützung der zuständigen Perso nen 
im Ministerium fanden, sondern auch vom Amt für 
Technik in Wien ernst genommen wurden. Das Sied-
lungs- und Baureferat im Wiener Amt für Technik 
informierte die Gauleitung in Wien, dass „sehr 
gewichtige Bedenken“ gegen die Auflösung der 
Ingenieurkammern bestünden, die dem Stiko durch 
das Ministerium und den Präsidenten der Wiener 
Kammer erläutert worden seien.61

Zuständiger Referent für das „Ziviltechnikerwesen 
in der Ostmark“ im Ministerium war Hofrat Karl 
Miklauzhizh, ein überzeugter Nationalsozialist.62
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Abb. II/4 Franz Visintinis Darstellung seines Gesprächs mit Pg. Link bei der Betontagung in der Wiener Hofburg
 am 16. März 1938, 17. 3. 1939.



Abb. II/5 
Nachruf auf Franz Visintini in 
der „Wiener Zeitung“, 21. 5. 1950.

Franz Visintini

Zivilingenieur für das Bauwesen
(1874–1950)

Kommissarischer Leiter der Ingenieurkammer für W, NÖ und Bgld (1938–1943)
Kollektiv-Liquidator der vier Ingenieurkammern der Ostmark (1939–1943)
Präsident der Ingenieurkammer i. L. in Wien (1943–1945)

Franz Visintini wurde am 3. Juli 1874 in Wien  geboren.63 Er sammelte ab 1898 prak-
tische Berufserfahrung in Architekturbüros in der Schweiz und machte sich bereits 
im Jahr 1900 gemeinsam mit Kollegen selbstständig. 1902 erfand er den Fachwerk-
träger aus Eisenbeton, für den er europaweit Patente erlangte. Nach anfänglicher 
Skepsis fand er mit seiner Erfindung in der Fachwelt viel Anerkennung, das „System 
Visintini“ wurde unter anderem im Ersten Weltkrieg in Galizien und in der Zwischen-
kriegszeit bei mehre ren Hundert österreichischen Brücken bauten ein gesetzt.64

Bis 1906 führte Visintini Büros in Zürich,  Dresden und Nürnberg, 1906 folgte 
die Eröffnung eines Büros in Wien. Neben seiner praktischen Arbeit studierte 
er ab 1907 an der TH Wien, 1923 legte er die 2. Staatsprüfung ab und promovierte 
1924 mit dem Thema „Das System Visintini und sein Werdegang“. 1933 wurde 
Visintini als Mitglied in die Staatsprüfungskommission der TH Wien berufen. Erst 
im September 1937 beantragte er die Befugnis eines Zivilingenieurs für das Bau-
wesen, die ihm im Dezember 1938 unter Nachsicht der Prüfung erteilt wurde.

Visintini trat am 1. April 1932 der NSDAP bei (Mitglieds- Nr. 902.816).65 Die 
Illegalität konnte nach 1945 in Voruntersuchungen des Volksgerichtshofes 
Linz nicht nachgewiesen werden, da er behauptete, vor der Verbotszeit wieder 
ausgetreten zu sein, und kein Gauakt überliefert war. Auch seine Funktionen 
als Dienststellenleiter beim Gauamt für Technik in Wien und als Arbeitskreis-
leiter beim NSBDT  konnte Visintini nach dem Krieg erfolgreich abstreiten. 
 Unumstritten ist, dass er unmittelbar nach der Machtübernahme zum kommissa-
rischen Leiter der Ingenieurkammer für W, NÖ und Bgld ernannt wurde. Obwohl 
er sich für den Erhalt der Ingenieurkammern einsetzte, wurde er im März 1939 
„Bevollmächtigter der Abwicklungsstelle des Stiko für die Ingenieurkammern 
der Ostmark“66 und im Juli 1939 „Kollektiv-Liquidator der vier Ingenieurkammern 
der Ostmark“, wodurch ihm eine wichtige Rolle im Entscheidungsprozess über 
die Abschaffung bzw. den Erhalt des Zivil inge nieurwesens zukam. Im April 1943 
wurde er als Präsident der Ingenieurkammer i. L. in Wien eingesetzt.

1944 wurde Visintini anlässlich seines 70. Geburts tags von Adolf Hitler für seine 
Verdienste um die  Eisenbetonforschung mit der Verleihung der „Goethe- Medaille 
für Kunst und Wissenschaft“ und von der Presse mit zahlreichen Würdigungen 
geehrt.67 Die „Innsbrucker Nachrichten“ ließen nicht unerwähnt, dass sich Visintini 
als Präsident der Ingenieurkammer „insbesondere für die Beibehaltung der in 
Krieg und Frieden gleich bewährten Einrichtung des Zivilingenieurs in den Donau- 
und Alpengauen und deren Einführung im ganzen Reiche“ einsetzte.68

Visintini wurde mit Kriegsende seines Amtes als Präsident enthoben. Er musste 
sich als ehemaliger Nationalsozialist registrieren und scheint in Zusammenhang 
mit den Sühnefolgen Vermögensverluste erlitten zu haben, wie in seinem Nach-
ruf beklagt wurde.69 Die Ermittlungen der Staatsanwaltschaft Linz wegen ver-
muteter Illegalität wurden wegen Mangel an Beweisen aber wieder eingestellt.70 
Franz Visintini starb am 13. Mai 1950 im 76. Lebensjahr in Wien.
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Abb. II/6 Das „System Visintini“ ist in „allen Staaten“ patentiert. Anzeige in einer Publikation zum „System Visintini“ 
 von Rudolf Saliger und Franz Visintini, 1911.



Abb. II/7 Im März 1939 werden bereits vier „Schlußberichte“ des Stillhaltekommissars für die vier Ingenieurkammer 
 (hier Steiermark und Kärnten) ausgestellt, in denen die Löschung der Ingenieurkammern vorgesehen ist.



Er war Mitglied beim „Kampfring“ und seit 1931 bei 
der illegalen Zelle der Nationalsozialistischen 
Betriebszellenorganisation (NSBO) beim Ministe-
rium für Handel und Verkehr,71 zahlendes Mitglied 
des „Notopferrings“, Blockwart, Zellenleiter und 
Parteimitglied mit der Mitgliedsnummer 6.242.091, 
um nur seine wichtigsten Parteifunktionen zu nen-
nen.72 Er wurde für die Verleihung der „Medaille zur 
Erinnerung an den 13. März 1938“ vorgeschlagen73 
und meldete sich zu Kriegsende als Freiwilliger für 
den „Volkssturm“. Seine Parteitreue stand nicht 
im Widerspruch dazu, dass er sich für den Weiter-
bestand des Ziviltechnikerwesens einsetzte. Er 
verfasste eine „Äußerung“ zur Frage der Ingenieur-
kammern, in der er ausführlich die Grundpfeiler des 
Ziviltechnikerrechts darlegte. Er betonte, dass die 
Kammern zwar an die weltanschaulichen Grund-
sätze des „Dritten Reichs (Führergrundsatz)“ an-
gepasst werden müssten, schloss aber mit den 
Worten, dass „diese Einrichtung in einer mühevollen 
Arbeit geschaffen“ worden sei und die „erworbenen 
Rechte der amtlichen Funktion und ihres äußeren 
Merkmales (Reichssiegel)“ der Ziviltechniker „ihren 
Niederschlag finden müssen“. Der NSBDT könne die 
fachlichen Belange betreuen, die Belange der Zivil-
techniker als Amtsträger hingegen verlangten eine 
behördliche Organisation.

Ähnlich wurden auch von der Ingenieurkammer in 
Wien in einer „Denkschrift“ betreffend Ziviltechniker- 
Institution deren Gründungs geschichte, rechtliche 
Grundlagen und Besonderheiten ausführlich dar-
gelegt und erklärt, warum eine Auflösung der Inge-
nieurkammern un vorteilhaft sei. Sie schließt mit dem 
Appell: „Die Reichsregierung möge beschliessen, 
dass die österreichischen  Ziviltechnikergesetze wei-
terhin in Geltung bleiben, bezw. eine  einschlägige 
Regelung für das ganze Reich im Sinne vorgenannter 
österreichischer  Vorschriften ergehen lassen.“74 
Visintini ließ sich von Miklauzhizh bestätigen, dass 
eine Liquidierung der Kammer unter den gegebenen 
Verhältnissen „überhaupt nicht in Frage komme“,75 
und informierte die Mitglieder, dass die Kammern 
weiterhin bestünden.76

In München hatte man kein Interesse an den 
österreichischen Spitzfindigkeiten und versuchte 
die Angelegenheit selbst in die Hand zu nehmen: 
Der Stiko in Wien wurde kurzerhand übergangen 
und Link mit der Abwicklung der Liquidation der 
„ostmärkischen“ Ingenieurkammern betraut,77 was 
scharfe Reaktionen sowohl von Visintini und als auch 
von Schmidt provozierte: Link solle „von Maßnahmen 
jeder Art in dieser Angelegenheit“ Abstand nehmen, 
die Abwicklung der Ingenieurkammern liege schließ-
lich beim  Stiko.78 Der darauf folgende Schlagab-
tausch zwischen  Visintini und Link, bei dem Link 

nicht mit Beschimpfungen und Drohungen sparte,79 
endete mit einem kämpferischen Schreiben des 
Wiener Kammerpräsidenten, der versicherte, dass 
er zu  einer Zusammenarbeit mit dem Hauptamt für 
Technik bereit sei, aber darauf bestand, dass die 
 Institution der Ziviltechniker erhalten bleiben müsse. 

Um die Wogen zu glätten, wurde bei einer Bespre-
chung zwischen Visintini, Vertretern des Hauptamts 
für Technik und des NSBDT aus München – Link ließ 
sich entschuldigen – beschlossen, die Details mit 
allen „in Frage kommenden Personen“ in Ruhe zu 
besprechen. Angestrebt wurde vom Amt für Technik 
aber weiterhin eine Löschung der Kammern, um 
„neue Reibungspunkte“ zu verhindern. Ob es zur 
 geplanten Besprechung noch kam, ist unklar.

Am 2. Juni 1939 erging in der Dienststelle des Stiko 
ein internes Schreiben, aus dem hervorgeht, dass die 
„Ingenieurkammern der Ostmark“ nach Rücksprache 
mit Hoffmann zwar nicht gelöscht, aber „zur Liqui-
dation freigestellt“ werden sollten und der Schluss-
bericht entsprechend zu erstellen sei.80 Der neue 
Bericht mit der Nummer 4009 ist mit 6. Juni 1939 
datiert, umfasst alle Ingenieurkammern und ersetzte 
die vier Schlussberichte vom März 1938, die die 
Löschung der Kammern vorgesehen hatten.81

→  Abb. II/7

Am 14. Juni 1939 wurde Visintini stellvertretend 
für alle vier Kammern eine „Schlußverfügung“ in 
vierfacher Ausfertigung zugestellt, mit der Bitte, sie 
an die Kammern in Linz, Graz und Innsbruck weiter-
leiten zu lassen.82 Zeitgleich wurde auch der NSBDT 
in München angewiesen, „alles weitere zu veranlas-
sen“.83 Die offizielle Anordnung des Stiko, dass die 
Kammern liquidiert werden, ist mit 16. Juni 1939 da-
tiert und wurde, wie alle Beschlüsse des Stiko, in der 
„Wiener Zeitung“ öffentlich kundgemacht.

→  Abb. II/8

Die Buchhaltung des Stiko wurde am 14. Juni 1939 
darüber informiert, welcher Geld eingang zu erwar-
ten war. Der Betrag von 3.142,47 RM, der am 19. Juni 
1939  angewiesen wurde, setzte sich aus der Aufbau-
umlage in der Höhe von 10 Prozent (2.618,73 RM) 
und einer Ver waltungsgebühr in der Höhe von 2 Pro-
zent (523,74 RM) des „Reinvermögens“ zusammen.84 
Das „Reinvermögen“ der „Ingenieurkammern der 
Ostmark“ war im Schlussbericht mit 26.187,28 RM 
festgesetzt worden.85 Der Stiko A. Hoffmann sprach 
anlässlich der „Abwicklung“ der von ihm kommissa-
risch geleiteten Ingenieurkammern seinen Dank aus 
und versicherte, dass er durch seine Arbeit „mit zu 
einem positiven Erfolg der nationalsozialis ti  schen 
Revolution in der Ostmark beigetragen“ habe.86 Kurz 
später, am 5. Juli 1939, wurde Visintini von Fritz Todt 
zum „Kollektiv-Liquidator der vier  Ingenieurkammern 
der Ostmark“ bestellt.87
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II.1.3 
Bestehende und neue Befugnisse

Dass die Entscheidung zur Liquidierung der Ingenieur - 
kammern gefallen war, bedeutete nicht, dass die 
Zukunft des österreichischen Ziviltechniker wesens 
besiegelt gewesen wäre. Im Gegenteil: Während 
die meisten Vereine, die Techniker vertraten, bis 
Juni 1939 tatsächlich aufgelöst oder dem NSBDT in 
München unterstellt waren,88 konnte die Liquidie-
rung der Kammern vorerst nicht umgesetzt werden, 
da sämtliche Gesetze und Verordnungen betreffend 
die Ziviltechniker weiterhin in Kraft waren. Die Inge-
nieurkammern trugen nun zwar offiziell den Fortsatz 
„i. L.“ (in Liquidation) im Namen,89 nahmen ihre Auf-
gaben aber weiterhin wahr. Auch Befugnisse wurden 
weiterhin erteilt.

Unklarheit herrschte darüber, welche Reichs-
behörde die Frage des österreichischen Ziviltechni-
kerwesens behandeln und entscheiden sollte – das 
Reichswirtschafts- und das Reichsarbeitsministe-
rium schoben sich die Führung 1939 gegenseitig 
zu,90 und auch das Reichsinnenministerium war im-
mer wieder involviert.91 Im Dezember 1939 ließ das 
Reichsarbeitsministerium das Hauptamt für Technik 
in München wissen:

In der Frage der Neuverleihungen von Befugnissen 
nach der Ziviltechnikerverordnung ist meinerseits 
keine Entscheidung ergangen. Soweit mir bekannt 
ist, liegt bisher auch keine Entscheidung anderer 
Ressorts vor. Sämtliche auf das österreichische 
Ziviltechnikerwesen bezüglichen Fragen sind viel-
mehr noch in der Schwebe.92

Anlass für diese Feststellung waren Beschwerden 
des Wiener Landesleiters der Reichskammer der 
 bildenden Künste (RdbK) und des Hauptamts für 
Technik in München. Beide hatten erfahren, dass 
weiterhin Befugnisse an Ziviltechniker erteilt  würden, 
auch Ansuchen von Architekten aus der Zeit vor 
dem „Anschluss“ würden noch behandelt. Die RdbK 
verwies darauf, dass alle Architekten, die nach dem 
Reichskulturkammergesetz als Architekt tätig seien, 
durch die Bekanntmachung des Reichskommissars 
für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem deut-
schen Reich vom 16. Juni 193993 aus den Ingenieur-
kammern ausgeschieden seien und nur mehr der RdbK 
unterständen – „sowohl in ihrer Eigenschaft als Be-
hörde, wie auch Berufsorganisation“.94 Das Hauptamt 
für Technik wiederum drückte seine Verwunderung 
darüber aus, dass das Reichsarbeitsministerium 
nicht nur gestatte, dass vom Wiener Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit weiterhin Befugnisse erteilt 
würden, sondern darüber hinaus „analoge Verhält-
nisse hinsichtlich der freiberuflich tätigen Ingenieure 
auch im Altreich“ vorbereite.95 Man verwies darauf, 
dass im Gegenteil seit einiger Zeit daran gearbeitet 
würde, die österreichischen Ziviltechniker in den 
„Verein Beratender Ingenieure“ zu übernehmen.

Richtig ist, dass die österreichischen Zivil-
techniker weiterhin die Hoffnung hegten, dass die 
österreichi schen Verhältnisse im „Altreich“ über-
nommen  würden und nicht umgekehrt und dass sie 
dabei vom  Ministerium für Handel und Verkehr bzw. 
seit 18. August 1938 vom Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit (Aufgabenkreis Wirtschaft) unterstützt 
wurden. Karl Miklauzhizhs Vorgesetzter, Ministerial-
rat Karl Reichenvater, der Leiter der Abteilung V 
(Technische Angelegenheiten), bekräftigte, dass sein 
Ministerium für das Weiterbestehen des Ziviltech-
nikerwesens sowie für eine angemessene Berufs-

Abb. II/8 Der Stillhaltekommissar gibt die Liquidierung der 
 österreichischen Ingenieurkammern bekannt, Juni 1939.
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vertretung einstehe, formulierte aber ansonsten in 
seiner ausführlichen Stellungnahme eher vorsich-
tig.96 Er legte dar, dass es sich bei den Befugnisertei-
lungen um jene Anträge gehandelt habe, die bereits 
vor dem 13. März 1938 eingebracht worden waren. 
Er begründete deren Erledigung damit, dass die gro-
ße Zahl von circa 600 Ansuchen, die 1937 nach der 
Abänderung Nr. 61/1937 eingegangen waren, abzu-
arbeiten war, solange das Ministerium und die dafür 
notwendigen Fachbeiräte noch bestünden.

Ein Teil der Anträge war bis 12. März 1938 in elf 
Sitzungen beschieden worden, aber nach dem 
„Anschluss“ wurden weitere Bearbeitungen zurück-
gestellt und bereits ausgeschriebene Sitzungen 
abgesagt, da eine neue Regelung des Ziviltechniker-
wesens in Aussicht gestellt wurde. Als aber im 
Oktober 1939 bekannt gegeben wurde, dass die 
Ziviltechniker die Befugnisse bis zur Neuordnung 
des technischen Berufswesens behalten dürften, die 
Antragsteller das Ministerium wiederholt um Erledi-
gung baten und das Ministerium mit seiner baldigen 
Auflösung zu rechnen hatte, habe man beschlossen, 
die restlichen Anträge in 14 rasch aufeinander-
folgenden Sitzungen abzuarbeiten: Es wurden vier 
Sitzungen für Architekten, drei für Zivilingenieure für 
Hochbau und je eine für Maschinenbau, Forstwesen, 
Elektrotechnik, Chemie, Markscheidewesen, Gas- 
und Feuertechnik und Physik einberufen. Infolgedes-
sen wurden 142 positive und 122 negative Bescheide 
erteilt und 82 Anträge „aus verschiedenen Gründen“ 
nicht behandelt – in erster Linie wohl aus „rassischen“ 
Gründen.97 Die Bearbeitung sei allein deshalb ge-
boten gewesen, um eine „ungleiche Behandlung“ 
gegenüber jenen zu vermeiden, deren Anträge bis 
zum 12. März 1938 behandelt worden waren.

In seiner Stellungnahme machte das Ministerium 
für Wirtschaft und Arbeit keine Angaben darüber, ob 
über die bereits vorliegenden Anträge hinaus nach 
dem „Anschluss“ weitere eingebracht und behandelt 
wurden. Auch ist die Quellenlage diesbezüglich auf-
grund von Bombenschäden schwierig.98 Korrespon-
denzen zwischen den Landeshauptmannschaften 
und der Rechtsabteilung des Ministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit als Berufungsinstanz lassen aber 
darauf schließen, dass Anträge gestellt und auch 
 erledigt wurden.

Insbesondere wurden Fälle von  ehemaligen 
Beamten behandelt, die aufgrund der Berufsbeam-
tenverordnung (BBV) aus „rassischen“ oder politi-
schen Gründen enthoben oder pensioniert worden 
waren, infolgedessen Anträge auf die Verleihung 
oder Wiederverleihung von Befugnissen gestellt 
hatten und gegen ablehnende Bescheide beriefen. 
So fragte die Landeshauptmannschaft Steiermark 
im November 1938 an, wie mit dem  Antrag eines 

ehemaligen Beamten des Technischen Landesamtes, 
der aufgrund seiner jüdischen Abstammung vom 
Dienst ausscheiden musste, zu  verfahren sei.99 Wenig 
verwunderlich wurde entschieden, solche Anträge 
abzuweisen. Ein weiterer Fall betraf den Grazer Stadt - 
baurat Franz Bernhard, der nach Paragraf 4 (poli-
tische Gründe) der BBV in den Ruhestand versetzt 
worden war und um Wiederverleihung seiner 1934 
zurückgelegten Befugnis  ansuchte. Auch seine Be-
rufung wurde abgewiesen, weil er in der „Verbotszeit“ 
ein „äußerst radikaler Gegner des NS“ gewesen sei.100

Auch in Oberösterreich wurden Anträge einge-
bracht und erledigt: Die Landeshauptmannschaft 
Oberdonau teilte im April 1939 mit, dass nur Zivil-
ingenieure, denen „nach Erscheinen des Erlasses 
die Befugnis neu verliehen wurde“, nach der neuen 
Formel auf den „Führer“ beeidet wurden – gemeint 
ist ein Erlass des Minis teriums für Handel und Ver-
kehr vom 6. April 1938, in dem „Weisungen für die 
Beeidigung der alten  Zivilingenieure“ angekün- 
digt wurden –, während jene, denen die Befugnis 
zur Berufsausübung bereits früher erteilt worden 
war, noch auf die neue Beeidigung zu warten hatten. 
Zudem sei der Ingenieurkammer der Erlass vom 
24. Jänner 1939 mitgeteilt worden, nach dem 
„Mischlinge“ als Ziviltechniker nicht zuzulassen sei-
en.101 Einen weiteren Hinweis liefert die Diskussion 
der Frage, wie mit Anträgen von Reichsdeutschen 
zu verfahren sei.102

Die Darstellung, dass Architekten nur noch der 
Reichskulturkammer103 unterständen und aus den 
 Ingenieurkammern ausgeschieden wären, wurde 
vom Ministerium für Wirtschaft und Arbeit als „voll-
ständig unrichtig“ zurückgewiesen. Man verwies 
darauf, dass die Gesetze und Verordnungen betref-
fend die Ziviltechniker nach wie vor in Kraft seien 
und deshalb auch die Architekten „[h]insichtlich 
ihrer amtlichen Tätigkeit“ weiterhin den Ingenieur-
kammern unterstünden. Man stellte sich auf den 
Standpunkt, dass einer gleichzeitigen Mitgliedschaft 
in der Reichskultur- und in einer Ingenieurkammer 
nichts entgegenstünde, solange die Kammern noch 
existierten und noch nicht entschieden sei, welches 
Amtsorgan die Ziviltechniker in Zukunft betreuen 
würde. Im Übrigen verwies man auf die gute Zusam-
menarbeit und das gute Einvernehmen, das mit dem 
Gauamt für Technik gepflegt werde.

Geklärt werden musste auch, wer die Agenden 
des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit ab dem 
Zeitpunkt wahrnehmen sollte, an dem dieses auf-
grund des „Ostmarkgesetzes“104 aufhören würde zu 
existieren. Konkret handelte es sich um Aufgaben 
und Befugnisse der Angelegenheiten der Ziviltechni-
ker 1. Instanz, wie sie in den Vorschriften ab der Zivil-
technikerverordnung von 1913 bis hin zu ihrer letzten 
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Abänderung vom 12. Jänner 1938 galten, also bei-
spielsweise Entscheidungen über die abzulegenden 
Prüfungen bzw. deren Nachlass und über die Nach-
sicht von den vorgeschriebenen Fachstudien, aber 
auch um ihre Funktion als Berufungsbehörde. Im 
Ministerium fanden mehrere Besprechungen statt, 
infolge derer vorgeschlagen wurde, dass die Befug-
nisse mit 1. Oktober 1939 auf die örtlich zuständigen 
Reichsstatthalter übergehen sollten.105

Davon ausgenommen werden sollten die Angele-
genheiten der Architekten und Zivilingenieure für 
 Hochbau, die bereits durch die Reichskulturkammer-
gesetzgebung neu geregelt waren (→  S. 80), und 
die Angelegenheiten der Ingenieurkonsulenten für 
Bergwesen, Hüttenwesen und Markscheidewesen 
sowie der Zivilingenieure für Bergwesen und Hütten-
wesen, die dem (Bundes-)Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit als Oberster Bergbehörde vorbehalten 
waren und die der in Österreich neu zu  errichtenden 
„Bergbehörde“ übertragen werden sollten.

Die nächste Instanz sollte beim „sachlich zustän-
digen Reichsministerium“ liegen, in Frage kamen 
dafür das Reichswirtschafts- und das Reichs-
arbeitsministerium. Diese Vorschläge wurden als 
Entwurf für eine  Kundmachung formuliert und dem 
Reichskommissar für die Wiedervereinigung Öster-
reichs mit der Bitte vorgelegt, diese „ehetunlichst 
zu verfügen“.106

Die Übertragung auf die jeweiligen Reichsstatt-
halter wurde schließlich in der „Vierten Verordnung 
über die Übertragung von Aufgaben und Befugnis-
sen des Reichsstatthalters in Österreich (Österrei-
chische Landesregierung) vom 28. Oktober 1939“107 
geregelt, als Berufungsbehörde wurde die „sachlich 
zustän dige Oberste Reichsbehörde“ bestimmt, 
ohne zu definieren, wer dies im konkreten Fall sei.

Mit 1. März 1940 wurde die Berufsordnung der 
„Öffent lich bestellten Vermessungsingenieure“108 
aus dem Jahr 1938 auch in der „Ostmark“ und im 
„Reichsgau Sudetenland“ eingeführt, bis Jahresende 
konnten Zivilgeometer bzw. Ingenieurkonsulenten 
für Vermessungswesen eine Zulassung zur Weiter-
führung ihrer Tätigkeit beantragen.109

→  Abb. II/9

Nicht nur die Berufsausübung, auch die Ausbil-
dung von Technikern und die akademischen Grade 
sollten nach dem Willen des Reichsministers für 
Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung verein-
heitlicht werden. Auch hier zeigte sich, dass es von 
Seiten der reichsdeutschen Behörden kein Interesse 
gab zu prüfen, ob österreichische Besonderheiten 
übernommen werden könnten, Vereinheitlichung 
hieß in diesem Fall die Übernahme reichsdeutscher 
Verhältnisse. Da sich Studien- und Prüfungsordnun-
gen jedoch nicht so rasch umstellen ließen, wurden 

 Übergangsbestimmungen erlassen. Anstelle der 
Staatsprüfungen trat die Diplomprüfung, für die 
 vorerst die gleichen Prüfungsbestimmungen galten. 
Damit konnte der Titel „Dipl. Ing.“ auch ohne Um-
stellung der Studiengänge von Absolvent:innen der 
Technischen Hochschulen, der Montanistischen 
Hochschule und der Hochschule für Bodenkultur 
 erworben werden. Zudem konnten die Rektoren der 
genannten Hochschulen Absolvent:innen, die das 
Studium mit den Staatsprüfungen abgeschlossen 
hatten, den neuen Titel auf Wunsch unbürokratisch 
und kostenfrei bescheinigen. Ausgenommen waren 
„Juden ohne Rücksicht auf die Staatsbürgerschaft“.110 
Die erst 1937 getroffene Regelung zur Führung der 
Standesbezeichnung „Ingenieur“ sollte hingegen 
aufgehoben werden. Begründet wurde dies damit, 
dass die Erwerbung des Ingenieurtitels in Österreich, 
wo sie an eine ministerielle Bewilligung gebunden 
war, schwieriger sei als in Deutschland, wo dies nicht 
notwendig und auch keine praktische Betätigung 
nachzuweisen war.111

II.1.4 
Verordnung über die Ziviltechniker 

in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
vom 30. Juli 1942

Nach jahrelangem Ringen erfolgte die Entschei-
dung über das österreichische Ziviltechniker - 
wesen schließlich 1942 mit der „Verordnung über 
die Ziviltechniker in den Alpen- und Donau-Reichs-
gauen“.112 Alle bis dahin geltenden Verordnungen 
und Gesetze, die die Belange der Ziviltechniker 
und der Ingenieur kammern regelten – von der 
Staatsministerial ver ordnung vom 13. Dezember 
1860 bis zur letzten Verordnung aus dem Jahr 
1938 – wurden mit Paragraf 1 außer Kraft gesetzt. 
Damit konnten keine neuen  Befugnisse mehr ver-
liehen werden. Hingegen blieben alle Befugnisse, 
die nach diesen Vorschriften erteilt worden waren, 
bestehen (Paragraf 2), und die betroffenen Zivil-
techniker durften in gewohnter Weise als solche 
weiterarbeiten. Es wurde sogar angedacht, ein 
neues Siegel mit Hakenkreuz einzuführen.

→  Abb. II/10

Eine Ausnahme stellten die Architekten, deren 
Befugnis nur bis zu einer „reichsrechtlich“ einheit-
lichen Regelung gelten sollte. 

Die Verordnung besiegelte zudem mit Paragraf 5 
die Auflösung der Ingenieurkammer für Oberöster-
reich und Salzburg (Linz), der Ingenieurkammer 
für Steiermark und Kärnten (Graz) und der Inge-
nieurkammer für Tirol und Vorarlberg (Innsbruck). 
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Abb. II/9 Franz Siegl wird mit der Nummer 704 in die Liste der öffentlich bestellten Vermessungsingenieure aufgenommen, 15. 7. 1941.



Abb. II/10  Die österreichischen Ziviltechniker sollen ein Rundsiegel mit Hakenkreuz erhalten, 15. 7. 1944.



Abb. II/11 Die politische Beurteilung Franz Visintinis durch das Gaupersonalamt Wien fällt zufriedenstellend aus, 23. 2. 1943.



Abb. II/12 Die Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg informiert ihre Mitglieder weiterhin über Belange der Ziviltechniker, 8. 2. 1943.



Hingegen wurde die Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland (Wien) als „Inge-
nieurkammer i. L. in Wien“ weitergeführt, um die 
Belange „sämtlicher Ziviltechniker der Alpen- und 
Donau-Reichsgaue“ zu vertreten. Ausgenommen 
waren lediglich die Ingenieurkonsulenten für Ver-
messungswesen. Die Aufsicht über die Kammer 
wurde vom Reichsstatthalter in Wien ausgeübt, 
ihr Präsident vom Reichswirtschaftsministerium 
„im Einvernehmen mit der Partei-Kanzlei“ bestellt 
(Paragraf 5, Absatz 3).

Der Reichsstatthalter in Wien schlug vor, Franz 
 Visintini zum Präsidenten der „Ingenieurkammer in 
Liquidation“ in Wien zu ernennen. Er begründete 
seine Wahl damit, dass Visintini die Geschäfte der 
Wiener Kammer „seit dem Anschluß in geradezu 
vorbildlicher und uneigennützigster Weise“ als kom-
missarischer Leiter führe und „infolge seiner vor-
züglichen persönlichen und fachlichen Eigenschaf-
ten das Vertrauen der gesamten Ziviltechnikerschaft 
in den Alpen- und Donau-Reichsgauen“ genieße, 
auch in politischer Hinsicht sei er „als altes Mitglied 
der NSDAP bestens zu empfehlen“.113 Die zuständige 
Stelle im Reichswirtschaftsministerium war geneigt, 
diesem Vorschlag zu folgen, und bat die Parteikanz-
lei in München um die notwendige Zustimmung.114 
Nachdem diese die – positive – politische Beurtei-
lung des Gaupersonalamtes in Wien eingeholt hatte, 
wurde Visintini im April 1943 als Präsident der Inge-
nieurkammer i. L. in Wien bestätigt.

→  Abb. II/11

Wie ein Rundschreiben der Kammer in Innsbruck 
vom Februar 1943 zeigt, bestanden die aufgelösten 
Kammern offenbar noch fast ein Jahr weiter.

→  Abb. II/12

Als Erstes sollten im Frühjahr 1943 die  Geschäfte 
der Kammer für Oberösterreich und Salzburg in 
Linz an die Kammer in Wien übergeben werden, und 
zwar an lässlich der Einberufung zur Wehrmacht 
des kommissarischen Präsidenten Hans Arndt mit 
15. März  1943. Laut seinen Angaben war sein „engs-
ter Arbeitsausschuss“ in der Kammer ohnehin nicht 
mehr arbeitsfähig, da ein Mitarbeiter verstorben 
und ein weiterer schwer erkrankt sei und der Dritte 
in den Staatsdienst gewechselt habe und deshalb 
aus der Kammer ausscheiden müsse.115 Im August 
berichtete Miklauzhizh dem Reichsarbeitsminister, 
dass die drei aufgelösten Kammern ihre Tätigkeit 
eingestellt und ihr Vermögen an die Ingenieurkam-
mer i. L. in Wien überwiesen hätten.116 

→  Abb. II/13–14

Die Liste der noch vorhandenen Mobilien war 
mehr als bescheiden. „1 alter Kasten, 1 Abzieh appa- 
rat, 1 kleine eis. Handkasse“ und Kisten mit Akten-
material in Linz, drei Kisten mit Aktenmaterial in Graz 

und ein Aktenschrank, einige Bundesgesetzesblätter 
und eine Schreibmaschine in Innsbruck waren alles, 
was von den Kammern übrig war. Die Schreibma-
schine wurde nach Wien geschickt, die restlichen 
Gegenstände sollten verkauft werden und der Erlös 
an die Kammer i. L. in Wien gehen. Eine Endabrech-
nung wurde in Aussicht gestellt, sobald dieser Verkauf 
und der Transport des Aktenmaterials abgeschlos- 
sen  seien. Ob dieser angesichts der zitierten „gegen- 
wärtigen Transportschwierigkeiten“ wie geplant 
statt fand, wurde nicht festgehalten.117 Zu diesem 
Zeitpunkt leitete Miklauzhizh bereits die Unter ab-
tei lung V e, wo er für die Verwaltung der  Schlösser, 
Reichsgärten und des Tiergartens Schönbrunn 
 verantwortlich zeichnete.118 Das mit dem Zivil tech-
ni kerwesen beschäftigte Referat V b AT war über -
flüssig geworden.

II.1.5 
Österreichische Ziviltechniker 

im NSBDT

Obwohl die Liquidation der Ingenieurkammern und 
die Übernahme der österreichischen Ziviltechniker 
nicht wie vom Hauptamt für Technik geplant durch-
geführt werden konnten und zahlreiche Befugnisse 
aufrechtblieben, wurde von den österreichischen 
Ziviltechnikern – wie von allen Technikern der „Ost-
mark“ – erwartet, dass sie dem NSBDT beitraten. 
Dieser Einheitsverband sollte seit 1934 alle techni-
schen Verbände und Vereine ersetzen. Die wenigen, 
die weiter existieren durften, wie beispielsweise der 
Verband Deutscher Ingenieure (VDI), bekamen den 
Beisatz „im NSBDT“. Die Führung des NSBDT lag 
beim Hauptamt für Technik,119 einer Parteidienststelle 
der NSDAP, Amtsleiter war Fritz Todt, der die Be-
lange der Technik im Dienst des Nationalsozialismus 
unter anderem als Generalinspektor für das Deut-
sche Straßenwesen, Reichsminister für Bewaffnung 
und Munition (ab 1940) und Generalinspektor für 
Wasser und Energie (ab 1941) vorantrieb.

In Österreich dürften am 16. März 1938, unmittel-
bar nach der nationalsozialistischen Machtüber- 
nahme, zwei Techniker initiativ geworden sein und 
„analog zur deutschen Organisation ein Gauamt 
gebildet“ haben. Es handelte sich dabei um Benno 
Gürke, der bei einer Kundgebung der Ingenieure 
und Techniker am gleichen Tag bereits als Gauamts-
leiter auftrat, und Franz Kuba, Privatdozent an der 
TH Wien,120 der als stellvertretender Leiter des 
NSBDT und Beauftragter für die Gleichschaltung der 
technischen Vereine und Körperschaften im Amt 
für Technik der NSDAP auftrat. Offenbar hatten sich 
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Abb. II/13–14 Karl Miklauzhizh informiert den Reichswirtschaftsminister über die Auflösung der Ingenieurkammern 
 in Linz, Graz und Innsbruck, 21. 8. 1943.





Abb. II/15 Link ruft die Techniker in der „Ostmark“ zum Beitritt in den NSBDT auf, 1. 8. 1938.



Abb. II/16 Die Organisation des NSBDT auf Gau-Ebene, undatiert.



beide schon während der Verbotszeit auf den Moment 
der Machtübernahme vorbereitet und konnten 
deshalb so rasch agieren. Beide schlossen sich auch 
dem NSBDT an, was dieser aber nicht bestätigte. 
Davon machte der Leiter des Österreichischen 
Ingenieur- und Architektenvereines Rudolf Heine 
Reichskommissar Josef Bürckel am 21. März Meldung 
und erklärte, dass die 15.000 bis 20.000 österreichi-
schen Ingenieure wissen wollten, „wohin sie organi-
satorisch gehören“. Gürke wurde als Gauamtsleiter 
bestätigt und von Bürckel zum kommissarischen 
Leiter der  gesamten Techniker- und Ingenieur- 
Organisationen der „Ostmark“ ernannt.

Das Gründungsdatum des NSBDT auf dem Gebiet 
Österreichs ist der 15. Juli 1938. Einen Tag später hielt 
Gürke eine Rundfunkrede, die sich an die „deutschen 
Techniker der Ostmark“ richtete. Er verkündete die 
Gründung des NSBDT in den „Ostmarkgauen“ als 
„einzige deutsche Ingenieur- und Techniker-Organi-
sation“ und die geplante Auflösung aller bisherigen 
technischen Vereine. Alle, die in diesen ihre Kräfte 
„zersplittert“ hatten, sollten beitreten und „am Aus-
bau der technischen Gemeinschaftsarbeit positiv 
Anteil nehmen“.121 Ähnlich lautete im August 1938 ein 
Aufruf zum „Neuaufbau der technischen Organis a-
tion in der Ostmark“, der vom Leiter der Überleitungs-
stelle Ostmark des NSBDT in Wien namens Link 
unterzeichnet war.122

→  Abb. II/15

Organisatorisch wurden von Fritz Todt bei den 
 sieben Gauleitungen auf dem Gebiet Österreichs 
Ämter für Technik der NSDAP und Gauwaltungen 
des NSBDT errichtet. Der jeweilige Gauamtsleiter 

war in Perso nal  union auch Gauwalter des NSBDT, 
der  wiederum in Fachgruppen eingeteilt war.

→  Abb. II/16

Für den Beitritt mussten eine Beitrittsanmeldung 
und ein NSBDT-Fragebogen ausgefüllt werden. 
Aus einem Briefwechsel zwischen dem Verband 
deutscher Elektrotechniker e. V. im NS-Bund Deut-
scher Technik (VDE) und dem NSBDT geht hervor, 
dass sich auch „Nichtarier“ angemeldet haben 
dürften.123 Diese wurden aber unter den „Abgängen“ 
verzeichnet. Mitte August 1939 waren im Gau Wien 
bereits 2.594 Mitglieder verzeichnet,124 eine eigene 
Ausgabe des Gaumitteilungsblattes des NSBDT war 
in Vorbereitung.125 Auch die meisten der „arischen“ 
österreichischen Ziviltechniker traten dem NSBDT 
bei,126 einige gestalteten dessen Politik als Funktio-
näre aktiv mit (→  S. 101).

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Inte-
ressen der bestehenden Ziviltechniker auch in der 
NS-Zeit von den Ingenieurkammern in Liquidation 
und ab 1943 von der Ingenieurkammer in Liquida-
tion in Wien vertreten wurden. Von den Technikern 
wurde aber erwartet, dass sie dem NSBDT beitraten, 
Architekt:innen mussten Mitglied der Reichs-
kammer der bildenden Künste sein, um ihren Beruf 
weiterhin ausüben zu dürfen. Voraussetzung für 
alle war dabei, dass sie in Bezug auf ihre Herkunft 
den „Nürnberger Gesetzen“ entsprachen und poli-
tisch mit den Machthabern konform gingen – oder 
zumindest nicht aktiv gegen sie auftraten. Damit 
wurde ein beträchtlicher Teil der Ziviltechniker vom 
Berufsleben ausgeschlossen.

II.2 
Die Eingliederung der Architekten in die Reichskulturkammer 

Ingrid Holzschuh

II.2.1 
Die neue Reichskulturkammer 

in Deutschland (1933) 

Die Errichtung der Reichkulturkammer (RKK) wurde 
ein halbes Jahr nach Machtergreifung der National-
sozialisten, am 15. November 1933, in einem feier-
lichen Akt in der Philharmonie in Berlin von Pro-
pagandaminister Joseph Goebbels in Anwesenheit 
von Adolf Hitler verkündet.127 Die rechtliche Grund-
lage für die neue NS-Institution bildete das am 

22. September 1933 beschlossene Reichskultur- 
kammergesetz.128 Die Aufgabe der RKK im 
nationalsozialis tischen Sinn war es, alle Sparten 
und Belange der deutschen Kultur zu fördern 
und zu regulieren. „Jede kulturguterzeugende und 
-verbreitende  Tätigkeit auch geringfügiger und 
gelegentlicher Art (neben beruflich) unterliegt nach 
der Reichskulturkammergesetzgebung der Anmelde - 
pflicht bei einer der zuständigen Einzelkammern 
der Reichskultur kammer“,129 wobei jegliche Art 
von „individualisti sche[r] Note“ der Kulturschaffenden 
verhindert  werden sollte, um damit „die ungehin-
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derte Entfaltung des Kulturbolschewismus“ ein-
zuschränken.130 Mit der auf diesem Gesetz beru-
henden zwangsweisen Zusammen führung aller im 
Kulturbereich Tätigen begann in Deutschland die 
Verstaatlichung und Überwachung der deutschen 
Kultur, die als Aufgabe der Partei seitens des 
Ministers für Propaganda und Volks aufklärung 
Joseph Goebbels gelenkt wurde.

Die RKK setzte sich aus insgesamt sieben Einzel-
kammern zusammen: der Reichspressekammer, 
der Reichsrundfunkkammer, der Reichsfilmkammer, 
der Reichstheaterkammer, der Reichsmusikkammer, 
der Reichsschrifttumskammer und der Reichskam-
mer der bildenden Künste, der auch die Berufsgrup-
pe der Architekt:innen zugeteilt war. Die Kammern 
erhielten die Eigenschaft von Körperschaften des 
öffentlichen Rechts und waren in der Gesamtkörper-
schaft, der RKK, vereinigt.131 Vom Präsidenten der RKK 
wurde für jede Einzelkammer ein Präsident ernannt, 
dem wiederum ein Präsidialrat zur Seite gestellt 
wurde und aus dem ein oder mehrere Stellvertreter 
sowie ein Geschäftsführer bestimmt wurden.132 

Der Aufbau der RKK wurde unmittelbar nach der 
Verkündigung ihrer Errichtung in Angriff genommen. 
Zur raschen Umsetzung war ein „kooperatives Ein-
gliederungsverfahren“133 zwischen Berufsverbänden 
und Reichsorganisation notwendig, wobei Personen 
aus den Berufsverbänden den Behörden maßgeb-
liche Informationen über die Organisation und deren 
Mitglieder lieferten. In nur wenigen Jahren entwickelte 
sich die Organisation der RKK zu einem gewaltigen 
Verwaltungsapparat, mit circa 2.000 Mitarbeitern 
Ende 1937 und Hunderttausenden von Mitgliedern.134

→  Abb. II/17

Da der berufsständische Aufbau im national-
sozialistischen Sinne Bestandteil des NS-Parteipro-
gramms war, war auch die Mitgliedschaft gesetzlich 
fest gelegt. So heißt es in der ersten Verordnung des 
RKK-Gesetzes: „Wer bei der Erzeugung, der Wieder-
gabe, der geistigen oder technischen Verarbeitung, 
der Verbreitung, der Erhaltung, dem Absatz oder 
der Vermittlung des Absatzes von Kulturgut mitwirkt, 
muß Mitglied der Einzelkammer sein, die für seine 
Tätigkeit zuständig ist.“135 Als „Kulturgut“ wurde so-
wohl „jede Schöpfung oder Leistung der Kunst, wenn 
sie der  Öffentlichkeit übermittelt wird“, als auch „jede 
andere geistige Schöpfung oder Leistung, wenn sie 
durch Druck, Film oder Funk der Öffentlichkeit über-
mittelt wurde“, definiert.136 So waren nicht nur Kultur-
schaffende verpflichtet, Mitglied zu werden, sondern 
auch alle, die an der öffentlichen Vermittlung von 
Kulturgut in irgendeiner Weise mitwirkten.

Bis zur endgültigen Konsolidierung der RKK wur-
den in Deutschland vorerst automatisch alle – so auch 
jüdische – Kulturschaffende in die Kammer übernom-

men, die in Berufsverbänden organisiert waren.137 
Die Situation änderte sich im Frühjahr 1934, nachdem 
Propagandaminister Goebbels in einer Rede erklärt 
hatte, dass „ein jüdischer Zeitgenosse“ seiner „Ansicht 
und Erfahrung“ nach „im allgemeinen ungeeignet“ 
sei, „Deutschlands Kulturgut zu ver walten“, und damit 
restriktive Aufnahmebestimmungen in Kraft gesetzt 
wurden.138 Als eigener „Beauftragter für die Über-
wachung der geistig und künstlerisch tätigen Nicht-
arier im deutschen Reichsgebiet“ wurde der dritte 
Geschäftsführer der RKK Hans Hinkel ernannt. Damit 
blieb allen in der Kultur tätigen Personen, die jüdi-
scher Herkunft waren, die Aufnahme in die RKK ge-
setzlich verwehrt. Eine fehlende Mitgliedschaft in der 
RKK kam einem Berufsverbot gleich und bedeutete 
für viele den Entzug der Lebensgrundlage. 

Das durch die Pflichtmitgliedschaft eingeführte 
und von der Behörde festgelegte Aufnahme- 
verfahren lieferte dem NS-Regime ein wichtiges 
Instrument für die Bestandserhebung der Kultur-
schaffenden, die vor allem für die politische Len-
kung eingesetzt werden konnte. Damit konnte das 
NS-Regime nicht nur die „nicht arischen“ Personen 
selektieren,  sondern auch ihr berufliches Werk dis-
kreditieren. Das Aufnahmeverfahren der RKK wurde 
somit zum wichtigsten Kontroll- und Lenkungsin-
strument der NS-Kulturpolitik.139

→  Abb. II/18

II.2.2 
Die Konsolidierung der Reichskulturkammer 

in der „Ostmark“

Unmittelbar nach dem „Anschluss“ wurde in Öster-
reich durch den neuen Landesleiter der NSDAP 
Hubert Klausner die Errichtung einer vorerst provi- 
sorischen Landeskulturkammer verordnet, die 
bis zur Errichtung der RKK im Juni 1938 bestand. 
Der parteitreue Lyriker Hermann Stuppäck140 wurde 
zum Landes kulturwalter ernannt. Sowohl er als 
Leiter als auch seine Fachreferenten wurden direkt 
vom Reichspropagandaamt eingesetzt.141 „Der erste 
Schritt in der Arbeit der provisorischen Landes-
kultur kammer war, fast alle Inhaber wichtiger kultu - 
reller Positionen abzusetzen und den neuen Macht-
habern genehme Leiter kommissarisch einzuset-
zen“,142 wobei die Neubesetzungen vorerst nach par-
teipolitischen  Gesichtspunkten erfolgte, da erst mit 
Einführung der RKK-Gesetzgebung das Ministerium 
von Goebbels zuständig war.143 Eine weitere Aufgabe 
bestand darin, festzustellen, welche Organisationen 
und Verbände vorhanden waren, Um- bzw. Neu- 
organisationen zu verhindern und den Neuaufbau der 
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Abb. II/17 Eine grafische Darstellung im ,,Reichsbürgerhandbuch“ aus dem Jahr 1938 visualisiert den Aufbau der Reichskulturkammer 
 in ihre sieben Einzelkammern, 1938.



Abb. II/18 Das Mitgliedsbuch der Reichskammer der bildenden Künste (Reichskulturkammer) des Salzburger Architekten 
 Otto Strohmayr, ausgefertigt am 1. 7. 1938.



Berufsstände nach dem Muster der Reichskultur-
kammer intern vorzubereiten. Parallel dazu setzte 
Reichskommissar Josef Bürckel im März 1938 Albert 
Hoffmann zum „Stillhaltekommissar“ in Wien ein, 
der für die Vermögensabwicklungen sowie für die 
Auflösung der bestehenden Berufsverbände und 
Berufsorganisationen in Österreich verantwortlich 
zeichnete.144 Als Vermittler für diese Aufgabe wurden 
deren Leiter vom NS-Regime durch kommissarische 
Leiter ersetzt, die die notwendigen Informationen 
über die Mitglieder und das Vermögen der Institutio-
nen lieferten und damit deren Liquidation sowie die 
Überführung ihrer Mitglieder in die RKK vorbereite-
ten.145 Auch die Ingenieurkammern, als Berufsorga-
nisation der Ziviltechniker, waren von der Auflösung 
und Neuorganisation betroffen (→  S. 60).

Mit der Verordnung über die Einführung der 
RKK-Gesetzgebung vom 11. Juni 1938146 war schließ-
lich auch in Österreich die RKK gesetzlich verankert 
und damit auch die neue Standesvertretung der 
freischaffenden Architekt:innen geregelt.147 Auf der 
 Vorarbeit der provisorischen Landeskulturkammer 
und der kommissarischen Leiter aufbauend, konnten 
nun eine rasche Umsetzung des RKK-Gesetzes und 
der Aufbau der Einzelkammern erfolgen.

II.2.3 
Architekten als Funktionäre 

der Reichskammer 
der bildenden Künste in der „Ostmark“

Die Berufsgruppe der Architekt:innen gehörte der 
Reichskammer der bildenden Künste (RdbK) an. 
Diese schloss die Vertretung jener Mitglieder ein, 
die in der bildenden Kunst selbstständig tätig waren, 
und umfasste folgende Berufsgruppen: „Architekten, 
Gartengestalter, Maler, Graphiker, Bildhauer, 
Gebrauchsgraphiker, Kunsthandwerker, Entwerfer, 
Raumausstatter, Kopisten, Restauratoren, Kunst- 
und Antiquitätenhändler, Kunstverleger und Kunst-
blatthändler, Gebrauchs- und Werbekunstmittler, 
Künstler- und Kunstvereine, Vereine für Kunsthand-
werk.“148 Auch „Anstalten der bildenden Künste“ 
als Unterrichtsstätten und wichtige Vermittler von 
Kunst unterlagen dem RKK-Gesetz, womit „die 
Reichs kammer die Möglichkeit [hatte], auf die Kunst- 
erziehung, auf die Heranbildung der kommenden 
Künstlergenerationen einzuwirken“.149 Die an Aus-
bildungsstätten lehrenden Personen mussten eben-
falls Mitglieder der RdbK sein.

Die Zentralbehörde der RdbK befand sich in Berlin, 
deren Leitung übernahm im Herbst 1933 der deutsche 
Architekt Eugen Hönig als Präsident. Hönig hatte die 

Funktion drei Jahre inne, 1936 folgte ihm der Maler 
Adolf Ziegler nach. Die regionale Gliederung der 
RdbK erfolgte dem Aufbau der NSDAP entsprechend 
nach den Gauen, in dem sich jeweils eine Landes-
leitung (Landeskammer) befand. Abhängig von der 
Größe der Landeskammern waren dem  Landesleiter 
Geschäftsführer zur Seite gestellt. Wie auf zentraler 
Ebene erfolgte auch in den Landesleitungen die 
Unterteilung – abhängig von der Größe – in verschie-
dene Fachgruppen, die wiederum von Referenten 
betreut wurden.150

Die Fachreferenten wurden vom Landesleiter be-
rufen und waren in erster Linie Persönlichkeiten, die 
bereits vor dem „Anschluss“ in den Berufsverbänden 
und Berufsorganisationen eine führende Funktion 
innegehabt hatten und den politischen Vorausset-
zungen im nationalsozialistischen Sinn entsprachen. 
Sie waren als Fachexperten eingesetzt, die im Auf-
nahmeverfahren der RdbK eine wichtige Rolle spiel-
ten. Ihnen oblag die Bewertung der „künstl. Fähigkeit 
und charakterl. Eigenschaft“151 jener Personen, die 
eine Mitgliedschaft in die RdbK beantragten, und 
sie bereiteten deren Antragsunterlagen zur Vorlage 
beim Landesleiter vor, durch den die letzte Kontrolle 
vor Weiterleitung nach Berlin erfolgte. Darüber hin-
aus waren die Referenten Ansprechpartner für die 
in ihrer Fachgruppe registrierten Mitglieder, vor allem 
bei rechtlichen und organisatorischen Fragen der 
Berufsvertretung. Sie führten diese Aufgabe ehren-
amtlich aus und unterstützten die Landesleiter mit 
ihrer Fachexpertise.

Die Quellenlage zu den einzelnen Landesleitungen 
der RdbK in der „Ostmark“ ist überaus heterogen. 
Der umfassendste Bestand an Dokumenten ist von 
der größten Landesleitung, jener in Wien, überliefert 
und umfasst knapp 3.000 Mitgliederakten.152 Für 
die übrigen Landesleitungen fehlen solche Bestände. 
Überliefert sind jedoch die Namen jener Personen, 
die in den Gauen als Landesleiter eingesetzt wurden. 
Zu ihnen zählen Persönlichkeiten, die der NSDAP 
sehr nahe standen und größtenteils bereits in der 
Verbotszeit aktiv in der Partei tätig waren, sie galten 
als besonders loyal. 

Der personelle Aufbau und damit die Größe der 
Länderkammern waren in den Gauen unterschied-
lich, was höchstwahrscheinlich auf die Mitgliederzah-
len zurückzuführen ist. In der größten Landeskammer 
in Wien gab es neben dem Landesleiter einen  Ge- 
schäftsführer und mehrere Fachreferenten. Auch 
in Oberdonau findet man neben dem Landesleiter 
mehrere namentlich angeführte Fachreferenten. In 
den übrigen Gauen ist teilweise nur der Landesleiter 
namentlich angeführt, Angaben zu Fachreferenten 
stellen eher die Ausnahme dar.

→  Tabelle II/1
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Keinem Architekten wurde die Funktion eines Lan-
desleiters überantwortet, jedoch finden sich Namen 
von Architekten auf Ebene der Geschäftsführung so- 
wie der Fachreferenten, unter ihnen überzeugte 
Nationalsozialisten sowie Opportunisten, die sich an 
Aufbau und Organisation der RdbK aktiv beteiligten.

Gau Wien

Die Landesleitung Wien wurde unmittelbar nach dem 
„Anschluss“ im Künstlerhaus (Karlsplatz 5, 1. Bezirk)153 
als Dienststelle des „Beauftragten  aller Institutionen 
für bildende Kunst“, später als Landesleitung Wien, 
eingerichtet und der Maler Leopold Blauensteiner zu 
ihrem Leiter ernannt. Als Geschäftsführer der Behörde 
wurde der Architekt Marcel Kammerer eingesetzt. 
Mit Kammerer übernahm ein Mitglied der Ingenieur-
kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
die wichtigste politische Funktion in der Verwaltung 
der Wiener RdbK.

Abb. II/19
Marcel Kammerer, 
undatiert.

neuburg in Nieder österreich an. Er wurde von Hitler 
mit der „Medaille der Erinnerung an den 13. März 
1938“ ausgezeichnet, die für besondere Verdienste 
beim „Anschluss“ vergeben wurde.158 Kammerer 
engagierte sich schon vor dem März 1938 in der 
nationalsozialistischen Kulturpolitik und gehörte 
dem illegalen Landeskulturamt der NSDAP an,159 
wodurch er die besten Voraussetzungen für die poli-
tische Funktion in der RdbK mitbrachte. In dieser 
Position konnte er seinem Anti semitismus, den er 
bereits vor 1938 in diversen Mitteilungsblättern des 
Zentral verbandes kundgetan hatte, in der Kunst-
politik freien Lauf lassen.160 Neben  seiner bürokra- 
tischen Tätigkeit in der RdbK war er auch in der NS- 
Zeit weiterhin als Maler tätig, Planungen als Archi-
tekt in der NS-Zeit sind nicht bekannt. Im  Jänner 
1944 ging Kammerer als Geschäftsführer der RdbK 
in den  Ruhestand,  arbeitete jedoch weiterhin ehren-
amtlich als Referent für Kunsthandwerk.161  Aufgrund 
seiner Pensionierung in der NS-Zeit entging Kam-
merer nach dem Zweiten Weltkrieg einem Entnazi-
fizierungsverfahren. 1946 legte er seine  Befugnis 
als Architekt zurück162 und zog 1955 nach Kanada, 
wo er am 25. November 1959 in Ottawa verstarb.

Marcel Kammerer, geboren am 4. November 1878 
in Wien, studierte Architektur bei Otto Wagner an der 
Akademie der bildenden Künste und war bis 1910 
dessen erster Mitarbeiter im Büro. 1911 verließ er 
Wagners Atelier und gründete mit seinen Studienkol-
legen Emil Hoppe und Otto Schönthal eine Atelier-
gemeinschaft, die zu den erfolgreichsten Ateliers in 
den letzten Jahren vor dem Ersten Weltkrieg gehörte. 
Nach Ende des Krieges schied Kammerer aus dem 
gemeinsamen  Atelier aus und wandte sich vermehrt 
der Malerei zu. Kammerer war überzeugter National-
sozialist und trat 1933 als Mitglied der NSDAP bei.154 
1936 übernahm er die Funktion einer Art „Verbin-
dungsmann“ zwischen der national sozialistisch ge-
sinnten Künstlerschaft in Österreich und den politi-
schen Stellen in Berlin und München.155 Kammerer 
hatte erst im April 1937,156 also mit 59 Jahren, um 
Erteilung der Befugnis eines Architekten angesucht, 
die er mit dem Bescheid vom 14. Juni 1937 erhielt.157 
Seinen Kanzleisitz meldete er in Weidling/Kloster-

Abb. II/20
Robert Örley, 
undatiert.

Der zweite in der Wiener RdbK tätige Architekt 
war Robert Örley, der die Position des  Referenten für 
Architektur besetzte. Örley, geboren am 24. August 
1876 in Wien, besuchte nach einer Tischlerlehre die 
Kunstgewerbeschule in Wien. 1898 erwarb er die 
Baumeisterkonzession, war jedoch bis 1903 vorerst 
nur als Maler tätig. In der Folge arbeitete er als frei-
schaffender Architekt und ab 1911 als Sachverstän-
diger sowie Schätzmeister für  Architektur und Hoch-
bau.163 Am 23. Juli 1926 wurde Örley die Befugnis 
eines  Architekten erteilt.164 Zwei Monate nach dem 
„Anschluss“ trat er der NSDAP bei.165 Als gut vernetz-
ter Kenner der Architektenschaft wurde er 1939 von 
 Landesleiter Leopold Blauensteiner zum Referenten 
ernannt. Als freischaffender Architekt beteiligte er 
sich an mehreren öffentlichen Wettbewerben, darunter 
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Tabelle II/1 

Landesleitungen der Reichskammer der bildenden Künste (RdbK) 
in der „Ostmark“

Quellen: Ostmarkjahrbuch 1941, Krakauer Schreibkalender 1942 und 1943, Salzburger Amtskalender 1942.

Gau Tirol-Vorarlberg

Gau Wien

Gau Oberdonau

Gau Niederdonau

Gau Salzburg

Gau Steiermark

Gau Kärnten

Ernst Nepo, Maler 
(bis 1939 und ab 1942)

Max Esterle, Maler 
(1939–1941)

Leopold Blauensteiner, 
Maler

Ernst August 
Freiherr von Mandelsloh,
Maler

Kunibert Zinner, 
Bildhauer 

Richard Spitz, 
Maler
(bis 1942)

Karl Reisenbichler, 
Maler

Hans Mauracher, 
Bildhauer

Max Bradaczek, 
Maler

Marcel Kammerer, 
Architekt
(bis 1944)

Franz Schlögel, 
Schriftsteller

Robert Örley, 
Architekt

Armin Sturmberger, 
Architekt

Franz Zajicek, 
Architekt
(ab 1943)

Landesleiter         Geschäftsführer Referent für
   die Fachgruppe
   Architektur



jenem für ein Denkmal in Wöllersdorf (Dezember 1938). 
Den bereits vor der NS-Zeit von ihm entwickelten 
Planungsschwerpunkt im Städtebau konnte er in der 
NS-Zeit  weiter ausbauen, und es entstanden mehrere 
städtebauliche Entwürfe, wie die gemeinsam mit 
seinem Ziviltechniker-Kollegen Erwin Ilz entwickelte 
Studie für die  Neugestaltung der Stadt Wien, die 
in der Literatur als einer der vier „Professorenvor- 
schläge“166 überliefert ist. Wie aus dem Gauakt Örleys 
hervorgeht, profitierte er von seiner Mitarbeit in der 
NS-Kunstpolitik und war Nutznießer der antisemi- 
tischen Politik des NS-Regimes.167 Im Herbst 1943 
meldete Örley bei der Kammer seine Kanzleiverlegung 
in die Alser Straße 21, 8. Bezirk, an.168 Er bekam die 
 Wohnung des jüdischen Dermatologen Robert Otto 
Stein169 zugesprochen, die 1942 von den National-
sozialisten beschlagnahmt worden war. Unmittelbar 
nach dem Krieg, im April 1945, versuchte Stein mit 
Unterstützung der russischen Kommandantur die 
Wohnung von Örley zurückzubekommen, was ihm auch 
gelang.170 Der Entnazifizierung musste sich Robert 
Örley nicht mehr stellen, er starb am 15. November 
1945 bei einem Unfall vor der Wiener Secession.

Gau Oberdonau

Die Landesleitung in Oberdonau war, was die Anzahl 
der Referenten betrifft, die zweitgrößte Landes-
kammer in der „Ostmark“. Wie in Wien wurde auch 
hier ein Maler, Ernst August Freiherr von Mandelsloh, 
als Landesleiter eingesetzt, der seit 1932 Mitglied 
der NSDAP war.171 Als Referent für Architektur in 
Oberdonau ist im Ostmarkjahrbuch 1942 Armin 
Sturmberger angeführt, auch er ein Architekt mit 
aufrechter Befugnis.172 Sturmberger war im April 
1938 in der Mitgliederliste der Ingenieurkammer für 
Oberösterreich und Salzburg173 als Parteigenosse 
ausgewiesen.

Armin Sturmberger, geboren am 23. August in 
Haag, begann 1908 mit dem Studium der Philologie 
an der Universität Wien und wechselte anschließend 
in jenes der Architektur an der TH Wien (1909–1914). 
Nach seiner 2. Staatsprüfung legte er die „Zivil- 
Ingenieurprüfung bei der N.Ö. Landesregierung“174 
ab. Im Ersten Weltkrieg leistete er Kriegsdienst. 
1924 trat er als Lehrer in die Höhere Staatsgewerbe- 
schule in Linz ein, wo er 1925 Professor wurde. 
Daneben begann auch seine selbststän di ge Tätigkeit 
in Linz als freischaffender Architekt.175 Neben Ein-
familienhäusern plante er Wohnbauten und Innen- 
einrichtungen in Linz und Freistadt sowie ein Kino 
und Wohnhäuser in Haag.176 Erfolgreich nahm er 
an verschiedenen Wett bewerben teil, wie dem für 
die Kriegerdenkmäler in Gmunden (2. Preis) und 
Steyr (1. Preis), die Festhalle Hessenplatz in Linz 

Abb. II/21 
Armin Sturmberger, 
ca. 1938.

(ein halber 1. und 2. Preis) und die  Verbauung Volks-
garten Linz (2. Preis).177 In seinem Fragebogen zur 
Aufnahme in die RdbK gab Sturmberger an, dass er 
am Entwurf der Karolinenbrücke in  Salzburg maß-
geblich beteiligt gewesen sei.178 Sturmberger trat am 
1. Oktober 1937 in die NSDAP ein, erhielt die Mit-
gliedsnummer 6.373.590 bzw. 34.028179 und galt 
damit nach 1945 als „Illegaler“. Er war auch Mitglied 
in einem der deutschnationalen Nachfolgevereine 
der ehemaligen „Großdeutschen Volkspartei“ und 
des „Deutschen Schulvereins Steiermark“. Seine 
politische Funktion im National sozialistischen Bund 
Deutscher Technik (NSBDT) wurde im Gauakt als 
„Kassen verwalter im Amt f. Technik“ angegeben.180 
Nach 1945 wurde Sturmberger seine frühe Partei-
zugehörigkeit zum Verhängnis. Da er im Erfassungs-
antrag vom 23. Mai 1938 angegeben hatte, am 
1. Oktober 1937 der NSDAP beigetreten zu sein, und 
damit unter das Verbotsgesetz fiel, wurde er aus dem 
Schuldienst entlassen.181 1949 brachte Sturmberger 
ein Ansuchen zur „Überprüfung der Registrierungs-
pflicht“ und „Feststellung der […] vermerkten Dauer 
der  Zu gehörigkeit der NSDAP“ ein, da er gegenüber 
den Behörden versicherte, dass sein Parteieintritts-
datum von der NSDAP auf 1. Oktober 1937 zurück-
datiert worden sei. Er selber gab an und belegte dies 
auch mit mehreren Zeugenerklärungen, dass er erst 
nach dem 13. März 1938 der NSDAP beigetreten 
sei.182 Seinem  Ansuchen wurde schließlich stattge-
geben, und Sturmberger wurde 1949 wieder in den 
Schuldienst als Professor der Bundesgewerbeschule 
Linz aufgenommen, wo er bis 1954 unterrichtete.183 
Sturmberger starb am 15. August 1973 in Linz.

Gau Niederdonau

1941 ist der Bildhauer Kunibert Zinner als Leiter 
der Landesleitung Niederdonau angeführt,  weitere 
Namen fehlen. Erst 1943184 ist mit Franz Zajicek 
ein Referent für die Fachgruppe der Architektur 
ausgewiesen.185
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Gaue Steiermark, 
Kärnten und Tirol, 

Vorarlberg

In den Adressverzeichnissen der Länderabteilun- 
gen der Gaue Steiermark, Kärnten und Tirol/Vorarl-
berg scheinen keine Architekten auf. Leiter der 
Landes leitung Steiermark war der Bildhauer Hans 
Mauracher, in Kärnten der Maler Max Bradaczek und 
im Gau Tirol/Vorarlberg die Maler Ernst Nepo und 
Max Esterle. Da auch hier keine eigenen Referenten 
für Architek tur ausgewiesen sind, ist anzunehmen, 
dass die Agenden der Architekt:innen jeweils direkt 
bei den Landes leitern angesiedelt waren.

II.2.4 
Die Sonderregelung für Architekten

Mit der Einführung der RKK-Gesetze wurden die 
Architekten in einen Zwiespalt getrieben. Denn 
einerseits entsprach die Eingliederung in die RdbK 
dem künstlerischen Selbstverständnis ihres Berufes, 
andererseits wollten sie die mit der Befugnis eines 
Ziviltechnikers erteilten Rechte nicht verlieren. Dazu 
kam, dass die neuen Voraussetzungen, die für eine 
Aufnahme in die RdbK nachzuweisen waren, die 
strengen und lang erkämpften Kriterien der In ge - 
n ieurkammer aufweichten und damit ihre Errungen-
schaften verloren gingen. Die Herauslösung der 
Architekten aus der Ingenieurkammer bedeutete 
für sie einen Rückschritt in ihren Erfolgen, denn wie 
bereits um die Jahrhundertwende ging es für die 
Architekten um die Frage, wie der Spagat zwischen 
freien Kunstschaffenden und behördlich autorisier-
ten technischen Vertretern zu schaffen sei.

Wie bereits in der Zwischenkriegszeit war es 
Architekt Siegfried Theiss, der sofort nach dem 
„Anschluss“ begann, die Standesinteressen der 
Architekten gegenüber den neuen Machthabern zu 
vertreten. Sein Ansehen als Architekt, seine gute 
berufliche Vernetzung sowie seine Tätigkeit als 
Hochschulprofessor an der TH Wien sicherten ihm 
eine gute Ausgangsposition für die Verhandlungen 
mit dem NS-Regime. Seine NSDAP-Mitgliedschaft 
war sicherlich von  Vorteil.198 

Ging es ihm vormals darum, die Rechte für die 
Architekten in der Demokratie der Ersten Republik 
auszuweiten, setzte Theiss sich nun im diktatori-
schen System der Nationalsozialisten dafür ein, dass 
sie diese nicht verlieren. Er forderte unter anderem 
eine einheitliche Regelung für alle Ziviltechniker, 
die die Aufrechterhaltung der Befugnisse der Zivil-
techniker sichern sollte. Ebenso bemühte er sich, 

Abb. II/22
Franz Zajicek, 
undatiert.

Franz Zajicek, geboren am 13. April 1912 in Wien,186 
hatte in der NS-Zeit noch keine  Befugnis eines 
Architekten, diese erlangte er erst nach dem Krieg. 
Seine Ausbildung im Fach der Architektur erhielt 
er von 1931 bis 1934 als Gasthörer an der Kunst-
gewerbeschule in Wien bei Oskar Strnad. Daran 
anschließend war er ab 1936 selbstständig tätig. 
Im Mai 1935 trat er in die NSDAP ein (Mitgliedsnr. 
6.124.273),187 womit er in der Verbotszeit Parteimit-
glied wurde. Im Personal- Fragebogen der NSDAP 
gab er an, dass er mit der „Arbeitsvergebung von 
illegalen Professionisten“ beschäftigt war.188 Erst 
nach dem „Anschluss“ kam Zajicek in Waidhofen an 
der Ybbs an größere Aufträge, wie den „Bau von Ge-
folgschaftshäusern“ und „Lokaladaptierungen“.189 
1939 stellte sich jedoch bei der Ausfertigung der 
Ariernachweise  heraus, dass seine Ehefrau „jüdi-
scher Mischling zweiten Grades“ war, was mit dem 
Beschluss des Gau gerichts vom 12. August 1939190 
seinen Ausschluss aus der NSDAP nach sich zog.191 
Die Ablehnung wurde am 31. Mai 1940 von der Reichs- 
leitung bestätigt.192 Trotz seines Ausschlusses aus 
der Partei konnte  Zajicek weiterhin als Referent für 
Architektur bei der RdbK Niederdonau  tätig sein.193 
Seinen Lebensmittelpunkt behielt er nach dem 
Zweiten  Weltkrieg in Niederösterreich.194 Die Befug-
nis eines Ziviltechnikers erhielt er, nachdem er 1958 
erfolgreich um Nachsicht der „Studien und der Zivil-
technikerprüfung“ angesucht hatte, schließlich im 
Jahr 1962.195 Zajicek starb vermutlich im Jahr 2006.

Gau Salzburg

Auch die Quellenlage zur RdbK in Salzburg ist 
schwierig, da deren Aktenbestände nach dem Krieg 
nicht aufgefunden wurden.196 Als Landesleiter des 
Gaus Salzburg wurde der Maler Richard Spitz ein-
gesetzt, sein Stellvertreter war Karl Reisenbichler, 
ebenfalls ein Maler. 1942 übernahm Reisenbichler 
von Spitz die Funktion des Landesleiters.197 Ein 
 eigener  Referent für die Fachgruppe der Architektur 
ist nicht  verzeichnet.
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die notwendigen Voraussetzungen zum Schutz 
des Berufsstandes der Architekt:innen zu schaffen, 
die sich vor allem in Fragen der Ausbildung und 
der Eignungsprüfung manifestierten.

Das Engagement von Theiss stieß auf  Reichs- 
ebene jedoch nicht auf Verständnis, und es wurden 
ihm Kompetenzüberschreitungen vorgeworfen. 
 Aufschluss darüber gibt ein Schreiben der RdbK 
an den  Leiter der Fachgruppe Bauwesen im 
NSBDT, in dem  diese kritisiert, dass sich Theiss mit 
„ Architektenfragen“ wie „Erhebungen über eine 
durchzuführende  Eignungsprüfung bei der Zulas-
sung als Architekt, Werbung von Architekten in der 
Öffentlichkeit“ oder „Schulung der Architekten in 
fachlicher Hinsicht usw.“ beschäftige. Dies sei nicht 
mit der zentralen Stelle in Berlin abgesprochen, 
die sich selber mit diesen Fragen befasse.199 Die 
RdbK in Berlin forderte den Leiter der Fachgruppe 
Bauwesen im NSBDT auf, Theiss anzuweisen, dass 
er seine Arbeit zu diesem Thema zu unterlassen 
habe, da ansonsten der Anschein entstünde, dass 
sich die Reichskammer nicht um diese Fragen küm-
mere.200 1942 einigte man sich schließlich auf eine 
Lösung, die Gruppe der Architekten bekam eine 
eigene Regelung zugesprochen. 

Am 30. Juli 1942 wurden die seit 1860 bestehen-
den Gesetze für den Berufsstand der Ziviltechniker 
mit der „Verordnung über die Ziviltechniker in den 
Alpen- und Donau-Reichsgauen“201 außer Kraft 
gesetzt. Ein Erfolg für die Ziviltechniker war, dass 
die beste henden Befugnisse und die damit ver- 
bundenen Rechte aufrecht blieben (→  S. 70). 
Für Architekten galt dies laut Paragraf 2 Punkt 2 
„jedoch nur bis zu dem Zeitpunkt, mit dem der 
Beruf des Architekten reichsrechtlich einheitlich 
geregelt ist“.202 Die NS-Politik war bestrebt, keinen 
Sonderfall „Ostmark“ zu schaffen. Als Ziel galt 
es, die künstlerische Bedeutung des Architekten-
berufs zu stärken. 

Die Verordnung wurde von Theiss nicht sehr wohl- 
wollend aufgenommen. Er nahm dazu in einem 
um  fangreichen Schreiben Stellung, das er dem 
Reichstatthalter in Wien am 23. Dezember 1942 
übergab. Theiss sah in der Verordnung eine un- 
gleiche Behandlung gegenüber den Ziviltechniker, 
die „auf Lebensdauer ihre Rechte“ beibehalten 
können. Die Architekten würden aber ihrer Rechte 
verlustig  werden und damit benachteiligt sein.203 
Theiss’ Stellungnahme wurde von Wien an den 
Reichswirtschaftsminister nach Berlin und von dort 
direkt an den Reichsminister für Volksaufklärung 
und Propaganda weitergeleitet. Dort wurde explizit 
noch einmal auf die ausreichende Formulierung in 
Paragraf 2 verwiesen – damit war für sie die 
Sache erledigt.204

Der Schriftwechsel zwischen den verschiedenen 
Akteuren und Ministerien verdeutlicht die komplexe 
Situation des Sonderfalles der ostmärkischen 
Architekten, der mit der Verordnung von 1942 noch 
immer nicht gelöst schien. Ein vorläufiges Ende 
fand die Diskussion mit dem Schreiben von Hans 
Schmidt-Leonhardt, dem Geschäftsführer der RKK, 
an den Reichswirtschaftsminister vom 9. März 1943, 
in dem er ihm mitteilte, dass die „Weiterbearbeitung 
eines Entwurfs des Architektengesetzes“ bezüg-
lich der Befugnisse der Architekten infolge der 
Kriegsverhältnisse bis auf Weiteres zurückgestellt 
wurde.205 Die Kriegsereignisse hatten die Sorge der 
ostmärkischen Architekten um den Verlust der 
Befugnis überschattet und wichtigere Fragen in 
den Vordergrund gerückt. Hervorzuheben ist, dass 
sich die Bemühungen von Theiss auf jene Architek-
ten beschränkten, die bereits eine Befugnis inne-
hatten. Denn die zukünftige Generation unterstand 
dem RKK-Gesetz, mit neuen Berufsregeln, das 
keine dem Ziviltechnikergesetz entsprechende Be-
fugnis mehr vorsah (→  S. 80).

II.2.5 
Die Liquidierung der 
Reichskulturkammer

Auf den Zerfall des nationalsozialistischen Regimes 
folgte die Liquidierung aller in der NS-Zeit gegründe-
ten Institutionen, damit auch jener der Reichskultur-
kammer sowie der ihr untergeordneten Reichskammer 
der bildenden Künste. Das RKK-Gesetz trat außer 
Kraft, und die österreichischen Gesetze fanden  wieder 
Anwendung.

Die Architekten, die in der NS-Zeit berufstätig 
gewesen waren, arrangierten sich individuell mit 
dem neuen politischen System. Nach dem Krieg 
stand der Wiederaufbau der Zweiten Republik im 
Zentrum der Politik, und Verstrickungen mit dem 
NS- System wurden in der Regel verdrängt. Wurden 
nach 1945 zunächst auf Basis des Verbotsgesetzes 
alle NSDAP-Mitglieder registriert, folgte 1947 mit 
dem Nationalsozialistengesetz eine Novelle, die 
diesen Personenkreis in „Belastete“ und „Minder-
belastete“ einteilte und sie nach dem Ausmaß ihrer 
Betätigung und Verantwortung innerhalb der NSDAP 
beurteilte. 1948 verabschiedete der Nationalrat eine 
Amnestie für die „Minderbelasteten“, die bei den 
Nationalratswahlen 1949 wieder stimmberechtigt 
waren. Nur sehr hohe Funktionäre und in der Ver-
botszeit politisch aktive Parteimitglieder („Illegale“) 
mussten sich vor den Volksgerichten verantworten 
und wurden auch verurteilt.
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Siegfried Theiss

Zivilarchitekt
(1882–1963)

Vizepräsident der Ingenieurkammer für W, NÖ, Bgld (1927–1937)
Leiter des Gauarbeitskreises Baugestaltung Wien (bis 1941)
Berater des deutschen „Volksgruppenführers“ in Bratislava (ab 1942)

Siegfried Theiss wurde am 17. November 1882 in Bratislava geboren und be-
gann 1901 das Studium der Architektur an der Technischen Hochschule in Wien, 
das er 1906 abschloss.  Anschließend wechselte er an die Akademie der bilden-
den Künste, wo er bis 1907 die Meisterschule bei Friedrich Ohmann besuchte. Ab 
1911 war er Mitglied der Zentralvereinigung der Architekten (ZV) Österreichs und 
von 1919 bis 1931 deren Präsident. 1918 begann Theiss seine Lehrtätigkeit an der 
TH Wien, die er – mit kurzen Unterbrechungen – bis in die 1950er Jahre ausübte.

Gleich nach seinem Studium machte er sich als Architekt selbstständig, mit 
 seinem Kollegen Hans Jaksch206 eröffnete er ein eigenes Büro. Nach Kriegsende 
erhielt Theiss eine außerordentliche Professur an der TH Wien, die 1924 in eine 
ordentliche Professur überging. Gegen Ende der 1920er Jahren konnte das 
Büro Theiss-Jaksch im Rahmen des sozialen Wohnbauprogramms der Gemeinde 
Wien mehrere Wohnhausanlagen realisieren.

Wie viele seiner freischaffenden Architekturkollegen bemühte sich auch 
 Siegfried Theiss erst sehr spät – nach bereits 15 Jahren selbstständiger Tätigkeit –, 
die Befugnis eines Ziviltechnikers zu erlangen. Er erhielt am 28. Dezember 1922 
die Befugnis eines Zivilingenieurs für Architektur und Hochbau,207 die er 1925 auf 
die Befugnis eines Zivilarchitekten208 übertragen ließ. Von 1927 bis 1937 hatte er 
die Funktion des Vizepräsidenten der Ingenieurkammer für Wien und Niederöster-
reich inne und übernahm in der Zwischenkriegszeit auch im Sektions vorstand 
die Aufgabe des Präsidenten.209 Auch in der Zeit der Dollfuß- Schuschnigg-Diktatur 
war das Büro Theiss-Jaksch gut ausgelastet, neben einer Reihe von Einfamilien-
häusern entstand unter anderem das „Hochhaus“ in der Herrengasse, das als Vor-
zeigeprojekt des modernen Bauens im „Ständestaat“ galt.

Dass Theiss auch im politischen Machtapparat des NS-Regimes seine 
Position sichern bzw. festigen wollte, zeigt ein von ihm im Mai 1938 verfasster 
Lebens lauf, in dem er gerade jene Tätigkeiten stark hervorhob, die er bereits 
vor dem „Anschluss“ in Kooperation mit dem „Altreich“ gemacht hatte. So be-
tonte er, dass er in der illegalen Zeit „in verschiedener Weise laufende Unter-
stützungen für nationale und PG.-Kreise gegeben“ habe.210 Sowohl er211 als auch 
sein Atelier partner Hans Jaksch212 waren Mitglied der NSDAP und übernahmen 
Aufträge der Partei in der „Ostmark“ wie auch im „besetzten Osten“. Das Büro 
gestaltete in den 1940er Jahren arisierte Villen um, entwarf NS-Heime und – wie 
schon im faschistischen „Ständestaat“ – Bauten für die Milchindustrie.213 Zu 
den bekanntesten Projekten im Osten zählen der „Bau des Hauses der deutschen 
Partei“ in Bratislava, sein Wettbewerbsbeitrag für das „Regierungsviertel“ 
in Bratislava wie auch die städtebauliche Planung von „Prag Stadtmitte“.214 
Als „gebürtiger Pressburger“ wurde er zum ständigen Berater des deutschen 
„Volksgruppenführers“ in Bratislava.215

Abb. II/23 
Siegfried Theiss, undatiert.
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Neben seiner Bürotätigkeit war Theiss auch im NSBDT in der Fachgruppe Bau-
wesen tätig und hatte die Leitung des Gauarbeitskreises Baugestaltung Wien 
inne. Von dieser Funktion wurde er 1941 befreit, um sich „der wichtigen Frage der 
Vorklärung des Deutschen Architekten- und Ingenieurrechts“ zu widmen.216 

Siegfried Theiss zählt zu den wenigen Architekten der „Ostmark“, die auf die 
Liste der sogenannten „Gottbegnadeten“ gesetzt wurden, die 1944 von Adolf 
Hitler und Joseph Goebbels, Präsident der Reichskulturkammer und Reichs-
minister, erstellt wurde und die 1.041 Namen von Künstler:innen aus allen Sparten 
der bildenden Kunst, Architektur, Literatur, Musik und Schauspielkunst um-
fasste. Für das NS-Regime waren sie unverzichtbare „Kulturschaffende“, die im 
„ Künstlerkriegseinsatz“ standen und damit vom Kriegsdienst befreit waren.217 
Auch im Rahmen der Rüstungspolitik, die mit dem voranschreitenden Krieg im-
mer mehr Gewicht in den Planungsaufgaben bekam, wurde Theiss als Berater 
und Mitstreiter herangezogen bzw. stellte sich dafür bereit.218 Noch im Februar 
1945 – also wenige Wochen vor Kriegsende – schrieb Theiss an das Rektorat der 
TH Wien, dass er nach „Ober-Donau und Steiermark“ in „U-Verlagerungsangele-
genheit“ verreisen müsse.219 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde er mit 16. Mai 1945220 seiner Stelle als 
Hochschullehrer enthoben. Obwohl nicht nachzuweisen war, dass er vor 1938 
Mitglied der NSDAP war, erklärte der damalige Rektor der TH Wien Adalbert 
Duschek221 zu Theiss: „Er hat jedoch später ständig das Parteizeichen getragen 
und zu den politischen Geschehen in einer Weise Stellung genommen, die 
ihn schwerstens belastet und sein Verbleiben an der Hochschule unmöglich 
macht.“222 Duschek forderte seine Pensionierung, damit der Lehrstuhl neu be-
setzt werden könne. 

Theiss, der nach dem Ende des Krieges in Gröbming in der Steiermark unter-
gekommen war, verteidigte sich im September 1945, verwies auf seine späte 
NSDAP-Mitgliedschaft und führte seine Bemühungen um die Berufsgruppe 
und seine Tätigkeiten in der Ingenieurkammer an.223 Wie bei allen Universitäts-
angehörigen wurde auch Theiss’ Fall bei der in der TH Wien eingesetzten 
„ Sonderkommission“ vorgebracht, die zur Entnazifizierung eingesetzt wurde. 
Mit deren Urteil vom 30. November 1945 wurde Theiss rehabilitiert und als Lehrer 
wieder eingesetzt.224 Theiss unterrichtete noch bis zu seinem Ruhestand 1947 
und wurde durch einen Senatsbeschluss 1951 auf weitere Jahre als Honorar-
professor an die TH Wien berufen.225 

Auch in seinem freischaffenden Beruf als Architekt konnte er nach 1945 an 
seine Erfolge bruchlos anschließen. Theiss wurde als „minderbelastet“ ein- 
gestuft und durfte wieder als Ziviltechniker arbeiten.226 Wie bereits in der 
Monarchie, in der Ersten Republik und den faschistischen Systemen nahm das 
Büro Theiss & Jaksch an den großen Bauaufgaben des Staates teil, im Wieder-
aufbau konnte es noch eine Vielzahl an Projekten verwirklichen. Siegfried Theiss 
starb am 24. Jänner 1963 im 81. Lebensjahr in Wien.
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II.3 
Karrieren unter dem Hakenkreuz – 

die Rolle der Ziviltechniker im Nationalsozialismus 
Alexandra Wachter

II.3.1 
Die österreichischen Ingenieure 

feiern den „Anschluss“

Ähnlich wie in Deutschland, wo die Berufsgruppe der 
Ingenieure ab 1933 eine enorme Aufwertung erfuhr 
und den neuen Machthabern aus Dank – oder Über-
zeugung – ihre kompromisslose Unterstützung zu-
sagte,227 bekannten sich auch die österreichischen 
Techniker offiziell zum NS-Staat und gelobten, am 
„großen Aufbauwerk des Deutschen Reiches“ mit-
zuarbeiten.228 So rief der Österreichische Ingenieur- 
und Architektenverein unter der Leitung von Rudolf 
Heine bereits am 16. März 1938 als „Spitzenverein“ 
der NS-Techniker zu einer Festkundgebung auf, bei 
der die Einheit und Entschlossenheit der österreichi-
schen Ingenieure proklamiert wurde.

→  Abb. II/25

Die behördlich autorisierten Ziviltechniker wider-
setzten sich zwar den deutschen Bestrebungen, ihren 
mühsam errungenen Sonderstatus abzuschaffen, 
und waren bemüht, den österreichischen „Sonderweg“ 
fortzusetzen (→  S. 62). Dass dies von den reichsdeut-
schen Entscheidungsträgern hartnäckig ignoriert 
wurde, mag gewisse Ressentiments geschürt haben, 
änderte aber nichts an der breiten Unterstützung 
oder zumindest stillschweigenden Duldung des NS-
Systems. Tatsächlich gelang es in Deutschland wie 
in Österreich bemerkenswert gut, die Ingenieure für 
nationalsozialistische Ziele – Steigerung der Wehr-
kraft und wirtschaftliche Autarkie – zu mobilisieren. 
Mit ein Grund war wohl die enorme Aufwertung, die 
Technik und Techniker erfuhren.229 

Obwohl sich die Niederlage im Krieg spätestens 
seit der verlorenen Schlacht um Stalingrad 1943 ab- 
zeichnete, standen viele deutsche (und österreichi- 
sche) Techniker weiterhin auf der Seite des Regimes. 
 Martin Schwarz bescheinigt ihnen einen „erstaun- 
liche[n] Realitätsverlust“, als es darum ging, die Lage 
richtig einzuschätzen. Er vermutet, dass Propaganda- 
maßnahmen und Appelle an „Pflichterfüllung, 
Arbeitsethos und Zusammenrücken von Front und 
Heimat“ allein eine kritische Auseinandersetzung 
nicht hätten verhindern können, als entscheidend 
wertet er vielmehr, dass der Identifikationsprozess 
der Ingenieure mit dem Nationalsozialismus unum-
kehrbar war und die Erkenntnis der Niederlage eine 

bedeutende „ Beschädigung von Selbst- und Fremd-
bild“ bedeutet hätte.230 Techniker wurden als „Garan-
ten des ‚Endsieges‘“ stilisiert, der mittels  geheimer 
Wunderwaffen möglich sei. In einem Artikel über die 
Arbeit von Chemikern hieß es, dass zwar nicht im 
Detail bekannt gegeben werden dürfe, was geplant 
und  gebaut werde, das deutsche Volk aber sicher 
sein könne, dass die Chemie geleistet habe, was sie 
leisten konnte, um die Rohstoffversorgung sicher- 
zu stellen: „jeder Chemiker an seinem Arbeitsplatz 
[ist] so wichtig wie der Soldat an der Front“.231

Die Attraktivität des Nationalsozialismus, der eine 
Einheit zwischen Technologie und Ideologie be-
schwor, zeigt sich auch in den Parteimitgliedschaften 
unter den Ziviltechnikern, die in einigen Bundes-
ländern bereits im Frühsommer 1938 bei 50 Prozent 
und darüber lagen. Einzig in Wien, wo der Anteil 
jüdischer Kammermitglieder sehr hoch war, weichen 
die Zahlen vom nationalen Trend ab.

→  Grafik II/1

Entnazifizierungsakten der Nachkriegszeit zeigen, 
dass viele Ziviltechniker nach dem „Anschluss“ einen 
Antrag zur Aufnahme in die NSDAP stellten, wodurch 
der Anteil von Partei mitgliedern weiter anstieg. In 
Tirol beispielsweise waren sechs von 15, also knapp 
die Hälfte der „arischen“ Ziviltechniker, die in der 
Liste der Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg 
vom Juni 1938 noch nicht als „Pg.“ (Parteigenosse) 
gekennzeichnet waren und sich nach 1945 wieder bei 
der Kammer meldeten, in der Zwischenzeit der Partei 
beigetreten oder  hatten einen Antrag gestellt.232 
In Vorarlberg meldeten sich bis Anfang 1946 zehn 
der ehemals 14 Kammermitglieder nach 1945 wieder 
an, alle waren am Ende der NS-Herrschaft Partei-
mitglieder oder -anwärter. Es waren also in beiden 
Bundes ländern  deutlich mehr als die Hälfte der 
Kammermitglieder der NSDAP beigetreten. Da sich 
in Tirol nur 14 von 29 und in Vorarlberg vier von acht 
ehemaligen Kammermitgliedern meldeten, die 1938 
nicht Mitglied waren, könnte die Anzahl der Partei-
mitglieder auch höher liegen.

→  Grafik II/2

Bei einem Teil der ab 1938 beigetretenen Zivil-
techniker mag dieser Schritt aus pragmatischen 
Gründen erfolgt sein – in der Hoffnung, an lukrative 
Aufträge zu kommen und an dem proklamierten 
Aufbau Öster reichs mitzuwirken. Ob es dabei Skru-
pel gegenüber den ehemaligen Kollegen gab, die 
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ihren Beruf nicht mehr ausführen konnten, beraubt, 
verfolgt und ermordet wurden, lässt sich nicht 
mehr nachvollziehen. Dass die Konkurrenz „jüdi-
scher“ Kollegen wegfiel, mag manchem zupassge-
kommen sein.

II.3.2 
Großprojekte

Programmatisch für die Zukunftsvision eines Öster-
reich, das mit Hilfe der Technik zu neuer Größe er-
wachsen sollte, war die Rede Generalfeldmarschalls 
Hermann Göring in der Wiener Nordwestbahnhalle 
am 26. März 1938, in der das „Aufbauprogramm des 
Führers für Deutschösterreich“ verkündet wurde. 
Göring war in Deutschland als Beauftragter für den 
Vierjahresplan maßgeblich an den Kriegsvorberei-
tungen und der Aufrüstung beteiligt.

→  Abb. II/24

Nun sollte der Vierjahresplan auch auf Österreich 
ausgeweitet werden. Göring zeichnete eine strah-
lende Zukunft, in der „ein blühendes Österreich“ 
erstehen sollte.233 Zu diesem Zukunftsbild gehörten 
Großprojekte wie der Bau eines „gewaltigen Kraft-
werkes in den Hohen Tauern“, der Staustufe Ybbs-
Persenbeug, der Reichsautobahnen (RAB), zweier 
neuer Donaubrücken (davon eine in Linz), der Neu-
bau von Eisenbahnlinien und der Ausbau der Donau 
zur Großwasser straße mit neuen Hafenprojekten auf 
dem Gebiet Öster reichs.234 Die Zahl der Angestellten 
der Wasserstraßendirektion Wien, von denen der 
Großteil dem technischen Personal zuzurechnen war, 
verzehnfachte sich in den Jahren 1938 bis 1943.235 
Der Bedarf an technischen Fachkräften für all diese 
Projekte war groß, wodurch sich neue Karriere-
optionen für Ziviltechniker eröffneten.

Auch ehemalige Kammermitglieder bewarben sich 
bei den Großprojekten als technische Angestellte 
oder wurden als Ziviltechniker beauftragt. Emmo 
Hildebrand (1890–1942), Ingenieurkonsulent für 
Bergwesen sowie für Markscheidewesen und Partei-
mitglied seit 14. Februar 1938,236 war seit Anfang 
1939 als technischer Angestellter für die Oberste 
Bauleitung der Reichsautobahnen (OBR) in Linz 
 tätig, er war als Streckenbaumeister im Einsatz.

Für die Vermessung von Strecken und Grundstü-
cken wurden behördlich autorisierte Vermessungs-
ingenieure237 herangezogen, bei deren Auftrags-
vergabe eine Parteimitgliedschaft sicherlich kein 
Nachteil war. Der „Alte Kämpfer“238 Friedrich Reya 
(1907–?), laut Staatsanwaltschaft Linz Parteimit-
glied seit 12. April 1934 (Mitglieds-Nr. 1.605.600) und 
seit 1932 Obersturmführer bei der Sturmabteilung 

(SA),239 wurde zwischen 1938 und 1940 gemeinsam 
mit seinem Partner Hans H. Meyer beauftragt, um-
fassende Vermessungen für die OBR München im 
Raum Salzburg durchzuführen.240 Das Büro arbeitete 
auch für das Heeresbauamt und erstellte Pläne für 
den Reichsarbeitsdienst (RAD), das NS-Kraftfahrer-
korps (NSKK), eine Startbahn des Flughafens 
Salzburg und die Jägerkaserne Glasenbach.241 In der 
Nachkriegszeit wurde Reya vor dem Volksgerichts-
hof Linz wegen Hochverrats angeklagt, er scheint 
sogar eine Ausreise nach Argentinien in Erwägung 
gezogen zu haben.242 Vermessungsaufträge für die 
Reichsautobahnen ergingen auch an den Salzburger 
Zivil techniker Hans Winkler, der 1939 der NSDAP 
beitrat,243 und an das Vermessungsbüro Offenhauser 
& Fleischmann, an dem der Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen Herbert Offenhauser,244 1938 
in der Mitgliederliste der Kammer als „Pg.“ gekenn-
zeichnet, beteiligt war.

→  Abb. II/29

Eine wichtige Rolle bei den Planungen der 
Reichs autobahn nahm der oberösterreichische 
Zivilarchitekt August Schmöller (1901–1954) ein, 
der mit seiner deutschnationalen Gesinnung schon 
früh die Nähe zur NSDAP suchte und in der NS-Zeit 
eine  steile Karriere machte (→  S. 102). Wie er selbst 
behauptete, hatte er in der Zwischenkriegszeit die 
Position eines „Sonderbeauftragten für Raumord-
nung“ der Gauleitung Oberösterreich inne.245 Er gab 
an, bereits vor dem „Anschluss“ eine Linienführung 
der Reichsautobahn für Österreich ausgearbeitet zu 
haben und diesbezüglich mit Fritz Todt246 in Kontakt 
gewesen zu sein, den er anlässlich eines Vortrags in 
Linz 1936 persönlich kennengelernt hatte.

Die österreichische Energiewirtschaft wurde nach 
deutschem Vorbild umgebaut. Im April 1938 wurde 
die Alpen-Elektrowerke-AG (AEW) als Tochter der 
deutschen Vereinigten Industrieunternehmungen AG 
(VIAG) gegründet. Sie sollte die österreichische 
Elektrizitätswirtschaft über Anteile an den bestehen-
den Landes-Gesellschaften steuern und für den Bau 
neuer Kraftwerke wie Kaprun und eines Verbund-
netzes verantwortlich zeichnen. Als Vorstandsdirektor 
wurde der Zivilingenieur für Bauwesen und Professor 
an der TH Wien Hermann Grengg (1891–1978) einge-
setzt.247 Er war Parteimitglied seit März 1933248 und 
Mitglied des nationalsozialistischen Beirates an der 
TH Wien. Als solches war er mitverantwortlich für die 
Maßregelung von Bediensteten und den  Suizid des 
enthobenen und misshandelten Professors Ludwig 
Eckhart.249 Grengg wurde nach Kriegsende verhaf-
tet, aber 1949 wieder an der TH beschäftigt (→  S. 214). 
In Graz wurde der Zivilingenieur für Bau wesen Karl 
Augustin (1888–1945)250 zum Direktor der Steiri-
schen Wasserkraft- und Elektrizitäts-AG  ernannt. 
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Abb. II/24 Görings Rede wird von der Presse gefeiert, 27. 3. 1938.



Abb. II/26 Im „Neuen Wiener Tagblatt“ wird die Rolle 
 der Chemiker im Krieg beschworen, 21. 5. 1940.

Abb. II/25 Zeitungsnotiz im „Völkischen Beobachter“ zur 
 Kundgebung der Ingenieure und Techniker am 
 16. März 1938 (Ausschnitt), 24. 3. 1938.

Abb. II/27 In der „Illustrierten Kronenzeitung“ wird für den
 Ingenieurberuf geworben (Ausschnitt), 17. 6. 1938.

Abb. II/28 In Anzeigen wie hier im „Arbeitersturm“ werden 
 Techniker gesucht, 10. 5. 1938.
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Grafik II/1 

Anteil der Parteimitglieder und -anwärter unter den Mitgliedern 
der Ingenieurkammern, Stand Juni 1938
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Quelle: Mitgliederlisten der österreichischen Ingenieurkammern, Stand 1938. ÖStA/AdR, RK Materie 2100, 2.175/3; Ingenieurkammer für 
Tirol und Vorarlberg, Bestellung der Leitung, Ziviltechnikerprüfung u. Mitgliedsüberprüfung. ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.367/46.

Grafik II/2

Anteil der Parteimitglieder und -anwärter in Tirol und Vorarlberg unter 
den 1938 verzeichneten Kammermitgliedern (1938 und 1945)
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Er war der NSDAP 1933 und der SS 1938 beigetreten, 
war seit 1941 SS-Hauptscharführer und ab 1944 
SS-Untersturmführer,251 außerdem Gruppen fach-
walter der Energiewirtschaft in der NSDAP Steier-
mark. Nach Kriegsende wurde er von US-Soldaten 
inhaftiert (→  S. 214).

Für die Großprojekte wurden großzügig Finanzie-
rungen zugesprochen und das Tempo der Projekte 
medienwirksam vorangetrieben, der Spatenstich 
durch Adolf Hitler für die Fortführung der Autobahn 
München–Wien am Walserberg fand unter großem 
Aufgebot der Presse am 4. April 1938 statt. Freilich 
zeigte sich relativ rasch, dass die gesteckten Ziele 
unrealistisch und vor allem nicht mit dem Krieg ver-
einbar waren, der Arbeitskräfte abzog und Material 
knapp werden ließ. Die meisten Großbaustellen ka-
men nach einigen Jahren unvollendet zum Erliegen.

II.3.3 
Planen für das NS-Regime

Ein weiterer Schwerpunkt des NS-Regimes lag in 
der baulichen Neugestaltung der deutschen Städte, 
die durch Adolf Hitlers persönliches Interesse am 
 Thema der Architektur eine besondere Stellung 
in der NS-Politik einnahm. Für die Umsetzung der 
neuen Staatsarchitektur wurden Architekt:innen 
beauftragt, die baulichen Visionen nach den Vorstel-
lungen des Regimes umzusetzen. Die sogenannten 
„Führerstädte“, zu denen auch Linz zählte, nahmen 
dabei eine besondere Rolle ein, deren Planungen 
wurden von Hitler persönlich überwacht. Denn wie 
in Deutschland sollte die Partei auch in Österreich 
durch die Neugestaltung der Städte architektonisch 
präsent sein. Die repräsentativen Kopfgebäude 
am Donauufer und die Nibelungenbrücke sind bis 
heute Zeugnisse der Pläne für eine  monumentale 
Ufer verbauung in Linz. Zudem sollte die Stadt mit 
neuen Theater- und Museumsbauten zu einem 
 kulturellen und mit den „Hermann Göring-Werken“ 
(heute: voestalpine) und den Stickstoffwerken zu 
einem  industriellen Zentrum werden.252 Aber auch 
in den anderen Gauhauptstädten Wien, Salzburg, 
Innsbruck, Klagenfurt und Graz gab es umfassende 
 Pläne zur Neugestaltung.253 

Federführend für die Planungen der repräsenta-
tiven NS-Parteibauten in Salzburg war Architekt 
Otto Strohmayr (1900–1945),254 der seit 1936 eine 
Be fugnis als Zivilarchitekt hatte255 und in der Mitglie-
derliste der Kammer von 1938 als Parteimitglied 
ausgewiesen ist. Zu seinen Arbeiten zählen der 
Umbau des Schlosses Klessheim in ein „Gäste-
haus des Führers“, die Planungen der Salzburger 

Parteibauten mit Festspielhaus am Kapuzinerberg 
(1940–1942), Heeresbauten des XVIII. Armeekorps 
am Mönchsberg (1939) sowie Hitler jugend-Heime 
in Hallein (1939).256 Ab März 1939 hatte Strohmayr 
die Funktion des Siedlungsplaners im Gau Salzburg 
inne. Otto Strohmayr kam am 25. April 1945, knapp 
vor Kriegsende, in der Nähe von Hallein bei einem 
Bombenangriff ums Leben.

→  Abb. II/30

Ebenfalls als Parteimitglied ausgewiesen ist der 
Salzburger Otto Ponholzer (1908–1991), Zivilinge  -
n  ieur für Hochbau seit 1935,257 der in die Landes-
planung involviert war: Er wurde im Mai 1938 zum 
ehren amt lichen Beirat des Landesplaners für das 
Land Salzburg bestimmt258 und mit verschiedenen 
baulichen Aufträgen betraut. Dazu zählte unter 
anderem die „Deutsche Heimschule Kreuzberg bei 
Bischofs hofen“,259 die als eine ideologische Erzie-
hungsanstalt für die NS-Elite in Salzburg neu einge- 
richtet werden sollte. Forciert wurde das Projekt 
von Gauleiter  Friedrich Rainer, der in seiner Rede 
bei der Übernahme davon sprach, dass die Anstalt 
eine Musterschule des Gaus werden solle und 
die „baulichen Umgestaltungen […] diesem Ziele in 
besonderem Maße“ dienen.260 Ponholzers NS-Ver-
gangenheit war kein Hindernis für seine weitere 
planerische und politi sche Karriere in der Nachkriegs- 
zeit, unter anderem war er federführend bei der 
Planung des Salzburger Stadtteils Taxham. Nach 
1945 wurde Ponholzer Mitglied des VDU (Verband 
der Unabhängigen, ab 1956 in die FPÖ – Freiheit-
liche Partei Österreichs übergegangen)261 und ver-
trat diese als  Gemeinde- und Planungsstadtrat 
(1949–1953) und Bürgermeister-Stellvertreter 
(1953–1956) der Stadt Salzburg.262 Während seiner 
Amtszeit in der Salzburger Stadtregierung war seine 
Befugnis als Ziviltechniker weiterhin aufrecht, erst 
mit 16. Februar 1965 stellte er sie aus gesundheit-
lichen Gründen ruhend.263

Auch für die Gauhauptstadt Wien gab es Neuge-
stal tungspläne, die die Errichtung eines Partei-
zentrums im 2. Bezirk mit Aufmarschplatz, Gauhalle 
und Aufmarschstraßen vorsahen, um die Stadt an die 
Donau zu rücken. Großflächig angelegte Wohnstädte 
im Norden und Süden der Stadt sollten Wohnraum 
für Mitglieder der „Volksgemeinschaft“ schaffen, das 
historische Zentrum sollte im Sinne der NS- Politik 
umgestaltet werden. 1940 entwarf der Wiener 
Architekt Franz Hubert Matuschek (1902–1968), 
Ziviltechniker seit 1938,264 gemeinsam mit seinem 
Kollegen Josef Proksch Pläne für die „Ausschmü-
ckung der Ringstraße und der Hauptzufahrtstraßen“, 
die mit NS-Hoheitszeichen ausgestattete ephemere 
Architektur (Fahnenmasten, Standarten etc.) kam 
jedoch nicht zur Ausführung.265 Umgesetzt wurden 
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Abb. II/29 Stempel des behördlich beeideten Zivilgeometers Hans Winkler mit Hakenkreuz.



hingegen die immer wichtiger werdenden baulichen 
Luftschutzmaßnahmen, wie der von Matuschek 
 geplante Luftschutzbunker in Aspern 1941.266 

Matuschek war NSADP-Mitglied267 und im 
National sozialismus ein gut und vielseitig beschäf-
tigter Architekt. Auch parteipolitisch war er aktiv: 
Er hatte zwar keine Funktion in der Reichskammer, 
folgte aber ab November 1941 Siegfried Theiss als 
Leiter des Gauarbeitskreises Baugestaltung in Wien 
nach und nahm damit eine bestimmende Rolle im 
Bau geschehen der NS-Zeit ein. Theiss war zurückge-
treten, weil er mit dem Sonderauftrag der „wichtigen 
Frage des deutschen Architekten- und Ingenieur-
rechtes“ betraut wurde.268 Nach dem Zweiten Welt-
krieg war Matuschek vor allem im oberösterreichi-
schen Raum tätig, wo er einen Bürositz in Gmunden 
hatte.269 In Arbeitsgemeinschaft mit seinem ehema-
ligen Studienkollegen Anton Ubl errichtete er öffent-
liche wie private Bauten und nahm an nationalen und 
internationalen Wettbewerben teil.270

Zu der Gruppe von Ziviltechnikern, die von ihrer 
poli tischen Aktivität für die NSDAP und dem Wiener 
Netz werk der „Alten Kämpfer“ beruflich profitierten, 
gehörte auch der Architekt Hermann Kutschera 
(1903–1991).271 Er war seit 1931 als Architekt mit 
Be fugnis selbstständig tätig. 1936 wurde er beim 
Kunstwettbewerb im Rahmen der Olympischen 
Sommerspiele in Berlin für seinen Entwurf eines 
Skistadions mit der goldenen Olympia-Medaille aus-
gezeichnet, wodurch seine Arbeit in nationalsozia-
listischen Kreisen große Aufmerksamkeit bekam. 
1939 wurde er als Sachberater für Architektur in 
das Kultur amt der Stadt Wien berufen, war dort 
aber wegen der kriegsbedingten Einschränkungen 
im Baugeschehen in erster Linie mit der Pflege und 
„Entschandelung“ des Stadtbilds beschäftigt. In der 
Nachkriegszeit wurde er als ehemaliger National-
sozialist in leitender Funktion zur Berufsausübung 
nicht zugelassen (Ablehnung seines Antrags als 
„Minderbelasteter“ bei der Beschwerdekommission), 

Abb. II/30 In einem aufwendig ausgearbeiteten Gipsmodell wird das neue Parteizentrum am Kapuzinerberg 
 mit Gauhalle, Gauhaus, Imbergstadion und Festspielhaus präsentiert, das 1942 nach Plänen 
 der Salzburger Architekten Otto Strohmayr und Otto Reitter gefertigt wurde. 

100

II. Die österreichi schen Ziviltechniker im Deutschen Reich



ob ein Gnadengesuch an den Bundespräsidenten 
erfolgreich war, ist nicht bekannt. Ab 1950 konnte 
er wieder tätig werden, zu seinen Werken gehören 
die Per-Albin-Hansson-Siedlung Ost (1970–1974, 
mit Oskar und Peter Payer) und andere Wohnhaus-
anlagen in Wien, 1960 wurde ihm der Professoren-
titel verliehen.

Die angeführten Beispiele zeigen, dass auf- 
grund der groß angelegten Baupolitik etliche öster-
reichische Zivilarchitekten in der NS-Zeit Karriere 
machen konnten, sowohl beratend als auch aus-
führend. Die bauliche Neugestaltung des Dritten 
Reiches schei terte letztendlich aber am Mangel 
an Arbeitskräften sowie Rohstoffen und ist daher 
größtenteils als Papier architektur überliefert. Die 
Involvierung in  nationalsozialistische Planungen 
bedeutete für ei nige wenige eine kurze Unterbre-
chung ihrer Berufs tätigkeit in der Nachkriegszeit, 
die aber spätestens 1950 wieder aufgenommen 
werden konnte.

II.3.4 
Funktionäre in politischen Ämtern

Einige regimetreue Ziviltechniker profitierten nicht 
nur beruflich in Form von Aufträgen, sondern gestal-
teten die Politik als Funktionäre in einer der Partei-
organisationen, die die Belange der Techniker und 
Architekten betrafen, aktiv mit, also im National-
sozialistischen Bund Deutscher Technik (NSBDT) 
oder in der Reichskammer der bildenden Künste 
(RdbK), der die Architekt:innen zugeordnet worden 
waren. Mit Marcel Kammerer war ein Zivilarchitekt 
Geschäftsführer der RdbK in Wien (bis 1944), als Re-
ferenten für Architektur auf Gauebene agierten die 
Kammermitglieder Armin Sturmberger (Gau Ober-
donau), Franz Zajicek (Gau Niederdonau) und Robert 
Örley (Gau Wien) (→  S. 86).

In Oberösterreich wurde das Amt für Technik wie 
erwähnt von dem Zivilarchitekten August Schmöller 
geleitet, der in dieser Funktion unter anderem seinen 
Kollegen, den Zivilingenieur für Elektrotechnik Adolf 
Scharmüller, mit der Gaufachgruppenwaltung für 
Elektrotechnik, Gas und Wasser betraute.272 (→  S. 194) 
Kurz zeitig war Scharmüller auch Kreisamtsleiter, 
außerdem Leiter der Abteilung Energiewirtschaft bei 
der Gauwaltung der NSDAP und Kreiswirtschafts-
berater.273 Ein besonders prominentes Amt bekleidete 
der oberösterreichische Zivilingenieur für Bauwesen 
Karl Breitenthaler (1879–1950),274 der als einer der 
ersten Nationalsozialisten in Oberösterreich galt und 
von Landeshauptmann Eigruber zum Landesstatt-
halter ernannt wurde (→  S. 225).

Der Tiroler Ingenieurkonsulent für Vermessungs-
wesen Richard Eder (1902–?) war Parteimitglied 
seit 1933, trat zahlreichen weiteren NS-Verbänden 
bei, unterstützte die SS finanziell und wurde als 
„verdien ter Kämpfer“ für die „Medaille zur Erinne-
rung an den 13. März 1938“ („Ostmark-Medaille“) 
vorgeschlagen.275 Er fungierte als politischer Leiter 
bzw. Gaufachgruppen walter für Technik.276 In der 
Nachkriegszeit wurde er aufgrund dieser Funktionen 
 zunächst nicht zur Berufsausübung zugelassen,277 
legte der Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg 
aber Ende 1947 eine Bestätigung seiner Invalidität 
vor, womit er seine Befugnis weiter ausüben durfte.278 

Elmar Geiger (1902–?), Ingenieurkonsulent für 
 Vermessungswesen (Zivilgeometer) in Bludenz seit 
1928,279 war laut seinen eigenen Angaben von 1947 
auf dem „Registrierungsblatt zur Verzeichnung der 
Nationalsozialisten“ Beisitzer beim Kreisgericht 
der NSDAP in Bludenz.280 Als Zeitpunkt seines Bei-
tritts zur Partei gab er dort den 26. Mai 1938 an. 
Das deckte sich nicht mit der Überprüfung durch 
die Landeshauptmannschaft Vorarl berg281 und dem 
Personalakt des Inspektorats für das Vermessungs-
wesen in Innsbruck,282 laut denen er „illegal“ mit 
Beitritt am 1. Juli 1933 (Mitglieds-Nr. 6.181.385) und 
Vorsitzender des Kreisgerichts Bludenz der NSDAP 
war und sein Engagement in der Verbotszeit mit der 
„Ostmark-Medaille“ gewürdigt wurde. Seine Befug-
nis wurde 1948 bestätigt, ab 1949 konnte er wieder 
als Zivilingenieur tätig sein.283

Der Zivilingenieur für Bauwesen Johann Luger 
(1889–?)284 war seit 16. Februar 1931 Parteimitglied 
und fungierte während der Verbotszeit in Dornbirn 
als „Verbindungsmann“ und „Volkspolitischer Refe-
rent“, in der NS-Zeit war er NSBDT-Kreiswalter und 
galt in Dornbirn als „politische Größe“.285

Bis zu einem gewissen Grad kann auch die Einset- 
zung der regimetreuen Ziviltechniker Josef (Sepp) 
Heidinger und Hans Arndt als kommissarische Präsi- 
denten der Ingenieurkammern in Graz und Linz als 
Karriereschritt gelten, auch wenn sie und der langjähri- 
ge Präsident Karl Emmerich Nowak in Innsbruck diese 
Funktion nur bis zur Auflösung der Kammern 1943 
ausübten und wenig Einfluss gehabt haben dürften. 
Franz Visintini, der kommissarische Präsident der Inge- 
nieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgen- 
land (bis 1943) bzw. der Ingenieurkammer in Wien in 
Liquidation (1943–1945) hingegen nahm in der gesam- 
ten NS-Zeit eine für das österreichische Ziviltechniker- 
wesen zentrale Funktion ein. Er genoss als überzeugter 
National sozialist das Vertrauen der übergeordneten 
Behörden und zeichnete mitverantwortlich für den 
„rassisch“ oder politisch motivierten Ausschluss von 
Kammermitgliedern. Gleichzeitig setzte er sich für den 
Fortbestand des Ziviltechnikerwesens ein (→  S. 64).
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Abb. II/31 
August Schmöller, undatiert.

August Schmöller

Zivilingenieur für Hochbau
(1901–1954)

Leiter der Landesstelle für Raumordnung für den Gau Oberdonau (ab 1938)
Gauamtsleiter für Technik im Gau Oberdonau (1938–1942)
Gauhauptamtsleiter und Oberbereichsleiter der NSDAP (ab 1942)

August Schmöller wurde am 26. März 1901 in Traun geboren. Er besuchte die Ge-
werbeschule für Hochbau in Salzburg, wo er den „deutschen Mittelschülerbund“ 
leitete. 1921 war er bei einer Rede Adolf Hitlers in Salzburg unter der „Saalwache“, 
1922 gründete er in seiner Heimatstadt Traun einen deutschnationalen Turnver-
ein. Nach einigen Jahren praktischer Tätigkeit entschloss er sich 1923 zum Stu-
dium der Architektur in Graz, wo er 1929 die 2. Staatsprüfung ablegte. Danach 
war er Assistent bei Karl Hoffmann an der Lehrkanzel für Städtebau und Gebäude- 
lehre. Von 1923 bis 1927 war er „Führer der NS-Studenten“,286 mit 2. Juli 1932 trat
er in die Ortsgruppe St. Peter bei Graz der NSDAP ein (Mitglieds-Nr. 1.300.725).287 
Seine Tätigkeit als „Führer der Assistenten“ (ab 1932)288 kostete ihn 1933 seine 
Stelle.289 Er erwarb die Befugnis eines Zivilingenieurs für Hochbau und wurde in 
Wels selbstständig tätig.290

In der NS-Zeit gab Schmöller folgende Tätigkeiten in der „Verbotszeit“ an: 
„Ende 1936–Anfangs 1937 Bezirksschulungsleiter Wels. April 1937–12. 3. 1938 
Gaukulturamtsleiter. Juni 1937–März 1938 Beauftragter der Landesleitung der 
NSDAP in Österreich für Landesplanung. Ab Mai 1938 Gauamtsleiter des Amtes 
für Technik, Gau Oberdonau, seit 9. November 1942 Oberbereichsleiter der 
NSDAP.“291 Im April 1938 wurde in Linz unter seiner Leitung die „Landesstelle für 
Raumordnung für den Gau Oberdonau“ eingerichtet, ab Mai 1938 hatte er die 
Funktion des Gauamtsleiters für Technik im Gau Oberdonau inne. Am 9. Novem-
ber 1939 trat er der SA (Dienstgrad SA-Sturmbannführer) bei.292 Es folgte die 
Beförderung zum Gauhauptamtsleiter und zum Oberbereichsleiter der NSDAP. 
Schmöller wurde mit mehreren Ehrenzeichen der Partei ausgezeichnet, darunter 
die „Ostmark-Medaille“,293 sowie 1943 das „Goldene Ehrenzeichen“ der Partei 
und mit 12. September 1940 zum Regierungsdirektor ernannt.294 Ab nun war 
er als Landesplaner für den „Arbeitskreis für Städtebau und Landesplanung im 
Gau Oberdonau“ verantwortlich und hatte gerade bei wichtigen Standortfragen 
großen Einfluss.295

Noch vor der Kapitulation flüchtete Schmöller mit Gauleiter Eigruber ins Ge-
birge, wo er sich am 20. Mai 1945 freiwillig der amerikanischen Behörde stellte.296 
Bis 1947 war er im Anhaltelager Glasenbach in alliierter Haft. Kurz darauf kam 
er in Graz neuerlich in Haft und wurde anschließend ins Landesgerichtliche Ge-
fangenenhaus Linz überstellt,297 wo er im Oktober 1947 gegen „Gelöbnis gemäss 
§ 191 StPO“ enthaftet wurde.298 1949 wurde Schmöller vom Volksgericht Linz 
wegen „Zugehörigkeit zur NSDAP. in der Verbotszeit, wegen qualifizierter Funk- 
tionen in der NSDAP. schuldig“ erkannt und zu „15 Monaten schweren Kerkers, 
verschärft durch ein hartes Lager vierteljährlich“ verurteilt. 1952 wurden 
Schmöllers Gnadengesuche an den Bundespräsidenten erhört und die noch 
offene Strafe für getilgt erklärt.299 Damit war er aus dem Strafregister gelöscht, 
konnte erneut um die Befugnis eines Zivilingenieurs ansuchen und seine selbst-
ständige Tätigkeit aufnehmen.300
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II.3.5 
Karrieren im Bildungsbereich

Auch im Bildungsbereich machten parteitreue Zivil-
techniker Karriere, indem sie den Platz von Kollegen 
einnahmen, die aus „rassischen“ oder politischen 
Gründen enthoben worden waren. An der Staats-
gewerbeschule Innsbruck beispielsweise übernahm 
1938 das Parteimitglied Leo Winkler (1887–1970) 
die Leitung, die sein ehemaliger Rivale Rudolf Schober 
von 1920 bis 1935 innegehabt und nach seinem 
Wechsel ins Bundesministerium für Handel und 
Verkehr an den Architekten Fritz Michael Müller 
(1892–1979)301 übergeben hatte (→  S. 132). Wie Schober 
wurde auch Müller 1938 aus politischen Gründen 
enthoben, er emigrierte in Folge nach Brasilien.

Leo Winkler stammte aus  Oberösterreich, unter-
richtete aber laut eigenen Angaben seit 1914 an der 
Staatsgewerbeschule Innsbruck.302 Ab 1931303 hatte 
er darüber hinaus die Befugnis als Zivil  inge n   ieur für 
Bauwesen und war als Statiker und Kon  strukteur 
an Großbauten in Tirol beteiligt. Am 15. März 1933 
trat er der NSDAP bei (Mitglieds-Nr. 1.457.158).304 Zu 
seiner Betätigung in der Verbotszeit gibt es wider-
sprüchliche Angaben. Winkler selbst behauptete 
 später, bereits 1933 wieder ausgetreten und erst 1938 
erneut eingetreten zu sein, nach dem „Anschluss“ 
wurde er allerdings als „Alter Kämpfer“ anerkannt und 
für die „Medaille zur Erinnerung an den 13. März 1938“ 
vorgemerkt. 1935 war er in einem  Disziplinarverfahren 
wegen „nationalsozialistischer Betätigung und Ein-
flussnahme auf die Schüler der Staatsgewerbeschule“ 
für schuldig befunden und mit „Hemmung der Vor-
rückung“ bestraft worden.305 Am 16. März 1938  wurde 
Winkler mit der vorläufigen Leitung der Staats-
gewerbeschule Innsbruck betraut und im September 
1939 zum Oberstudiendirektor ernannt. Im Rahmen 
einer „Wiedergutmachung“ wurden ihm im Mai 1939 
entgangene Dienstbezüge und Verfahrenskosten 
ersetzt.306

Leo Winkler wurde 1947 als „minderbelastet“ ein-
gestuft und beantragte im Juni 1947, seinen Beruf 
als Zivilingenieur während der „Sperrfrist“ ausüben 
zu dürfen. Er begründete sein Ansuchen unter an-
derem damit, dass er beim „Wiederaufbau zerstörter 
oder beschädigter Gebäude“ mitgearbeitet habe 
und in Tirol „seines Wissens“ außer ihm nur ein wei-
terer Bauingenieur tätig sei.307 Winklers Ansuchen 
wurde vom Tiroler Landesbauamt unterstützt,308 und 
im September 1947 wurde er von der Kommission 
nach Paragraf 19/2 VG 1947 einstimmig wieder zur 
Berufsausübung zugelassen.309

Das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau fand diese Entscheidung „auffallend“ und bat 

um Einsicht in den Verhandlungsakt, immerhin war 
zu diesem Zeitpunkt noch ein Verfahren nach Ver-
botsgesetz und Paragraf 7 Kriegsverbrechergesetz 
anhängig.310 Es ersuchte die Staatsanwaltschaft 
Innsbruck um Auskunft über den Stand des Volks-
gerichtsverfahrens und prüfte, ob gegen das Ver-
fahren, bei dem Winkler falsche Aussagen gemacht 
hatte und das rechtliche Mängel aufwies, Einwände 
erhoben werden könnten. Die Rechtsabteilung im 
Haus kam jedoch zu dem Schluss, dass das Minis-
terium, das nicht Oberbehörde der Kommission war, 
gegen die Zulassungserkenntnis nichts unterneh-
men könne.311

II.3.6 
Ariseure und Profiteure – 

ein Fallbeispiel

Parteitreue Ziviltechniker profitierten auch als Unter-
nehmer, indem sie arisierte jüdische  Unternehmen 
übernahmen. Der Zivilingenieur für  Bauwesen 
Adolf Kunsek (1893–?) war seit 1928 in Tirol als 
 Baumeister und Bauunternehmer tätig. Er führte 
staatliche Straßen- und Brückenbauten aus, verlor 
aber wegen seiner Betätigung für die NSDAP vor 
1938 staatliche Aufträge und schließlich auch seine 
Baumeisterkonzession.312 Kunsek war Parteimitglied 
seit 1. Mai 1933 (Mitglieds-Nr. 6.181.620) und illega-
les SS-Mitglied. Ab 1936 wurde er wiederholt wegen 
„gefährlicher Drohung“ angeklagt und zu 540 Tagen 
Kerker bzw. vier Monaten schweren Kerkers ver-
urteilt. Insgesamt verbüßte er 135 Tage,313 kam aber 
durch die „Juniamnestie“ frei. Nach der national-
sozialistischen Machtübernahme wurden ihm diese 
 Strafen hoch angerechnet. Er wurde am 12. März 1938 
als Bezirkshauptmann in Schwaz eingesetzt, nach-
dem der amtierende Bezirkshauptmann Franz Leitner 
noch vor dem Einmarsch der deutschen Truppen in 
Österreich von lokalen Nationalsozialisten abgesetzt 
worden war,314 außerdem wurde er zunächst zum 
Kreiswahlleiter315 und im Juni 1938 zum Kreisleiter 
in Schwaz ernannt.316 Außerdem war er für den Kreis 
Schwaz Kreisbeauftragter des Gaubeauftragten 
Stillhaltekommissars Tirol-Vorarlberg und als solcher 
verantwortlich für die Gleichschaltung von Vereinen 
und Verbänden.317 Er scheint diese Funktion aber 
nicht lange ausgeübt zu haben und übersiedelte von 
Mayrhofen nach Innsbruck.

1941 übernahm er eine Liegenschaft mit Säge-
werk in Kematen, die seit 1936 den Brüdern Ludwig 
und Adolf Lipcowitz gehört hatte. Wie aus dem 
Rückstellungsverfahren der Nachkriegszeit hervor-
geht, wurden die beiden jüdischen Eigentümer, die 
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die NS-Zeit in den USA bzw. in Argentinien über-
lebten, im April 1941 durch die Gestapo enteignet 
und die Liegen schaft einen Monat später an Adolf 
Kunsek verkauft.318 Er nutzte das Anwesen als Bau-
hof für große private und öffentliche Bauaufträge, 
die er wohl dank seiner politischen Stellung erhielt.319 

Nach Kriegsende wurde Kunsek als „ belastet“ 
ein gestuft.320 Er floh nach Riva am Gardasee (Italien) 
und verpachtete das arisierte Anwesen einem Bau-
meister, der bereits in der NS-Zeit an dem Betrieb 
beteiligt gewesen war. Offenbar erwog er sogar, nach 
Amerika (Argentinien) auszuwandern. 

Gegen Kunsek lief beim Volksgerichtshof Inns-
bruck ein Verfahren nach den Paragrafen 10 und 11 
des  Verbotsgesetzes.321 Da sein Vermögen damit 
„vom Verfall“ bedroht war,322 wurde ein öffentlicher 
Verwalter bestellt. Als die  ehemaligen Besitzer die 
Rückstellung ihres  Besitzes und die Wiederherstel-
lung des ursprünglichen  Zustands des Sägewerks 
beantragten, versuchte er, wie viele Ariseure, über 
einen Anwalt zu beweisen, dass das Sägewerk in 
schlechtem Zustand gewesen sei und durch seine 
Investitionen eine Wertvermehrung eingetreten 
sei.323 Die Rückstellungskommission beim Landes-
gericht Innsbruck entschied, dass die Liegenschaft 
ohne Maschinen rückzustellen sei, auch der An-
spruch auf die Herausgabe  gewonnener Beträge 

wurde anerkannt.324 Im August 1950 verlaut barte die 
Ratskammer beim Landesgericht Innsbruck, dass 
Kunseks Vermögen beschlagnahmt wird.325

Die genannten Beispiele von Ziviltechnikern, die 
durch ihre Unterstützung des NS-Regimes beruflich 
und wirtschaftlich profitierten, stellen nur einen 
kleinen Überblick dar. Insbesondere die Mitarbeit 
in der Rüstungsindustrie und der Entwicklung 
von Technik, die gegen Menschen eingesetzt wurde, 
ist ein Forschungsdesiderat. Vieles lässt sich nur 
schwer rekonstruieren, da die NS-Zeit in  offiziellen 
Lebensläufen und Firmengeschichten in der  Regel 
ausgeblendet wird. Dennoch zeugen die vorgestell-
ten  Biografien von einer regen Beteiligung der Zivil-
techniker am geplanten „Wiederaufbau“ Öster reichs 
nach nationalsozialistischen Grundsätzen – sowohl 
in fachlicher wie auch in politischer Hinsicht. 
1945 standen sie, wie alle überlebenden Bürgerin-
nen und Bürger des Deutschen Reichs, vor einem 
Trümmerhaufen der Geschichte. Die deutschen 
Großmachtsträume waren nicht nur weltfremd ge- 
wesen, sie hatten Millionen unschuldiger Opfer 
gefordert. Die Verantwortung für die Unterstützung 
der menschenverachtenden Ideologie und für die 
Involvierung in das NS-Regime wurde in Folge vehe-
ment abgestritten.
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III.1 
Ausschluss aus Berufsleben und Ingenieurkammern

Unmittelbar nach dem „Anschluss“ Österreichs an 
das Deutsche Reich gingen die nationalsozialisti-
schen Machthaber daran, Personen, die nicht ihrer 
Weltanschauung entsprachen, aus dem beruflichen 
und gesellschaftlichen Leben auszuschließen. Davon 
betroffen waren auch jene Mitglieder der österrei-
chischen Ingenieurkammern, die als jüdisch oder 
politisch unzuverlässig galten oder mit einer „Nicht-
arierin“ verheiratet waren. Dass der Ziviltechniker-
stand „entjudet“ und politisch „bereinigt“ werden 
sollte, stand außer Zweifel. Es dauerte jedoch fast 
ein Jahr, bis geklärt war, welche rechtliche Grundlage 
für den Entzug von Befugnissen angewandt werden 
sollte. Letztendlich einigte man sich darauf, dass die 
österreichischen Ziviltechniker1 aufgrund ihres be-
sonderen Status als „Träger eines öffentlichen Amts“2 
zu gelten hätten und damit unter die „Verordnung zur 
Neuordnung des  österreichischen Berufsbeamten-
tums“ (BBV) fallen sollten.3

III.1.1 
Aufnahmestopp

In einem ersten Schritt verfügte das Ministerium 
für Handel und Verkehr4 am 6. April 1938 per Erlass, 
dass „Juden“ zur Ablegung des Eids als Ziviltech- 
niker nicht mehr zuzulassen seien.5 Anlass waren 
Anfragen der Landeshauptmannschaften, nach wel-
cher Formel Ziviltechniker nun zu vereidigen seien. 
Hitler hatte unmittelbar nach dem „Anschluss“ über 
die neue „Vereidigung der öffentlichen Beamten des 
Landes Österreich“ verfügt, von der „Juden“ ausge-
schlossen waren. Bis zur Einführung der „Nürnberger 
Gesetze“6 in Österreich am 28. Mai 1938 wurde 
„jüdisch“ dabei wie folgt definiert:

Jude ist, wer von mindestens drei der Rasse nach 
volljüdischen Großeltern abstammt. Als Volljude 
gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er der 
jüdischen Religionsgesellschaft angehört hat. 
Als Jude gilt der von zwei Großeltern abstammende 
jüdi sche Mischling, a) der am 16. September 1935 
der jüdischen Religionsgesellschaft angehört hat 
oder danach in sie aufgenommen wird, b) der am 
16. September 1935 mit einem Juden verheiratet 
war oder sich danach mit einem Juden verheiratet.7

Das Selbstverständnis der Betroffenen spielte so-
mit keine Rolle.8 Im Nationalsozialismus wurde eine 

rassistische und antisemitische Politik verfolgt, die 
nicht nur „Glaubensjuden“ ausschloss, sondern alle 
Personen, die jüdischer Herkunft waren. Getaufte 
Ziviltechniker konnten genauso als jüdisch verfolgt 
werden wie nicht religiöse Personen, wenn sie ein 
oder mehrere Großeltern jüdischer Herkunft hatten.

In Abwandlung des Diensteids für öffentliche 
Beamte9 wurde der neue Eid für „arische“ Ziviltech-
niker wie folgt festgelegt:

Ich schwöre: Ich werde dem Führer des 
Deutschen Reiches und Volks Adolf Hitler 
Treue halten, die Gesetze beachten und 
meine Pflichten als Ziviltechniker gewissen-
haft  erfüllen, so wahr mir Gott helfe.10

Der Erlass – und die generelle Unsicherheit  darüber, 
ob die österreichische Institution der Ziviltechniker 
und Ingenieurkammern bestehen bleiben würde – 
hatten zur Folge, dass einige Wochen lang keine Be-
eidigungen durchgeführt wurden. Es kam zu einem 
regelrechten Stau an Personen, die vor dem 13. März 
1938 bereits einen positiven Bescheid über die Er-
teilung der Befugnis erhalten hatten, deren offizielle 
Beeidigung aber noch ausstand. Die hohe Anzahl 
an Betroffenen hing mit dem erleichterten Zugang 
zu Zivilingenieur-Befugnissen zusammen, den die 
Verordnung Nr. 61/193711 ermöglicht hatte und in 
deren Folge rund 600 Anträge eingebracht worden 
waren. Unter anderem konnte nun bei Nachweis einer 
mehr als zehnjährigen Praxis „auf dem Gebiet der 
Baukunst“ die Nachsicht von den vor geschriebenen 
Fachstudien für Architektur beantragt werden, 
weshalb besonders viele Anträge von Architekt:innen 
betroffen waren (→  S. 45). Zum Zeitpunkt des „An-
schlusses“ war davon erst ein Teil beschieden.12

In Wien ergingen schließlich im Mai 1938  z ahl- 
 reiche Schreiben, in denen die Magistratsabteilung 2 
(MA 2)13 das Ministerium für Handel und Verkehr 
darüber informierte, wer nun zugelassen worden war, 
den Eid abzulegen, und wer „im Hinblicke auf den 
Erlaß des Ministeriums für Handel und Verkehr vom 
6. IV. 1938“ nicht beeidet werden durfte. Dies be-
deutete, dass Antragstellern jüdischer Herkunft die 
bereits zuge stellten Verleihungsbescheide wieder 
abgenommen wurden.14

→  Abb. III/1

Unter den Betroffenen waren sowohl Erst antrag-
steller als auch Ziviltechniker, die bereits eine 
aufrechte Befugnis hatten, wie der Zivilingenieur 
für das Bauwesen Richard Kafka, dem der positive 

107



Abb. III/1 Die MA 2 informiert das Ministerium für Handel und Verkehr, dass Heinrich Hirschmann nicht als Zivilingenieur für 
 Hochbau beeidet werden durfte und der entsprechende Bescheid vom 19. Februar 1938 abgenommen wurde, 4. 5. 1938.



Abb. III/2 Alexander Popp nimmt die Bestellung des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit zum Mitglied des Beirats an. 
 In seinem Briefkopf ist der Reichsadler mit einem Hakenkreuz überstempelt, 30. 7. 1938.



Abb. III/3 Die Dokumente von Ernst Soffer, der am 30. Juli 1937 um die Befugnis eines Architekten angesucht hatte, 
 konnten nicht mehr zugestellt werden und liegen bis heute im Akt des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit.



Bescheid für die zusätzliche Verleihung eines Zivil-
ingenieurs für Hochbau vom 19. Februar 1938 wieder 
abge nommen wurde.15 Die Landeshauptmannschaft 
Oberdonau hingegen wartete im Frühjahr 1939 be-
züglich der Beeidigung jener, denen die Befugnis 
vor dem „Anschluss“ erteilt worden war, noch immer 
auf die im Erlass vom 6. April 1938 angekündigten 
weiteren Weisungen.16

Langwieriger war die Entscheidung über An-
suchen, die vor der nationalsozialistischen Macht-
übernahme im März 1938 eingebracht worden 
und noch nicht geprüft waren. Das Ministerium 
für Handel und Verkehr hatte bereits anberaumte 
 Beiratssitzungen in Erwartung neuer Regelungen 
abgesagt und stellte die Bearbeitung der offenen 
Anträge zurück, obwohl laufend dringende Anfragen 
eingingen, ob und wann diese erledigt würden.17 
Die entstandene „ Stockung“ sei für die Betroffenen 
wirtschaftlich „sehr nach tei lig“, ließ beispielsweise 
der spätere Leiter der Reichs kammer der bildenden 
Künste Leopold  Blauensteiner das Ministerium 
für Handel und Verkehr wissen und bat dringend 
um Erledi gung.18 Tatsächlich wurden die Beiräte 
für die be troffenen Fachgebiete im  Sommer 1938 
nach einer Besprechung mit dem Amt für Technik 
„zwecks Weiterführung der Aktion“ –  gemeint war 
die Behand lung der offenen Anträge – neu bestellt. 
Ausge wechselt wurden beispielsweise für den 
Beirat nach Artikel 20 und 44, der Architekt:innen 
betraf, als Vertreter der Ingenieurkammer der als 
jüdisch geltende Kammerrat und Architekt Wilhelm 
Baumgarten durch Architekt Ernst Schreiber19 und 
als Vertreter der Akademie der bildenden Künste 
Clemens Holzmeister (1886–1983)20 durch seinen 
Konkurrenten, den Architekten Alexander Popp, 
ein illegales NSDAP-Mitglied.21

→  Abb. III/2

Als im Oktober 1939 bekannt gegeben wurde, 
dass die Ziviltechniker die Befugnisse bis zur Neu-
ordnung des technischen Berufswesens behalten 
dürften, die Antragsteller das Ministerium wieder-
holt um Erledigung baten und das Ministerium mit 
seiner baldigen Auflösung zu rechnen hatte, wurde 
beschlossen, die restlichen Anträge in 14 rasch auf- 
einanderfolgen den Sitzungen abzuarbeiten: Es 
wurden vier Sitzungen für Architekten, drei für Zivil-
ingenieure für Hochbau und je eine für Maschinenbau, 
Forstwesen, Elektro technik, Chemie, Markscheide-
wesen, Gas- und Feuertechnik und Physik einberufen. 
Infolgedessen wurden 142 positive und 122 negative 
Bescheide erteilt – die Bearbeitung sei allein des- 
halb  geboten gewesen, um eine „ungleiche Behand-
lung“ gegen über jenen zu vermeiden, deren Anträge 
bis zum 12. März 1938 behandelt worden waren. Be- 
handelt wurden allerdings nur Anträge „nichtjüdi-

scher“ Antragsteller:innen. 82 von 346 noch offenen 
Anträgen wurden „nicht in Behandlung gezogen“, 
davon waren 72 von Architekt:innen eingereicht.22 
Ob es sich hierbei ausschließlich um Fälle „nicht-
arischer“ Antragsteller:innen handelte, konnte nicht 
verifiziert werden. Nicht behandelte Ansuchen 
wurden im Herbst 1939 an die Antragsteller:innen 
postalisch retourniert. Allerdings hatten etliche 
von ihnen Österreich zu  diesem Zeitpunkt bereits 
verlassen. In diesem Fall gingen die Dokumente, 
darunter auch originale Geburtsurkunden, zurück in 
den Akt beim Ministerium für Handel und Verkehr 
(bzw. Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, in dessen 
Bereich die Zuständigkeiten des Ministeriums für 
Handel und Verkehr ab 18. August 1938 fielen).23

→  Abb. III/3

III.1.2 
„Vorläufige Untersagung“ – 

erster Versuch einer 
gesetzlichen Regelung

Der Erlass des Ministeriums für Handel und Verkehr 
vom 6. April 1938 sollte nur ein Provisorium bis zur 
Neuregelung der Ziviltechnikerverordnung dar-
stellen. Da die bestehenden Vorschriften betreffend 
das österreichische Ziviltechnikerwesen24 vorerst 
noch galten, sollten diese zunächst per Verordnung 
an die neuen Umstände angepasst werden: einer-
seits in Bezug auf die neue Eidesformel und das 
Beeidigungsverbot „jüdischer“ Anwärter, anderer-
seits sollte die Möglichkeit geschaffen werden, Zivil-
technikern, die „Juden“ waren, die Ausübung ihrer 
Befugnis „vorläufig“ zu untersagen. Vorbild dafür 
war die Verordnung, mit der das Reichsjustiz- und 
das Reichsinnenministerium „jüdische“ Notare, Ver-
teidiger, Rechts- und Patentanwälte aus dem Be-
rufsleben ausgeschlossen hatten.25 Das Ministerium 
für Handel und Verkehr legte Anfang April 1938 den 
Entwurf für eine fast wortgleiche Verordnung vor.26

→  Abb. III/4

Die Formulierung des Berufsverbots war nicht nur 
vergleichsweise offen formuliert, sondern sah auch 
eine Reihe von Ausnahmen vor. Nicht betroffen sollten 
jene sein, die die Befugnis bereits „seit 1. August 1914 
erlangt“ hatten oder nachweisen konnten, im Ersten 
Weltkrieg für das Deutsche Reich oder seine Ver-
bündeten gekämpft zu haben, oder deren Väter oder 
Söhne gefallen waren.27 Die „vorläufige Untersagung 
der Berufsausübung“ sollte vom Minister für Handel 
und Verkehr verfügt werden. Die Verordnung trat 
nie in Kraft, denn die Reichstatthalterei meldete 
„formale Bedenken“ an. Diese gründeten sich auf 
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Abb. III/4 Entwurf der neuen Verordnung über „Angelegenheiten der Ziviltechniker“ vom April 1938, die die geltende 
 Verordnung Nr. 160/1937 abändern sollte.



Artikel 16 der Bundesverfassung, der allen Bürgern 
und Bürgerinnen gleiche Rechte zuspricht. Um mit 
diesem nicht in Konflikt zu geraten, sollte das Be-
rufsverbot für Ziviltechniker in Form eines Gesetzes 
erlassen werden.28

Die Abteilung für Rechtsangelegenheiten des 
Ministeriums für Handel und Verkehr teilte diese 
Einschätzung zwar nicht,29 legte aber einen Entwurf 
zum „Gesetz über Angelegenheiten der Ziviltechniker 
in Österreich“ vor.30 Darin wurde dem Umstand 
Rechnung getragen, dass das Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit die Agenden des Ministeriums 
für Handel und Verkehr übernommen hatte und dass 
die Bestimmungen der „Nürnberger Gesetze“ in 
der Zwischenzeit auf Österreich ausgedehnt wurden.31 
Diese seien einerseits auf „künftige Verleihungen der 
Befugnis eines Ziviltechnikers“ anzuwenden, anderer-
seits sollten sie auch auf Ziviltechniker angewandt 
werden, „die Juden sind oder als solche gelten, und 
denen bereits die Befugnis verliehen worden ist“32 
(Hervorhebungen im Original). Ansonsten unterschied 
sich der Gesetzesentwurf nicht von der Verordnung. 
Er wurde der Reichsstatthalterei in Wien und dem 
Ministerium für innere und kulturelle Ange legenheiten 
im Juni 1938 zur Begutachtung vorgelegt,33 aber nie 
verabschiedet. Infolgedessen dauerte es etwa ein 
Jahr, bis Ziviltechnikern, die als jüdisch galten, die Be-
fugnisse aktiv entzogen wurden. Die Berufsausübung 
war ihnen jedoch in der Regel nicht mehr möglich, 
da sie ohne „Ariernachweis“ keine Aufträge mehr er-
hielten, was de facto einem Berufsverbot gleichkam.

III.1.3 
Die Rolle der Ingenieurkammern 

und „freiwillige“ Zurücklegung 
der Befugnis

Zur Haltung der österreichischen Ingenieurkammern 
gegenüber ihren „jüdischen“ Mitgliedern und ihrer 
Rolle beim Entzug der Befugnisse lässt die Quellen-
lage leider keine verbindlichen Aussagen zu. Es gibt 
aber Hinweise, dass diese einen gewissen Druck 
ausgeübt haben könnten, um möglichst bald „juden-
frei“ zu werden. In Mitgliederlisten, die im Früh-
sommer 1938 erstellt wurden,34 waren die Namen 
jener Ziviltechniker, deren jüdische Herkunft be-
kannt war oder angenommen wurde, bereits durch-
gestrichen. Die Kammer für Wien, Niederösterreich 
und Burgen land, die die mit Abstand meisten Be- 
troffenen  verzeichnete, strich 135 „Nichtarier“, die 
in Wien praktizierten, wies aber darauf hin, dass 
diese An gaben noch „ganz ohne Gewähr“ seien.35

→  Abb. III/5–6

Der Kammer für Wien, Niederösterreich und Bur-
genland zugehörig waren auch die beiden Ingeni-
eurkonsulenten für Vermessungswesen Alexander 
Somogyi36 aus St. Michael im Burgenland und Oskar 
Schnabel, der in Mattersburg (1932–1935) und Tulln 
(1935–1938) praktiziert hatte. Beide waren in der 
Mitgliederliste der Ingenieurkammer als „nichtarisch“ 
gestrichen. Oskar Schnabel hatte zum Zeitpunkt 
seines Todes am 5. November 1938 noch eine auf-
rechte Befugnis,37 die Todesursache ist unbekannt. 
Alexander Somogyi überlebte die NS-Verfolgung in 
Dänemark und Schweden (→  S. 148, 207).

In Oberösterreich strich die Kammer die in Linz 
ansässigen Zivilingenieure Otto Dub (1874–1938), 
dessen Befugnis als Zivilingenieur für Bauwesen als 
ruhend angegeben war (→  S. 118), und Edwin Bächer, 
der eine aktive Befugnis als Zivilingenieur für Elektro- 
 technik innehatte und seit 1909 evangelisch war38 
(→  S. 146), als „Nichtarier“ aus ihrer Mitgliederliste. Als 
ehemaliges Mitglied der Ingenieurkammer für Ober-
österreich und Salzburg konnte zudem der pensio- 
nierte Zivilingenieur für Bauwesen Alfred Brüll (1867–?) 
aus Steyr recherchiert werden. Obwohl er katholisch 
und mit der evangelischen Eva Rosa Brüll verheiratet 
war, galt er wegen seiner jüdischen Großeltern als 
Jude (→  S. 137). Da Brüll 1938 kein Kammermitglied 
mehr war, ist er in der Statistik nicht berücksichtigt.39

Die Kammer für Tirol und Vorarlberg gab im Juni 
1938 an, dass alle Kammermitglieder „Arier“ seien. 
Da ihr wohl prominentestes Mitglied, der  Industrielle 
 Friedrich Reitlinger (1877–1938), zu diesem  Zeit punkt 
bereits der Judenverfolgung zum Opfer gefallen war, 
verschleierte diese Darstellung die rassen politischen 
Umstände von Reitlingers Tod (→  S. 174). 

→  Abb. III/7

In den Mitgliederlisten von Salzburg, Vorarlberg, 
Kärnten und der Steiermark sind keine Namen als 
jüdisch gekennzeichnet, und es wurden auch keine 
betroffenen Mitglieder ausfindig gemacht.40

Insgesamt konnten österreichweit zumindest 150 
als jüdisch geltende Kammermitglieder recherchiert 
werden. Diese Zahl setzt sich zusammen aus den 
140 Personen, deren Namen in den Mitgliederlisten 
der österreichischen Ingenieurkammern vom Früh-
sommer 1938 durchgestrichen sind,41 sowie zehn 
weiteren Personen, deren jüdische Herkunft den 
Kammern zu diesem Zeitpunkt noch nicht bekannt 
war.42 Nicht berücksichtigt sind Personen, die 
einen positiven Bescheid erhalten hatten, aber zum 
Zeitpunkt der NS-Machtübernahme noch nicht 
vereidigt waren. Diesen wurde der Eid versagt und 
der Bescheid wieder abgenommen. Ebenso wenig 
sind ehemalige Zivilingenieure, die ihre Befugnis 
vor dem 13. März 1938 zurückgelegt hatten oder ver-
storben waren, in der Statistik geführt.
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Abb. III/5–6 In der Mitgliederliste der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland vom 24. Juni 1938 sind 
 die Namen der „nichtarischen“ Mitglieder mit roter Farbe durchgestrichen (Deckblatt und Seite 7 von 31).





Abb. III/7 Die Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg gibt bekannt, dass nach dem Stand vom 1. Juni 1938 sämtliche 
 Kammermitglieder „Arier“ sind. Der Name des als jüdisch verfolgten Ziviltechnikers Friedrich Reitlinger ist bereits mit 
 einem Kreuz versehen und durchgestrichen. Die Namen der Parteimitglieder sind „rot angezeichnet“ (Seite 1 von 4).



Quellen: Mitgliederlisten der österreichischen Ingenieurkammern, Stand 1938 (ÖStA/AdR, RK Materie 2100, 2.175/3), 
BBV-Bescheide (ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV), IKG Wien, Az W, Architektenlexikon, AKZT W/NÖ/Bgld, MAt.

Grafik III/1
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Die überwiegende Mehrheit von 144 Personen 
lebte oder praktizierte in Wien, sechs lebten bis 
zur nationalsozialistischen Machtübernahme 
in den vier Bundesländern Tirol, Oberösterreich, 
Nieder österreich und Burgenland.

→  Grafik III/1

Ungeachtet der Streichungen auf dem Papier be-
stand die Mitgliedschaft in den Ingenieurkammern 
jedoch de jure weiter, solange die Befugnis nicht 
entzogen oder zurückgelegt war. Der aktive Aus-
schluss von Mitgliedern mit aufrechter Befugnis 
war also seitens der Ingenieurkammern nicht ohne 
Weiteres möglich. Vielen der als jüdisch geltenden 
Ziviltechniker war aber zweifellos bewusst, dass 
es im Deutschen Reich keine berufliche Zukunft für 
sie gab. So legten einige Mitglieder ihre Befugnis 
nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 
selbst zurück – manche bereits vor dem Hinter grund 
einer geplanten Ausreise.

Der in Oberösterreich an sässige Oberbaurat in 
Rente Otto Dub legte seine Befugnis als Zivilingeni-
eur für Bauwesen mit 17. Juni 1938 zurück43 und über- 
siedelte Ende August von Linz nach Wien. Gemein-
sam mit seiner katholischen Frau Stefanie Dub 
lebte er zunächst im 17. Wiener Gemeindebezirk,44 
nahm sich aber bereits kurz nach der Übersiedlung, 
am 15. November 1938, im Alter von 64 Jahren das 

Leben.45 Dub wurde am 24. Jänner 1939 in der 
Feuerhalle Simme ring beigesetzt.46 Die im Mai 1940 
auf der Isle of Man als „Flüchtling des Nazi-Regimes“ 
internierte Luise Dub (geb. 27. 11. 1903 in Steyr) dürfte 
Dubs Tochter gewe sen sein.47 Seine Frau Stefanie 
starb 1972 in Wien.48

→  Abb. III/8

Unter den ersten, die ihre Befugnis selbst zurück-
legten, waren auch die Wiener Ziviltechniker Fritz 
Friedmann (1892–?) und Paul Schwefel (1888–1971). 
Friedmann war Zivilingenieur für Bauwesen. Er infor-
mierte die Kammer am 29. Juni 1938, dass er seine 
Befugnis zurücklege, und meldete sich im April 1939 
nach Amerika ab.49 Schwefel hatte seit 1929 eine 
Befugnis als Zivilingenieur für Maschinen bau. Er 
war Mitglied des Ausschusses einer Frei maurerloge 
und wurde am 24. März 1938 verhaftet. In der Nach-
kriegszeit gab er an, drei Monate im Polizeige- 
fangenenhaus auf der Elisabethpromenade (heute: 
Rossauer Lände) in „Schutzhaft“50  gewesen zu sein, 
die Freilassung war an die Bedingung ge knüpft, dass 
er „innerhalb kurzer festgesetzter Frist“ auswandere.51 
Schwefel gab der Kammer seinen Austritt am 
27. Juli 1938 bekannt, als Grund führte er an, dass 
er gezwungen sei auszuwandern: „Ich bin von meiner 
Firma im Rahmen der politischen Umstellung frist-
los entlassen worden und bin aus dem gleichen 
Grunde nicht mehr in der Lage, hier eine Anstellung 
zu finden.“ Er verfüge über kein Einkommen und sei 
„vollständig vermögenslos“, weshalb er darum bat, 
ihm den Kammerbeitrag zu erlassen.52 Er verbrachte 
etwa ein Jahr in Brünn (tschech. Brno) und lebte ab 
Juni 1939 in London.

Auch etliche Personen christlichen Glaubens 
legten ihre Befugnis zurück. Oskar Georg Bellgrader 
(1888–1968)53 war die Befugnis eines Zivilinge-
nieurs für Bauwesen 1914 von der k. k. niederöster-
reichischen Statthalterei in Wien verliehen worden.54 
Er praktizier te in seinem Ingenieurbüro in der Alser- 
bachstraße im 9. Bezirk und war seit 1927 gerichtlich 
beeideter Sachverständiger des Handelsgerichts 
Wien für Beton- und Betoneisenbau.55 Mit 1. Mai 1934 
übersiedelte er in die Obkirchergasse im 19. Bezirk, 
wo er bis 1939 ein „Zivilingenieurbüro für Baubera-
tung, Projektierung, Baukontrolle, Schätzungen und 
Gutachten, insbesondere für Statik des Eisen- und 
Eisen betonbaus sowohl in Hoch- als auch im Tiefbau“ 
führte. In der Nachkriegszeit gab Bellgrader in einem 
Ansuchen an den Hilfsfonds56 an, am 1. Juli 1919 
zur protestantischen Religion (HB)57 übergetreten zu 
sein. Da er jedoch von jüdischen Eltern abstammte, 
sei er gezwungen gewesen, seinen Beruf als Zivil-
ingenieur und Baumeister aufzugeben und „zum 
Schutze [seines] Lebens“ auszuwandern.58

→  Abb. III/9

Abb. III/8 Stefanie Dub informiert die Vermögensverkehrsstelle 
 Wien, dass ihr Ehemann Otto Dub kurz nach der 
 Übersiedelung nach Wien verstarb, Dezember 1938.
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Abb. III/9 Oskar Georg Bellgraders Antrag an den Hilfsfonds mit Angaben zu seiner jüdischen Herkunft, 24. 5. 1957.



Abb. III/10 Friedrich Fröhlich sieht sich gezwungen, seine Befugnis niederzulegen, 3. 12. 1938.



Er legte seine Befugnis am 6. Juni 1939 zurück59 
und verließ am 13. Februar 1940 – im Alter von 59 
Jahren – seine Geburtsstadt Wien und sein Heimat-
land Österreich. Gemeinsam mit seiner Frau Rosa 
Gertrude Bellgrader erreichte er am 29. Februar 
1940 die Vereinigten Staaten von Amerika und lebte 
seit August 1940 in Chicago, ohne noch einmal 
beruflich Fuß fassen zu können.60 Als er nach dem 
Tod seiner Frau 1957 beim Hilfsfonds um Unterstüt-
zung ansuchte, erhielt er eine einmalige Zuwendung 
von 18.800 öS.61

Manche Mitglieder drückten der Wiener Kammer 
nicht nur ihren Dank für ihre langjährige Tätigkeit, 
sondern auch ihr Bedauern darüber aus, dass sie zu 
diesem Schritt gezwungen wurden, wie der pensio-
nierte Regierungsrat Friedrich Fröhlich (1873–1943), 
der seit 1919 eine Befugnis als  Ingenieurkonsulent 
für Maschinenbau innehatte. Er legte sie am 3. De-
zember 1938 zurück und endete sein  Schreiben mit 
dem Hinweis, dass die Zurücklegung unter ande  ren 
Umständen „gewiss nicht“ erfolgt wäre.62

→  Abb. III/10

Gegenüber der Vermögensverkehrsstelle gab er 
an, dass er seine Kanzlei aufgeben musste, da er 
seinen Beruf nicht mehr ausüben könne.63 Fröhlich 
wurde vier Jahre später nach Theresienstadt depor-
tiert und ermordet (→  S. 163).

Im Sommer 1938 drückte die zuständige Ge-
schäftsstelle im Ministerium für Wirtschaft und 
Arbeit ihr Bedauern darüber aus, dass die Gesetz- 
gebung zur „Durchführung der Bestimmungen 
der Rassen gesetz gebung“ im Falle der Ziviltechniker 
auf sich warten ließ. „[U]m die Sache nicht noch 
weiter zu verschleppen“, beschloss man, zumindest 
die Fragebögen zur Feststellung der Abstammung 
auszuteilen,64 in der Hoffnung, dass der bereits 
ausgearbeitete Gesetzentwurf für die „Anwendung 
der Nürnberger Gesetze auf jene Zivilingenieure, 
die Juden oder Mischlinge sind“, in der Zwischenzeit 

genehmigt würde und das Gesetz sofort durch-
geführt werden könne.65

Die Fragebögen sollten über die Landeshaupt-
mannschaften verschickt werden. Zumindest 
in Wien, wo zu diesem Zeitpunkt praktisch alle 
„jüdischen“ Mitglieder lebten, die Österreich noch 
nicht verlassen hatten, lief die Verteilung aber über 
die Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland, die Fragebögen waren auch 
bis 20. Oktober 1938 an diese zu retournieren.66 
Es ist denkbar, dass diese den Anlass nützte, um 
darauf hinzuweisen, dass eine „arische Abstam-
mung“ Voraussetzung für die weitere Tätigkeit 
als Ziviltechniker war. Einen möglichen Hinweis 
darauf gibt das Schreiben des Zivil ingenieurs für 
Maschinen bau Paul Knöpfelmacher67 (1894–?) an 
die Ingenieurkammer für Wien vom 1. Dezember 
1938, in dem er „unter höfl. Bezugnahme auf Ihr 
Rundschreiben vom 16. Sept. l. J.“ ersuchte, seinen 
Austritt aus der Kammer zur Kenntnis zu nehmen, 
und handschriftlich hinzufügte, dass seine Mitteilung 
„gleichbedeutend mit der Zurücklegung [seiner] 
Befugnis als Ingenieur konsulent für Maschinenbau“ 
sei.68 Knöpfelmacher fand 1939 Zuflucht in 
Australien.

Auch Wilhelm Czeczowiczka (1880–1942), Zivilin-
genieur für Bauwesen, bezog sich auf eine Zuschrift 
der Kammer, und zwar vom 15. November 1938. 
Er gab die Niederlegung seiner Befugnis und den 
Austritt aus der Kammer bekannt und begründete 
diesen Schritt mit seiner „bevor stehende[n] Abwan-
derung“.69 Dazu kam es jedoch nicht, Czeczowiczka 
nahm sich am 6. Jänner 1942 in Wien das Leben.

Die Rück  trittsschreiben zeigen, dass die „freiwil-
ligen“ Zurück legungen im Juni 1938 begannen und 
ihren Höhepunkt im Dezember 1938 erreicht haben 
dürften.70 Ein Zusammenhang mit den erwähnten 
Schreiben der Kammer von 16. August bzw. 15. No-
vember 1938 ist daher zumindest eine Möglichkeit.
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Grafik III/2
Befugnis-Zurücklegungen der als jüdisch 
verfolgten Kammermitglieder in Wien zwischen 
März 1938 und Februar 1939
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Abb. III/11–12 Fragebogen zur Feststellung der „Abstammung“ von William Baumgarten, 19. 10. 1938.





Abb. III/13 Die Verordnung zur Neuordnung des österreichischen Berufsbeamtentums vom 31. Mai 1938 stellte die Grundlage 
 für den Entzug zahlreicher Ziviltechnikerbefugnisse dar.



Manche Kammermitglieder mögen die Hoffnung 
ge hegt haben, dass ihr besonderer Status als Zivil-
techni ker sie vor diskriminierenden Maßnahmen 
schützen würde, oder konnten sich schlicht nicht 
vorstellen, dass Großeltern, die sich unerwartet als 
jüdisch heraus gestellt hatten, etwas an ihrem ge-
sellschaftlichen Stand ändern könnten. So sandte 
der Architekt William (Wilhelm) Baumgarten (1885–
1959)71 seinen Fragebogen „mit entsprechender 
Begründung und Ergänzung“ im Oktober 1938 direkt 
an das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit.72

→  Abb. III/11–12

Er war offenbar in Sorge, dass die Ingenieur-
kammer seinen Fall falsch beurteilen könnte. 
Baumgarten war in der Mitgliederliste der Kammer 
nicht als jüdisch gekennzeichnet und wurde erst 
durch den Fragebogen mit seiner jüdischen Ab-
stammung konfrontiert. Er wehrte sich gegen die 
drohenden Maßnahmen bzw. zeigte sich über-
zeugt, dass die israelitischen Eltern seiner  Mutter 
kein Hinderungsgrund dafür sein könnten, dass er 
seine Befugnis weiterhin „unbehindert ausüben“ 
dürfe. Baumgartens Eltern waren zur Zeit seiner 
Geburt konfessionslos, er selbst wurde evangelisch 
getauft und gab an, „stets deutschnational einge-
stellt“ ge wesen zu sein. Nach seiner Heirat mit einer 
„katholi schen Vollarierin“ sei er zum katholischen 
Glauben übergetreten, als Architekt habe er „stets 
die bodenständige Baukunst besonders gepflegt“. 
Außerdem führte er seinen Einsatz als Frontoffizier 
im Ersten Weltkrieg und seine Erziehung „in deut-
schem Geiste“ durch seine „vollarische Stiefmutter“ 
an. Er legte dem Schreiben auch einen Lebenslauf 
bei, um „in der weiteren Ausübung [seiner] im Jahre 
1925 erhal tenen Befugnis als Zivilarchitekt nicht be-
hindert“ zu werden. Die Behörden sahen das anders. 
Eine Antwort des Ministeriums ist nicht überliefert, 
auf seinem Schreiben findet sich aber ein hand-
schriftlicher Hinweis vom 2. Juni 1939, der festhält, 
dass Baumgarten die Befugnis mit Bescheid des 
Wiener Magistrats vom 12. April 1939 entzogen wurde 
und der Fall damit abgeschlossen sei.

Die Korrespondenzen zwischen Kammermit- 
gliedern, der Ingenieurkammer für Wien, Nieder - 
öster reich und Burgenland und der MA 2 zeugen 
davon, dass 1938 weiterhin Kanzleisitzverlegungen 
„jüdischer“ Ziviltechniker gemeldet und von der 
MA 2 ordnungs gemäß bestätigt wurden. Der Zivil-
ingenieur für Maschinenbau Karl Brunner (1879–?)73 
gab der  Ingenieurkammer im Oktober 1938 bekannt, 
dass er seinen Kanzleisitz von der Oeverseestraße 
im 15. in die Kaiserstraße im 7. Wiener Gemeinde-
bezirk ver legt habe. Als die Kammer dies der MA 2 
meldete, zeigte sich diese verwundert – im Zivil-
technikerkataster sei kein Karl Brunner verzeichnet – 

und bat um Brunners Befugnisdaten.74 Nachdem die 
 Kammer dieser Bitte nachgekommen war, wurde die 
Adress änderung anstandslos bestätigt.75 Kurze Zeit 
später, am 27. Februar 1939, legte Brunner seine 
Befugnis zurück. Im Mai 1941 gelang ihm die Flucht 
nach Shanghai. Es war die letzte überlieferte „frei-
willige“ Zurücklegung, denn zu diesem Zeitpunkt 
hatte man sich schließlich geeinigt, nach welcher 
gesetzlichen Grundlage Ziviltechnikern die Befugnis 
entzogen werden sollte.

III.1.4 
„Entjudung“ des Ziviltechnikerstandes: 
Enthebungen aus „rassischen“ Gründen 

(§§ 8 und 3 BBV)

Da sich die Hoffnung des Ministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit auf eine gesetzliche Regelung zur 
„Entjudung“ des Ziviltechnikerstandes Ende 1938 
nicht erfüllt hatte, waren zu diesem Zeitpunkt trotz 
„freiwilliger“ Niederlegungen noch immer zahlreiche 
„jüdische“ Ziviltechniker rechtmäßige Kammermit-
glieder. Jetzt wurden sowohl Benno Gürke, Leiter des 
Amtes für Technik in Wien, als auch Franz Visintini, 
kommissarischer Leiter der Ingenieurkammer für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland, aktiv. Gürke 
ließ den Stillhaltekommissar für Vereine, Organisa-
tionen und Verbände (Stiko) Albert Hoffmann am 
14. Dezember 1938 wissen, dass er entschlossen sei, 
die „Bereinigung der Judenfrage in den Kammern 
beschleunigt durchzuführen“,76 und Visintini schlug 
vor, vom Recht des Wiener Bürgermeisters Ge-
brauch zu machen, Kammermitgliedern ihre Mitglied- 
schaft abzuerkennen.77 Er scheint auch eine ent-
sprechende Anfrage an das Reichskommissariat für 
die Wiedervereinigung gestellt zu haben, woraufhin 
der zuständige Beamte im Jänner 1939 vorschlug, 
jüdische Mitglieder umgehend auszuschließen.78 
Dazu scheint es dann 1939 tatsächlich gekommen 
zu sein. Man berief sich darauf, dass österreichische 
Ziviltechniker gleichsam Beamtenstatus hatten und 
somit unter die „Verordnung zur Neuordnung des 
österreichischen Berufsbeamtentums“ (BBV)79 
fielen, die am 31. Mai 1938 in Kraft getreten war.

→  Abb. III/13

Diese regelte, welche Beamt:innen vom Dienst 
auszuschließen oder in den Ruhestand zu ver- 
setzen waren, und zwar in erster Linie „jüdische 
Beamte, Beamte, die jüdische Mischlinge sind, und 
Beamte, die mit einer Jüdin (einem Juden) oder 
einem Mischling ersten Grades verheiratet sind“ 
(Paragraf 3, Absatz 1). Auch Beamt:innen, die „nach 
ihrem bisherigen politischen Verhalten nicht die 
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Abb. III/14 Die MA 2 entzieht Franz Gessner per Bescheid seine Befugnis als Ziviltechniker, 12. 4. 1939.



Abb. III/15 Staatskommissar Otto Wächter bestätigt rückwirkend den Entzug von Max Dutkas Befugnis durch die MA 2, 1. 10. 1939.



Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos 
für den nationalsozialistischen Staat eintreten“, soll-
ten in den Ruhestand versetzt werden (Paragraf 4). 
Die Paragrafen 2 und 8 legten fest, dass die Ver-
ordnung auch auf „ehrenamtlich bestellte oder nicht 
hauptberufliche Träger eines öffentlichen Amtes“ 
anzuwenden sei. Theoretisch waren Ausnahmen 
vorgesehen, aber de facto diente die BBV damit als 
rechtliche Grundlage für den Entzug von Befug-
nissen all jener Ziviltechniker, die als jüdisch galten, 
eine als jüdisch geltende Ehefrau hatten oder 
politisch gegen das nationalsozialistische Regime 
eingestellt waren.

Mit der Durchführung der Verordnung war bereits 
im Juni 1938 der Staatskommissar für innere Ver-
waltung, SS-Standartenführer Otto Wächter, betraut 
worden.80 Die Mehrzahl an Enthebungen von Zivil-
technikern wurde jedoch von der Wiener Magistrats-
abteilung 281 im April 1939 unter Bezugnahme auf 
Paragraf 2 BBV durchgeführt und am 1. Oktober 1939 
von Wächter unter Bezugnahme auf Paragraf 8 BBV, 
jeweils in Verbindung mit Paragraf 3 Absatz 1 (bzw. 
Paragraf 4) der BBV rückwirkend bestätigt.82 Einige 
wenige Schreiben sind schon früher datiert, in diesen 
Ausnahmefällen hatte es noch keinen Bescheid der 
MA 2 gegeben. Mit dem Entzug der Befugnis erlosch 
auch die Mitgliedschaft in den Ingenieurkammern, 
und die Betroffenen wurden aus den Listen der 
 behördlich autorisierten Ziviltechniker gestrichen.

→  Abb. III/14       →  Abb. III/15

Unter den Betroffenen waren nicht nur „ einfache“ 
Kammermitglieder, sondern auch prominente 
 Persön lichkeiten und ehemalige Kammerfunktio-
näre wie der ehemalige Präsident der Ingenieur-
kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
(1918–1922), Oberbaurat Moritz Bernhard Gerbel 
(1879–1957).83 Die Befugnis als Zivilingenieur für 
Maschinenbau und Elektrotechnik wurde ihm am 
1. Oktober 1939 „zufolge Bescheides des Reichs-
statthalters Wien und Niederdonau“ als „Mischling“ 
entzogen.84 Gerbel gelang es, der weiteren Verfol-
gung zu entgehen, indem er nach Belgrad flüchtete. 
Nach Kriegsende kehrte er nach Österreich zurück 
und beantragte die Wieder verleihung seiner Befug-
nis. 1948 wurde er erneut vereidigt, bis zu seinem 
Tod 1957 lebte er in Wien.

Insgesamt zeichnen die Schreiben der Abteilung 
von Otto Wächter folgendes Bild: Aus „rassischen 
Gründen“ (das heißt auf Grundlage von Paragraf 8 und 
3 Absatz 1 der BBV) wurde österreichweit mindestens 
68 Ziviltechnikern die Befugnis entzogen.85 Von diesen 
galten 54 als jüdisch86 und 14 als „jüdisch versippt“. 
Die Zahl der 54 Ziviltechniker jüdischer Abstammung, 
denen die Befugnis mittels BBV-Bescheid aus „ras-
sischen Gründen“ entzogen wurde, muss um jene 

ergänzt werden, deren Befugnis erst 1940 ent zogen 
wurde (6), die ihre Befugnis vor Umsetzung der Maß-
nahmen nach der BBV selbst zurückgelegt hatten (40) 
und die vor Beginn der Maßnahmen Suizid begangen 
hatten oder gestorben waren (7). Bei 43 der als 
jüdisch gekennzeichneten Mitglieder der Ingenieur-
kammern fanden sich weder Schreiben, mit denen die 
Person die Zurücklegung ihrer Befugnis bekannt gab, 
noch Bescheide nach der BBV oder andere Quellen, 
aus denen hervorging, ob die Befugnis zurückgelegt 
oder entzogen wurde. Dies könnte darauf hindeuten, 
dass die Befugnis erst 1940 entzogen wurde oder die 
Behörden aufgrund von Flucht darauf verzichteten, 
weitere Maßnahmen zu ergreifen.

→  Grafik III/3

„Jüdisch versippt“

Zu den „jüdischen“ kam eine Reihe „arischer“ Zivil-
techniker, denen die Befugnis entzogen wurde, weil 
ihre Ehepartnerin jüdischer Abstammung war. Von 
den BBV-Bescheiden von Otto Wächter können 14 
mit Sicherheit dieser Gruppe zugeordnet werden.87 
Hin zuzurechnen sind jedenfalls die drei prominenten 
 Architekten Erich Boltenstern (1896–1991), dessen 
Frau als „Mischling 1. Grades“ galt und dem die Befug-
nis 1940 entzogen wurde,88 Franz Gessner (1879–1975), 
dessen Befugnis mit der gleichen Begründung 1939 
entzogen wurde,89 und Otto Prutscher (1880–1949), 
der im März 1939 als Professor der Kunstgewerbe-
schule Wien in den Ruhestand versetzt wurde90 und 
im Oktober 1939 seine Befugnis verlor.91

→  Abb. III/14

Auch der Ingenieurkonsulent für Vermessungs-
wesen Arnold Schinzel aus Rosental bei Köflach, 
der im Oktober 1939 aus „rassischen“ Gründen 
als Markscheider bei der Alpine Montangesellschaft 
fristlos entlassen wurde, verlor im Zuge dessen 
seine Befugnis.92

Ziviltechniker, denen die Befugnis aufgrund ihrer 
Ehe mit einer „Jüdin“ entzogen wurde, waren von 
Einkommensverlusten bedroht, aber nicht mit einem 
generellen Berufsverbot belegt. Somit hatten sie 
zumindest die Möglichkeit, eine Stelle bei Kollegen 
oder Unternehmen anzunehmen. Sie mussten 
nicht um ihr Leben fürchten und Österreich verlassen. 
Nach 1945 beantragten sie das „Wiederaufleben“ 
ihrer Befugnis. Dem Zivilingenieur für Bauwesen und 
Honorardozent für Eisenkonstruktionen des Wasser-
baus Anton  Grzywienski (1898–1982), der mit seiner 
als jüdisch geltenden Frau christlich verheiratet war, 
wurde am 22. April 1938 seiner Lehrtätigkeit an der 
Technischen Hochschule Wien enthoben und die Be-
fugnis als Zivilingenieur mit 12. April 1939 entzogen.93 
Er sah sich gezwungen, ein  Arbeitsvertragsverhältnis 
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Quellen: Mitgliedsakten im AKZT W/NÖ/Bgld; BBV-Bescheide, Akten des BMfHuW/ZivTech, der VVSt, VA und VVSt, HF im ÖStA/AdR.

Grafik III/3

Zurücklegung bzw. Entzug der Befugnisse von 150 als jüdisch 
verfolgten Kammermitgliedern

40

60

Zurückgelegt:

Entzogen:

Unbekannt:

Suizid oder 
gestorben 
vor BBV-
Maßnahmen:

43

7



Abb. III/16 Traueranzeige der Technischen Universität Wien zum Tod Anton Grzywienskis, 15. 4. 1982.



einzugehen, und arbeitete in der NS-Zeit für die 
Alpen-Elektrowerke. Er gab an, dort große Aufträge 
„trotz aller mir auferlegten persönlichen Hindernisse, 
Zurücksetzungen und sachlichen Schwierigkeiten 
bewältigt [zu haben], um auf diese Weise meine 
Frau zu schützen“.94 1945 wurde Grzywienski mit der 
Neuprojektierung und Bauleitung des Donauwerkes 
Ybbs-Persenbeug beauftragt95 und bei der Wieder-
besetzung der Lehrkanzel für Wasserwirtschaft, 
Flussbau und Wasserkraftanlagen an der TH Wien 
erstgereiht,96 ab 1946 war er ordentlicher  Professor 
für Wasserwirtschaft.97 Auch seinem Antrag um 
„Wiederaufleben“ der Befugnis eines Zivilingenieurs 
für Bauwesen wurde stattgegeben.98 1953 bis 1955 
war er Dekan der Fakultät für Bauingenieurwesen, 
und 1964 wurde ihm von der Stadt Wien der Preis für 
Naturwissenschaften verliehen. Grzywienski starb 
1982 international anerkannt und hoch geehrt als 
emeritierter Universitätsprofessor.99

→  Abb. III/16

Einigen Architekten, die als „jüdisch versippt“ 
galten, gelang es, eine Sondergenehmigung 
zu erhalten, um ihren Beruf weiterhin frei ausüben 
zu dürfen.100 Diese wurde jedoch nicht durch die 
Ingenieurkammern oder das Ministerium, sondern 
die Institution der Reichskulturkammer (RKK) erteilt, 
in die die Architekt:innen ab 1938 überführt wurden 
(→  S. 180). Dies gelang beispielsweise den beiden 
 erwähnten Architekten Otto Prutscher und Erich 
Boltenstern. Ziviltechnikern, die nach dem „Nürn-
berger Gesetzen“ selbst als jüdisch galten, war der 
Antrag nicht möglich.

Insgesamt waren somit österreichweit zumindest 
150 als jüdisch geltende Kammermitglieder 
von dem fak  tischen Berufsverbot betroffen und 
zumindest 18  Kammer mitglieder, die mit einer 
„Jüdin“ verheira tet waren, von einem Verbot, als 
Ziviltechniker zu praktizieren. Nicht vergessen 
werden dürfen auch jene angehenden Ziviltech-
niker:innen, die bereits einen positiven Bescheid 
erhalten hatten, aber nicht mehr vereidigt werden 
durften, und jene, deren Anträge gar nicht mehr 
bearbeitet wurden oder die einen Antrag geplant 
hatten, aber nicht mehr stellen konnten. In der 
Statistik scheinen diese Personen nicht auf, da 
sie keine Mitglieder der Ingenieurkammern mehr 
werden konnten. Dennoch waren auch sie vom 
nationalsozialistischen Berufsverbot für behördlich 
beeidete Ziviltechniker betroffen.

III.1.5 
Ruhestandsversetzungen aus 

politischen Gründen (§§ 8 und 4 BBV)

Neben „jüdischen“ und „jüdisch  versippten“ Mit -
gliedern konnten behördlich beeidete Zivil techniker 
auch nach Paragraf 4 der BBV in den Ruhestand ver-
setzt werden. Dieser war anzuwenden auf Beamte, 
die „nach ihrem bisherigen politischen Verhalten 
nicht die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit rück-
haltlos für den nationalsozialistischen Staat eintre-
ten“.101 Nach dem Stand der Forschung betraf dies 
sechs Personen im Wirkungskreis der Ingenieurkam-
mer für Wien, Niederösterreich und Burgenland102 und 
je eine Person in Vorarlberg, Tirol und Kärnten.103

Namentlich bekannt ist der Zivilingenieur für Bau-
wesen und spätere ÖVP-Politiker Robert Rapatz 
(1890–1965)104 aus Klagenfurt. Er wurde 1941 oder 
1942 Parteianwärter, nach eigenen Angaben „unter 
dem Druck gg mich geführter behörderlicher [sic] 
Massregelungen“.105 Der gegen ihn geführte Volks-
gerichtsprozess nach Paragraf 8 des Verbotsgeset-
zes (Unterlassung der Registrierung →  S. 213) endete 
damit, dass Rapatz die Registrierung nachholte.106 
Er erhielt seine Befugnis im Oktober 1945 wieder 
und war von 1953 bis 1955 Abgeordneter zum Natio-
nalrat der ÖVP.

Anderen politisch nicht genehmen Ziviltechnikern 
wurde die Befugnis zwar nicht entzogen, deren 
Aus übung aber unmöglich gemacht, wodurch sie 
erlosch. Prominentes Beispiel war der Innsbrucker 
Zivilarchitekt Rudolf Schober (1888–1957), der 1935 
als Sektionschef und Leiter der Technischen  Sektion 
ins Bundesministerium für Handel und Verkehr 
nach Wien berufen wurde. Schober war bis dahin im 
Schul dienst tätig gewesen, ab 1915 als Professor und 
ab 1920 als Schulleiter der Höheren Staatsgewerbe-
schule in Innsbruck (heute: Competence Centre 
HTL Anichstraße – CCA). Wie sein Kollege Clemens 
 Holzmeister war er seit seiner Studentenzeit Mitglied

Abb. III/17 
Robert Rapatz, undatiert.
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Abb. III/18
Rudolf Schober, undatiert.

Rudolf Schober

Zivilarchitekt
(1888–1957)

Direktor der Staatsgewerbeschule in Innsbruck (1920–1935)
Sektionschef im Bundesministerium für Handel und Verkehr 
(1935–1938, 1945–1953)

Rudolf Schober wurde am 24. Oktober 1888 in Innsbruck geboren. Er besuchte 
in Feldkirch und Innsbruck die Schule und ging dann nach Wien, wo er an der 
TH Wien studierte und der Burschenschaft Norica Wien beitrat (1907). 1913 legte 
er die 2. Staatsprüfung für Hochbau ab. Nach einer kurzen Tätigkeit als Bau-
praktikant in der niederösterreichischen Statthalterei kehrte er nach Tirol zurück 
und begann dort eine Unterrichtstätigkeit, zunächst an der k. k. Bauhandwerker-
schule Imst und ab 1915 auch an der Höheren Staatsgewerbeschule in Innsbruck, 
der er seit 1920 als Direktor vorstand. Daneben betätigte er sich eigenen An- 
gaben zufolge auch als Architekt. 1926 stellte er einen Antrag um Nachsicht der 
Prüfung zur Erlangung der Befugnis eines Zivilarchitekten, der von den Inge-
nieurkammern befürwortet wurde. Offenbar gab es Differenzen mit seinem 
national sozialistisch eingestellten Kollegen Leo Winkler. Im Jahr 1929 brachte 
Schober eine Anzeige gegen seinen nationalsozialistisch eingestellten Kollegen 
Leo Winkler ein, weil dieser seine Berufung in eine Wahlkommission verweigert 
hatte. Es wurde ein Disziplinarverfahren eingeleitet, die mit einer „Verwarnung“ 
Winklers endete.107

Schober war verheiratet mit Maria Ebenhoch (1914) und hatte vier Kinder. Von 
1927 bis 1934 betreute er als Gemeinde- und Stadtrat in Innsbruck das Bau-
referat, von 1927 bis 1935 war er Mitglied der Tiroler Heimwehr. Außerdem be-
kleidete er während seiner Zeit in Innsbruck verschiedene Wirtschaftsfunktionen 
wie Obmann des Verwaltungsausschusses der Städtischen Licht- und Kraft-
werke und Verwaltungsrat und Vizepräsident der Tiroler Wasserkraft AG (Tiwag).

Mit 1. Juli 1935 wurde Schober als Sektionschef bzw. Vorstand der Technischen 
Sektion ins Bundesministerium für Handel und Verkehr nach Wien berufen. 1934 
erhielt er das Große Silberne Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich,108 1937 wurde er in Zusammenhang mit dem Bau der Reichsbrücke mit dem 
Komturkreuz I. Klasse des österreichischen Verdienstordens ausgezeichnet.109

Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme wurde Schober mit 31. Juli 
1938 aufgrund Paragraf 4 der BBV in den Ruhestand versetzt, sein „Ruhegenuss“ 
zur Hälfte gekürzt.110 Die Leitung der Staatsgewerbeschule Innsbruck übernahm 
sein früherer Kollege Leo Winkler.111

Mit der Ausrufung der Zweiten Republik am 27. April 1945 kehrte Schober in 
sein Amt zurück und leitete bis zu seiner endgültigen Pensionierung 1953 die 
Sektion I des nunmehrigen Bundesministeriums für Handel und Wiederaufbau. 
In dieser Funktion war er einerseits am Wiederaufbau wichtiger Kulturbauten in 
Wien be teiligt (Technische Hochschule, Burgtheater, Albertina, Universität Wien, 
Parlament, Schloss Schönbrunn, Belvedere und Hetzendorf), andererseits auch 
an der Rege lung der Standesangelegenheiten der Ziviltechniker:innen und In-
genieur:innen. Unter anderem bestätigte er zahlreiche Ansuchen um „Wieder-
aufleben“ von  Befugnissen, die nach der BBV entzogen worden waren. Rudolf 
Schober starb am 5. April 1957 68-jährig in Wien und wurde in Neustift am 
Wald beigesetzt.
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Seine Funktion als Obmann des Vorarlberger Tech-
nischen Vereins hatte er bereits 1938 niederlegen 
müssen.118

1942 wurden von einem ehemaligen Kolle gen Ge-
rüchte gestreut, dass Schrangl keine rein „arische“ 
Abstammung vorzuweisen habe, was dieser zurück-
wies.119 1943 wurde seine Wiederverwendung als 
Baurat auf Widerruf im technischen Schuldienst er-
wogen,120 was Schrangl ablehnte. Nach Kriegsende 
bemühte er sich um Wiederindienststellung, tatsäch-
lich wurde er mit Dekret vom 10. Oktober 1945  wieder 
als Direktor der Staatsgewerbeschule in  Bregenz ein-
gesetzt und beauftragt, sich, sobald es die Verkehrs-
verhältnisse zulassen, an seinen Dienstort in Bregenz 
zu begeben.121 Im gleichen Monat wurde auch das 
Wiederaufleben seiner Befugnis als Zivilingenieur 
für Bauwesen, die wegen Nichtausübung erloschen 
war, bestätigt, am 12. Dezember 1945  legte er den 
erneuten Eid ab.122 Da er aber in Bregenz „entwurzelt“ 
worden sei und seine Kinder in Wien studierten, bat 
Schrangl um eine Stelle in Wien.123

Er war zeitweilig im Krankenstand und stand dann 
„aushilfsweise“ im Ministerium für Unterricht in 
Verwendung. Als Zeichen der Wiedergutmachung 
sollte ihm der Hofratstitel verliehen werden. Franz 
Schrangls Sterbedatum und -ort sind nicht bekannt.

Abb. III/19  
Franz Schrangl, undatiert.

III.2 
Vermögensentzug und Vertreibung

Der Stand eines behördlich autorisierten Ziviltechni-
kers ging in der Regel mit einem gewissen Grad an 
materiellem Wohlstand und gesellschaftlicher Wert- 
schätzung einher. Für Ziviltechniker, die nach den 
„Nürnberger Gesetzen“ als Juden galten, und in abge- 
schwächter Form auch für jene, die eine „jüdische“ 
Ehepartnerin hatten, bedeutete die nationalsozialis-

tische Machtübernahme einen radikalen Verlust von 
beidem. Die meisten waren nicht nur von dem Ver-
lust der Befugnis betroffen, sondern auch von einer 
beispiellosen Beraubung ihres Vermögens, ihrer Im-
mobilien und persönlichen Wertgegenstände und, 
da Ziviltechniker häufig als Unternehmer fungierten, 
auch von der „Arisierung“ ihrer Betriebe.

der Burschenschaft Norica (Beitritt 1907) und dürfte 
ein Unterstützer der Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur 
gewesen sein.112 Er wurde als Beamter mit Bescheid 
vom 7. Juni 1938 in den Ruhestand versetzt, sein 
„Ruhegenuss“ wurde zur Hälfte gekürzt.113

Rudolf Schobers Lebenslauf ist beispielhaft für 
einen beruflich erfolgreichen  Vertreter des politisch 
christlich-konservativen Lagers. Er machte bis 
1938 zweifach Karriere – im Schuldienst und als 
höherer Beamter im Staatsdienst – und vereinte 
diese beiden Laufbahnen erfolgreich mit seiner 
Funktion als Ziviltech niker: während seiner Zeit in 
Innsbruck, indem er neben dem Schuldienst frei-
beruflich in der Praxis tätig war, was seiner Qualifi-
kation als Lehrender wohl zugutekam, und während 
seines Staatsdienstes, indem er die Belange des 
Ziviltechnikerwesens der Nachkriegszeit mit beein- 
flusste. Seine politische Haltung zur Zeit der 
Dollfuß-Schuschnigg-Diktatur kostete ihn nach 
der nationalsozialis tischen Machtübernahme seine 
Stellung. Über seine berufliche Tätigkeit in der 
NS-Zeit ist nichts bekannt – er war Mitglied der 
NS Volkswohlfahrt und des Reichsluftschutzbundes. 
Nach 1945 konnte er erfolgreich an seine Karriere 
im Staatsdienst anknüpfen.

Das gleiche Schicksal traf ein knappes Jahr 
später auch den Direktor der Staatsgewerbeschule 
Bregenz (1934–1938), den Zivilingenieur für Bau-
wesen Franz Schrangl, geboren am 21. September 
1886 in Linz. Aufgrund seiner ablehnenden Haltung 
gegenüber dem Nationalsozialismus vor 1938 hatte 
„der Name Schrangl bei der Gauleitung einen a. o. 
schlechten Klang“.114 Er meldete sich mit 16. März 
1938 krank,115 bat um Beurlaubung und übersiedelte 
Ende 1938 nach Wien. Offenbar hoffte er, durch 
Versetzung auf eine „gleichwertige Stelle“ in Wien 
im Amt bleiben zu können.116 Diesem Wunsch wurde 
nicht entsprochen – im März 1939 wurde Schrangl 
ebenfalls nach Paragraf 4 Absatz 1 BBV mit der Hälf-
te des „Ruhe genusses“ in den Ruhestand versetzt.117 
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III.2.1 
Vermögensanmeldungen

Die Nationalsozialisten wollten „nichtarische“ Perso-
nen nicht nur aus Verwaltung und Erwerbsleben 
drängen, sondern machten spätestens ab 1941 klar, 
dass im Deutschen Reich generell kein Platz für sie 
vorgesehen war. In den ersten drei Jahren ihrer Herr-
schaft in Österreich konzentrierten sich die Maßnah-
men darauf, eine möglichst große Zahl an Personen 
durch „freiwillige“ Auswanderung zu vertreiben – und 
sich im Zuge dessen mittels Zwangsenteignung und 
„ Arisierung“ ihres Vermögens zu bemächtigen. Ein 
erster wichtiger Schritt war dabei die Erfassung jüdi-
schen Vermögens mittels „Vermögensanmeldung“, 
die für alle Personen verpflichtend war, die als Jüdin-
nen oder Juden galten oder mit einem Juden oder 
einer Jüdin verheiratet waren und über ein Vermögen 
über 5.000 RM brutto verfügten. Im „Verzeichnis 
über das Vermögen von Juden“ mussten alle in- und 
ausländischen Einkünfte und Vermögen angegeben 
werden, Grundlage war die „Verordnung über die 
Anmeldung des Vermögens von Juden“ vom 26. April 
1938.124 Verantwortliche Stelle war die im Ministerium 
für Wirtschaft und Arbeit in Wien angesiedelte „Ver-

Abb. III/20 Der Händler Takvorian übermittelt der Gestapo in Wien Zeitungsannoncen jüdischer Mitbürger:innen, in denen 
 Teppiche und Einrichtungsgegenstände zum Verkauf angeboten werden, Juli 1940.

mögensverkehrsstelle“ (VVSt).125 Als Stichtag galt der 
27. April, die Anmeldefrist wurde mit 30. Juni 1938 
festgesetzt. Im November 1938 musste eine erneute 
Meldung erstattet werden, in der Vermögensände-
rungen aufzuführen waren. 

Die Vermögenslage der als Juden geltenden Mit-
glieder der Ingenieurkammern ist so in zahlreichen 
Vermögensanmeldungen dokumentiert. Von 152 be-
troffenen Personen (150 Kammermit glieder, ein 
ehemaliges und ein verstorbenes Kammermitglied) 
sind 97 Vermögensanmeldungen überliefert. Zu-
mindest sieben Kammermitglieder waren zum Stich-
tag der Vermögensanmeldung bereits im Ausland, 
eine Person hatte sich allen Maßnahmen bereits am 
14. März 1938 durch (vermutlich assistierten) Suizid 
entzogen (→  S. 174). Es konnte nicht geklärt werden, 
ob die restlichen 46 Personen unter die Einkommens - 
grenze fielen oder die Vermögensmeldung aus an-
deren Gründen nicht gemacht oder überliefert ist, 
lediglich von einer Person ist bekannt, dass sie unter 
die Brutto vermögensgrenze fiel.

→  Grafik III/4

Der Zivilingenieur für Bauwesen Wilhelm 
Czeczowiczka (1880–1942)126 geriet im Juli 1940 
ins Visier der Gestapo, weil ein Händler ange- 
zeigt hatte, dass Jüdinnen und Juden mit der Hilfe 
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Abb. III/21  In seinem Denunziationsschreiben bietet Takvorian der Gestapo seine Mitarbeit an, 29. 7. 1940.



Grafik III/4

Vermögensanmeldungen von Ziviltechnikern (Stichtag 30. 6. 1938)

Quellen: ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA.

* Inkludiert auch die Vermögensanmeldung eines ehemaligen Ziviltechnikers und die Verlassenschaft eines verstorbenen Ziviltechnikers.

Vermögensanmeldungen: 

Bis 30. 6. 1938 ausgewandert oder gestorben (inklusive Suizid): 

Ungeklärt: 

Nicht verpflichtet: 
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nichtjüdischer Mittelsmänner Teppiche und 
Wohnungseinrichtungen ohne die notwendige 
Bewilligung der Vermögensverkehrsstelle 
und zu überhöhten Preise verkaufen ließen.127

→  Abb. III/20    →  Abb. III/21

Die Erhebungen der Kriminalpolizeistelle Wien 
ergaben, dass Czeczowiczka der Auftraggeber einer 
der von dem Denunzianten übermittelten Anzeigen 
war.128 Er hatte seine Befugnis (1913) am 17. Novem-
ber 1938 mit der Begründung zurückgelegt, dass 
seine Abwanderung bevorstehe, lebte aber zum Zeit-
punkt der Anzeige mit seiner Frau Therese in einer 
„Sammel wohnung“ in der Schulerstraße im 1. Bezirk. 
Von einem gewinnbringenden „Arbeitssystem“, wie 
der Denunziant glauben machen wollte, konnte unter 
diesen Umständen kaum die Rede sein. Das wurde 
auch von der Kriminalpolizeistelle festgestellt, die 
im Oktober 1940 berichtete, dass von dem Ehepaar 
Czeczowiczka keine Vermögensanmeldung gemacht 
worden sei und angenommen werde, dass dieses 
vermögenslos sei – sie also über kein Vermögen ver-
fügt habe, das die Grenze von 5.000 RM überschritt. 
Der Verkauf sei ordnungsgemäß durchgeführt wor-
den, da die Bewilligung der Vermögensverkehrsstelle 
nur für Luxus- und Kunstgegenstände notwendig 
sei.129 Wilhelm Czeczowiczka nahm sich am 6. Jän-
ner 1942 mit einem Schlafmittel das Leben, seine 
Frau starb zwei Tage später. In der Datenbank des 
Dokumentationsarchivs des österreichischen Wider-
standes werden sie als Opfer des Nationalsozialis-
mus geführt.130

Nur in den seltensten Fällen scheint in den 
Dokumen ten Auflehnung gegen die Vorgänge auf. 
Eva Brüll, geborene Thiel (1877–?), musste ihr Ver-
mögen als „arische“ Ehefrau des in Steyr lebenden 
ehema ligen Zivilingenieurs für Bauwesen Alfred Brüll 
an melden. Dieser war römisch-katholisch getauft, 
galt aber als jüdisch, weil drei seiner Großeltern 
jüdisch waren.131 Angesichts der Forderung, ihre an-
gegebenen Schmuck- und Silbergegenstände sowie 
Bilder durch einen „arischen Schätzmeister“ schät-
zen zu lassen, drückte sie ihre Empörung aus und 
forderte vehement, „keinen weiteren Quälereien aus-
gesetzt zu werden“:

Ich war nie versucht, kostspielige Luxusgegen-
stände anzuschaffen, da ich besorgt sein 
musste, durch Sparen während eines langen 
Lebens mich vor Not im Alter zu schützen, um 
nicht einmal anderen zur Last zu fallen oder zu 
verhungern!

Als echte deutsche Frau, deren schwä-
bische Bauernahnen in alter Zeit im Banat 
einwander ten, lasse ich meine Angaben nicht 
in Zweifel ziehen, finde es auch bedeutungs-

los, wie der Verkaufswert der genannten 
Gegenstände meines Haushaltes geschätzt 
wird, da ich hoffe, nie in die Lage zu kommen, 
sie verkaufen zu müssen.132

III.2.2 
„Entjudung“ der Wiener Wirtschaft

Die Vermögensanmeldungen dienten in weiterer 
Folge als Grundlage für umfassende Maßnahmen zur 
Beraubung und Enteignung, die mit der Vertreibung 
der Betroffenen Hand in Hand gingen. Koordiniert 
und genehmigt wurde die „Politik der staatlich legali - 
sierten Beraubung“133 von der erwähnten Vermö-
gensverkehrsstelle (VVSt) im Ministerium für Handel 
und Verkehr, die im Mai 1938 eingerichtet wurde. 
Mit ein Grund für die Einrichtung war die in Öster-
reich nach dem „Anschluss“ verbreitete Praxis der 
„wilden Arisierungen“ und der persönlichen Be-
reicherung durch „wilde Kommissare“, die jüdische 
Handels-, Gewerbe- und Industriebetriebe in den 
ersten Monaten der nationalsozialistischen Herr-
schaft unkontrolliert übernahmen. Jüdisches Eigen-
tum sollte in erster Linie dem Staat zugutekommen 
bzw. ihm als Instru mentarium dienen, um die Privat-
wirtschaft umzubauen und Gefolgsleute für ihre 
Treue zu belohnen.

Insbesondere vermögende Personen bekamen 
bereits in den ersten Tagen der nationalsozialistischen 
Herrschaft in Österreich „Besuch“ von Nationalso-
zialist:innen, die Wohnungseinrichtungen zerstörten 
und Wertgegenstände, Bargeld und  sogar Autos 
„requirierten“. Auch über solche Vorkommnisse ge-
ben die Vermögensanmeldungen österreichischer 
Ziviltechniker gelegentlich Auskunft, wie im Fall 
des Zivilingenieurs für Maschinenbau Samuel  Bauer 
(1874–1942). Zum Zeitpunkt des „Anschlusses“ 
lebte er mit seiner Familie in einem Einfamilienhaus 
in Pötzleinsdorf. Bereits in der Nacht vom 14. März 
drangen hier zwei SA-Männer ein und beraubten 
Bauer. Gegenüber der VVSt gab er diese „nachts 
requirierte[n]“ Vermögenswerte an, es handelte sich 
um Einlagebücher und Bargeld, die, wenig verwun-
derlich, nie retourniert wurden (→  S. 160).134

→  Abb. III/22

„Requiriert“, beschmiert und demoliert wurden 
in Österreich nach dem „Anschluss“ auch  jüdische 
Geschäfte und Warenlager. „Kommissarische Ver-
walter“, teilweise eingesetzt von der Gestapo und 
von NS-Betriebszellenorganisationen, übernahmen 
Betriebe.135 Auch die Ingenieurkammern schei-
nen in diesen Prozess involviert gewesen zu sein, 
wie der Fall des Baumeisters Artur Biber zeigt. 
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Biber, geboren am 3. Februar 1883 in Czernowitz 
(ukr. Tscherniwzi), übersiedelte nach dem Studium 
nach Wien und erwarb 1919 die Befugnis eines Zivil-
ingenieurs für Bauwesen. 1937 suchte er um die 
Befugnis als Zivilingenieur für Hochbau an, die ihm 
mit Bescheid vom 19. Februar 1938 erteilt wurde.136 
Er war Inhaber eines Baubetriebs in der Berggasse 16 
in Wien 9. Wohl in der Hoffnung, sein Baugeschäft 
weiterführen zu können, meldete Biber der Kammer 
am 28. März 1938, dass er drei Mitarbeiter mit der 
„arischen Leitung“ seines Baubetriebs betraut habe.137 
Drei Tage vorher war ein Baumeister in seinem Be-
trieb erschienen und hatte behauptet, er sei von 
der  NS-HAGO (Handels- und Gewerbeorganisation) 
zum kommissarischen Leiter von Bibers Betrieb 
bestellt worden. Biber hatte ihm daraufhin mit Unter- 
 stützung seiner Mitarbeiter erklärt, dass sein Be-
trieb dem Ziviltechnikergesetz unterliege und damit 
nicht dem Gewerbe verband angehöre, reagierte 
aber umgehend mit der beschriebenen Übertragung 
der Leitung, und bat darüber hinaus die Kammer 
um Bestellung einer kommissarischen Aufsichts-
person. Er begründete dies damit, dass „für die 
Fort setzung meiner Bauarbeiten Ruhe erforderlich 
ist, um meine Kreditwürdigkeit bezw. die Möglich-
keit der Aufnahme von Krediten zur Fortführung der 
Arbeiten nicht zu beeinträchtigen“.138

Die „kommissarische Leitung“ wurde von dem 
Zivilingenieur Anton Grenik (1887–?) übernommen, 
der eine dementsprechende Anfrage der Kammer für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland annahm.139 
Seine Einsetzung wurde auch der österreichischen 
Landesleitung des Amts für Technik der NSDAP 
gemeldet.140 In der Nachkriegs zeit erstattete Biber, 
der mit seiner Familie nach Australien ausgewan-
dert war und dessen Vermögen mit 28. März 1941 zu 
Gunsten des Deutschen Reichs beschlagnahmt wur-
de,141 Anzeige gegen Grenik. Das Verfahren wurde 
eingestellt, weil Grenik behauptete, dass nicht die 
nationalsozialistische Machtübernahme, sondern 
Bibers schlechte finanzielle Lage Grund für den Ver-
kauf gewesen sei.142

Am 12. November 1938 traten gleich zwei 
Verordnun gen in Kraft, die dem Staat das allei nige 
Zugriffsrecht auf jüdisches Eigentum sichern soll-
ten. Die „Verordnung über eine Sühneleistung der 
Juden deutscher Staatsangehörigkeit“143 legte der 
jüdischen Bevölkerung nach den Novemberpogro-
men, im Zuge derer auch nichtjüdisches Eigentum 
zerstört wurde, eine imaginierte „Sühneleistung“ 
von einer Milliarde Reichsmark auf, um das Attentat 
auf den Gesandten Ernst von Rath zu „vergelten“. 
Die Judenvermögens abgabe (JUVA), die von Juden 
und Jüdinnen mit einem Vermögen über 5.000 RM 
zu leisten war, belief sich auf 20 Prozent des Ver- 

mögens nach dem Stand vom 12. November 1938 
und wurde in vier Teilzahlungen  vorgeschrieben.144 
Die „Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus 
dem deutschen Wirtschaftsleben vom 12. November 
1938“145 untersagte Jüdinnen und Juden unter 
anderem den Betrieb von Handwerks- und Einzel-
handelsbetrieben, eine Funktion als Betriebsführer 
musste zurückgelegt werden. Die nur kurz später 
erlassene „Verordnung über den Einsatz des jüdischen 
Vermögens“ vom 3. Dezember 1938146 erweiterte 
diese Verbote noch einmal erheblich: Gewerbe-
betriebe mussten nun verkauft oder abgewickelt, 
Grundbesitz verkauft werden, und Wertpapiere 
mussten einer zuständigen Reichsbankstelle zum 
Kauf angeboten werden. Der Verkaufs wert von 
Betrieben wurde von der VVSt ermittelt und lag weit 
unter dem tatsächlichen Wert, zudem wurden die 
Zahlungen auf Sperrkonten überwiesen, von denen 
JUVA und gegebenenfalls Reichsfluchtsteuer ab-
gezogen wurden. Die Enteigneten erhielten lediglich 
einen kleinen Betrag für die Ausreise oder Lebens-
führung. Unterlagen in den Vermögensanmeldungen 
und Rückstellungsakten der Nachkriegszeit zeugen 
von diesen Zwangsverkäufen, von denen viele Zivil-
techniker in Österreich betroffen waren.

In einem weiteren Schritt wurden die Menschen 
aus ihren Wohnungen vertrieben, Grundlage war die 
„Verordnung zur Einführung des Gesetzes über Miet-
verhältnisse mit Juden in der Ostmark“,147 die am 
10. Mai 1939 in Kraft trat. Das Wohnungsamt siedelte 
sie in andere Wohnungen um, meistens im 1., 2. oder 
9. Wiener Bezirk, wo sie jüdischen Wohnungsinha-
ber:innen als Untermieter:innen aufgezwungen wur-
den. Ab diesem Zeitpunkt scheinen sie auch nicht 
mehr im Wiener Adressbuch auf. Für jene, die es nicht 
geschafft hatten, das Deutsche Reich legal oder ille-
gal zu verlassen, waren diese „Sammelwohnungen“,148 
die bald völlig überbelegt waren, der letzte Wohnort 
in Wien, bevor sie in eines der vier Wiener „Sammel-
lager“ gebracht und von dort deportiert wurden.149

III.2.3 
Vertreibung

Die Beraubung der als jüdisch geltenden Bevölkerung 
ging Hand in Hand mit ihrer Vertreibung. Auch wenn 
sich 1938 wohl die wenigsten die systematische 
Ermordung von Millionen von Menschen vorstellen 
konnten, sorgten pogromartige Ausschreitungen 
nach der Machtübernahme und im November 1938, 
spontane wie auch staatlich autorisierte Plünderungen 
und Demütigungen sowie der drohende oder bereits 
erfolgte Verlust von Vermögen, gesellschaftlicher 
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Abb. III/22  Der Zivilingenieur für Maschinenbau Samuel Bauer schildert in seiner Vermögensänderungsanzeige mit 12. November 1938
 das nächtliche Eindringen von SA-Männern.



Stellung und Einkommensmöglichkeit für ein Gefühl 
von Angst und Verzweiflung. Die Selbstmordrate 
stieg bereits in den ersten Tagen nach dem „An-
schluss“. Viele entschlossen sich unter dem Druck 
der allgegenwärtigen Repressionen dazu, ihre Heimat 
zu verlassen.

Die Flucht aus Österreich war bis 1940 legal, aber 
stark reglementiert. Anders als in Deutschland, 
wo Jüdinnen und Juden ihren Hausrat und ihr Ver-
mögen bei der Ausreise lange Zeit noch relativ 
 unbehelligt mitnehmen konnten,150 kontrollierte die 
im August 1938 eingesetzte „Zentralstelle für jüdi-
sche Auswande rung in Wien“ unter Adolf Eichmanns151 
Leitung die Ausreiseformalitäten inklusive der Be-
raubung der Ausreisewilligen. Zu zahlen war eine 
„Reichsfluchtsteuer“, bis auf Devisen in der Höhe 
von zehn Reichsmark und einigen wenigen persön-
lichen Gegenständen musste alles zurückgelassen 
werden. Für einen Pass musste man sich zum Teil 
tagelang anstellen. Allen Schikanen zum Trotz verließ 
im ersten Jahr der nationalsozialistischen Herrschaft 
fast die Hälfte der in Österreich lebenden Jüdinnen 
und Juden das Land: Im März 1938 lebten mindes-
tens 181.000 Mitglieder der Glaubensgemeinschaft 
und 25.000 Personen, die nach den „Nürnberger 
Gesetzen“ als jüdisch galten, in Österreich, also ins-
gesamt rund 206.000 von der antisemitischen 
Ver folgung Betroffene. Im Mai 1939 waren es nur 
mehr 94.530.152 Bis Ende 1941 verließen mindestens 
130.000 Personen Österreich.153

Auch etwa zwei Drittel – mindestens 103 – der 
150 „jüdi schen“ Ziviltechniker entschlossen sich 
zur Flucht und konnten Österreich verlassen. Die 
Länder, die sie aufnahmen, waren auf alle fünf Kon-
tinente verteilt. Die Quellen lassen in vielen Fällen 
keine  gesicherten Aussagen zu den endgültigen 
Aufenthaltsorten zu. Oft erfolgte die Flucht in das 
Zielland in mehreren Etappen, und nicht bei allen 
wissen wir, ob sie in dem Land blieben, in das sie 
 ursprünglich ausreisten. Die Grafik zeigt die jeweils 
letzte bekannte Station einer Flucht.

→  Grafik III/5 

Für die wenigen Ziviltechniker in den Bundes-
ländern war die erste Etappe ein Umzug nach 
Wien. Edwin Bächer, am 19. Oktober 1882 in Wien 
geboren, der in Linz praktiziert hatte, lebte ab 
29. November 1938 zunächst in der Parkgasse 5 
im 3. Wiener Bezirk154 und verließ Österreich am 
27. März 1939.155 Er lebte ab dem 13. April 1939 in 
London, wo er schließlich den Namen Edwin Bacher 
und die britische Staatsbürger schaft annahm. Seine 
Frau Friederike Bächer und seine Töchter Friederike 
und Ingeborg Bächer blieben in Wien.156 Auch der 
Zivilingenieur für Bauwesen Otto Dub übersiedelte 
Ende August von Linz nach Wien, nahm sich aber 

drei Monate später das Leben. Seiner Tochter ge-
lang die Flucht nach England.

Wie Bächer flohen viele Ziviltechniker zunächst 
nach England, oft aber von dort weiter in die USA. 
Auch die Schweiz war für einige zwar die erste 
Anlaufstelle, aber nicht ihr Ziel. Andere wurden durch 
die aggressive Expansion des Deutschen Reichs 
gezwungen, aus ihren Zielländern Frankreich und 
Dänemark in ein weiteres Land zu fliehen. Einigen 
ist dies nicht gelungen: Der Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen und Ingenieurkonsulent für Vermessungs-
wesen Richard Wassermann (1881–1944?) und der 
Zivilingenieur für Bauwesen Moritz Leopold Pollak 
(1887–1942?) wurden in Frankreich interniert und 
von dort in das Konzentrations- und Vernichtungs-
lager Auschwitz deportiert (→  S. 171).

Die mit Abstand meisten der vertriebenen Zivil-
techniker und ihrer Angehörigen lebten in den 
USA, gefolgt von Großbritannien und Australien. 
Damit folgte die Flucht der österreichischen Zivil-
techniker nicht dem allgemeinen Trend, nach dem 
die Mehrzahl der „rassisch“ Verfolgten Zuflucht 
in europäischen Ländern – an erster Stelle in Groß-
britannien – fanden.157

Das Verlassen des Heimatlandes bedeutete zwar 
in den meisten Fällen Sicherheit vor der national- 
sozialistischen Verfolgung, für die Mehrheit der 
Ziviltechniker aber auch einen radikalen Einschnitt, 
von dem sie sich nur schwer oder gar nicht mehr 
erholten. Neben dem Verlust von Vermögen, so- 
zialem Umfeld, Familienangehörigen, beruflicher 
Reputation und oft auch Liegenschaften kämpften 
viele mit sprachlichen Barrieren und kulturellen 
Anpassungsschwierigkeiten. Nur wenigen gelang 
der Wiedereinstieg ins Berufsleben, Anträge an 
den „Fonds zur Hilfeleistung an politisch Verfolgte, 
die ihren Wohnsitz und ständigen Aufenthalt im 
Ausland haben“ (Hilfsfonds) der Nachkriegszeit 
zeugen von mitunter prekären Lebensverhältnissen. 
Manche standen zum Zeitpunkt der Flucht bereits 
kurz vor dem Ruhe stand oder waren krank. Von vielen 
verliert sich leider die weitere Spur, aber von 83 Per-
sonen, deren Todesdatum zumindest annähernd 
eruiert werden konnte, starben mindestens zehn noch 
vor Kriegsende. Unter ihnen waren das ehemalige 
Vorstandsmitglied der Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland, der Ingenieur-
konsulent für Maschinenbau und für Elektrotechnik 
Arthur Fürst (1875–1941), der 66-jährig in Kenia 
starb,158 und der erfolgreiche Architekt Paul Jacques 
Fischel (1885–1942), der seinen Namen kurz nach 
seiner Ankunft in Australien auf Paul Jacques Finton 
änderte,159 aber bereits am 14. Oktober 1942 57-jäh-
rig in Melbourne starb.160

→  Abb. III/23
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Abb. III/23 Paul Fischel erhält im Mai 1939 einen Reisepass und ein Visum für Australien.



Grafik III/5

Kontinente, auf denen österreichische Ziviltechniker 
Zuflucht vor der „rassischen“ Verfolgung fanden

Quellen: ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA, Rückstellungsakten, Arisierungsakten und Akten des Hilfs- und Abgeltungsfonds; ÖStA/AdR, 
BMfHuW (Akten Ziviltechniker); Mitgliedsakten im AKZT W/NÖ/Bgld; Familienarchive.

Die Liste stellt die jeweils letzte bekannte Station einer Flucht dar.

Südamerika
5

Nordamerika
Kanada 2
USA 38

Südamerika
Argentinien 2
Ecuador 1
Venezuala 1
Bolivien 1

Europa
Frankreich 1
Großbritannien 17
Italien 1
Schweden 1
Schweiz 4
Serbien 1
Ungarn 3

Afrika
Kenia 1

Asien
China (Shanghai) 4
Indien 1
Palästina 5

Australien und
Ozeanien
Australien 12
Neuseeland 3

Nicht bekannt 4

Nordamerika 
40



Afrika
1

Australien und 
Ozeanien
15

Asien
10

Nicht bekannt
4

Europa 
28



Abb. III/24 Der Zivilingenieur für Bauwesen Oskar Bellgrader und seine Frau Rosa konnten Europa über Genua verlassen.
 Gemeinsam mit anderen Flüchtenden erreichten sie am 20. April 1940 an Bord des Schiffes Conte di Savoia New York.





Abb. III/25 Der Ingenieurkonsulent für Bauwesen Theodor Engel wurde als „Enemy Alien“ von England nach Australien gebracht,
 August 1940.



Abb. III/26 Der in Tschechien geborene Ingenieurkonsulent für Maschinenbau Paul Ludwig Geiringer konnte über London in die USA
 einreisen, erhielt 1947 die amerikanische Staatsbürgerschaft und reiste mit seiner Frau Marta nach Brasilien. Er starb
 1973 in New York.

Abb. III/27 Der Zivilingenieur für Bauwesen Paul Lengsfelder und seine Frau Hedwig fanden in Haifa eine neue Heimat und
 nahmen die palästinische Staatsbürgerschaft an, 24. 2. 1941.



Der Zivilingenieur für Maschinenbau und Elektro-
technik Siegmund Defris (1877–1946) (→  S. 41), 
der in Wien eine „Elektrotechnische Fabrik“ in der 
Marchetti gasse im 6. Bezirk geführt hatte, fand 
ebenfalls in Australien Zuflucht. Sein Leben wurde 
von seinem Enkel nachgezeichnet, der den Neu-
anfang in Melbourne als prekär beschreibt.161 Obwohl 
die Familie vermutlich Unterstützung von jüdischen 
Organisationen bekam, war es für die einst wohl-
habende und angesehene Familie schwer, sich quasi 
mittellos als Flüchtlinge in einem fremden Land 
wiederzufinden. Defris führte eine kleine Fabrik, 
in der elektrische Beleuchtungskörper hergestellt 
wurden. Er konnte nicht an seinen beruflichen  Erfolg 
in  Österreich anknüpfen, durfte aber zumindest 
noch im Ansatz erleben, dass seine Kinder und ihre 
Familien im Land ihrer Zuflucht Fuß fassen konnten, 
bevor er 1946 starb. Seine Tochter Gerty, die mit 
den Eltern nach Australien geflüchtet war, vermisste 
ihre alte Heimat, schwor sich aber gleichzeitig, nie 
wieder einen Fuß in diese zu setzen. Erst sein Enkel 
begann sich wieder mit der Herkunft der Familie zu 
beschäftigen und nahm das – späte – Angebot des 
österreichischen Staates an, die Staatsbürgerschaft 
für Verfolgte und deren direkte Nachkommen verlie-
hen zu bekommen.162 

Auch der Ingenieurkonsulent für Bauwesen und 
ehemalige Präsident der Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland Bruno Bauer 
(1880–1938) überlebte seine Flucht nur kurz, er starb 
im Dezember 1938 58-jährig in London (→  S. 150).

Die besten Chancen, beruflich Fuß zu fassen, 
hatten jüngere oder international vernetzte Zivil-

techniker. Ein Beispiel für eine erfolgreiche Karriere 
im Zufluchtsland ist der Architekt Felix Augenfeld 
(1893–1984). Augenfeld wurde auf der Technischen 
Hochschule Wien und der Bauschule von Adolf Loos 
zum Architekten ausgebildet und führte in der Zwi-
schenkriegszeit (1922–1938) eine Ateliergemein-
schaft mit Karl Hofmann.163 1931 arbeitete er als Büh-
nenbildner und Theaterarchitekt für Oskar Strnad in 
Wien und London und publizierte in internationalen 
Fachzeitschriften. 1925 erhielt er die Befugnis als 
Zivilarchitekt. Er floh 1938 nach London und von dort 
1939 weiter nach New York, wo er 1940 die Lizenz als 
Architekt des Staates New York erhielt. Er entwarf 
in erster Linie Interieurs und Möbel und war sowohl 
bei Exilösterreicher:innen als auch bei amerikani-
schen Auftraggeber:innen hoch angesehen. Obwohl 
er nach Kriegsende wiederholt nach Europa reiste, 
betrat er seine Heimatstadt Wien nie wieder. Er war 
gekränkt, dass eine offizielle Einladung zur Rück-
kehr ausblieb, und fand sich nie damit ab, dass er zur 
Flucht gezwungen worden war.

Trotz fehlender Einladung kehrten einige ver-
triebene Ziviltechniker nach Kriegsende nach 
Österreich zurück, bemühten sich um die Rückstel- 
lung ihres Vermögens oder ihrer Liegenschaften 
und um die Wiederverleihung ihrer Befugnis (→  S. 206). 
Der Zivilingenieur und Oberrat der Österreichischen 
Bundesbahnen in Rente Wilhelm Berger (1877–1955) 
überlebte die NS-Zeit im Ausland, nachdem ihm 
die Befugnis am 12. April 1939 entzogen worden 
war.164 Gemeinsam mit seiner Familie flüchtete 
er Ende 1939 nach Caracas, Venezuela, und kehrte 
in der Nachkriegszeit nach Österreich zurück. 
Berger war ab 1951 wieder Kammermitglied und 
bei den Österreichischen Bundesbahnen tätig, er 
starb 1955 in Wien. Seine Kinder kehrten nicht nach 
Österreich zurück.

Oft blieb die Wiederverleihung der Befugnis 
ein symbolischer Akt, weil die verlorenen beruflichen 
Kontakte in Kombination mit einem fortgeschrit-
tenen Alter eine Wiederausübung der Befugnis 
erschwerten oder es überhaupt bei der Absicht 
blieb. Der burgenländische Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen Alexander Somogyi (1885 oder 
1892–nach 1958), floh zunächst nach Dänemark, 
wo er Vermessungsarbeiten durchführte. Nach der 
Besetzung Dänemarks floh er weiter nach Schweden 
und fand von Februar 1944 bis Kriegsende in der 
„Vermessungsabteilung des Ingenieurkontors“ 
der Stadt Göteborg Verwendung.165 Er war bereits 
66 Jahre alt, als er sich bei der Ingenieurkammer für 
Wien, Nieder österreich und Burgenland nach dem 
Prozedere für eine Wiedererlangung seiner Befugnis 
erkundigte, dann brach die Korrespondenz ab 
(→  S. 207).

Abb. III/28 Siegmund Defris mit seiner Tochter Gerty hinter
 ihrem Appartementblock in St. Kilda, 1941.
 Viele Europäer:innen lebten nach ihrer Ankunft
 in Melbourne in diesem Vorort.
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Quellen: ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA, Rückstellungsakten, Arisierungsakten und Akten des Hilfs- und Abgeltungsfonds; 
ÖStA/AdR, BMfHuW (Akten Ziviltechniker); Mitgliedsakten im AKZT W/NÖ/Bgld; DÖW, Opferdatenbank; Vienna Memento Wien; 
Az W, Architektenlexikon; findbuch.at; Arolsen Archives; USHMM, Holocaust Survivors and Victims Database; 
Terezín Iniciative Institute, Opferdatenbank; Familienarchive.

Grafik III/6

Schicksal der 150 Mitglieder der österreichischen Ingenieurkammern, 
die nach den „Nürnberger Gesetzen“ als jüdisch galten

Emigration vor dem „Anschluss“: 

In Österreich überlebt („Mischehe“): 

Überlebt (Aufenthalt während NS-Zeit unbekannt): 

Vertrieben*: 

Gestorben:

Deportiert und ermordet: 

Suizid: 

Schicksal ungeklärt: 

Deportiert und gestorben: 

* Die beiden ZT, die aus ihrem Zufluchtsland
 Frankreich nach Auschwitz deportiert und
 ermordet wurden, wurden als „deportiert
 und ermordet“ und der ZT, der in seinem 
 Zufluchtsland Frankreich Suizid beging, bei
 „Suizid“ gezählt.
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Abb. III/29
Bruno Bauer, undatiert.

Bruno Bauer

Ingenieurkonsulent für das Bauwesen
(1880–1938)

Präsident der Ingenieurkammer für W, NÖ und Bgld 
(1930–1932, 1933–1934)

Bruno Bauer wurde am 30. November 1880 in Wien geboren. Er studierte an der 
Technischen Hochschule Prag, promovierte 1907 und erhielt 1908 in Böhmen 
die Befugnis als Ingenieurkonsulent für Bauwesen. 1912 übersiedelte er nach 
Wien und erwarb sich in den folgenden Jahren einen guten Ruf als Industriearchi-
tekt – er meldete allein 120 Patente auf dem Gebiet der Eisenbetontechnologie 
an.166 1914 erhielt er den Titel Baurat, seit 1921 war er Kammerrat im Vorstand 
der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland, ab 1930 deren 
Präsident. 1933 wurde Bauer das Große Silberne Verdienstzeichen für Verdienste 
um die Republik Österreich verliehen.

In seine Amtszeit als Präsident der Ingenieurkammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland fiel ein Finanzskandal beim Bau der Großglockner-Hoch-
alpenstraße. Der Projektleiter und Geschäftsführer der Großglockner-Hochalpen-
straßen AG (GROHAG) Franz Wallack (1887–1966), Mitglied der Ingenieurkammer 
für Steiermark und Kärnten, war in das Finanzdebakel verwickelt. Er beendete 
die Zusammenarbeit mit einer Baufirma aufgrund unzureichender Leistungen,167 
was eine Kontroverse mit Bruno Bauer auslöste, da dieser Kontakte zu diesem 
Unternehmen pflegte. Bauer wurde verdächtigt, einen diffamierenden Presse-
Bericht veranlasst zu haben, der Franz Wallack Unfähigkeit bescheinigte und ihn 
für die finanzielle Misere und chaotischen Zustände beim Bauprojekt verantwort-
lich machte.168

Bauer vertrat die Meinung, dass Wallack als Beamter der Landesregierung 
nicht berechtigt und qualifiziert sei, für eine private Aktiengesellschaft, wie die 
GROHAG sie darstellte, Planungen und Bauausführungen zu machen. Er habe 
als Zivilingenieur kein eigenes Büro, und Bauer kreidete der Kärntner Landes-
regierung an, ihm eine Befugnis erteilt zu haben – dem eigenen Beamten.169 
Bruno Bauer sowie Franz Wallack rechtfertigten ihre Standpunkte vor der Inge- 
nieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland in umfangreichen 
Beiträgen. Schließlich ging es so weit, dass Bauer 1932 sein Präsidentenamt zur 
Verfügung stellte und zurücktrat, um die Aufklärung der Sache nicht zu belas-
ten.170 Wallack behielt seine Position, da etliche Berufskollegen und der Landes-
hauptmann von Salzburg, Franz Rehrl, auf seiner Seite waren. Rehrl machte 
sich für das Straßenprojekt stark und bezeichnete Franz Wallack als einen für 
dieses herausfordernde Projekt engagierten Ingenieur. Nach dem Höhepunkt 
der Auseinandersetzung stand Bruno Bauer wieder als Präsident zur Verfügung 
und behielt diese Funktion bis 1934.171

Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme wurde Bruno Bauers Büro 
geschlossen, und er floh nach London, wo er am 21. Dezember 1938 nach einer 
schweren Operation starb. Zu diesem Zeitpunkt war seine Befugnis als Zivil-
techniker noch aufrecht. Er wurde nach Wien überführt und am Matzleinsdorfer 
Friedhof beigesetzt.172
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Abb. III/30  Über den Skandal um die Glocknerstraße wird im April 1932 in der Presse ausführlich berichtet.



III.3 
Deportation und Ermordung

Als jüdisch geltende Ziviltechniker173 und ihre Ange-
hörigen, die nicht die finanziellen Mittel oder den Mut 
gehabt hatten, die „Ostmark“ zu verlassen und im 
Ausland einer ungewissen Zukunft entgegenzusehen, 
wurden in ihrer Heimat, nachdem sie ihres Berufs, 
ihres Vermögens, ihrer Wohnung und ihrer Würde 
beraubt worden waren, ab 1941 in besetzte Gebiete 
in Osteuropa deportiert und von den Handlangern 
des NS-Regimes ermordet. Dem gezielten Völker-
mord an den europäischen Jüdinnen und Juden 
fielen zumindest 21 der 150 Kammermitglieder, 
die als jüdisch galten, zum Opfer – also fast jeder  
siebte „jüdische“ Ziviltechniker in Österreich. Ihr 
Schicksal soll an dieser Stelle gesondert in Erinne-
rung gerufen werden.

Als Vorbote der Massenmorde, die von den Na-
tionalsozialist:innen euphemistisch als „Lösung der 
Judenfrage“ umschrieben wurden, gilt der von Adolf 
Eichmann vorangetriebene Plan, ein „Judenreservat“ 
bei Lublin/Polen zu schaffen. In diesem Zusam-
menhang wurden aus Wien im Oktober 1939 über 
1.500 Männer, die als Juden galten, in zwei Transpor-
ten nach Nisko in Polen gebracht, der Versuch einer 
groß angelegten Umsiedlung scheiterte jedoch.174 
Zu diesem Zeitpunkt befanden sich auf öster-
reichischem Gebiet noch knapp 70.000 als jüdisch 
geltende Personen.

Die Pläne einer generellen „Judenumsiedlung“ von 
Wien ins „Generalgouvernement“175 wurden Ende 
1940 konkreter, im Dezember erfolgte die Genehmi-
gung der ersten großen Deportationen, im Februar 
und März 1941 wurden mehrere Tausend Personen in 
fünf Transporten in polnische Kleinstädte gebracht.176 
Die Initiative ging diesmal von dem neuen Reichsstatt- 
halter Baldur von Schirach aus, begründet wurden 
seine Pläne mit der großen Wohnungsnot. Tatsächlich 
war die Wohnungssituation für jüdische Personen 
in Wien zu diesem Zeitpunkt bereits katastrophal, 
viele Menschen lebten auf engstem Raum und 
unter mangelhaften hygienischen Bedingungen in 
„Sammelwohnungen“.

Im Herbst 1941 wurden die Massendeportationen 
wieder aufgenommen, diesmal organisiert von 

der „Zentralstelle für jüdische Auswanderung“. Zu 
diesem Zeitpunkt war bereits die Entscheidung 
gefallen, dass Menschen, die nach den „Nürnberger 
Gesetzen“ als jüdisch galten, nicht nur aus dem 
Deutschen Reich vertrieben und deportiert, sondern 
auch in den besetzten Gebieten „vernichtet“, also 
ermordet werden sollten. Die Details wurden im 
Jänner 1942 bei der „Wannsee-Konferenz“ in Berlin 
von hochrangigen NS-Funktionären besprochen.

Die ersten fünf der insgesamt 40 großen Trans-
porte zwischen Oktober 1941 und Oktober 1942 
gingen ins Ghetto Litzmannstadt. Unter den Depor- 
tierten waren bereits zwei Ziviltechniker: der 
Zivil ingenieur für Maschinenbau Richard Freund 
(1877–1942) und der Zivilarchitekt Siegmund Katz 
(1879–1942) (→  S. 154). Auch die meisten anderen der 
als jüdisch geltenden Mitglieder der österreichi-
schen Ingenieurkammern wurden mit einem dieser 
Massendeportationen zu je rund 1.000 Personen in 
Ghettos, Konzentrations- und Vernichtungslager 
in Osteuropa deportiert, die meisten von ihnen nach 
Theresienstadt. Vor der Deportation wurden sie 
gemeinsam mit anderen Opfern in einem der vier 
„Sammellager“, die in ehemaligen Schulen im 
2. Wiener Bezirk eingerichtet wurden,177 auf engstem 
Raum zusammengepfercht. Von hier aus gingen 
die Transporte in offenen LKWs zum damaligen 
Aspang bahnhof.178 Nach Abschluss der großen 
Transporte lebten in Wien noch etwa 8.000 Personen, 
die als jüdisch galten.

Ab Dezember 1942 wurden von Wien ausgehend 
bis Kriegsende noch zahlreiche kleinere Transporte 
durchgeführt, die entweder nach Theresienstadt 
oder direkt nach Auschwitz gingen. 1944 war da- 
runter auch der Ingenieurkonsulent für das Bau - 
wesen Georg Mondolfo (1897–1944). Zwei Ziviltech-
niker, Richard Wassermann (1881–1944?) und 
Moritz Leopold Pollak (1887–1942?) mit seiner Frau 
und seinem Sohn, wurden aus dem Exil in Frank- 
reich nach Auschwitz deportiert, und ein weiterer, 
Otto Korn (1887–?), in ein unbekanntes Lager in 
Jugoslawien gebracht.
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III.3.1 
Opferbiografien

In Folge werden die Orte beschrieben, an die 
als jüdisch geltende Ziviltechniker von Wien aus-
gehend gebracht und ermordet wurden. In kurzen 
biografischen Abrissen wird ihr Leben vorgestellt 
und ihr Schicksal – soweit es möglich war – doku-
mentiert. Das angegebene Alter bezieht sich auf 
den Zeitpunkt ihrer Ermordung oder, falls Letzterer 
nicht bekannt ist, den Zeitpunkt der Deportation.

Deutsches Reich und besetzte Gebiete, 
Jänner 1942



Ghetto Litzmannstadt

In Litzmannstadt (poln. Łódź) befand sich zwischen 
1940 und 1945 das zweitgrößte Ghetto in Polen. 
Zwischen dem 15. Oktober und 2. November 1941 
wurden circa 5.000 vorwiegend ältere Personen aus 
Wien nach Litzmannstadt deportiert. Die Sterblich-
keit im Ghetto war sehr hoch, und ab dem Frühjahr 

1942 wurden Jüdinnen und Juden von hier in die 
Vernichtungslager Chelmno/Kulmhof, Auschwitz, 
Majdanek, Treblinka und Sobibor transportiert. 
Nur 615 der Wiener „Juden“ überlebten bis Herbst 
1942, 34 erlebten die Befreiung des Ghettos durch 
die Rote Armee am 19. Jänner 1945.179

Siegmund Katz 
Zivilarchitekt 

26. 12. 1879–20. 2. 1942 (62 Jahre)

Siegmund Katz wurde am 26. Dezember 1879 in 
Wien geboren, sein Vater stammte aus der Ukraine. 
Er studierte von 1902 bis 1905 an der Akademie 
der bildenden Künste in Wien und arbeitete dann 
in einem Architekturbüro. In den Jahren 1909 
und 1910 hielt er sich beruflich in Konstantinopel 
(türk. Istanbul) auf, während des Ersten Weltkriegs 
stand er als Leutnant und Hauptmann im Kriegs-
dienst. 1926 erwarb er die Befugnis als Zivilarchi tekt. 
In der Zwischenkriegszeit erbaute er zwei Wohn- 
hausanlagen in Wien – in Wien 18, Gentzgasse 45 
(1926) und Wien 20, Wexstraße 14–18 (1928/29) – 
und nahm an Architekturwettbewerben teil.

Katz legte seine Befugnis am 25. Februar 1939 
unter Bezugnahme auf einen Bescheid vom 7. Febru-
ar 1939 zurück. Sein letzter Wohnort in Wien war eine 

„Sammelwohnung“ am Esteplatz (damals General-
Krauß-Platz) 3/19 im 3. Bezirk. An der gleichen 
Adresse hielt sich auch Berta Katz (geb. 16. 12. 1871) 
auf, vermutlich seine Frau oder eine Verwandte.

Siegmund und Berta Katz wurden am 15. Okto-
ber 1941 mit dem ersten Transport von Wien nach 
Litzmannstadt deportiert. Katz wurde am 20. Februar 
1942 ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Siegmund Katz; Dagmar Herzner-
Kaiser, Siegmund Katz, in: Az W, Architektenlexikon, 
URL: http://www.architektenlexikon.at/de/283.htm 
(abgerufen 22. 2. 2023); Bertha Katz, in: DÖW, Vienna Memento 
Wien, URL: https://www.memento.wien/person/48350 
(abgerufen 2. 2. 2023); Sigmund Katz, in: DÖW, Vienna Memento 
Wien, URL: https://www.memento.wien/person/48355 
(abgerufen 2. 2. 2023).
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Richard Freund 
Zivilingenieur für Maschinenbau 
6. 2. 1877–11. 3. 1942 (65 Jahre)

Richard Freund wurde am 6. Februar 1877 in 
Grubmühl geboren. Seine Frau Helene, geborene 
Baderle, stammte aus Olmütz (tschech. Olomouc). 
Freund führte in der Kaiserstraße im 7. Bezirk ein 
technisches Büro und eine Maschinenbau-Werkstätte, 
die auch Maschinen für den Buchdruck vertrieb.

Freund legte seine Befugnis am 31. Dezember 1938 
zurück. Spätestens seit August 1941 lebte das 
Ehepaar in einer „Sammelwohnung“ in der Oberen 
Donaustraße 91/10 im 2. Bezirk. Aufgrund einer 
Anzeige, die gegen Freund im August 1941 wegen 
„Zuwiderhandlung gegen § 59 Devisengesetz“ er-
stattet worden war, wurde eine Hausdurchsuchung 
vorgenommen, bei der 1.200 RM gefunden und 
beschlagnahmt wurden.

Richard und Helene Freund wurden am 2. No-
vember 1941 mit dem letzten der fünf Massentrans-

porte nach Litzmannstadt deportiert. Richard Freund 
wurde am 11. März 1942 ermordet. Das Todesdatum 
seiner Frau Helene ist nicht bekannt.

Das Vermögen des Ehepaars Freund wurde am 
5. April 1943 von der Gestapo Wien eingezogen. 
In der Nachkriegszeit bemühte sich Irma Freund, 
vermutlich die Tochter des Ehepaars, die 1941 in 
die USA emigrierte, erfolglos um die Erstattung der 
Reichsfluchtsteuer und Judenvermögensabgabe.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Richard Freund; Schreiben zu 
Sichergestelltes Judenvermögen. Richard Israel Freund, früher 
Wien, jetzt im General Gouvernement, Zollfahndungsstelle Wien 
an Oberfinanzpräsident, Berlin, 23. 2. 1942. ÖStA/AdR, E-uReang, 
FLD 17.079; Richard Freund, geb. 6. 2. 1877; Helene Freund, 
geb. 4. 1. 1882, in: DÖW Opferdatenbank.

Abb. III/31  Das Zentralmeldungsamt bestätigt in der Nachkriegszeit, dass Richard Freund am 2. November 1941 nach Litzmannstadt 
 „abgemeldet“ wurde, 19. 7. 1947.

155

III.3 Deportation und Ermordung



Riga (Ghetto und Lager)

Zwischen 3. Dezember 1941 und 6. Februar 1942 gin-
gen vier Massentransporte von Wien in die lettische 
Hauptstadt Riga. Ein Teil der Deportierten wurde 
in das Ghetto von Riga gebracht, das im August 1941 
eingerichtet und am 31. November und 8. Dezember 
1941 durch die Ermordung von mehr als 25.000 
lettischen Jüdinnen und Juden für Deportierte 
aus dem Deutschen Reich teilweise geräumt wurde. 
Andere wurden im Lager Jungfernhof und im 

„Arbeitserziehungslager“ und „erweiterten Polizei-
gefängnis“ Salaspils untergebracht, das im Winter 
1941/42 von deportierten Juden mit aufgebaut wurde. 
Die Deportierten mussten Zwangsarbeit leisten, 
die Sterblichkeit im Ghetto und Lager war sehr hoch. 
Zudem wurden Selektionen durchgeführt und im 
Februar 1942 auch „Gaswagen“ als Mordwaffe einge-
setzt. Von den aus Österreich nach Riga deportierten 
Personen überlebten circa 100.

Richard Grann 
Zivilingenieur für Elektrotechnik 

1. 12. 1892–? (49 Jahre bei Deportation)

Richard Grann wurde am 1. Dezember 1892 in Wien 
geboren. Er dürfte Elektrotechnik an der TH Wien 
studiert haben. 1921 arbeitete er als physikalisch-
technischer Mitarbeiter im Zentral-Röntgenlabora- 
torium des Allgemeinen Krankenhauses. Er habi-
litierte sich und hatte seit 1928 eine Befugnis als 
Zivilingenieur für Elektrotechnik, die er wohl vorerst 
ruhend gestellt und erst ab 1. Juli 1933 aus geübt hat. 
1933 heiratete er die Reklamebüro-Inhaberin Melitta 
Chussil, die Ehe wurde ein Jahr später geschieden.

Grann lebte und praktizierte in der Lederergasse 5 
im 8. Bezirk, an derselben Adresse war auch seine 
Mutter gemeldet, die 1940 starb.

Grann lebte zuletzt in einer „Sammelwohnung“ 
in der Großen Mohrengasse 16 im 2. Bezirk. Am 
3. Dezember 1941 wurde er nach Riga deportiert. Er 
hat nicht überlebt, sein Todesdatum ist nicht be-
kannt. Seine geschiedene Ehefrau Melitta Grann 
wurde am 6. Mai 1942 nach Maly Trostinec deportiert 
und dort am 11. Mai 1942 ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Richard Grann; Richard Grann; 
Melitta Grann, geb. 4. 4. 1886, in: DÖW Opferdatenbank; IKG Wien 
Trauungsmatrik Alsergrund Rz. 29/1933 mit Scheidungsvermerk 
für Dr. Ing. Richard GRANN und Melitta Chussil und IKG Wien 
Beerdigungsprotokoll Sofie Grann, gest. 28. 4. 1940 in 1080 Wien, 
Lederergasse 5, Archiv der IKG Wien; schriftliche Auskunft zu 
Geburt von Richard Grann am 12. 1. 1892 (Rz. 97/1892), Archiv der 
IKG Wien; Jahresbericht Josephstätter Gymnasium 1907 und 1908.

Arnold Ticho 
Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen 

3. 3. 1883–? (58 Jahre bei Deportation)

Arnold Ticho wurde am 3. März 1883 in Ostrau 
(tschech. Ostrava) geboren. Er legte am 19. Juli 1907 
die Staatsprüfung ab und arbeitete mehr als zehn 
Jahre bei der Nordbahn-Direktion. Am 28. Februar 
1920 wurde ihm die Befugnis eines Zivilgeometers 
verliehen. Er eröffnete seine Kanzlei an seinem 
Wohnsitz in der Pichlergasse 2 im 9. Wiener Bezirk, 
verlegte sie 1925 nach Mattersburg im Burgenland 
und 1932 zurück nach Wien. Ticho war mit Rosalia 
Ticho, geborene Placzek, verheiratet.

Am 30. Juni 1938 löste Ticho seinen Kanzleisitz auf 
und gab die Nichtausübung seiner Befugnis bekannt. 
Am 12. April 1939 wurde ihm die Befugnis von der MA 2 

entzogen, am 1. Oktober 1939 bestätigte Otto Wächter 
den Entzug rückwirkend. Die letzte Adresse des Ehe-
paars in Wien lautete Wiesingerstraße 6 im 1. Bezirk, 
ein Haus, in dem sich „Sammelwohnungen“ befanden.

Arnold und Rosalia Ticho wurden am 26. Jänner 
1942 mit dem dritten der vier Wiener Massentrans-
porte nach Riga deportiert. Sie haben nicht überlebt, 
ihr Todesdatum ist unbekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Arnold Ticho; Schreiben Wächter 
an Ticho, 1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV, Kt. 11, 
T – Wa (Arnold Ticho); Arnold Ticho, geb. 3. 3. 1883; Rosalia Ticho, 
geb. 24. 6. 1879, in: DÖW Opferdatenbank.
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Transit-Ghetto Izbica

In der Kleinstadt Izbica im polnischen Bezirk Lublin 
befand sich ein großes Transit-Ghetto. Ab dem Som-
mer 1942 wurden deportierte Jüdinnen und Juden 

von hier in Vernichtungslager gebracht, die meisten 
von ihnen nach Bełżec. Von den 4.000 von Wien nach 
Izbica Deportierten gibt es keine Überlebenden.

Jakob Fleischmann 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

2. 8. 1880–? (61 Jahre bei Deportation)

Jakob Fleischmann wurde am 2. August 1880 in 
Wien geboren. Als er am 15. Februar 1932 den Eid 
als Zivilingenieur für das Bauwesen ablegte, führte 
er in seinem Briefkopf bereits den Titel Technischer 
Konsulent für Hochbau, Maschinenbau und Elektro-
technik. Er gab an, Projekte zu verfassen sowie 
Schätzungen und Gutachten, Versicherungs- und 
Brandschadenschätzungen durchzuführen. Er führte 
sein Büro an seiner Wohnadresse im 3. Bezirk, Jacquin-
gasse 17, wo er bis 1938 als Jacques Fleischmann 
gemeldet war. 1938 gab er an, Witwer zu sein.

Mit 12. April 1939 wurde Fleischmann die Befugnis 
entzogen. Er lebte zuletzt in der Kolingasse 4/24 im 
9. Bezirk. Er lässt sich als einzige „jüdische“ Person 

dieser Wohnung zuordnen, weitere jüdische 
Personen sind in dem Haus, in dem sich „Sammel-
wohnungen“ befanden, ohne Angabe der Woh- 
nung gemeldet.

Fleischmann wurde am 9. April 1942 mit dem 
ersten von vier Transporten nach Izbica im polni-
schen Distrikt Lublin deportiert. Sein Todesdatum 
ist nicht bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Jakob Fleischmann; ÖStA/AdR, 
E-uReang, VVSt, VA 23.861; Jakob Fleischmann, geb. 2. 8. 1880, 
in: DÖW, Opferdatenbank; Jakob Fleischmann, in: DÖW, Vienna 
Memento Wien, URL: https://www.memento.wien/person/1407 
(abgerufen 12. 2. 2023); Lehmann 1938, 274.

Siegmund Georg Weys 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

12. 11. 1884–? (58 Jahre bei Deportation)

Siegmund Weys wurde am 12. November 1884 in Wien 
als Siegmund Georg Weiss geboren. Er legte 1907 
die 2. Staatsprüfung ab und arbeitete von 1908 bis 
1915 bei einem Bauunternehmen in Wien. Laut seiner 
Angaben meldete er sich bereits 1914 freiwillig zum 
Kriegsdienst, kam mit dem ersten Transport an die 
Front und wurde zu Kriegsende gefangen genommen, 
konnte aber flüchten. Nach Ende des Ersten Welt-
kriegs legte er die Prüfung als Zivilingenieur für das 
Bauwesen ab, er wurde am 17. Juli 1919 vereidigt. 
Allerdings hätten seine Nerven so gelitten, dass er 
seinen Beruf nicht mehr ausüben konnte. Er änderte 
seinen Nachnamen 1927 auf Weys und war mit 
der zum evangelischen Glauben konvertierten Elsa 
Weys, geborene Goldschmied, verheiratet. Er erhielt 
eine Invaliditätsrente und führte mit Unterstützung 
seiner Frau ein Büro zur Realitätenvermittlung.

Am 1. Jänner 1939 gab Weys die Nichtausübung 
seiner Befugnis bekannt, drei Monate später, am 
12. April 1939, wurde ihm diese von der MA 2 ent-
zogen (bestätigt am 1. 10. 1939 durch Otto Wächter). 
Das Ehepaar Weys lebte von Siegmund Weys’ 
Invaliditätsrente, zuletzt in einer „Sammelwohnung“ 
in der Hollandstraße 14/12 im 2. Bezirk.

Siegmund und Elsa Weys wurden am 12. Mai 1942 
mit dem zweiten Transport von Wien nach Izbica 
deportiert und von hier wahrscheinlich in ein Ver-
nichtungslager gebracht. Ihre Todesdaten sind nicht 
bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Siegmund Weys; ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 48.250; Sigmund Georg Weys, 
geb. 12. 11. 1884; Elsa Weys, geb. 1. 10. 1888, in: DÖW, Opferdaten-
bank; Schreiben Wächter an Weys, 1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, 
MfiukA, BBV (Siegmund Weys); Lehmann 1940, 1464.

157

III.3 Deportation und Ermordung



Maly Trostinec, 
Hinrichtungsstätte Blagowschtschina

Maly Trostinec bezeichnete ein Zwangsarbeitslager 
in einer ehemaligen Kolchose bei Minsk. In den 
nahe gelegenen Wäldern von Blagowschtschina 
(Mai–Oktober 1942) und Schaschkowka (ab 1943) 

lagen Hinrichtungsstätten für Deportierte. Zwischen 
Mai und Oktober 1942 wurden in Blagowschtschina 
über 15.000 Menschen aus Wien, Königsberg, 
Theresienstadt und Köln erschossen.180

Max Dutka 
Zivilingenieur für das Bauwesen 
30. 3. 1884–21. 8. 1942 (58 Jahre)

Max Dutka wurde am 30. März 1884 in Czernowitz 
(ukr. Tscherniwzi) geboren. Er studierte an der Tech-
nischen Hochschule in Wien und erwarb 1915 die Be-
fugnis eines Zivilingenieurs für das Bauwesen, übte 
diese aber erst nach seinem Kriegsdienst im Ersten 
Weltkrieg aus und stellte sie in den wirtschaftlich 
schwierigen Jahren ab 1932 vorübergehend ruhend. 
Dutka bezeichnete sich selbst als Spezialisten für 
Kanalisation, Ent-, Bewässerungs- und Kläranlagen.

Dutka bemühte sich bereits im Mai 1938 um eine 
Ausreise aus dem Deutschen Reich, da es ihm un-
möglich sei, seinen Beruf auszuüben – ohne Arier-
nachweis würde er weder von öffentlichen noch von 
privaten Stellen Aufträge bekommen. Er gab kein 
bestimmtes Zielland für sich, seine Frau Hedwig Fried 
und die beiden Söhne Johannes (23 Jahre alt) und 
Arnold (16 Jahre alt) an, er wolle dort hin, „wo eine 
Lebens- und Verdienstmöglichkeit vorhanden ist“.181

Max Dutka lebte zuletzt in einer „Sammelwohnung“ 
im 2. Wiener Bezirk, in der Franz-Hochedlinger- 
Gasse 10. Er wurde am 17. August 1942 nach Maly 
Trostinec deportiert und am 21. August 1942 er-
mordet. Zu diesem Zeitpunkt wurde die Ermordung 
der Deportierten im Wald von Blagowschtschina 

nicht mehr nur durch Erschießungskommandos, 
sondern auch in mobilen Gaswagen durchgeführt. 
Sein Sohn Arnold wurde am 20. September 1943 
vom belgischen Sammel- und Durchgangslager 
Mechelen nach Auschwitz deportiert und ermordet. 
Seine Frau Hedwig und Sohn Johannes dürften nach 
Litauen bzw. Frankreich geflüchtet oder deportiert 
und dort in Konzentrationslagern ermordet worden 
sein: Hedwig Dutka im KZ Kauen, das in der heutigen 
Stadt Kaunas lag (vermutlich 1943), und Johannes 
Dutka 1942 in Bordeaux (vermutlich 1942).

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Max Dutka; Max Dutka, 
geb. 30. 3. 1884, und Arnold Dutka, geb. 21. 10. 1921, in: DÖW, 
Vienna Momento wien (obwohl das Geburtsdatum um einen Tag 
abweicht, handelt es sich laut Einschätzung des DÖW um die 
gleiche Person); Archiv der IKG Wien, Auswanderungsantrag 
Max Dutka; MyHeritage, Hans-Johannes Dutka, geb. 17. 8. 1914, 
URL: https://www.myheritage.at/research/collection-10789/
judische-holocaust-gedenkstatten-und-judische-einwohner-
deutschlands-1939-1945?s=611703881&itemId=88438-&action= 
showRecord&recordTitle=Hans-Johannes+Dutka (abgerufen 
1. 1. 2024), und Hedwig Fried (geb. Schläfrig), geb. 9. 4. 1882, 
URL: https://www.myheritage.at/research/collection-1/ 
myheritage-stammbaume?itemId=730531911-1-501266&action= 
showRecord (abgerufen 1. 1. 2024).
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Friedrich Fischer 
Zivilingenieur für Maschinenbau 
18. 9. 1877–26. 5. 1942 (64 Jahre)

Friedrich Fischer wurde am 18. September 1877 in 
Wien geboren. Nach seinem Studium an der Tech-
nischen Hochschule arbeitete er als Statiker und 
Konstrukteur für Stahlkonstruktionen, Hoch-, In-
dustrie- und Brückenbau und hatte seit 1917 eine 
Befugnis als Zivilingenieur für Maschinenbau. 1932 
verlegte er seine Kanzlei vom Engelsplatz im 20. an 
den Schottenring im 1. Wiener Bezirk.

Fischers Arbeitsstelle wurde per 30. September 
1938 gekündigt, bereits im Juli bemühte er sich um 
eine Ausreise aus Österreich. Im Fragebogen der 
Auswanderungsabteilung der Israelitischen Kultus-
gemeinde Wien gab er an, gemeinsam mit seiner 
Frau Elvira Fischer nach Europa, Australien oder die 
USA auswandern zu wollen. Er gab der Hoffnung 
Ausdruck, dort in seinem Beruf arbeiten zu können. 
Doch statt einer Ausreise wurde das Ehepaar in 

eine „Sammelwohnung“ im 2. Wiener Bezirk, in die 
Prater straße 50/15 übersiedelt.

Friedrich und Elvira Fischer wurden am 20. Mai 1942 
mit dem gleichen Transport wie sein Kollege, der 
Ziviltechniker Camillo Resek, und dessen Frau Paula 
nach Maly Trostinec deportiert. Nach der Ankunft am 
26. Mai 1942 am Minsker Frachtenbahnhof wurden 
den rund 1.000 Deportierten auf einem Sammelplatz 
Geld und Wertsachen abgenommen, dann wurden 
sie auf LKWs in den Wald Blagowschtschina gebracht 
und am Rand der vorbereiteten Gruben per Genick-
schuss von einem Erschießungskommando ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Friedrich Fischer; ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 20.635; Friedrich Fischer, geb. 18. 9. 1877, 
in: DÖW, Opferdatenbank; Archiv der IKG Wien, Auswanderungs-
antrag Friedrich Fischer.

Camillo Resek 
Ingenieurkonsulent für Maschinenbau 

11. 6. 1879–26. 5. 1942 (62 Jahre)

Camillo (auch: Kamillo) Resek wurde am 11. Juni 1879 
in Vran geboren. Die Befugnis als Zivilingenieur für 
Maschinenbau wurde ihm am 17. Juni 1926 verliehen, 
ein Jahr später wurde er zum Patentanwalt mit 
Standort Wien bestellt. Er eröffnete seine Kanzlei 
in der Mariahilfer Straße 26 im 6., später in der 
Riemergasse 11 im 1. Wiener Bezirk. Resek war ver-
heiratet mit Paula Resek, geborene Friedmann. 
Das Ehepaar lebte bis 1938 in der Gloriettegasse 
im 13. Bezirk. Nach dem „Anschluss“ sah Resek 
sich gezwungen, Wertpapiere zu verkaufen, die er 
in der Vermögensanmeldung geltend gemacht hatte, 
als Grund gab er „schlechten Geschäftsgangs, 
Krankheitsfälle und Unterstützung armer Verwandte“ 
an. Am 10. November 1938 drangen – im Zuge des 
Novemberpogroms – „mehrere Personengruppen“ 
in die Wohnung des Ehepaars ein, zerstörten die 
Einrichtung und stahlen mutmaßlich weitere Wert-
papiere. Vermutlich erfolgte 1939 der Umzug in eine 
„Sammelwohnung“. Zuletzt lebten Camillo Resek, 
seine Frau Paula Resek, seine Mutter Pauline Resek 
und seine Schwiegermutter Helene Friedmann in 
einer „Sammelwohnung“ in der Marc-Aurel-Straße 
9/12 im 1. Bezirk.

Camillo Resek und seine Frau Paula wurden 
am 20. Mai 1942 mit dem zweiten Minsker Transport 
deportiert. Nach der Ankunft am 26. Mai 1942 
am Minsker Frachtenbahnhof wurden den rund 
1.000 Deportierten auf einem Sammelplatz Geld und 
Wertsachen abgenommen, dann wurden sie auf 
LKWs in den Wald Blagowschtschina gebracht und 
am Rand der vorbereiteten Gruben per Genickschuss 
von einem Erschießungskommando ermordet. 
Reseks Mutter und Schwiegermutter wurden am 
28. Juli 1942 nach Theresienstadt deportiert. Pauline 
Resek starb am 24. März 1943 in Theresienstadt, 
Helene Friedmann wurde am 29. September 1942 
in das Vernichtungslager Treblinka überstellt, ihr 
Todesdatum ist nicht bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Kamillo Resek; Camillo Resek, 
in: DÖW, Vienna Memento Wien, URL: https://www.memento.wien/ 
person/31187 (abgerufen 12. 2. 2023); Camillo Resek, 
in: USHMM, Holocaust Survivors and Victims Database, 
URL: https://www.ushmm.org/online/hsv/person_view.php 
?PersonId=4217113+- (abgerufen 2. 2. 2023); ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 07.827; Lehmann 1938, 1043.
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Ghetto Theresienstadt

Die Mehrheit der in Wien verbliebenen „jüdischen“ 
Ziviltechniker wurde in das Ghetto Theresienstadt 
deportiert, das 1941 in der nördlich von Prag ge- 
legenen Garnisonsstadt Terezín eingerichtet wurde. 
Ursprünglich als Sammel- und Durchgangslager 
für Juden und Jüdinnen aus Böhmen und Mähren 
gedacht, kamen nach Theresienstadt Deportierte 
ab 1942 auch aus dem Deutschen Reich und den 

besetzten Gebieten. Bis zur Befreiung durch die 
Rote Armee am 7. Mai 1945 lebten hier insgesamt 
140.000 Menschen. Von ihnen starben 33.000 an 
den Lebensbedingungen im Ghetto,182 darunter 
sieben Ziviltechniker aus Wien sowie ihre Angehöri-
gen. 88.000 Personen wurden aus Theresienstadt 
in Vernichtungslager überstellt, darunter ein Zivil-
ingenieur aus Österreich mit Familie.

Samuel Bauer 
Zivilingenieur für Maschinenbau 
7. 12. 1874–22. 12. 1942 (68 Jahre)

Samuel Bauer wurde am 7. Dezember 1874 in Iglau, 
Mähren (tschech. Jihlava) geboren. Er erwarb am 
3. Mai 1929 die österreichische Staatsbürgerschaft 
und erhielt im gleichen Jahr die Befugnis als Zivil-
ingenieur für Maschinenbau. In den Jahren 1927 bis 
1930 übte er seine Befugnis nicht aus, 1932 wech-
selte er in die Allgemeine Sektion der Kammer. Bauer 
gab an, Agent zu sein und mit technischen Artikeln 
zu handeln. Er war verheiratet mit der aus Brody in 
Galizien stammenden Gittel Breine Bauer, geborene 
Goldstein. Das Ehepaar lebte seit 1927 in einem Ein-
familienhaus in der Julienstraße 48 in Pötzleinsdorf, 
Wien 18.

Am 14. März 1938 drangen nachts zwei SS-Männer 
in das Haus des Ehepaares ein und „requirierten“ 
zwei Sparbücher und Bargeld. Bauer gab an, dass 
ihm diese trotz seiner „unausgesetzten Bemühungen“ 
nicht zurückgegeben wurden und ihm nie „irgendein 
Grund für die Wegnahme“ mitgeteilt wurde. Diese 
Reaktion zeigt, dass er wie viele (noch) nicht wahr-
haben wollte, dass er bereits unter einem verbreche-
rischen Regime lebte. Am 29. Oktober 1938 legte 
Bauer seine Befugnis als Zivilingenieur zurück und 
verkaufte zwei landwirtschaftliche Liegenschaften in 
Pötzleinsdorf (Wein- und Obstbau). Am 24. November 
1939 wurde ihm und seiner Frau Gittel von der Reichs - 
fluchtsteuerstelle ein „Sicherheitsbescheid“ mit 
einer Vorschreibung von 42.000 RM zugestellt, ein 
Viertel seines errechneten Vermögens. Es wurde ge- 
mutmaßt, dass er plane, seinen Aufenthalt in Öster-
reich aufzugeben. Zudem musste das Ehepaar 1939 
beim Dorotheum unter Zwang seinen Schmuck, 

seine Bestecke, Geschirr und andere Ausstattungs-
stücke abgeben. Zu diesem Zeitpunkt lebte das 
Ehepaar in der Ulmerstraße 50 im 16. Bezirk. Am 
8. November 1940 erging ein zweiter Sicherheits- 
bescheid über 29.200 RM und am 29. April 1941 
ein dritter über 6.000 RM, beide zu Händen von 
„Dr. Michael Israel Stern“. Im März 1941 verkaufte 
Bauer das Haus in Pötzleinsdorf für 60.000 RM, 
vom Käufer waren 1.600 RM als „Entjudungsauflage“ 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. Im 
April 1942 erfolgte die erzwungene Übersiedlung 
in eine „Sammel wohnung“ in der Marc-Aurel-Straße 
im 1. Bezirk.

Das Ehepaar Bauer wurde am 13. August 1942 
in das Ghetto Theresienstadt deportiert, wo Samuel 
Bauer am 22. Dezember 1942 ermordet wurde. 
Gittel Bauer wurde am 23. Oktober 1944 in das 
KZ Auschwitz überstellt und ermordet. Ihr Todes-
datum ist nicht bekannt.

Im Jahr 2013 wurden zwei silberne Leuchter aus 
dem Besitz des Ehepaars Bauer, die von der Prove-
nienzforschung zugeordnet werden konnten, restitu-
iert. Sie waren Teil einer Sammlung jüdischer Silber-
objekte, die das Staatliche Kunstgewerbemuseum 
in Wien (heute: MAK) zwischen Dezember 1941 und 
Jänner 1943 vom Dorotheum erworben hatte.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, Mat Samuel Bauer; ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 26.264; Samuel Bauer, in: Lexikon der öster-
reichischen Provenienzforschung, URL: https://www.lexikon- 
provenienzforschung.org/bauer-samuel (abgerufen 2. 2. 2023); 
Samuel Bauer, geb. 7. 12. 1874; Gittel Bauer, geb. 9. 7. 1880, 
in: DÖW, Opferdatenbank; Lehmann 1938, 51.
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Otto Hönigsberg 
Zivilingenieur für Maschinenbau 
16. 5. 1870–27. 9. 1942 (72 Jahre)

Otto Hönigsberg wurde am 16. Mai 1870 in Wien 
geboren. Er war das erste Kind des Arztes Paul 
Hönigsberg und der Frauenrechtsaktivistin und 
Mitbegründerin des österreichischen Frauenstimm-
rechtskomitees Emma Hönigsberg, geborene Breuer. 
Er wuchs in einem liberalen Elternhaus auf, die 
Familie hielt sich oft in Gleichenberg und Meran auf, 
wo sein Vater praktizierte. Alle drei Schwestern 
waren berufstätig: Dr. Margarethe (Margret), verhei-
ratete Hilferding, geboren am 20. Juni 1871, als 
Medizinerin, Psychologin, Politikerin und Frauen-
rechtlerin, Adele Hönigsberg, geboren am 16. No-
vember 1873, gestorben am 19. Dezember 1910 
in Wien, als Komponistin und Klavierlehrerin und 
Dr. Klara (Clara) Scherer-Hönigsberg, geboren am 
1. Februar 1879 in Wien, gestorben am 20. Juni 1942 
ebenda, als Internistin und Gynäkologin.

Otto Hönigsberg arbeitete zunächst bei den 
öster reichischen Eisenbahnen, 1913 wurde ihm von 
der k. k. niederösterreichischen Statthalterei die 
Befugnis als „behördlich autorisierter Maschinen-
bauingenieur“ mit Wohnsitz in Niederösterreich 
verliehen. Er legte den Eid am 13. März 1913 ab und 
eröffnete seine Kanzlei in der Hernalser Haupt-
straße 38. 1914 wurde im Springer Verlag Berlin seine 
Studie „Die Kessel- und Maschinenbau materialien 
nach Erfahrungen aus der Abnahmepraxis kurz 
dargestellt für Werkstätten- und Betriebsingenieure 
und für Konstrukteure“ veröffentlicht. Anlässlich 
einer Studienreise 1925 nach Berlin bat das Bundes-
kanzlei amt die dortige österreichische Gesandt-
schaft, Hönigsberg bei seinen Studien „mit Rat und 
Tat an die Hand zu gehen“, das Bundesministerium 
für Handel und Verkehr übermittelte ein Einfüh-
rungsschreiben. 

Nach dem „Anschluss“ lebte Hönigsberg von 
dem Ruhestandsbezug, den er vom Reichsverkehrs-
ministerium bezog. Er stellte den Antrag, dass dieser 
bei der Berechnung der Judenvermögensabgabe 
„außer Ansatz bleibe“. Am 15. April 1939 informierte 
Hönigsberg die Kammer, dass er von der Hernalser 

Hauptstraße in die Veronikagasse 44 übersiedelt sei. 
Die MA 2 bestätigte die Meldung am 11. Jänner 1940, 
zu einem Zeitpunkt, als ihm die Befugnis bereits 
mit Bescheid von Otto Wächter entzogen worden 
war (1. 10. 1939). Im Adressbuch der Stadt Wien war 
er allerdings noch bis 1941 mit dem Zusatz „Ziv.Ing.“ 
eingetragen. Hönigsberg wurde gezwungen, dem 
Dorotheum seine in der Vermögensanmeldung auf-
gelisteten Wertgegenstände zu verkaufen, darunter 
eine goldene Damennadel, drei Leuchter, ein Senf-
tiegel, Löffel und Ähnliches mehr. Zuletzt wohnte 
Hönigsberg in einer „Sammelwohnung“ in der Wein-
traubengasse 30/11 im 2. Bezirk. 

Otto Hönigsberg wurde am 14. Juli 1942 nach 
Theresienstadt deportiert und zwei Monate später, 
am 27. September 1942, ermordet. Als Todes - 
ursache wurde Altersschwäche angegeben. Seine 
Schwester Margarete Hilferding war kurz vor ihm, 
am 28. Juni 1942, ebenfalls nach Theresienstadt 
deportiert worden. Sie wurde am 23. September 
1942 in das Vernichtungslager Treblinka überstellt 
und dort ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Otto Hönigsberg; ÖStA/AdR, 
E-uReang, VVSt, VA 36.867; Schreiben Wächter an Hönigsberg, 
1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV, Kt. 4, He – J (Otto 
Hönigsberg); Ch. Kanzler, Hilferding (Hilferding-Hönigsberg), 
Margarethe (Margarete, Margret), in: Austrian Centre for Digital 
Humanities and Cultural Heritage, Österreichisches Biographi-
sches Lexikon, URL: https://www.biographien.ac.at/oebl/oebl_H/
Hilferding_Margarethe_1871_1942.xml (abgerufen 2. 2. 2023); 
Scherer-Hönigsberg Klara, in: biografiA, URL: http://biografia.
sabiado.at/scherer-hoenigsberg-klara (abgerufen 2. 2. 2023); 
Otto Hönigsberg, in: Institut Terezinské iniciativy, database of 
victims, URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/ 
victim/52301-otto-h-nigsberg (abgerufen 2. 2. 2023); Otto 
Hönigsberg, Todesfallanzeige Ghetto Theresienstadt, in: Institut 
Terezinské iniciativy, database of digitised documents, URL: 
https://www.holocaust.cz/en/database-of-digitised-documents/
document/84484-h-nigsberg-otto-death-certificate-ghetto-terezin 
(abgerufen 2. 2. 2023); Otto Hönigsberg, geb. 16. 5. 1870, und 
Margarethe Hilferding, geb. 20. 6. 1871, in: DÖW, Opferdatenbank; 
Lehmann 1940, 487; Lehmann 1941, 491.
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Abb. III/32 Das Ghetto Theresienstadt meldet den Tod von Friedrich Fröhlich durch „Arterienverkalkung“, 27. 1. 1943.



Friedrich Fröhlich 
Ingenieurkonsulent für Maschinenbau 

8. 12. 1873–27. 1. 1943 (69 Jahre)

Friedrich Fröhlich wurde am 8. Dezember 1873 in Wien 
geboren. Er legte die 2. Staatsprüfung im Jahr 1897 
ab und arbeitete in Folge 22 Jahre lang als Ober-
inspektionsrat der Generalinspektion der österrei-
chischen Eisenbahnen. 1919 erwarb er die Befugnis 
eines Ingenieurkonsulenten für Maschinenbau, die 
er weitere 20 Jahre lang ausübte – zuerst an seiner 
Wohnadresse in der Liechtensteinstraße 103a im 9., 
später in der Schwarzenbergstraße 8 im 1. Bezirk.

Am 3. Dezember 1938 legte er seine Befugnis mit 
der Begründung zurück, dass er seinen Beruf nicht 
mehr ausüben könne und deshalb gezwungen sei, 
seine Kanzlei aufzugeben. „Wenn die Umstände mich 
nicht dazu gezwungen hätten, wäre dieser Schritt 
gewiß nicht erfolgt“, schließt er sein Schreiben an die 
Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland. Er lebte zuletzt in einer „Sammelwoh-
nung“ in der Rembrandtstraße 18/3 im 2. Bezirk.

Friedrich Fröhlich wurde am 1. Oktober 1942 
ins Ghetto Theresienstadt deportiert und dort am 
27. Jänner 1943 ermordet. Als Todesursache wurde 
Arterienverkalkung angegeben.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Friedrich Fröhlich; Schreiben 
Fröhlich an VVSt zu Änderung des pro 27. 4. 1938 angemeldeten 
Vermögens, 9. 12. 1938. Verzeichnis über das Vermögen von 
Juden nach dem Stand vom 27. 4. 1938, Friedrich Fröhlich, 
14.6.1938. ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA 19; Friedrich Fröhlich, 
geb. 8. 12. 1874, in: DÖW, Opferdatenbank; Friedrich Fröhlich, 
in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/victim/ 
50504-friedrich-fr-hlich (abgerufen 2. 2. 2023); Friedrich Fröhlich, 
Todesfallanzeige Ghetto Theresienstadt, in: Institut Terezinské 
iniciativy, database of digitised documents, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-digitised- 
documents/document/93324-fr-hlich-friedrich-death-certificate- 
ghetto-terezin (abgerufen 2.2.2023).

Jacques Loeb 
Architekt 

20. 5. 1872–20. 3. 1944 (71 Jahre)

Jacques (Jaques) Loeb wurde am 20. Mai 1872 in 
Wien geboren. Er maturierte 1892 an der Höheren 
Gewerbeschule in Triest und studierte zwei Jahre an 
der Akademie der bildenden Künste in Mailand. Da 
sich seine Familie das Studium nicht leisten konnte, 
begann er im Architekturbüro Fellner & Helmer in 
Wien als Architekturzeichner und Bauleiter zu arbei-
ten, wo er zahlreiche Bauten realisierte. 1911 machte 
er sich selbstständig, wurde aber 1916 eingezogen. 
Im letzten Kriegsjahr war er in Serbien im techni-
schen Dienst eingesetzt bzw. dem Technischen Re-
ferenten des Heeresgruppenkommandos zugeteilt. 
Zu seinen Arbeiten als Architekt zählen Zinshäuser 
und Geschäftslokale in Wien, die „Villa Mary“ für 
Mary Loeb am Semmering und Pavillons zur Welt-
ausstellung in Barcelona (1929). Im April 1937 nutzte 
er die Gelegenheit, um nach Paragraf 20 der Ver- 
ordnung Nr. 61/1937 die Befugnis eines Architekten 
mit Nachsicht der Prüfung anzusuchen. Er wurde 
eingeladen, die von ihm projektierten oder ausge- 
führten Projekte dem zuständigen Beirat persönlich 

vorzustellen, woraufhin seinem Ansuchen mit 
11. Oktober 1937 stattgegeben wurde. Er legte den 
Eid am 21. Jänner 1938 ab – kurz bevor er die Befug-
nis wieder verlor. Loeb war mit Franziska Loeb ver-
heiratet und hatte sein Büro in der Fechter gasse 19 
im 9. Bezirk. Zuletzt lebte das Ehepaar Loeb in 
Wien 2, Fugbachgasse 7/10.

Jacques und Franziska Loeb wurden am 10. Juli 
1942 mit dem dritten Theresienstadt-Transport 
deportiert. Jacques Loeb wurde am 20. März 1944, 
Franziska Loeb am 16. September 1943 ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Jacques Loeb; ÖStA/AdR, 
BMfHuV, PTech, 66824/1937 (Jaques Loeb); Jacques Loeb, 
geb. 20. 5. 1872; Franziska Loeb, geb. 16. 11. 1885, in: DÖW, Opfer - 
datenbank; Jacques Loeb, in: Institut Terezinské iniciativy, database 
of victims, URL: https://www.holocaust.cz/de/opferdatenbank/ 
opfer/54529-jacques-loeb (abgerufen 2. 2. 2023); Franziska Loeb, 
in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/de/opferdatenbank/opfer/ 
54528-franziska-loeb (abgerufen 2. 2. 2023).
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Emil Rudoll 
Zivilingenieur für das Bauwesen 
7. 9. 1877–19. 7. 1942 (64 Jahre)

Emil Rudoll wurde am 7. September 1877 in Kalusz 
(ukr. Kalusch) in Galizien geboren. Er arbeitete 
für verschiedene Bauunternehmen, darunter neun 
Jahre für die Deutsche Betonbau AG. Die Befugnis 
als Zivilingenieur für das Bauwesen wurde ihm mit 
Erlass der k. k. niederösterreichischen Statthalterei 
vom 12. November 1912 verliehen. In den Jahren 1913 
bis 1928 arbeitete er gemeinsam mit Baurat Adolf 
Wengritzki. Rudoll war verheiratet mit Emma Esther 
Rudoll, geborene Faust. In den Jahren 1922/23 
erbaute er nach eigenen Plänen eine Villa in der 
Czartoryskigasse 26 im 18. Bezirk, wo er nach Fertig-
stellung auch seine Kanzlei betrieb. 

Rudoll legte seine Befugnis am 16. August 1938, 
nach 26 Jahren Praxis, zurück. Unter Verweis auf 
seine körperliche Behinderung – er gab an, seit zwei 
Jahren auf beiden Beinen gelähmt zu sein und sich 
ohne Hilfe nicht fortbewegen zu können –, bat er die 
Vermögensverkehrsstelle, von der „Sühneleistung“ 
abzusehen. Seine Tochter und seine beiden Söhne 
hätten das Studium abbrechen müssen und seien nun 
im Ausland, ihm selbst sei es aufgrund seiner körper-
lichen Verfassung nicht möglich, eine Beschäftigung 
im Ausland zu suchen. Er verwies darauf, stets un- 
politisch gewesen zu sein und bei arischen Firmen 
gearbeitet zu haben. Zuletzt lebte das Ehepaar Rudoll 
in einer „Sammelwohnung“ in der Großen Stadtgut- 
gasse 28 im 2. Bezirk. Das Haus in der Czartoryski- 
gasse fiel mit 4. Jänner 1944 an das Deutsche Reich.

Emil und Emma Esther Rudoll wurden am 28. Juni 
1942 mit dem zweiten Theresienstadt-Transport in 

das Ghetto Theresienstadt deportiert. Emil Rudoll 
wurde dort am 19. Juli 1942 ermordet. Als Todes ur- 
sache wurde Myodegeneratio cordis („Altersherz“) 
angegeben.

Seine Frau Emma Rudoll war unter den 49 Per- 
sonen des Transports, die überlebten. Die drei 
Kinder des Ehepaars Rudoll überlebten im Ausland: 
Leopold Rudoll (18. 6. 1913–26. 6. 1997) in Dushanbe, 
Kasachische Sowjetrepublik, Edmund Rudoll in 
Leninabad, Tadschikische Sowjetrepublik, und Ottilie, 
verheiratete Islar, in New York. Emma, Leopold und 
Edmund Rudoll kehrten nach dem Krieg nach Wien 
zurück und beantragten 1948 die Rückstellung der 
Liegenschaft. Das Haus in der Czartoryskigasse 
wurde am 31. Jänner 1949 restituiert. Seit 2019 be-
findet sich in der Villa eine Wohn gemeinschaft der 
Lebenshilfe.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Emil Rudoll; ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 3.227; ÖStA/AdR, E-uReang, FLD 15.024; 
Emil Rudoll, in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/victim/ 
57283-emil-rudoll (abgerufen 2. 2. 2023); Emil Rudoll, Todesfall-
anzeige Ghetto Theresienstadt, in: Institut Terezinské iniciativy, 
database of digitised documents, URL: https://www.holocaust.cz/ 
en/database-of-digitised-documents/document/79359-rudolf- 
emil-death-certificate-ghetto-terezin (abgerufen 2. 2. 2023; 
Emil Rudell, geb. 7. 9. 1877, in: DÖW, Opferdatenbank (in der 
Opferdatenbank des DÖW scheint Emil Rudoll als Emil Rudell auf. 
Da das Geburtsdatum mit anderen Quellen übereinstimmt, 
kann davon ausgegangen werden, dass es sich um die gleiche 
Person handelt).
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Rudolf Schmahl 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

25. 6. 1888–22. oder 24. 10. 1943 (55 Jahre)

Rudolf Schmahl wurde am 25. Juni 1888 in Wien 
geboren. Er legte 1913 die 2. Staatsprüfung ab und 
fertigte dann im Patentanwaltsbüro H. Palm Zeich-
nungen und Patentbeschreibungen an. Im Ersten 
Weltkrieg stand er im „militärtechnischen Dienst“, 
wo er Praxis im Festungs-, Hoch- und Eisenbahnbau 
sammelte. Seit Jänner 1915 war er mit der Lyrikerin, 
Publizistin und Frauenrechtsaktivistin Grete Wolf 
(Margarete Schmahl-Wolf) verheiratet, die vielseitig 
publizierte und 1929 die „Wiener Frauenkorrespon-
denz“ gründete. Nach dem Krieg arbeitete er kurz 
für die „Universale“ Baugesellschaft, bevor er 1919 
die Befugnis als Zivilingenieur für das Bauwesen er- 
warb und seine Kanzlei an der Wohnadresse in der 
Liechtensteinstraße 20 im 9. Bezirk eröffnete. In den 
Jahren 1924 bis 1934 praktizierte er in der Mariahilfer 
Straße, dann wieder in der Liechtensteinstraße. Er war 
gerichtlich beeideter Sachverständiger und Schätz-
meister, Experte für Feuerversicherungs- und Brand-
schadenschätzungen von Fabriken, bot Bauberatung, 
Gutachten, Schätzungen von Immobilien und die 
Ausführung aller einschlägigen Ingenieurbauten ein-
schließlich Hochbau an.

Noch am 9. März 1938 suchte Schmahl, wie viele 
andere, beim Bundesministerium für Handel und Ver- 
kehr auf Grundlage der Abänderung der Verordnung 
betreffend die Ziviltechniker (BGBl. Nr. 61/1937) um 
die Befugnis als Zivilingenieur für Hochbau an. 
Doch Erkundungen, die das Ministerium nach dem 
„Anschluss“ bei der Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland einholte, ergaben, 
dass Schmahl „Jude“ und daher „nichts weiter zu 
veranlassen“ sei. Ansuchen und Beilagen wurden 
Schmahl am 4. November 1939 per Einschreiben 

retourniert. Die Befugnis als Zivilingenieur für das 
Bauwesen war ihm bereits am 12. April 1939 mit 
Bescheid der MA 2 entzogen worden (bestätigt von 
Otto Wächter am 1. 10. 1939). Die letzte Wiener Ad-
resse des Ehepaares war Liechtensteinstraße 23/10.

Rudolf Schmahl und Grete Schmahl-Wolf wurden 
am 22. Juli 1942 mit dem fünften Theresienstadt-
Transport deportiert. Von den über 1.000 deportier-
ten Personen überlebten 63. Grete Schmahl-Wolf 
wurde am 31. August 1942 ermordet, als Todesursache 
wurde Herzschwäche angegeben. Rudolf Schmahl 
wurde am 22. oder 24. Oktober 1943 ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Rudolf Schmahl; ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 103, 65.185-1/1938 (Rudolf Schmahl, Ansuchen um 
Verleihung der Befugnis eines ZI f. Hochbau); Ariadne. Frauen in 
Bewegung 1848–1938., URL: https://fraueninbewegung.onb.ac.at/ 
node/2520 (abgerufen 2. 2. 2023); Rudolf Schmahl, 
in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/victim/ 
57803-rudolf-schmahl (abgerufen 2. 2. 2023); Margarete Schmahl, 
Todesfallanzeige Ghetto Theresienstadt, in: Institut Terezinské 
iniciativy, database of digitised documents, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-digitised- 
documents/document/80916-schmahl-margarete-death- 
certificate-ghetto-terezin (abgerufen 2. 2. 2023); Rudolf Schmahl, 
geb. 25. 6. 1943; Margarete Schmahl, geb. 24. 12. 1942, in: DÖW, 
Opferdatenbank; Lehmann 1939, 1130; Schreiben Wächter an 
Schmahl, 1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV (Rudolf 
Schmahl); https://www.holocaust.cz/de/transport/482-iv5-wien-
theresienstadt (abgerufen 23. 2. 2023); die Angaben der Opfer-
datenbank des DÖW und der tschechischen Datenbank 
www.holocaust.cz, die Opfer des Ghettos Theresienstadt doku-
mentiert, gehen auseinander: Laut www.holocaust.cz starb 
Rudolf Schmahl bereits zwei Tage früher, am 22. 10. 1943. Siehe: 
https://www.holocaust.cz/de/opferdatenbank/opfer/57803- 
rudolf-schmahl (abgerufen 23. 2. 2023).
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Abb. III/33 Clara (Klara) Steinitz, die Ehefrau von Leo Steinitz, wird am 22. Juli 1942 mit dem „5. Transport von alten und siechen Juden“ 
 nach Theresienstadt deportiert.



Leo Steinitz 
Architekt 

14. 12. 1868–11. 11. 1942 (73 Jahre)

Leo Steinitz wurde am 14. Dezember 1868 in Wien 
geboren. Er studierte von 1886 bis 1893 an der Tech-
nischen Hochschule in Wien und arbeitete dann 
sieben Jahre lang im Architekturbüro Fellner & Helmer. 
Ab 1901 war er selbstständig tätig. Am 20. August 
1902 wurde ihm von der k. k. niederösterreichischen 
Statthalterei die Befugnis eines „behördlich autori-
sierten Architekten“ verliehen. Er legte den Eid am 
30. September 1902 ab und eröffnete sein Büro 
an seiner Wohnadresse in der Heinestraße 35/22 
im 2. Bezirk. Er realisierte in erster Linie Wohn- und 
Miethäuser sowie Industriebauten in Wien und war 
auch als gerichtlicher Sachverständiger und Schätz-
meister tätig. Am 14. November 1897 heiratete er 
Clara (Klara) Steinitz, geborene Sternbach. Das Ehe - 
paar lebte bis Juli 1942 in seiner Wohnung in der 
Heine straße (damals Schönererstraße) 35 im 2. Bezirk. 

Clara Steinitz wurde am 22. Juli 1942 gemeinsam 
mit einer weiteren Person, die sich in der Wohnung 
des Ehepaars befand, mit dem fünften Transport 
von „alten und siechen Juden“ nach Theresienstadt 
deportiert und am 18. Dezember 1942 ermordet. 
Leo Steinitz wurde drei Wochen später, am 13. August 
1942, mit dem siebten Transport nach Theresien - 
stadt deportiert, er wurde noch vor seiner Frau, am 
11. November 1942, ermordet. Als Todesursache 
wurde „Altersschwäche“ angegeben. Leo Steinitz’ 
Geschwister Arthur Steinitz und Cäcilie Steinitz 
wurden am 20. August 1942 nach Theresienstadt 

deportiert (die letzte Adresse der Geschwister in Wien 
war eine „Sammelwohnung“ Czerninplatz 4/10), 
beide wurden am 16. Mai 1944 nach Auschwitz über-
stellt. Sie haben nicht überlebt. Die überlebende 
Tochter Margarete Steinitz, verheiratete Fischer, ge-
boren am 10. März 1904 in Wien, stellte einen Antrag 
an den Abgeltungsfonds und bekam in den 1960er 
Jahren 13.904,86 öS für erlittene Vermögensverluste 
(Wertpapiere und Bankguthaben) zugesprochen.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Leo Steinitz; ÖStA/AdR,  E-uReang, 
HF, Abgeltungsfonds 3.684; Ursula Prokop, Leopold Steinitz, in: 
Az W, Architektenlexikon, URL: https://www.architektenlexikon.at/ 
de/621.htm (abgerufen 2. 2. 2023); ÖStA/AdR, E-uReang, 
VVSt, VA 4.338; Leo Steinitz, geb. 14. 12. 1868; Clara Steinitz, 
geb. 13. 11. 1870; Arthur Steinitz, geb. 19. 1. 1872; Cäcilie Steinitz, 
geb. 9. 7. 1870, in: DÖW, Opferdatenbank; Cäcilie Steinitz, 
in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/victim/ 
59155-c-cilie-steinitz (abgerufen 2. 2. 2023); Leo Walter Steinitz, 
in: Institut Terezinské iniciativy, database of victims, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-victims/victim/ 
59159-leo-walter-steinitz (abgerufen 2. 2. 2023); Leo Walter 
Steinitz, Todesfallanzeige Ghetto Theresienstadt, in: Institut 
Terezinské iniciativy, database of digitised documents, 
URL: https://www.holocaust.cz/en/database-of-digitised- 
documents/document/88225-steinitz-leo-walter-death- 
certificate-ghetto-terezin (abgerufen 2. 2. 2023). In der „Todes-
fallanzeige“ von Leo Steinitz des Ghettos Theresienstadt ist als 
Datum 11. 11. 1942 angeführt, in den Akten des Abgeltungsfonds 
ist sein Todesdatum hingegen mit 13. 11. 1942 angegeben.
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Abb. III/34 Eugen Weiss, seine Frau Johanna und seine Tochter Helga werden nach Theresienstadt deportiert.



Eugen Weiss 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

3. 12. 1884–? (57 Jahre bei Deportation)

Eugen Weiss wurde am 3. Dezember 1884 in Neutra 
(slowak. Nitra) geboren. Er legte 1910 die 2. Staats-
prüfung ab und arbeitete – mit einer zweijährigen 
Unterbrechung im Ersten Weltkrieg – bis 1921 bei 
Baufirmen, bevor er die Prüfung für die Befugnis als 
Zivilingenieur für das Bauwesen ablegte. Er wurde 
am 9. Juni 1921 vereidigt und eröffnete seine Kanzlei 
am Mariahilfer Gürtel 39. Seit 1928 war er mit 
Dr. Johanna Weiss, geborene Paschka, verheiratet.

Eugen Weiss wurde die Befugnis als Zivilinge-
nieur als einem der Ersten mit 27. Jänner 1939 von 
der MA 2 entzogen (bestätigt von Otto Wächter am 
1. Oktober 1939). Obwohl zwischen 1938 und 1941 
mehrere Reichsfluchtsteuerbescheide ausgestellt 
wurden, ist es dem Ehepaar Weiss offenbar nicht 
gelungen, Österreich zu verlassen. Zuletzt wohnte 
es mit seiner elfjährigen Tochter, der Schülerin 

Helga Jeanette Weiss, in einer „Sammelwohnung“ 
in der Rembrandtstraße 18/7 im 2. Bezirk.

Eugen, Johanna und Helga Jeanette Weiss wurden 
am 1. Oktober 1942 nach Theresienstadt deportiert. 
Zwei Jahre später, am 16. Oktober 1944, wurde die 
Familie nach Auschwitz gebracht und ermordet. Die 
Todesdaten sind nicht bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Eugen Weiss; ÖStA/AdR,  E-uReang, 
VVSt, VA 15.094; Eugen Weiss, geb. 3. 12. 1884, Johanna Weiss, 
geb. 4. 8. 1898, Helga Jeanette Weiss, geb. 17. 9. 1930, in: DÖW, 
Opferdatenbank; https://www.holocaust.cz/de/opferdatenbank/ 
opfer/60403-eugen-weiss; https://www.holocaust.cz/en/ 
database-of-victims/victim/60444-johanna-weiss; Eugen Weiss, 
in: geni, URL: https://www.geni.com/people/Eugen-Weiss/ 
6000000015773357162; Schreiben Wächter an Weiss, 1. 10. 1939. 
ÖStA/AdR, ZNsZ, Min. f. innere u. kulturelle Ang., BBV (Eugen Weiss).
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Konzentrations- und Vernichtungslager Auschwitz

Das KZ Auschwitz – bestehend aus Auschwitz I, 
Auschwitz II/Auschwitz-Birkenau und Auschwitz III 
Monowitz – war das größte nationalsozialistische 
Konzentrations- und Vernichtungslager. Es wurde 
1940 (Auschwitz) bzw. 1941 (Birkenau) für vorwie-
gend politische Häftlinge aus Polen nahe der Städte 
Auschwitz (poln. Oświęcim) und Birkenau (poln. 
Brzezinka) errichtet und hatte zahlreiche Neben-
lager. Ab 1942 wurden Jüdinnen und Juden im Zuge 
der als „Endlösung der Judenfrage“ bezeichneten 

Massenmorde in Gaskammern getötet. Die Zahl der 
von 1940 bis 1945 Ermordeten wird auf mindestens 
1,1 Millionen Menschen geschätzt, unter den Opfern 
waren auch Rom:nja und Sinti:ze (ca. 21.000), 
sowjetische Kriegsgefangene (ca. 15.000) und poli- 
tische Häftlinge (ca. 80.000). Aus Österreich stam-
mende Opfer wurden aus Wien, Theresienstadt, 
Frankreich, Italien, den Niederlanden und anderen 
Ländern deportiert.183 Unter ihnen waren auch 
vier Ziviltechniker.

Georg Mondolfo 
Ingenieurkonsulent für das Bauwesen 

9. 12. 1897–? (46 Jahre bei Deportation)

Georg Mondolfo wurde am 9. Dezember 1897 in Wien 
geboren. Er legte den Eid als Ingenieurkonsulent für 
das Bauwesen am 6. Dezember 1929 ab und eröffnete 
seine Kanzlei in der Flurgasse 3 im 13. Bezirk. Ab 1932 
praktizierte er in der Ghelengasse 30, 13. Bezirk.

Im Dezember 1938 teilte Mondolfo der Ingenieur-
kammer mit, dass er zurück in die Flurgasse ge-
zogen sei, wo auch sein Vater, der Zentralinspektor 
in Rente Sebastian Mondolfo, und bis zu ihrem 
Tod am 19. Mai 1940 vermutlich auch seine Mutter 
Hermine Mondolfo (geb. 25. 11. 1872) lebten. Die in 
der Ghelen gasse 30 verbliebene Klavierpädagogin 
Elisabeth Mondolfo war vermutlich seine Frau. Kurz 
später, am 12. April 1939, wurde Mondolfo die Be-
fugnis per Bescheid der MA 2 entzogen (bestätigt 

von Otto Wächter am 1. Oktober 1939). Zuletzt lebten 
Georg und Sebastian Mondolfo in einer „Sammel-
wohnung“ im 2. Bezirk (Odeonsgasse 10/10).

Georg Mondolfo wurde am 20. Juni 1944 nach 
Auschwitz deportiert. Er hat nicht überlebt. Sein 
Vater war bereits am 10. September 1942 ins Ghetto 
Theresienstadt deportiert worden, er wurde dort 
am 16. November 1942 ermordet.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Georg Mondolfo; 
Georg Mondolfo, geb. 9. 12. 1897, Sebastian Mondolfo, 
geb. 24. 11. 1969, in: DÖW, Opferdatenbank; Georg Mondolfo, 
in: geni, URL: https://www.geni.com/people/Georg-Mondolfo/ 
6000000040873290254; Schreiben Wächter an Mondolfo, 
1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV (Georg Mondolfo); 
Lehmann 1938, 839; Lehmann 1939, 843; Lehmann 1940, 852.
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Durchgangslager Drancy → Auschwitz

In dem Pariser Vorort Drancy befand sich ein Inter-
nierungslager für Jüdinnen und Juden in Frankreich. 
Ab 1942 wurde es zum Durchgangslager: Mindestens 
63.000 Internierte wurden von hier zwischen März 

1942 und August 1944 in nationalsozialistische 
Vernichtungslager deportiert, die meisten von ihnen 
in Folge ermordet.

Richard Wassermann 
Ingenieurkonsulent für das Bauwesen und Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen 

14. 12. 1881–? (62 Jahre bei Deportation)

Richard Wassermann wurde am 14. Dezember 1881 
in Trebitsch (tschech. Třebíč) geboren. Er war seit 
1911 in Budweis als Zivilgeometer tätig, zog aber 1919 
nach Wien und erhielt dort zusätzlich die Befugnis 
als Zivilingenieur für das Bauwesen.

Ende 1938 verkaufte Wassermann sein Grund-
stück im Bezirk Baden, als Ariseur trat die Gemeinde 
Pfaffenstätten auf. Am 12. April 1939 wurde ihm die 
Befugnis entzogen (bestätigt von Otto Wächter am 
1. Oktober 1939), und kurz später, am 2. Juni 1939, 
meldete er sich von seinem letzten Wiener Wohnsitz 
ab. Er scheint Österreich verlassen zu haben und 
nach Frankreich geflüchtet zu sein, wo sich seine Spur 

verliert. Sein Name findet sich erst wieder in franzö-
sischen Deportationslisten.

Richard Wassermann wurde am 7. März 1944 von 
Drancy nach Auschwitz deportiert und ermordet. 
Sein Todesdatum ist nicht bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Richard Wassermann; ÖStA/
AdR/E-uReang, FLD 5.777; Richard Wassermann, geb. 14. 12. 1881, 
in: DÖW, Opferdatenbank; Schreiben Wächter an Wassermann, 
1.10.1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA., BBV, Kt. 11, T–Wa 
(Richard Wassermann); Richard Wassermann, in: USHMM, 
Holocaust Survivors and Victims Database, 
URL: https://www.ushmm.org/online/hsv/person_view.php 
?PersonId=5376426 (abgerufen 2. 2. 2023).

Moritz Leopold Pollak 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

24. 12. 1887–? (54 Jahre bei Deportation, mit 30. 4. 1943 für tot erklärt)

Moritz Leopold Pollak wurde am 24. Dezember 1887 
in Wien geboren. Er legte 1912 die 2. Staatsprüfung 
ab und arbeitete zunächst bei Ing. Schlesinger, 
wurde dann aber eingezogen und im Rahmen des 
Kriegsdienstes im Eisenbahn-Ersatz-Bataillon ein-
gesetzt. Diese Praxis wurde nach Kriegsende als 
ausreichend angesehen, 1920 konnte er die Befugnis 
als Zivilingenieur für das Bauwesen erwerben. 1927 
und 1928 übte er sie nicht aus, zuletzt praktizierte er 
in der Wipplingerstraße im 1. Bezirk als Gebäudever-
walter. Er war verheiratet mit Valerie (Wally) Pollak. 
Das Ehepaar lebte bis zuletzt in der Nußwaldgasse 7 
im 19. Bezirk, der ebenfalls dort gemeldete Hans 

Wolfgang Pollak dürfte ihr Sohn gewesen sein. Die 
Familie Pollak scheint nach Frankreich geflüchtet zu 
sein, der Zeitpunkt der Ausreise ist nicht bekannt.

Moritz und Valerie und Hans Wolfgang Pollak 
wurden am 7. September 1942 von Drancy nach 
Auschwitz deportiert und ermordet. Die Todesdaten 
sind nicht bekannt. Moritz Pollak wurde nachträglich 
mit 30. April 1943 für tot erklärt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Moritz Leopold Pollack; 
Moritz Pollack, geb. 24. 12. 1887, Valerie Pollak, geb. 16. 1. 1889 
in Innsbruck, Hans Wolfgang Pollak, geb. 10. 10. 1920, 
in: DÖW, Opferdatenbank; ÖStA/AdR, E-uReang, FLD 18.174.
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Unbekanntes Lager in Jugoslawien

Otto Korn 
Zivilingenieur für das Bauwesen 

24. 8. 1887–? (ca. 53 Jahre bei Deportation)

Otto Korn wurde am 24. August 1887 in Bielitz 
(poln. heute Bielsko-Biała) geboren. Er studierte an 
der Technischen Hochschule in Wien und legte am 
30. Mai 1928 die Prüfung zur Erlangung der Befug-
nis eines Bauingenieurs ab, am 20. September 1928 
wurde er vereidigt. Er ließ die Kammer wissen, dass 
er seine Kanzlei in der Mariahilfer Straße 50 eröffnen 
werde und „sofort an die Ausübung der Befugnis 
schreite“.184 An der gleichen Adresse war auch der 
Standort der Wiener Niederlassung der in Bielitz 
ansässigen Carl Korn Baugesellschaft AG, der er als 
Generaldirektor vorstand. Korn bezeichnete sich 
zu diesem Zeitpunkt bereits als Stadtbaumeister. 
Er verlegte seinen Kanzleistandort mehrmals, zuletzt 

praktizierte und lebte er in der Operngasse 28 im 
4. Bezirk. Mit 12. April 1939 wurde Otto Korn die 
Befugnis als Zivilingenieur von der MA 2 entzogen 
(bestätigt von Otto Wächter am 1. Oktober 1939). 
Zuletzt lebte er in der Unteren Weißgerberstraße 
45/18 im 3. Bezirk.

Otto Korn wurde in ein unbekanntes Lager im 
ehemaligen Jugoslawien deportiert. Das Datum 
wie auch der Ausgangsort seiner Deportation und 
der Zeitpunkt seines Todes sind nicht bekannt.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Otto Korn; Schreiben Wächter 
an Korn, 1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV (Otto Korn); 
Otto Korn, 24. 8. 1887, in: DÖW, Opferdatenbank.
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III.3.2 
Ungeklärte Todesfälle und Suizide

Neben diesen 21 Ziviltechnikern, die eindeutig iden-
tifiziert werden konnten, gab es zwei als jüdisch 
geltende Mitglieder der Ingenieurkammern, deren 
Schicksal im Zuge dieser Studie nicht mit Sicherheit 
geklärt werden konnte. Es ist deshalb nicht auszu-
schließen, dass weitere Ziviltechniker vom national-
sozialistischen Regime ermordet wurden.

Ermordet wurde laut den Angaben seiner Nichte 
auch der Ziviltechniker (Architekt) Jakob Reitzer 
(1880–1944).185 Gertrude Mechner gab in einem 
Oral-History-Interview an, dass ihre Tante Elise 
Reitzer, geborene Brüll, und deren aus Ungarn stam-
mender Mann Jakob Reitzer, genannt Jaques, 1938 
nach Budapest flohen, wo Jakob Reitzer „erschlagen“ 
wurde.186 Sie machte keine Angaben über die Gründe 
der Ermordung ihres Onkels. Auch seine Frau Elise 
Reitzer, die die NS-Zeit überlebte und in der Nach-
kriegszeit in Innsbruck lebte, spricht in einem Antrag 
an die Finanzlandesdirektion nur davon, dass ihr 
Mann inzwischen „verstorben“ sei.187 Reitzer scheint 
deshalb nicht als Opfer des Nationalsozialismus, 
sondern in der Kategorie „Vertreibung“ auf, auch 
wenn die Vermutung nahe liegt, dass seine Ermor-
dung einen antisemitischen Hintergrund hatte. Aus 
dem Auswanderungsantrag geht hervor, dass Reitzer 
plante, mit seiner Frau, seinen beiden Söhnen und 
seiner Schwiegertochter nach Bolivien zu flüchten.188

Als Opfer des Holocaust ist auch der Zivilingenieur 
für Bauwesen und Ingenieurkonsulent für Vermes-
sungswesen Michael Albala (1884–1940) zu werten. 
Er wurde am 16. November 1938 ins Konzentrations- 
lager Dachau deportiert.189 Er wurde am 28. Jänner 
1939 entlassen und starb ein knappes Jahr später im 
Krankenhaus der Israelitischen Kultusgemeinde Wien. 
Wie bei vielen anderen mit dem gleichen Schicksal 
liegt ein Zusammenhang zwischen dem KZ-Aufenthalt 
und seinem Ableben im Alter von 56 Jahren nahe.

Der Ingenieurkonsulent für das Bauwesen Erwin 
Fliegel (1905–1944) starb laut einem Eintrag in das 
Taufbuch der Pfarre St. Elisabeth (1040 Wien) am 
14. September 1944 in Oranienburg.190 Es liegt die 
Vermutung nahe, dass er im KZ Sachsenhausen 
ermordet wurde. Da er in keiner Opferdatenbank 
aufscheint und keine weiteren Quellen zu seinem Tod 
gefunden werden konnten, musste sein Schicksal 
jedoch als „gestorben“ eingereiht werden.

Zu den Opfern des Nationalsozialismus müssen 
auch zehn Ziviltechniker gezählt werden, die nach 

Abb. III/35
Maximilian Sachs, undatiert.

dem 13. März 1938 Suizid begingen: der Zivilinge-
nieur für das Bauwesen Felix Blitz (1877–1938), 
der Architekt Otto Breuer (1897–1938),191 der Zivil-
ingenieur für Bauwesen Wilhelm Czeczowiczka 
(1880–1942), der Zivilingenieur für Bauwesen 
Otto Dub (1874–1938), der Ingenieurkonsulent für 
Maschinenbau und für Elektrotechnik Felix Lautner 
(1877–1938), der Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
und für Vermessungswesen Karl Lederberger 
(1886–1942), der Zivilingenieur für Maschinenbau 
Emil Osers (1878–1941), der Ingenieurkonsulent 
für Vermessungswesen sowie Zivilingenieur für 
Bergwesen Friedrich Reitlinger (→  S. 174), der Inge-
nieurkonsulent für Bauwesen und für Vermessungs-
wesen Otto Felix Schoszberger (1879–1938) und 
der Zivilgeometer Maximilian Sachs. Er flüchtete mit 
seiner Ehefrau über Luxemburg nach Frankreich. 
An Krebs erkrankt, nahm er sich am 5. Mai 1940 in 
Grenoble das Leben. Seiner Ehefrau Jadwiga Sachs 
(1886–?) gelang es im Juni 1941, über Lissabon nach 
New York zu flüchten, wo die Kinder Rudolph und 
Bruno Sachs sowie Trudy Heller bereits einige Monate 
zuvor angekommen waren.192

Insgesamt wurden nach derzeitigem Forschungs-
stand etwa 65.500 Personen, die nach den „Nürn-
berger Gesetzen“ als jüdisch galten, aus dem Gebiet 
des ehemaligen Österreich deportiert und/oder 
ermordet, etwa 120.000 gelang es, das Deutsche 
Reich zu verlassen, was einem Verhältnis von circa 
1:2 entspricht. Eine mögliche Erklärung dafür, dass 
das Verhältnis zwischen Vertriebenen und Ermorde-
ten unter den Ziviltechnikern etwas besser gewesen 
sein dürfte,193 könnte sein, dass für eine Ausreise 
oder Flucht ins Ausland finanzielle Möglichkeiten und 
im Idealfall auch internationale Kontakte von großem 
Vorteil waren, Bedingungen, die bei vielen der Zivil-
techniker vorlagen.
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Abb. III/36
Friedrich Reitlinger, vor 1928.

Friedrich Reitlinger

Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen, Zivilingenieur für Bergwesen 
23. 6. 1877–14. 3. 1938 (60 Jahre)

Präsident der Tiroler Industriellenvereinigung (1918–1935), Vizepräsident
der Tiroler Wirtschaftskammer (1920–1935), Vizepräsident bzw. Mitglied
des Verwaltungsrates der Hauptbank für Tirol und Vorarlberg (1927–1934),
Gründer und erster Präsident des Rotary-Clubs Innsbruck (1928–1933/34)

Friedrich Reitlinger wurde am 23. Juni 1877 in Wien als erstes Kind einer aus 
Süddeutschland stammenden jüdischen Familie geboren.194 Er hatte zwei 
Schwestern und einen Bruder und besuchte die Oberrealschule in Brünn 
(tschech. Brno). Ab 1895 studierte er an der TH Wien, zuerst als außerordentlicher, 
ab 1998 als ordentlicher Hörer, sowie in Pfibram (tschech. Příbram) an der 
Montanistischen Hochschule. Reitlinger heiratete 1906 nach jüdischem Ritus 
die Witwe Jolantha Jakobits in Wien, die beiden Kinder des Ehepaares scheinen 
aber nicht in den Geburtsmatrikeln der Israelitischen Kultusgemeinde auf, und 
Reitlinger selbst konvertierte 1917 zum Katholizismus. 

Ab 1900 arbeitete Reitlinger in Tirol in den Jenbacher Berg- und Hüttenwerken, 
die im Besitz seines Vaters und seines Onkels waren. Während des Ersten 
Weltkriegs war das Werk als kriegswichtig eingestuft, erhielt Großaufträge und 
produzierte Granaten.

Nach dem Tod des Vaters 1917 wurde das Werk zum Objekt eines Erbstreits, 
bis sich Reitlinger mit seinen Geschwistern einigte und es in seinen alleinigen 
Besitz überging. Als Folge der Wirtschaftskrise wurde die Belegschaft in den 
1920er Jahren stark reduziert, möglicherweise war der Betrieb zeitweilig sogar 
stillgelegt, es gab auch Vorwürfe betreffend staatliche Förderungen. Dennoch 
überlebte der Betrieb die schwierige Zeit, unter anderem weil Energie an die 
Tiroler Wasserkraft AG (Tiwag) verkauft wurde.

Reitlinger hatte die Befugnisse eines Zivilgeometers und eines Bergbauinge-
nieurs inne195 und wurde bei der Konstituierung der Ingenieurkammer für Tirol und 
Vorarlberg 1913 in deren Vorstand gewählt.196 Er bekleidete in Tirol zahlreiche öf-
fentliche Ämter, darunter so einflussreiche wie Präsident der Tiroler Industriellen-
vereinigung (1918–1935), Vizepräsident der Tiroler Wirtschaftskammer (1920–1935), 
Vizepräsident bzw. Mitglied des Verwaltungsrates der Hauptbank für Tirol und Vor-
arlberg (1927–1934) und Gründer und erster Präsident des Rotary-Clubs Innsbruck 
(1928–1933/34). Auch politisch war er in der Zwischenkriegszeit bestens vernetzt – 
er wurde als „persönlicher Freund“ von Bundeskanzler Engelbert Dollfuß bezeichnet 
und förderte die Verbindung zwischen Tiroler Heimatwehr und Österreichischer 
Heimwehr. Gleichzeitig pflegte er auch Kontakte zu Nationalsozialisten.

Seine exponierte gesellschaftliche und wirtschaftspolitische Stellung brachte 
ihm besonders von Seiten der Marxist:innen und Nationalsozialist:innen auch 
viele Angriffe, die trotz seines Engagements für die katholische Kirche antise-
mitisch konnotiert waren und 1928 in einem nie aufgeklärten Bombenattentat 
auf ihn gipfelten. Auch im Ort war er unter der Arbeiterschaft aufgrund seiner Art 
der Betriebsführung wenig beliebt. Ab 1935 verlor er schließlich an gesellschaft-
lichem Einfluss, und sein Betrieb wurde bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
nicht mehr berücksichtigt. Als die Nationalsozialisten am 13. März 1938 die Macht 
in Österreich an sich rissen, wurde Friedrich Reitlinger, der zu diesem Zeitpunkt 
krank und nicht transportfähig war, in seinem Haus in Jenbach von der SA bzw. SS 
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Abb. III/38 In der Geschossdreherei (heute Halle 3) der Jenbacher 
 Berg- und Hüttenwerke wurden 15-cm-Gussgranaten 
 für den Ersten Weltkrieg gedreht, 1915.

Abb. III/37 Walzenguss für Perlmoser Zement, Friedrich Reitlinger 
 neben dem Stahlofen der Jenbacher Berg- und 
 Hüttenwerke, undatiert.

festgesetzt. Er starb am 14. März 1938, vermutlich durch assistierten Suizid 
durch die Hand seine Tochter, die danach ihrerseits Suizid beging.197 Gerüchte 
über eine Ermordung Reitlingers durch NS-Einsatztruppen konnten in der 
Nachkriegszeit weder widerlegt noch bestätigt werden.

Die Jenbacher Werke und Reitlingers gesamter Besitz wurden 1938 beschlag-
nahmt und in Folge an den deutschen Flugzeugkonstrukteur Ernst Heinkel 
arisiert, der in Jenbach Flugzeugteile, Ketten für Panzer und Ähnliches herstellte. 
Die Bemühungen von Reitlingers Sohn Friedrich Franz Reitlinger, den Betrieb 
restituiert zu bekommen, scheiterten. Nur der Privatbesitz seines Vaters wurde ihm 
übertragen.198 In der Nachkriegszeit wurde der Betrieb unter dem Namen „Jen- 
bacher Werke“ geführt, reparierte Eisenbahnwagen und stellte Dieselmotoren her.
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Alfred Adler Architekt (1930)

Michael Albala Zivilingenieur für Bauwesen, 
Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen (1920)

Max Altschul Architekt (1932) Befugnis ruhend gestellt im 
Februar 1938

Felix Augenfeld Architekt (1926)

Edwin Bächer (Bacher) Zivilingenieur für Elektrotechnik 
(1914)

Dr. Bruno Bauer, Baurat Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen (1908, Böhmen)

Samuel Bauer Zivilingenieur für Maschinenbau 
(1912)

Befugnis zurückgelegt am 29. 10. 1938

Wilhelm (William) Baumgarten Zivilarchitekt (1925) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Oskar Bellgrader Zivilingenieur für Bauwesen 
(1914)

Befugnis zurückgelegt am 6. 6. 1939

Dr. Hans Berger Architekt (1937)

Wilhelm Berger, 
Obervermessungsrat i. R.

Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1905)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1951

Rudolf Bergkraut, 
Oberbaurat i. R.

Zivilingenieur für Maschinenbau 
und Elektrotechnik (1923)

Befugnis zurückgelegt am 30. 9. 1938

Artur Biber Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Befugnis entzogen am 1. 10. 1939

Dr. Friedrich Bleich, Baurat Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1931)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Felix Blitz, Oberbaurat i. R. Zivilingenieur für Bauwesen 
(1924)

Befugnis zurückgelegt am 19. 9. 1938

Franz Bloch Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1932)

Befugnis zurückgelegt am 15. 8. 1938

Otto Breuer Architekt (1937)

III.4 
Liste der als jüdisch verfolgten Ziviltechniker
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

20. 4. 1894 in Wien 25. 4. 1982 in St. Louis, 
Missouri, USA

Vertreibung Liverpool, GB (1939) 
/ Minneapolis, USA / 
San Francisco, USA / Twin Falls, 
USA / St. Louis, Missouri, USA

4. 1. 1884 in Temeswar 
(rumän. Timișoara)

23. 1. 1940 in Wien Deportation / 
gestorben

Deportation in das KZ Dachau 
(16. 11. 1938–28. 1. 1939) / ge-
storben im Spital der IKG Wien 

24. 3. 1901 in Wien 15. 6. 1956 in Sands, 
New York, USA

Emigration vor 
„Anschluss“ 

10. 1. 1893 in Wien 21. 7. 1984 in New York, 
USA

Vertreibung London (Juni 1938) / New York 
(1939)

19. 10. 1882 in Wien 16. 8. 1964 in London, GB Vertreibung London (13. 4. 1939)

30. 11. 1880 in Wien 21. 12. 1938 in London, GB Vertreibung England

7. 12. 1874 in Iglau 
(tschech. Jihlava) 

22. 12. 1942 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (13. 8. 1942)

25. 1. 1885 in 
Mährisch-Schönberg 
(tschech. Šumperk)

18. 2. 1959 in Raleigh, 
North Carolina, USA

Vertreibung USA

10. 12. 1880 in Wien Jänner 1968 in Chicago, 
Illinois, USA

Vertreibung Ausreise (13. 2. 1940), 
USA (Ankunft 29. 2. 1940), 
seit August 1940 in Chicago, 
eingebürgert 1945

3. 9. 1882 in Wien 23. 2. 1955 in Charleston, 
USA

Vertreibung England / USA 

26. 11. 1877 in Sedlnitz 23. 3. 1955 in Wien Vertreibung Caracas, Venezuala (Ende 1939)

26. 6. 1876 in Wien 23. 8. 1964 in Aarau, 
Schweiz

Vertreibung Ausreise (2. 1. 1939), Paris 
(10. 1. 1939); inhaftiert in 
Frankreich / Schweiz (vier 
Jahre) / Frankreich (ab 1946)

3. 2. 1883 in Czernowitz 
(ukr. Tscherniwzi)

? Vertreibung Australien (29. 8. 1939), 
eingebürgert 15. 9. 1945

2. 11. 1878 in Wien 17. 2. 1950 in New York, 
USA

Vertreibung Zürich, Schweiz (1939–1941) / 
New York

29. 6. 1879 in Wien 9. 5. 1939 in Wien Suizid

3. 9. 1896 in 
Weikersdorf

? Vertreibung Ausreise (15. 8. 1938), Kanada 
oder USA

26. 7. 1897 in Wien 9. 11. 1938 in Rekawinkel Suizid Sanatorium Purkersdorf
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Friedrich Broch Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1933)

Hugo Bronneck 
(Goldreich Edler von Bronneck)

Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1919)

Befugnis zurückgelegt am 7. 6. 1939, 
wiedererlangt 1946

Erich Brukner (Bruckner) Zivilingenieur für Maschinenbau 
(1916)

Befugnis zurückgelegt am 
22. 12. 1938, wiedererlangt 1946

Karl Brunner Zivilingenieur für Maschinenbau 
(1932)

Befugnis zurückgelegt am 27. 2. 1939

Wilhelm Czeczowiczka Zivilingenieur für Bauwesen 
(1912)

Befugnis zurückgelegt am 17. 11. 1938

Dr. Siegmund Defris Zivilingenieur für Maschinenbau 
(1911) und Elektrotechnik (1919)

Befugnis entzogen am 1. 10. 1939

Dr. Iwan Döry Ingenieurkonsulent für 
Maschinen bau und Ingenierkon-
sulent für Elektrotechnik (1934)

Otto Dub Zivilingenieur für Bauwesen Befugnis zurückgelegt am 17. 6. 1938

Max Dutka Zivilingenieur für Bauwesen 
(1915)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Dr. Friedrich Ehrenfest-Egger 
(Frederick Ehrenfest-Eggar)

Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1931)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Paul Ehrenzweig Zivilingenieur für Hochbau (1938) Befugnis entzogen 1938, 
wiedererlangt 1948

Walter Eichberg Zivilingenieur für Hochbau (1932) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1952

Fritz Eisler Ingenieurkonsulent für Maschi-
nenbau (1910), Ingenieurkonsu-
lent für Elektrotechnik (1913)

Befugnis zurückgelegt am 19. 10. 1938

Otto Eisler Zivilingenieur für Elektrotechnik 
(1914)

Theodor Engel Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen (1917)

Befugnis zurückgelegt am 30. 9. 1938
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

17. 12. 1889 in Wien 6. 10. 1967 in Cambridge, 
Massachusetts, USA

Vertreibung Cambridge, Massachusetts, 
USA (16. 9. 1938)

9. 2. 1881 in 
Oberstudenetz 
(tschech. 
Horní Studenec)

28. 9. 1951 in Wien Vertreibung

9. 6. 1885 in Wien 30. 1. 1970 in Wien Überlebt, Aufenthalt 
während der NS-
Zeit unbekannt

Vermutlich überlebt in Wien 
(„Mischehe“)

22. 3. 1879 in Prelauc 
(tschech. Přelouč)

? Vertreibung Nach Shanghai abgemeldet 
(6. 5. 1941)

27. 12. 1880 in Rzikowitz 
(tschech. Říkovice)

6. 1. 1942 in Wien Suizid

2. 12. 1877 in Jägerndorf 
(tschech. Krnov)

6. 7. 1946 in Melbourne, 
Australien

Vertreibung Australien

23. 8. 1881 in Pest, 
Ungarn

Dezember 1945 in Quito, 
Ecuador

Vertreibung Ecuador

2. 4. 1874 in 
Joachimsthal, 
Brandenburg, 
Deutschland

15. 11. 1938 in Wien Suizid

30. 3. 1884 in 
Czernowitz 
(ukr. Tscherniwzi)

21. 8. 1942 in 
Maly Trostinec

Deportation / 
Ermordung

Maly Trostinec (17. 8. 1942)

13. 3. 1893 in Berlin Mai 1978 in London, GB Vertreibung London, GB (August 1939)

12. 6. 1889 in Austerlitz 
(tsch. Slavkov u Brna)

22. 6. 1975 in Wien Vertreibung Palästina; eingebürgert am 
15. 5. 1941. Rückkehr nach 
Österreich

5. 7. 1889 in Wien 15. 5. 1966 in Wien Vertreibung Slowakei / Ungarn / Rumänien / 
Shanghai, China (24. 1. 1939), 
in Architekturbüros gearbeitet 
in Shanghai (1940–1949) / 
Rückkehr nach Wien (ab 1950)

19. 8. 1879 in Wien ? Vertreibung New York, USA (1939)

11. 8. 1885 in Troppau 
(tschech. Opava)

10. 7. 1938 in Wien Gestorben „Nach langem schweren 
Leiden“

6. 6. 1886 in Wien 1978 in St. Kilda, 
Australien

Vertreibung London, GB / St. Kilda, 
Australien (wurde 1940 in 
London als „Enemy Alien“ 
verhaftet und nach Australien 
überstellt)
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Eduard Fehl Zivilingenieur für Bauwesen 
(1914)

Befugnis zurückgelegt am 6. 6. 1939

Simon Felberbaum Zivilingenieur für Bauwesen 
(1926)

Fritz Feuer (Frederic Farrar) Architekt (1935) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Hartwig Fischel, Baurat Architekt (1926) Befugnis zurückgelegt am 19. 12. 1938

Paul Fischel Architekt (1926) Befugnis zurückgelegt am 25. 12. 1938

Friedrich Fischer Zivilingenieur für 
Maschinenbau (1917)

Otto Fischer Bauingenieur (1910), 
Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen (1911)

Jakob (Jacques) Fleischmann Zivilingenieur für Bauwesen 
(1932)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Dr. Erwin Fliegel Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen (1937)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Richard Freund Zivilingenieur für 
Maschinenbau (1911)

Befugnis zurückgelegt am 31. 12. 1938

Fritz (bis 1935: Siegfried) 
Friedmann

Zivilingenieur für Bauwesen 
(1925)

Befugnis zurückgelegt am 29. 6. 1938

Robert Friedmann Zivilingenieur für Bauwesen 
(1926)

Befugnis zurückgelegt am 10. 8. 1938

Friedrich Froehlich, 
Regierungsrat i. R.

Ingenieurkonsulent für 
Maschinenbau (1919)

Befugnis zurückgelegt am 3. 12. 1938

Arthur Fürst Ingenieurkonsulent für 
Maschinenbau (1908), Ingenieur-
konsulent für Elektrotechnik 
(1913)

Befugnis zurückgelegt am 7. 10. 1938

Paul Ludwig Geiringer Ingenieurkonsulent für 
Maschinenbau

Siegmund Geiringer Architekt (1931, Zivilingenieur 
für Hochbau)

Moritz Bernhard Gerbel, 
Oberbaurat

Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau, Ingenieur-
konsulent für Elektrotechnik

Befugnis entzogen am 1. 10. 1939, 
wiedererlangt 1946

Hans Glas Zivilarchitekt (1930) Befugnis zurückgelegt am 16. 7. 1938
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

4. 9. 1884 in Wien ? Vertreibung USA

20. 4. 1881 in 
Czernowitz (ukr. Tscher-
niwzi)

27. 10. 1949 Vertreibung Schweiz / Frankreich / Schweiz

22. 2. 1896 in Wien 1974 in Wellington, 
Neuseeland

Vertreibung London, GB (29. 4. 1939) / 
Wellington, Neuseeland 
(April 1939)

23. 4. 1861 in Wien 31. 3. 1940 in Surbiton, 
London, GB

Vertreibung England (1. 3. 1939)

17. 11. 1885 in Wien 14. 10. 1942 in Melbourne, 
Australien

Vertreibung Melbourne, Australien

18. 9. 1877 in Wien 26. 5. 1942 in 
Maly Trostinec

Deportation / 
Ermordung

Maly Trostinec (20. 5. 1942)

25. 5. 1880 in Mähren 14. 9. 1961 in Brooklyn, 
New York, USA

Vertreibung USA (November 1939)

2. 8. 1880 in Wien ? in Izbica Deportation / 
Ermordung

Ghetto Izbica (9. 4. 1942)

7. 9. 1905 in Wien 14. 9. 1944 in Oranienburg, 
Deutschland

Gestorben Möglicherweise ermordet im 
KZ Oranienburg

6. 2. 1877 in Grubmühl 11. 3. 1942 in 
Litzmannstadt

Deportation / 
Ermordung

Litzmannstadt, 2. 11. 1941

6. 10. 1892 in Wien ? Vertreibung Ausreise 18. 4. 1939 / Poissy, 
Frankreich / New York, USA 
(Ankunft 26. 2. 1940)

25. 11. 1882 in Wien 1. 7. 1949 in Los Angeles, 
USA

Vertreibung Poissy, Frankreich / New York, 
USA (Ankunft 26. 2. 1940), 
Los Angeles, USA

8. 12. 1873 in Wien 27. 1. 1943 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Ghetto Theresienstadt 
(1. 10. 1942)

9. 11. 1875 1941 in Kenia Vertreibung Kenia, 12. 12. 1938

10. 8. 1894 in 
Neustadt a. d. Mettau 
(tschech. Nové Město 
nad Metují)

10. 1. 1973 in Tuckahoe, 
Westchester, New York, 
USA

Vertreibung Nach England abgemeldet 
(10. 8. 1938) / Surrey, GB (Regis-
ter 29. 9. 1939) / USA / Rio de 
Janeiro, Brasilien (1947) / USA

1. 11. 1886 in 
Zalaegerszeg, Ungarn

? Vertreibung GB

19. 3. 1879 in Jassy, 
Rumänien

15. 3. 1957 Vertreibung Belgrad (1938)

1892 in Wien 1969 in Lugano, Italien Vertreibung Indien
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Ernst Gmeyner Zivilingenieur für Bergwesen Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Arnold Goldberger Architekt (1937) Befugnis entzogen am 1. 4. 1940, 
wiedererlangt 1948

Dr. Johann Grabscheid Ingenieurkonsulent für 
Elektrotechnik (1931)

Befugnis entzogen am 1. 4. 1940, 
Ansuchen auf Wiederverleihung 
abgewiesen

Dr. Richard Grann Ingenieurkonsulent für 
Elektrotechnik (1928)

Befugnis entzogen am 5. 4. 1939 

Carl (Karl) Grünhut, 
Ministerialrat i. R.

Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1920)

Befugnis zurückgelegt am 21. 3. 1939

Dr. Otto Guttmann Ingenieurkonsulent für Bauwesen, 
Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen

Befugnis zurückgelegt am 20. 6. 1938

Otto R. Hellwig, Technischer Rat Architekt (1926) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Wilhelm Herzel Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1935)

Befugnis entzogen am 7. 4. 1939, 
wiedererlangt 1945

Josef Hess Ingenieurkonsulent für 
Maschinenbau

Julius Hirschenhauser Architekt (1938) Befugnis entzogen am 1. 4. 1940

Alexander Hirschmann Zivilingenieur für Bauwesen 
(1915), geändert in Zivilingenieur 
für Hochbau (1938)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Heinrich Hirschmann Zivilingenieur für Bauwesen 
(1932)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Otto Hoenigsberg Zivilingenieur für   
Maschinenbau (1913)

Befugnis entzogen am 1. 10. 1939

Walter Hoffmann Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Befugnis entzogen am 1. 10. 1939

Karl Hofmann Architekt (1926) Befugnis zurückgelegt im 
November 1938

Ludwig Horowitz Zivilingenieur für Bauwesen 
(1920)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Dr. Ludwig Ilosvai Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1931)

Richard Kafka Zivilingenieur für Bauwesen 
(1932)

Befugnis zurückgelegt am 27. 12. 1938
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

geb. vermutlich 
zwischen 1860 und 
1875 in Göding 
(tschech. Hodonín)

? Unbekannt

10. 3. 1872 in Jägerndorf 
(tschech. Krnov)

30. 11. 1950 in Wien Überlebt, Aufent-
halt während der 
 NS-Zeit unbekannt

21. 12. 1894 in Wien 10. 9. 1958 Überlebt, Aufent- 
halt während der 
 NS-Zeit unklar

War in der Nachkriegszeit 
Professor an der Technischen 
Universität Istanbul, Türkei

1. 12. 1892 in Wien ? in Riga Deportation / 
Ermordung

Riga (3. 12. 1941)

21. 3. 1869 in Pozsony, 
Ungarn

18. 8. 1942 in Wien Gestorben Im Spital der IKG Wien 
(Krankheit)

22. 11. 1876 in Wien ? Vertreibung Spanien / USA (1941)

24. 5. 1885 in Wien 26. 12. 1958 in Australien Vertreibung Sydney, Australien (14. 2. 1940)

18. 8. 1898 in Wien 18. 9. 1948 in Wien Überlebt, Aufent-
halt während der 
 NS-Zeit unbekannt

24. 10. 1879 in 
Neutitschein 
(tschech. Nový Jičín)

2. 12. 1944 Vertreibung Havana, Kuba (1939) / nach 
Amerika abgemeldet (1. 4. 1939); 
New York, USA (1941)

18. 12. 1889 in Wien ? Vertreibung GB

2. 1. 1882 in Vittencz 
(slow. Chtelnica)

? in Sydney, Australien Vertreibung Sydney, Australien (14. 3. 1939)

13. 4. 1889 in Vittencz 
(slow. Chtelnica)

1945 in New York, USA Vertreibung USA (1939)

16. 5. 1870 in Wien 27. 9. 1942 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (14. 7. 1942)

10. 8. 1887 in 
Mauer bei Wien

20. 12. 1952 in Detroit, 
Michigan, USA

Vertreibung London, GB (März 1939) / USA 
(seit 4. 12. 1939)

3. 10. 1890 in Wien nach 1960 in Australien Vertreibung Brünn (1938) / Toorak, 
Australien; eingebürgert 
26. 4. 1944

24. 9. 1886 in Wien ? Unbekannt

21. 12. 1895 in 
Czernowitz 
(ukr. Tscherniwzi)

? Vertreibung London, GB (9. 3. 1939)

17. 11. 1880 in Ostrau 
(tschech. Ostrava)

nach 1954 in den USA Vertreibung New York, USA (Ankunft 
2. 9. 1939)
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Dr. Arnold Karplus Architekt Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Siegmund Katz Architekt (1926) Befugnis zurückgelegt am 25. 2. 1939

Leo Kauf Zivilingenieur für Bauwesen 
(1913)

Wilhelm Kempler, Baurat Zivilingenieur für Architektur und 
Hochbau (1906, Bukowina)

Dr. Marcell Klein Zivilingenieur für Maschinenbau 
und Schiffbau (1926)

Paul Knöpfelmacher (Kent) Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1935)

Befugnis zurückgelegt am 1. 12. 1938

Hans Koch Zivilingenieur für Elektrotechnik 
(1935)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1955

Hugo Koditschek Zivilingenieur für Maschinenbau 
und Elektrotechnik (1927)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Otto Kollisch (Kolbisch) Architekt (1937) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Otto Korn Zivilingenieur für Bauwesen 
(1928)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Josef Lachs Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau, Ingenieurkonsu-
lent für Elektrotechnik (1921)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Felix Lautner (Löwy) Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau, Ingenieurkonsu-
lent für Elektrotechnik (1921)

Dr. Karl (Carl) Lederberger Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1918), Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen (1919)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Paul Lengsfelder Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Ernst Lichtblau Architekt (1926) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Gustav Lichtenstein Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Jacques Loeb Architekt (1938)

Ernst Loebl Architekt (1937)

Egon Magyar Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1920)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1945

Friedrich (Frederick) Mahler Architekt (1934)
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

24. 6. 1877 in Wigstadtl 
(tschech. Vitkov)

17. 10. 1943 in New York, 
USA

Vertreibung New York, USA

26. 12. 1879 in Wien 20. 2. 1942 in 
Litzmannstadt

Deportation / 
Ermordung

Litzmannstadt (15. 10. 1941) 

21. 6. 1883 in Jassy 
(rumän. Iași)

? Vertreibung GB / USA

22. 8. 1872 in Gyon, 
Ungarn

? Vertreibung Frankreich (6. 10. 1938) / 
New York, USA / Kanada

26. 6. 1884 in Pest, 
Ungarn

? Vertreibung Australien

8. 8. 1894 bei Prag ? Vertreibung Australien (26. 5. 1939)

24. 7. 1901 16. 12. 1978 in 
Rickmansworth, GB

Vertreibung Ging 1956 nach England, 
nachdem er die Befugnis 
neu beantragt hatte

6. 9. 1882 in Wien ? Vertreibung Italien (1939) / New York, USA

20. 8. 1881 in Wien 2. 2. 1951 in den USA Vertreibung USA (1939)

24. 8. 1887 in 
Bielitz (poln. heute 
Bielsko-Biała)

? in Jugoslawien Deportation / 
Ermordung

Jugoslawien, unbekanntes 
Lager

18. 7. 1887 in Rottalowitz 
(tschech. Rusava)

nach 1966 in Australien Vertreibung Sydney, Australien (Ausreise 
im März 1939, Ankunft in 
Sydney 25. 4. 1939)

10. 6. 1877 in Wien 24. 7. 1938 in Wien Suizid

9. 12. 1886 in Wien 21. 1. 1942 in Wien Suizid

30. 7. 1887 in Wien ? Vertreibung Palästina (10. 7. 1938). 
Einbürgerung 25. 11. 1940

24. 6. 1883 in Wien 8. 1. 1963 in Wien Vertreibung GB / USA; Rückkehr nach 
Österreich 1961

26. 11. 1882 in Wien 7. 7. 1938 in Petah Tikva, 
Palästina

Vertreibung Palästina (1938) 

20. 5. 1872 in Wien 20. 3. 1944 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (10. 7. 1942)

21. 1. 1887 in Saaz 
(tschech. Žatec)

23. 10. 1979 Vertreibung Italien (20. 3. 1939)

10. 6. 1892 in Wien 10. 7. 1979 in Wien Überlebt, Aufent-
halt während der 
 NS-Zeit unbekannt

9. 3. 1888 in Wien 13. 8. 1958 in Toronto, 
Kanada

Vertreibung Zürich (1938) / Kanada

185



Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Martin Martins Zivilingenieur für Bauwesen 
(1926)

Befugnis zurückgelegt am 24. 9. 1938, 
wiedererlangt 1945

Dr. Viktor Mautner Zivilingenieur für Bauwesen 
(1923)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Theodor Mayer Architekt (1937)

Richard Modern Architekt (1937) Befugnis entzogen am 1. 10. 1939

Max Moller Zivilingenieur für Bergwesen Befugnis zurückgelegt 1938 
(diese war jedoch 1937 außer 
Kraft gesetzt)

Dr. Jonas Mond Architekt (1938)

Georg Mondolfo Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1929)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Siegmund (Sigmund) Müller Architekt (1926) Befugnis entzogen am 27. 1. 1939

Leo Nagel Zivilingenieur für Bauwesen 
(1927)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Alexander Neumann Architekt (1926) Befugnis entzogen am 27. 1. 1939

Friedrich Neumann 
(Fred Newman)

Architekt (1931) Befugnis zurückgelegt am 10. 7. 1938

Oskar Neumann Architekt Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1946

Ignaz Olexinger Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen, Zivilingenieur 
für Bauwesen (1915)

Emil Osers Zivilingenieur für 
Maschinenbau (1928)

Befugnis zurückgelegt am 15. 8. 1938

Moritz Leopold Pollak Zivilingenieur für Bauwesen 
(1920)

Leopold Ponzen Architekt (1930)

Felix Pulzer Zivilingenieur für Bauwesen 
(1933)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Fritz (Friedrich bzw. Frederick) 
Reichl

Architekt (1926)

Ignaz (Nathan) Reiser Architekt (1937) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

14. 11. 1877 in Tarnau 
(poln. Tarnów)

11. 9. 1954 in Wien Überlebt in 
Österreich

23. 7. 1883 in Prag, 
Tschechien

14. 8. 1953 in London, GB Vertreibung England (13. 6. 1939) / USA 
(1939)

3. 1. 1874 in Wien 29. 11. 1956 in Wien Vertreibung London, GB (15. 3. 1939). 
Rückkehr nach Österreich 1951

21. 7. 1872 in Wien 27. 11. 1957 in 
San Francisco, USA

Vertreibung New York, USA (2. 1. 1940) / 
San Francisco, USA

7. 6. 1862 in Troppau 
(tschech. Opava)

20. 7. 1951 Vertreibung Palästina (16. 6. 1939)

2. 4. 1906 in Jaroslau 
(poln. Jarosław)

1963 in Buenos Aires, 
Brasilien

Vertreibung Buenos Aires, Argentinien 
(1938)

9. 12. 1897 in Wien ? in KZ Auschwitz Deportation / 
Ermordung

Auschwitz (20. 6. 1944)

29. 3. 1874 in Wien ? Vertreibung USA

2. 7. 1892 in Chirlitz bei 
Brünn (tschech. Brno)

29. 8. 1944 in den USA Vertreibung Abgemeldet (8. 8. 1939) / 
London, GB / USA

15. 10. 1861 in 
Heinzendorf bei 
Bielitz (heute 
poln. Bielsko-Biała)

16. 6. 1947 in Wellington, 
Neuseeland

Vertreibung Australien / Neuseeland

2. 7. 1900 in Wien 7. 8. 1964 in Wellington, 
Neuseeland

Vertreibung Australien / Neuseeland

12. 10. 1870 in 
Friedeck (tschech. 
Frydek-Mystek)

23. 10. 1951 in Wien Vertreibung GB?

7. 2. 1879 in Tarnopol 
(ukr. Ternopil)

? Vertreibung Palästina (20. 3. 1938; 1933 
schon einmal in Palästina)

22. 10. 1878 in Wien 13. 12. 1941 in Wien Suizid

24. 12. 1887 in Wien 30. 4. 1943 in 
KZ Auschwitz 
(für tot erklärt)

Vertreibung / 
Deportation / 
Ermordung

Von Drancy nach Auschwitz 
(7. 9. 1942) 

12. 12. 1892 in Wien 10. 10. 1946 in Shanghai, 
China

Vertreibung Shanghai

6. 3. 1899 in Wien 8. 7. 1957 in London, GB Vertreibung England 

3. 2. 1890 in Wien 23. 1. 1959 in Los Angeles, 
USA

Vertreibung Istanbul, Türkei / USA

24. 1. 1863 in Veľký Biel, 
Slowakei

4. 1. 1940 in Wien Gestorben Im Spital der IKG Wien 
(Krankheit)
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Friedrich Reitlinger Ingenieurkonsulent für Vermes-
sungswesen,  Zivilingenieur 
für Bergwesen

Jakob Reitzer Architekt (1937)

Camillo Resek Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1926)

Max Rindl Zivilingenieur für Bauwesen 
(1933)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Egon Riss Architekt (1937)

Dr. Karl (Carl) Rosenberg Zivilingenieur für Bauwesen 
(1903)

Emil Roth Zivilingenieur für Bauwesen 
(1911)

Befugnis entzogen am 1. 4. 1940, 
wiedererlangt 1957

Leo Rott Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1928)

Befugnis entzogen

Emil Rudoll Zivilingenieur für Bauwesen 
(1912)

Befugnis zurückgelegt am 16. 8. 1938

Maximilian Sachs Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen und 
 Bauwesen, Zivilingenieur für 
 Bauwesen (1907)

Befugnis zurückgelegt am 27. 12. 1938

Gustav Schlaefrig Architekt (1926) Befugnis zurückgelegt am 
30. 11. 1938, wiedererlangt 1946

Hans Schlesinger Architekt (1930)

Rudolf Schmahl Zivilingenieur für Bauwesen 
(1010)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Oskar Schnabel Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1932)

Befugnis infolge Ablebens 
erloschen

Josef Schöngut Ingenieurkonsulent für 
Maschinen bau (1910), Ingenieur-
konsulent für Elektrotechnik 
(1914)

Dr. Otto Felix Schoszberger Ingenieurkonsulent für Bauwesen 
(1911), Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen (1913)

Befugnis infolge Ablebens 
erloschen
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

23. 6. 1877 in Wien 14. 3. 1938 in Jenbach, 
Tirol

(Erweiterter) Suizid 
oder ermordet

14. 9. 1880 in Szeged, 
Ungarn

8. 5. 1944 in Budapest, 
Ungarn

Vertreibung / 
Ermordung

Budapest, Ungarn (1938), 
dort interniert (1943) und 
„erschlagen“ (8. 5. 1944)

11. 6. 1879 in Vran, 
Jablanica, Bosnien und 
Herzegowina

26. 5. 1942 in 
Maly Trostinec

Deportation / 
Ermordung

Maly Trostinec (20. 5. 1942)

12. 3. 1892 in 
Partschendorf 
(tschech. Bartošovice)

1949 in Shanghai, China Vertreibung Shanghai (8. 2. 1941)

3. 8. 1901 Lipnik, 
Galizien (heute Stadt-
teil von Bielsko-Biała, 
Polen)

17. 3. 1964 in Colinton, 
Schottland, GB

Vertreibung Tschechoslowakei (1938) / GB; 
nach Kriegsende in Schottland 
als Architekt tätig

13. 6. 1870 in 
Karolinenthal (tschech. 
Karlín, heute Stadtteil 
von Prag)

? Vertreibung Schweiz (22. 6. 1938)

13. 11. 1880 in Berlin, 
Deutschland

22. 10. 1971 in Wien Vertreibung England. Rückkehr nach 
Österreich 1959

25. 12. 1882 in Wien 1967 in Brisbane, 
Australien

Vertreibung Ausreise (Mitte Juni 1938) / 
Australien (Ankunft am 
14. 3. 1939)

7. 9. 1877 in Kalusch, 
Galizien (heute Ukr.)

19. 7. 1942 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (28. 6. 1942)

14. 8. 1871 in Łódź, 
Polen

5. 5. 1940 in Grenoble, 
Schweiz

Vertreibung / 
Suizid

Liechtenstein / Frankreich

31. 5. 1881 in Mistelbach 23. 4. 1950 in Wien Überlebt in 
Österreich

„Mischehe“

24. 12. 1890 in Wien 4. 5. 1955 in Cochabamba, 
Bolivien

Vertreibung Bolivien (1939)

25. 6. 1888 in Wien 24. 10. 1943 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (22. 7. 1942)

13. 6. 1887 in Wien 5. 11. 1938 in Wien Gestorben Im Spital der IKG Wien 
(Krankheit)

26. 8. 1874 in Wien 30. 6. 1939 in Hemel 
Hempstead, GB

Vertreibung Berlin, Deutschland 
(28. 11. 1938) / London, GB 
(12. 6. 1939)

16. 7. 1879 in Resicza, 
Ungarn

15. 9. 1938 in Wien Suizid
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Walter (Walther) Schuloff Zivilingenieur für Bauwesen 
(2019)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Otto Schulz Ingenieurkonsulent für 
Maschinen bau, Ingenieur-
konsulent für Elektro technik

Walter Cäsar Schwartz 
(Schwarz)

Zivilingenieur für Hochbau (1933) Befugnis zurückgelegt am 1. 6. 1938

Jacques Schwefel Architekt (1932) Befugnis zurückgelegt am 8. 10. 1938

Paul Schwefel Zivilingenieur für Maschinenbau 
(1929)

Befugnis zurückgelegt am 27. 7. 1938

Walter Sobotka Architekt (1931)

Alexander Somogyi Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1923)

Albert Steiner Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Arnold Steiner Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1908)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wiedererlangt 1950

Leo Steinitz Architekt (1902) Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Dr. Ottokar Stern 
(ab 1939: Solvey-Stern)

Zivilingenieur für Bauwesen 
(1909)

Befugnis entzogen am 1. 4. 1940, 
wieder erlangt 1950. Verleihung 
Goldenes Ingenieur-Diplom am 
30. 6. 1950

Arthur Szendrö Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (2016)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939, 
wieder erlangt 1946. Verleihung 
Goldenes Ingenieur-Diplom am 
12. 12. 1952

Oskar Taussig Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1909)

Arnold Ticho Ingenieurkonsulent für 
 Vermessungswesen (1920)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Dr. Walter Vogl Ingenieurkonsulent für 
technische Chemie (1936)

Rudolf Wallesz (Walles) Architekt (1931)

Richard Wassermann Ingenieurkonsulent für 
Vermessungs wesen (1911), 
 Ingenieurkonsulent für 
Bauwesen (1919)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Norbert Wechsler Zivilingenieur für Maschinenbau 
(2013)

Befugnis zurückgelegt am 24. 12. 1938
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

3. 9. 1885 in Wien ? Vertreibung Dominikanische Republik (1940) / 
USA (1951)

6. 5. 1871 in 
Deutsch Rudoletz 
(tschech. Rudolec)

8. 12. 1950 in 
Manchester, GB

Vertreibung London, GB

26. 10. 1882 in Wien vermutlich um 1947 Vertreibung „Unbekannt wohin abgemeldet“ 
(2. 6. 1938)

13. 3. 1896 in Wien 5. 7. 1987 in Hollywood, 
Los Angeles, California, 
USA

Vertreibung New York, USA (30. 10. 1938) / 
Toledo, Ohio, USA (1940)

15. 6. 1888 in Wien März 1971 in London, GB Vertreibung Brünn, Slowakei (31. 8. 1938–
19. 6. 1939) / London, GB 
(21. 6. 1939)

1. 7. 1888 in Wien 8. 5. 1972 in New York, 
USA

Vertreibung Ausreise Juni 1938 / USA

15. 2. 1885 oder 1892 ? Vertreibung Dänemark / Schweden 

1. 4. 1879 in Brünn 
(tschech. Brno)

25. 8. 1962 in Van Nuys, 
Los Angeles, USA 

Vertreibung USA

11. 12. 1874 in Wien 4. 11. 1951 in Wien Vertreibung Argentinien. Rückkehr nach 
Österreich

14. 12. 1868 in Wien 13. 11. 1942 in 
Theresienstadt

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (13. 8. 1942)

3. 4. 1874 in Wagstadt 
(tschech. Bílovec)

12. 5. 1963 in Wien Vertreibung Schweiz. Rückkehr nach 
Österreich

19. 7. 1877 in Csúz, 
Ungarn (heute Dubník, 
Slowakei) 

24. 8. 1960 in Wien Vertreibung Budapest, Ungarn. Rückkehr 
nach Österreich (Oktober 1945)

17. 12. 1877 in Pilsen 
(tschech. Plzeň)

1958 in Sydney, Australien Vertreibung Jugoslawien (10. 8. 1938) / 
über London nach Fremantle, 
Australien (Ankunft 20. 6. 1939)

3. 3. 1883 in Ostrau 
(tschech. Ostrava)

? in Riga Deportation / 
Ermordung

Riga (16. 1. 1942)

31. 1. 1891 in Wien 1945 in Omaha, Douglas, 
Nebraska, USA

Vertreibung Omaha, Douglas, Nebraska, 
USA

30. 3. 1894 in Wien 31. 7. 1966 in London, GB Vertreibung London, GB

14. 12. 1881 in Trebitsch 
(tschech. Třebíč)

? in KZ Auschwitz Vertreibung / 
Deportation / 
Ermordung

Abgemeldet „nach unbekannt“ 
(2. 5. 1939), vermutlich 
Frankreich. Von Drancy 
nach Auschwitz deportiert 
(14. 12. 1944)

12. 7. 1881 in Wien 1. 8. 1948 in Los Angeles, 
USA

Vertreibung London, GB (1940) / 
Los Angeles, USA
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Name Befugnis Stand 1938 
(Jahr des Erwerbs)

Befugnis zurückgelegt oder entzogen 
(leer, wenn nicht bekannt)

Eugen Weiss Zivilingenieur für Bauwesen 
(1921)

Befugnis entzogen am 27. 1. 1939

Franz Rudolf Weiss Zivilingenieur für Bauwesen 
(1916)

Siegmund Weys 
(bis 1927: Weiss) 

Zivilingenieur für Bauwesen 
(1919)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Ernst (Ernest) Winter Ingenieurkonsulent für 
 Maschinenbau (1916)

Befugnis entzogen am 27. 1. 1939

Alexius Wolf Architekt (1931)

Wilhelm (William) Wolf Zivilarchitekt (1933) bzw. 
 Zivilingenieur für Hochbau (1938)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Otto Zeisel Zivilingenieur für Bauwesen 
(1923)

Befugnis entzogen am 12. 4. 1939

Martin Ziegler Architekt (1927) Befugnis zurückgelegt am 3. 12. 1938

Paul Zuckermann Zivilingenieur für   
Maschinenbau (1912)

Befugnis zurückgelegt am 31. 8. 1938

Die Liste setzt sich zusammen aus 140 Ziviltechnikern, die in den Mitgliederlisten vom Juli 1938 als „nicht-
arisch“ gestrichen waren, und zehn weiteren, deren jüdische Herkunft den Kammern zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht bekannt war. Der Zivilingenieur für Bauwesen (1930) Isidor Müller, der in den Mitgliederlisten von 
Juni 1938 aufscheint und als „nichtarisch“ gestrichen war, wurde nicht berücksichtigt, weil er sich seit 1936 
in Südafrika aufhielt und dort am 27. Dezember 1937 verstarb.

Quellen: AKZT W/NÖ/Bgld, Mitgliederakten; Arolsen Archives; Az W, Architektenlexikon; DÖW, Opferdatenbank; Familienarchive; 
Findbuch für Opfer des Nationalsozialismus; ISA; IKG Wien; MyHeritage.at; NAA; ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA, Rückstellungsakten, 
Arisierungsakten und Akten des Hilfs- und Abgeltungsfonds; ÖStA/AdR, BMfHuW Titel ZivTech; ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV; 
Terezín Iniciative Institute, Opferdatenbank; USHMM, Holocaust Survivors and Victims Database; Vienna Memento Wien; 
WStLA, MD-BD-A21-Ziviltechnikerpruefung.
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Geburtsdatum Sterbedatum Schicksal

3. 12. 1884 in Neutra 
(slow. Nitra)

27. 4. 1905 in 
KZ Auschwitz

Deportation / 
Ermordung

Theresienstadt (1. 10. 1942) / 
Auschwitz (16. 10. 1944)

30. 10. 1884 in Prag, 
Tschechien

23. 7. 1968 in Seattle, USA Vertreibung Abgemeldet (26. 8. 1938), 
England (11. 8. 1938) / Seattle, 
USA (seit 1940). Amerikanische 
Staatsbürgerschaft erworben 

12. 11. 1884 in Wien ? in Izbica Deportation / 
Ermordung

Izbica (12. 5. 1942)

4. 9. 1882 in Wien Juni 1982 in Queens, 
New York, USA

Vertreibung Vermutlich über Shanghai in 
die USA (war 1909 schon einmal 
in den USA)

21. 10. 1898 in 
Eisenstadt

1951 in Budapest, Ungarn Vertreibung Budapest, Ungarn (März 1938)

7. 11. 1898 in Wien 3. 8. 1983 in 
Los Angeles, USA

Vertreibung San Francisco, USA

26. 7. 1884 in Lomnitz 
(tschech. Lomnice)

7. 12. 1953 in Wien Vertreibung Italien (Oktober 1939) / Tel Aviv, 
Palästina. Rückkehr nach 
Österreich

14. 6. 1896 in Wien 1974 in Queens, 
New York, USA

Vertreibung London, GB (1939) / USA (1940)

27. 5. 1877 in Berlin, 
Deutschland

4. 3. 1945 in Olten, 
Schweiz

Vertreibung Abgemeldet (10. 1. 1939) und 
ausgereist in die Schweiz 
(Februar 1939)
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III.5 
Widerstand von Ziviltechnikern?

Wie die geringe Zahl an Enthebungen aus politischen 
Gründen zeigt, ist der Widerstand gegen das 
national sozialistische Regime unter Ziviltechnikern 
insgesamt als äußerst gering einzuschätzen. Auch 
kann eine Enthebung aufgrund „politischer Unzu - 
ver lässigkeit“ nach Paragraf 4 der Berufsbeamten- 
ver ordnung (BBV) nicht automatisch als politischer 
Widerstand gegen das NS-Regime gewertet werden. 
Wie die Fälle des späteren Nationalratsabgeord-
neten Robert Rapatz und des Direktors der Staats-
gewerbeschule Bregenz, Franz Schrangl, zeigen, 
versuchten einige Enthobene sich mit der national-
sozialistischen Herrschaft zu arrangieren und beruf-
lich wieder Fuß zu fassen (→  S. 131).

Einziges bekanntes Beispiel von aktivem politi-
schem Widerstand eines Ziviltechnikers mit aufrech-
ter Befugnis in der NS-Zeit ist der Architekt Herbert 
Eichholzer, der für seinen Mut mit dem Leben be-
zahlen musste (→  S. 196). Seine Tätigkeit im kommu-
nistischen Widerstand in der Türkei und in Österreich 
brachte ihn unter anderem in Kontakt mit der Archi-
tektin Margarete Schütte-Lihotzky, die die Befug-
nis als Architektin im Jahr 1948 beantragte. Wie 
Eichholzer wurde auch sie verhaftet, jedoch nicht 
hingerichtet, sondern zu Zuchthaus verurteilt. Somit 
war es ihr möglich, in der Nachkriegszeit berufliche 
Erfolge zu erlangen und Zeugnis von ihrer eigenen 
Widerstandstätigkeit und jener ihrer Gesinnungs-
genoss:innen abzulegen (→  S. 242).

Möglicherweise gab es auch Ziviltechniker, die 
Alltagswiderstand leisteten, indem sie Verfolgten 
halfen oder sich auf andere Weise den national-
sozialistischen Gesetzen und Normen widersetz-
ten.199 Bedauerlicherweise lassen sich solche Fälle 
jedoch nur schwer rekonstruieren, wenn die Person 
nicht entdeckt oder verraten und strafrechtlich 
verfolgt wurde und keine biografischen Aufzeich-
nungen existieren. Im Zuge dieser Forschungsarbeit 
konnten keine Fälle von Alltagswiderstand rekon- 
struiert werden.

Mit großer Vorsicht zu betrachten sind Angaben, 
die im Zuge der Entnazifizierung von ehemaligen 
Parteimitgliedern zu ihrer Entlastung gemacht 
wurden und oft von Unterstützungserklärungen be-
gleitet waren (→  S. 213). Vieles dürfte nicht oder nur 
teilweise der Wahrheit entsprochen haben, anderes 
muss im Kontext betrachtet werden. So kann die 
freundliche Behandlung von Kriegsgefangenen 
oder die Beschäftigung von Regimegegner:innen 
durch Personen, die aufgrund ihrer politischen 
Haltung privilegierte Stellungen erreicht hatten, also 

die humane Nutzung verfügbarer Handlungsspiel-
räume, nicht oder nur sehr bedingt als Widerstand 
bezeichnet werden.

Ein Beispiel hierfür war der oberösterreichische 
Zivilingenieur für Elektrotechnik Adolf Scharmüller 
(1896–1950).200 Scharmüller war während seines 
Studiums an der Technischen Hochschule in 
Wien der Wiener akademischen Burschenschaft 
„Oberösterreichische Germanen“ und im Juli 1932 
der Ortsgruppe Gmunden der NSDAP (Mitglieds-
Nr. 1.206.332) beigetreten. Ein Jahr später meldete 
er sich zur SA-Reserve, die aber wegen des Verbots 
der NSDAP nicht mehr aufgestellt wurde. 1934 
wurde er verdächtigt, in einen Sprengstoffanschlag 
involviert zu sein. Er wurde zu einer Geld- und Frei-
heitsstrafe verurteilt, das Urteil wurde nach seiner 
Berufung aufgehoben, eine Beteiligung und eine 
illegale Tätigkeit konnten in zweiter Instanz nicht 
nachgewiesen werden.201 Dennoch wurde er 1935 als 
Betriebsdirektor-Stellvertreter bei der Österreichi-
schen Kraftwerke AG (ÖKA, ab 1941 KOA – Kraftwerke 
Oberdonau AG, heute Energie AG Oberösterreich) 
aufgrund „seiner NS freundlichen Gesinnung“ ge-
kündigt, woraufhin er eine selbstständige Tätigkeit 
als Zivilingenieur aufnahm.

Nach dem „Anschluss“ wurde Scharmüller von 
dem befreundeten Landeshauptmann-Stellvertreter 
Rudolf Lengauer mit der Leitung der ÖKA betraut. 
Man habe verhindern wollen, dass ein Reichs-
deutscher die Stelle bekomme.202 Dies sei auch der 
Grund gewesen, warum er bei der Ausfüllung des 
NSDAP-Erfassungsantrags 1938 die Unterbrechung 
seiner Parteizugehörigkeit während der Verbotszeit 
verschwiegen und falsche Angaben zu einer angeb-
lichen illegalen Tätigkeit gemacht habe.203 Die Orts-
gruppenleitung Gmunden bestätigte jedoch seine 
Angaben und befand ihn „seiner alten Mitglieds-
nummer würdig“.204 Im November 1938 trat er der 
SA bei, aufgrund seiner gesellschaftlichen Stellung 
wurde er „ehrenhalber zum SA-Sturmbannführer“ 
befördert.205

Innerhalb der NSDAP bekleidete er zahlreiche 
einflussreiche Ämter. Von seinem Kollegen, dem 
Zivilarchitekten August Schmöller (→  S. 102), der zum 
Leiter des Gauamts für Technik avanciert war, wurde 
Scharmüller mit der Fachgruppenwaltung Elektro-
technik, Gas und Wasser für den Gau Oberdonau be-
traut,206 später war er Kreisamtsleiter, bat aber 1941 
um Enthebung aus diesem Amt.207 Weitere Ämter, die 
er in der NS-Zeit innehatte, waren unter anderem 
die des Leiters der Abteilung Energiewirtschaft 
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bei der Gauwaltung der NSDAP und des Kreiswirt-
schaftsberaters.208 Insgesamt listete das Innenminis-
terium in der Nachkriegszeit 14 Funktionen auf, die 
er während der NS-Zeit innerhalb der NSDAP, des 
NSBDT und anderer Dienststellen ausgeübt hatte.209

Nach Kriegsende wurde Scharmüller von der 
amerikanischen Militärbehörde „in politische Haft 
genommen“.210 Er war fast zwei Jahre im alliierten 
Anhaltelager Glasenbach interniert und wurde 1947, 
nach Anzeige des Gendarmeriepostenkommandos 
Gmunden aufgrund Paragraf 11 Verbotsgesetz, ins 
Gefangenenhaus des Landesgerichts in Linz über-
stellt. Zwei Monate später wurde er zwar aus der Haft 
entlassen,211 aber 1949 von der Staatsanwaltschaft 
beim Landesgericht Linz als Volksgerichtshof auf-
grund angenommener Illegalität und seiner politi-
schen Leitungspositionen innerhalb der NSDAP und 
seines Rangs in der SA wegen Hochverrats nach 
Paragraf 58 StG. in der Fassung der Paragrafen 10 
und 11 Verbotsgesetz 1947 angeklagt.212 Die Anga-
ben, die er bei seiner Registrierung gemacht hatte, 
standen im Widerspruch zu seinen früheren Angaben 
und Unterlagen aus der NS-Zeit.

1948 legte er im Zuge eines Antrags auf Befreiung 
von den Sühnefolgen eine Reihe von eidesstattlichen 
Erklärungen ehemaliger Mitarbeiter vor, die be-
zeugen sollten, dass er seine Stellung in der NSDAP 
nicht missbraucht, sondern dazu genützt habe, 
politisch oder „rassisch“ verfolgten Personen zu 
helfen.213 Insbesondere beschrieb ihn Hans Kitten, 
der als Ingenieur bei den Österreichischen Kraft-
werken beschäftigt war, als Menschen, der sich ihm 
gegenüber „anständig und hilfreich in jeder Weise“ 
verhalten habe und dessen „Beurteilung mensch-
licher Werte und Fähigkeiten […] von rassischen 
Vorurteilen frei“ gewesen sei. Scharmüller habe „mit 
vollem Erfolg alles getan“, um ihn, seinen jüdischen 
Vater und seine Schwester „vor Schaden zu bewah-
ren“.214 Auch andere ehemalige Mitarbeiter bezeugten, 

dass Scharmüller „im Betriebe nur Leistung und 
keine Politik“ anerkannt habe.215 Andere Zeugen 
bestätigten, dass Scharmüller sich bei Gauleiter 
August Eigruber gegen die geplante Sprengung 
der Großkraftwerke Partenstein und Timelkam 
eingesetzt habe.216

Die Gerichtsverhandlung wurde für 28. Oktober 
1949 anberaumt. Scharmüllers Verteidiger legte ein 
Telegramm vor, aus dem hervorging, dass sein Man-
dant seit zwei Tagen an „stenokardischen Anfällen“ 
(Angina-pectoris-Anfällen) litt und deshalb nicht 
verhandlungsfähig sei, die Verhandlung wurde „auf 
unbestimmte Zeit“ vertagt.217 Scharmüller verstarb 
am 10. Jänner 1950 in Gmunden, das Verfahren wurde 
im Mai 1950 durch den Bundespräsidenten einge- 
stellt, ohne dass es zu einem Urteil gekommen war.218

Scharmüllers Handeln ist einerseits von früher 
Nähe zur nationalsozialistischen Ideologie, anderer-
seits von beruflichem Ehrgeiz geprägt. Er war bereit, 
seine politischen Überzeugungen hintanzustellen, 
als die NSDAP verboten wurde, trat der Partei 1938 
aber unverzüglich wieder bei und bekleidete eine 
Vielzahl an einflussreichen Ämtern des NS-Behörden-
apparats. Seine Angaben zu seinen Aktivitäten für 
den Nationalsozialismus variieren stark, sind von 
opportunen Auslassungen geprägt und passten sich 
damit den jeweiligen Anforderungen an. Ob sein 
von Zeug:innen beschriebenes Verhalten gegenüber 
Mitarbeitern einem menschlichen Mitgefühl, persön-
lichen Sympathien oder praktischen Überlegungen 
geschuldet war, lässt sich nicht mehr klären. Unbe-
streitbar ist seine tatkräftige Mitwirkung am Regime 
in zahlreichen Funktionen, durch die er in jedem Fall 
über die verbrecherische Ideologie im Bilde war 
und sie mittrug. Sowohl Scharmüller selbst als auch 
seine Frau zeigten sich davon überzeugt, dass er 
„keine wie immer geartete Schuld auf sich geladen“ 
habe.219 Als Widerstand gegen das Regime kann 
sein Verhalten somit nicht eingestuft werden.
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Abb. III/39
Herbert Eichholzer, undatiert.

Herbert Eichholzer

Architekt, Widerstandskämpfer 
31. 1. 1903–7. 1. 1943 (39 Jahre)

Herbert Eichholzer wurde am 31. Jänner 1903 in Graz geboren.220 Er schloss sich 
bereits während seiner Schulzeit der Wandervogelbewegung an, ab 1922 studierte 
er Architektur an der Technischen Hochschule in Graz, wo er von seinen Lehrern 
Julius Schulte und Friedrich Zotter beeinflusst wurde. Er war politisch aktiv 
und trat der Vereinigung sozialistischer Hochschüler bei. Seine sozialistische 
Weltsicht wurde außerdem von ausgedehnten Studienreisen geformt, die ihn 
in alle Teile Europas, nach Kleinasien und Ostafrika führten.

Nach seinem Studienabschluss 1928 arbeitete er zunächst in Deutschland 
bei einer Stahl- und Fertighausfirma, kündigte aber bald, um in Paris bei 
Le Corbusier und Pierre Jeanneret zu arbeiten. 1930 kehrte er zurück nach 
Graz und machte sich mit eigenem Atelier selbstständig. In den folgenden Jah-
ren schuf er in der Steiermark eine Reihe von Bauten im „Internationalen Stil“. 
Im Herbst 1932 hielt er sich in Moskau auf, wo er im Umfeld von Ernst May für 
„Standartgorprojekt“ – der gerade erst gegründeten Staatlichen Stiftung für 
den Entwurf von Arbeiterstädten und -dörfern – standardisierte Wohnungstypen 
entwickelte. Enttäuscht von den Verhältnissen in der Sowjetunion, kehrte er 
aber bereits nach drei Monaten nach Österreich zurück. 1934 wurde er mit der 
Silbernen Medaille der Stadt Graz und 1935 mit dem Staatspreis (Sezessions-
ausstellung) ausgezeichnet. Eichholzer suchte am 22. März 1937 nach Verord-
nung BGBl. Nr. 61/1937 um Nachsicht der Prüfung und von den Fachstudien an. 
Der zuständige Beirat befürwortete sein Ansuchen, und Eichholzer wurde als 
Architekt Mitglied der Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten.221

Politisch engagierte sich Eichholzer für die Sozialdemokratie, 1934 wurde er 
im Zuge des Februaraufstands wegen seiner Beteiligung in den Reihen des Re-
publikanischen Schutzbundes für einige Wochen verhaftet, zudem war er aktiv im 
Widerstand gegen den Nationalsozialismus. Nach der nationalsozialistischen 
Machtübernahme floh Eichholzer über Triest und Zürich nach Paris, wo es ihm aber 
nicht gelang, als Architekt Fuß zu fassen. Er schloss sich dem kommunistischen 
Widerstand an, bevor er im Herbst 1938 von Clemens Holzmeister, der in Ankara 
für die türkische Regierung arbeitete, in die Türkei geholt wurde. Dort baute 
er die türkische Auslandsgruppe der Kommunistischen Partei Österreichs (KPÖ) 
auf und machte Bekanntschaft mit der Architektin Margarete Schütte-Lihotzky. 
Wie sie kehrte Eichholzer 1940 zurück nach Österreich, um den kommunistischen 
Widerstand mit aufzubauen. Er sollte den illegalen Grenzverkehr nach Agram 
(kroat. Zagreb) einrichten, die kommunistische Zelle in Graz aufbauen und diese 
mit den Auslandsgruppen vernetzen sowie kommunistische Gruppen in Wien ver-
einigen. Zudem verfasste Eichholzer gemeinsam mit Gleichgesinnten Flugblätter, 
die über die kommunistischen Zellen verbreitet wurden. Um auch innerhalb der 
Wehrmacht tätig sein zu können, meldete er sich als Freiwilliger für den Kriegs-
dienst. Er wurde am 18. Oktober 1940 eingezogen und nach Frankreich geschickt.

Herbert Eichholzer wurde verraten und am 9. Februar 1941 verhaftet und der 
Gestapo Wien übergeben. In einem anderthalbjährigen Verfahren wurde ihm 
„Vorbereitung zum Hochverrat“ vorgeworfen, er wurde am 9. September 1942 
vom Volksgerichtshof „zum Tode und dauernden Verlust der bürgerlichen Ehren-
rechte“ verurteilt. Die Gnadengesuche seines Bruders und seines Anwalts wurden 
abgelehnt, das Todesurteil am 7. Jänner 1943 vollstreckt.222
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Abb. III/40 Gestapo-Fotos von Herbert Eichholzer, 1941.

Es dauerte lange, bis das Werk und der politische Widerstand Eichholzers 
in seiner Heimatstadt Graz bzw. in Österreich anerkannt und gewürdigt wurden, 
obwohl seine ehemalige Mitstreiterin im Widerstand Schütte-Lihotzky die Er-
innerung und Anerkennung seiner Person stets einforderte.223 1998 organisierte 
die Sezession Graz die Ausstellung „Herbert Eichholzer 1903–1943. Architektur 
und Widerstand“.224 Sechs Jahre später erschien in der Reihe „Wissen aus 
dem Archiv“ der TU Graz Dietrich Eckers Dissertation zum Leben und Werk 
Eichholzers, mit der dieser bereits 20 Jahre früher am Institut für Architektur-
theorie und Baukunst promoviert hatte. Im Verlagstext heißt es, dass „[g]erade 
dieser tragische Tod […] die Erinnerung an Eichholzer ‚peinlich‘, ‚unliebsam‘ 
[machte], und so fiel er bald dem Vergessen anheim, obwohl seine Entwürfe 
heute wieder als erschreckend modern empfunden werden und viele Stil elemente 
der neuesten Architektur vorwegnehmen“.225 2008 wurde Eichholzer vom 
Stadt museum Graz im Rahmen der Ausstellung „Graz Portraits“ gewürdigt.226 
Seit 2009 vergibt die Stadt Graz in Zusammenarbeit mit der TU Graz alle zwei 
Jahre einen nach Herbert Eichholzer benannten Förderungspreis an begabte 
Architektur student:innen – der Preis „soll die Verbundenheit der Stadt Graz 
und der Technischen Universität Graz mit Herbert Eichholzer symbolisieren, 
sowie die verantwortungsbewusste Auseinandersetzung des Architekten mit 
den Strömungen seiner Zeit fortführen“.227 Im Oktober 2013 wurde am Grazer 
Marienplatz im Gartenbereich des Gebäudes RONDO ein Eichholzer-Pavillon 
eröffnet.228 Im Jahr 2014 wurde vor dem Haus Schröttergasse 7 in Graz, in dem 
Herbert Eichholzer als Kind lebte, ein Stolperstein verlegt.229
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IV.1 
Wiedererrichtung der Ingenieurkammern

Im Mai 1945 waren der Krieg und die nationalsozia-
listische Herrschaft auch für Österreich zu Ende. 
In Wien wurde bereits am 27. April 1945 mit Zustim- 
mung der Sowjetunion die Wiedererrichtung der un-
abhängigen Republik Österreich proklamiert und die 
Provisorische Staatsregierung aus den drei wieder-
gegründeten Parteien SPÖ, ÖVP und KPÖ gebildet, 
im Oktober wurde diese auch von den anderen Sieger - 
mächten anerkannt.1 Da das Staatsgebiet in vier 
Besatzungszonen aufgeteilt war, musste sich die Pro- 
visorische Regierung mit der alliierten Kommission 
abstimmen, neue Gesetze und Verordnungen wurden 
von dieser vorab geprüft.2 Es wurden mehrere Über- 
leitungsgesetze erlassen, die auch die Aufhebung 
der deutschen Rechtsvorschriften zur Folge hatten. 
So regelte das im Juli 1945 beschlossene Behörden-
Überleitungsgesetz die „Überleitung der Verwaltungs- 
und Justizeinrichtungen des Deutschen Reiches in 
die Rechtsordnung der Republik Österreich“.3 Damit 
beruhte auch die Organisation des Berufsstandes 
der Ziviltechniker:innen wieder auf der gleichen ge- 
setzlichen Grundlage wie vor dem „Anschluss“ 1938.4 
Bis Ende 1945 war das neu errichtete Staatsamt für 
öffentliche Bauten, Übergangswirtschaft und Wieder- 
aufbau für die Angelegenheiten der Ziviltechniker:in-
nen zuständig, ab 1946 das Bundesministerium für 
Handel und Wiederaufbau.5

IV.1.1 
Provisorische Kammerorganisation

Anders als 1918 nahmen die Ziviltechniker:innen nach 
dem Zweiten Weltkrieg eine wichtige Rolle beim 
Wiederaufbau ein. Den Behörden war es deshalb ein 
Anliegen, diese möglichst rasch wieder in Ingenieur-
kammern zu erfassen.6 Umgekehrt hatten die Zivil-
techniker:innen großes Interesse daran, wieder von 
Kammern vertreten zu werden und in die Beratungen 
über neue Gesetze, Verordnungen etc. eingebunden 
zu werden.7 Das noch herrschende politische und 
gesetzliche Vakuum nach Ende des Krieges erlaubte 
jedoch vorerst nur eine provisorische Bildung der 
Kammervorstände.

Als Erstes betraute das „Zentralkomitee O5“8 den 
Ingenieurkonsulenten für Vermessungswesen Egon 
Magyar am 20. April 1945 mit der „Sicherung und 
Wahrung der Interessen der Ing. Kammer für Wien, 
Niederösterreich und das Burgenland“ und setzte 
ihn als deren provisorischen Leiter ein.9 Ihm wurden 

die – ebenfalls provisorischen – Vorstandsmitglieder 
Kurt Ulrich (Vizevorsitzender), Rudolf Schober 
(als Vertreter des Staatsamtes), Franz Pongratz, 
Josef Flatscher, Anton Grenik, Heinrich Hiller, 
Franz Moertinger, Otto Nadel, Walter Poech und 
Franz Reschl zur Seite gestellt.10

→  Abb. IV/1

Egon Magyar wurde am 10. Juni 1892 in Wien ge-
boren. Er studierte an der Technischen Hochschule 
Wien, legte 1916 die Staatsprüfung ab und war einige 
Jahre in diversen Vermessungsbüros tätig. 1920 er-
hielt er die Befugnis als Zivilgeometer und machte 
sich in der Neulinggasse in 1030 Wien selbstständig. 
Magyar war Mitglied der Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland und übernahm 
1929 die Funktion eines Kammerrates, von 1931 bis 
1934 war er 2. Vizepräsident der Konsulentensek tion.11 
1939 wurde ihm aufgrund der Paragrafen 2 und 3 
der Berufsbeamtenverordnung (BBV) die Befugnis 
entzogen, das heißt, aus „rassischen“ Gründen 
(→  S. 125).12 Es ist unklar, wo er die NS-Zeit überlebte. 
Am 1. Mai 1945 bat Magyar die Ingenieurkammer für 
Wien, Niederösterreich und Wien um Wiederanmel-
dung seiner Befugnis.13 Die Kammer stellte den ent-
sprechenden Antrag an das Staatsamt für öffentliche 
Bauten, Übergangswirtschaft und Wiederaufbau, 
der erwartungsgemäß positiv entschieden wurde.14 
Somit konnte Magyar seinen Eid am 30. Oktober 
1945 erneuern und seine Kanzlei wiedereröffnen. 
Nachdem 1947 die neuen Kammerstatuten erlassen 
worden waren, wurde Magyar in der Kammerwahl 
in seiner Leitungsfunktion bestätigt und nun auch 
zum ersten Präsidenten der Nachkriegszeit der 
Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland gewählt, eine Funktion, die er bis 1951 
innehatte. 1960 wurden ihm das Große Ehrenzeichen 
der Republik Österreich und 1968 das Goldene Ehren- 
zeichen der Stadt Wien verliehen. Magyar bekam 
1970 als Erster die Auszeichnung Ehrenring der 
Bundes-Ingenieurkammer (heute: Bundeskammer 
der Ziviltechniker:innen) verliehen. Egon Magyar 
starb am 10. Juli 1979 in Wien.15 1987 wurde der 
Magyarweg im 22. Bezirk nach ihm benannt.

In den anderen Bundesländern mussten die in der 
NS-Zeit liquidierten Ingenieurkammern durch die 
jeweiligen Landesregierungen wiedererrichtet und 
provisorische Leitungen bestellt werden. Anton 
Stephan Hofmann, der die Kammer-Präsidentschaft 
bereits von 1937 bis 1938 innegehabt hatte, wurde 
von der steiermärkischen Landesregierung am 4. Juni 
1945 zum provisorischen Leiter der Ingenieurkammer 
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Abb. IV/1 Das Zentralkomitee O5 beauftragt Egon Magyar mit der Sicherung der Interessen der Ingenieurkammer für Wien, 
 Niederösterreich und Burgenland, 20. 4. 1945.



Abb. IV/2 Anton Hofmann wird provisorischer Leiter der „steiermärkischen Ingenieurkammer“, 4. 6. 1945.



für Steiermark und Kärnten bestellt.16 Sein Stellver-
treter wurde Richard Moser.

→  Abb. IV/2

Der bis zum „Anschluss“ amtierende Präsident der 
Kammer für Oberösterreich und Salzburg (1925–1938) 
Hans Schachermeyr (→  S. 58) wurde mit 9. Juli 1945 
durch den Landeshauptmann von Oberösterreich 
mit der Wiedererrichtung einer Ingenieurkammer – 
„zunächst für Oberösterreich“ – betraut,17 als sein 
Stellvertreter wurde Gustav Gustenau eingesetzt. In 
der Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg wurde 
im Juni 1945 zunächst deren ehemaliger Präsident 
(1929–1938) bzw. provisorischer Leiter (1938–1942) 
Karl Emmerich Nowak mit der Leitungs funktion 
betraut.18 Dieser trat aber am 14. April 1946 zurück. 
Die vom Bundesministerium für Handel und Wieder- 
aufbau vorgeschriebene sicherheitspolizeiliche 
Überprüfung im Juni 1946 ergab, dass Nowak 1934 
der NSDAP beigetreten war, als „verdienter Kämpfer“ 
bezeichnet wurde und zur Medaille zur Erinnerung 
an den 13. März 1938 vorgeschlagen worden war.19 
Das Landesbauamt reagierte prompt, Nowak könne 
als provisorischer Leiter „nicht mehr in Betracht 
gezogen werden“.20 Im Oktober 1946 wurde Philipp 
Mitzka (1870–1949), Zivilingenieur für Architektur 
und Hochbau, die provisorische Leitung der Ingeni-
eurkammer für Tirol und Vorarlberg übertragen, und 
er wurde aufgefordert, weitere Mitglieder des Vor-
stands vorzuschlagen.21 Mitzka übte das Amt bis zu 
seinem Tod 1949 aus. 1950 war Leo Handl Präsident, 
ihm folgte erneut Karl Nowak. Ihm war es gelungen, 
die Überprüfungskommission davon zu überzeugen, 
dass er 1938 falsche Angaben gemacht habe und 
er der NSDAP erst im Mai 1938 beigetreten sei.22 
Er hatte das Amt von 1951 bis 1954 inne.23

Eine der ersten Aufgaben der provisorisch einge- 
richteten Ingenieurkammern war die Kontaktauf- 
nahme mit alten und das Anwerben von neuen Mit-
gliedern. Im Sommer 1945 wurden „Amtliche Be-
kanntmachungen“24 in Tageszeitungen geschaltet, 
um ehemalige Mitglieder, die sich noch oder wieder 
in Österreich aufhielten, sowie potenzielle neue 
Mitglieder zu erreichen. In der Bekanntmachung zur 
„Wiedererrichtung einer Ingenieurkammer in Linz“ des 
kommissarischen Präsidenten Hans Schachermeyr 
hieß es, dass sich alle Personen umgehend bei der 
Ingenieurkammer für Oberösterreich unter Angabe 
ihrer Sektion und Berufsgruppe melden sollten,

1. […] welche im Sinne der Verordnung des Mi-
nisteriums des Inneren vom 11. Dezember 1860, 
Z. 36.413, betreffend die Grundzüge zur Ein- 
führung behördlich autorisierter Privattechniker 
und den daraufhin folgenden gesetzlichen Er- 
gänzungen und Erweiterungen eine Befugnis als 

Ziviltechniker am oder nach dem 13. März 1938 
besessen haben und ihren Geschäftssitz 
in Oberösterreich hatten oder derzeit haben.
2. […] welche entsprechend der Gesetzeslage 
vom 31. Dezember 1933 nach ihrer Fortbildung 
und Berufsausbildung im gegenwärtigen Zeit- 
punkt Zivilingenieure sein könnten, wenn sie da-
rum angesucht und die vorgeschriebene Prüfung 
abgelegt hätten und ihren Geschäftssitz in 
Oberösterreich haben.
3. […] welche für die künftige Zeit die Aufnahme 
in die Kammer als Zivilingenieure anstreben 
(Anwärter).

Der Aufruf betraf auch jene Berufsgruppen – wie 
Architekten, Bergbauingenieure sowie Geometer –, 
die in der NS-Zeit anderen Organisationen zugeteilt 
gewesen waren. Der Meldung war der Fragebogen 
des Military Government beizulegen.25 Ebenso geht 
aus einem Schreiben des Mitglieds Marcel 
Kammerer hervor, dass die Ingenieurkammer für 
Wien, Niederösterreich und Burgenland 1945 ihre 
alten Mitglieder direkt kontaktierte und sie auf-
forderte, sich bei ihr zu melden.26 Somit waren die 
provisorischen Kammern in Folge mit der Aufnahme 
neuer Mitglieder sowie der politischen Überprüfung 
ehemaliger Mitglieder beschäftigt.

IV.1.2 
Aufnahme neuer Mitglieder

Die Ingenieurkammern wurden in der unmittelbaren 
Nachkriegszeit stärker als bisher in das Aufnahme-
verfahren neuer Mitglieder eingebunden, denn im 
August 1945 wurden sie dazu befugt, über Neuanträ-
ge zu entscheiden.

Die entsprechende Verordnung des Staatsamts 
für öffentliche Bauten, Übergangswirtschaft und 
Wiederaufbau27 sah vor, dass anders als vor 1938 
nicht eine Fachprüfung bei den Landesregierungen, 
sondern ein fachliches Gutachten der Ingenieur-
kammern über den Antrag einer Befugniserteilung 
entscheiden konnte. Das Gutachten wurde nach 
einer mündlichen Befragung der Antragsteller:innen 
vor einer Kommission, die aus einem Mitglied des 
Kammer-Vorstandes und zwei Vertretern der Fach-
gruppe der angestrebten Befugnis bestand, erstellt.

→  Abb. IV/3

Zusätzlich mussten sich Bewerber:innen einer 
politischen Überprüfung unterziehen. Die  zuständige 
Kammer händigte ihnen einen Fragebogen aus, in 
dem Angaben hinsichtlich der politischen Zugehörig-
keit zu NS-Organisationen vor 1938 und während der 
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Abb. IV/3 Die Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland übermittelt das Ansuchen für Helene Kitschelt-Buchwieser,
 die die Befugnis als „Zivilingenieur für Hochbau“ erlangen möchte, 6. 9. 1945 (Auszug).



NS-Herrschaft gemacht werden mussten. Zudem 
wurden zwei eidesstattliche Erklärungen verlangt: 
eine bezüglich der generellen Unbescholtenheit und 
eine weitere, mit der bestätigt wurde, dass der/die 
Antragsteller:in nie Mitglied oder Anwärter:in der 
NSDAP oder einem ihrer Wehrverbände gewesen 
war und sich auch sonst nicht nationalsozialistisch 
betätigt hatte. Bewerber:innen, bei denen Angaben 
unklar waren bzw. eine NSDAP-Mitgliedschaft auf-
schien, wurden außerdem von der jeweiligen Sicher-
heitsdirektion bei den Landesregierungen politisch 
überprüft. Die seitens der Kammern nicht zu klären-
den Fälle wurden an das zuständige Ministerium für 
Handel und Wiederaufbau weitergeleitet. Bewer-
ber:innen, deren Antrag wegen politischer Vorbelas-
tung nicht angenommen wurde, konnten sich darum 
bemühen, aus den Listen der registrierten National-
sozialisten gestrichen zu werden (siehe Entnazifizie-
rung, →  S. 213).

Bei positiver fachlicher und politischer Beurtei-
lung durch die zuständige Kammer reichte diese 
beim Staatsamt für öffentliche Bauten, Übergangs-
wirtschaft und Wiederaufbau (ab 1946 beim Bundes-
ministerium für Handel und Wiederaufbau) einen 
Antrag auf Verleihung der Befugnis ein. In manchen 
Fällen wurde eine NSDAP-Mitgliedschaft erst durch 
den Antrag beim Ministerium bekannt, die Prüfung 
durch die Kammern scheint also nicht besonders 
streng gewesen zu sein.

Die Befugnis wurde nicht wie vor 1938 vom je- 
weiligen Landeshauptmann, sondern direkt vom 
Staatsamt bzw. Ministerium erteilt. Die Verordnung, 
die diesen veränderten Behördenweg regelte, war 
zunächst bis 30. Juni 1946 gültig, wurde aber bis 
1950 mehrmals verlängert. Ab 1950 waren die An-
suchen wieder bei der jeweiligen Landesbehörde 
einzureichen, und die Rolle der Ingenieurkammern 
beschränkte sich wie vor 1938 auf die Erstellung 
der benötigten Stellungnahmen, die ausnahmslos 
befürwortend ausfielen.

Nach Ablegen des folgenden Eids wurde die Er- 
teilung der Befugnis in der „Wiener Zeitung“ ver- 
öffentlicht, und die Tätigkeit als Ziviltechniker konnte 
aufgenommen werden:

Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen einen 
feierlichen Eid, dass ich der Republik Öster-
reich treu sein, die Verfassungsgesetze sowie 
alle anderen Gesetze und für meinen Wirkungs- 
kreis gültigen Vorschriften unverbrüchlich 
einhalten, die Pflichten eines Ingenieurkon-
sulenten gewissenhaft erfüllen, die mir anver-
trauten Angelegenheiten mit Eifer und Ehr-
lichkeit besorgen und die im Interesse meiner 
Auftraggeber gebotene Verschwiegenheit 

beobachten werde, ferner dass ich einer aus-
ländischen, politische Zwecke verfolgenden 
Gesellschaft weder gegenwärtig angehöre 
noch in Zukunft angehören werde. So wahr 
mir Gott helfe!28

Die Befugnis-Kundmachungen im Amtsblatt der 
„Wiener Zeitung“ im Zeitraum von November und 
Dezember 1945 bestätigen, dass der Aufruf der 
Kammer in den Tageszeitungen seine Wirkung zeigte. 
Die Ingenieurkammer für Steiermark und Kärnten 
sprach in einem Rundschreiben sogar von einem 
regelrechten „Ansturm“.29

IV.1.3 
„Wiederaufleben“ entzogener, 
unter Zwang zurückgelegter 
und erloschener Befugnisse

Ziviltechniker, deren Befugnis in der NS-Zeit 
erloschen, „freiwillig“ zurückgelegt oder entzogen 
worden war, konnten ein Ansuchen auf „Wieder-
aufleben“ ihrer Befugnis stellen. Die Formulare und 
der Vorgang waren im Prinzip die gleichen wie 
bei Neuanträgen, außer dass keine Prüfungen abzu- 
legen waren. Das bedeutete, dass die eidesstatt-
liche Erklärung, nie der NSDAP angehört zu haben, 
auch von jenen Personen verlangt wurde, denen 
auf Grundlage der NS-Gesetze die Befugnis aus 
„rassischen“ oder politischen Gründen entzogen 
worden war. Die Prüfung der politischen Unbedenk-
lichkeit dürfte im Fall der Vertriebenen eine reine 
Form sache gewesen sein, zeugt aber von einer ge-
wissen Insensibilität ihrem Schicksal gegenüber.

Wie bei Neuanträgen bescheinigte die zuständige 
Kammer, dass alle Voraussetzungen für das Wieder-
aufleben der Befugnis nachgewiesen waren, und 
übermittelte den Antrag ans Ministerium für Handel 
und Wiederaufbau, das die jeweilige Befugnis 
bestätigte. Nach Erneuerung des Eids wurde die Be- 
stätigung in der „Wiener Zeitung“ veröffentlicht, 
die Antragsteller waren wieder Mitglieder einer Inge-
nieurkammer und konnten ihre Tätigkeit aufnehmen.

Rechtlich wurde das „Wiederaufleben“ von Befug-
nissen damit begründet, dass die Anwendung der 
Paragrafen 3 und 8 der Berufsbeamtenverordnung 
(BBV) auf Ziviltechniker eine „willkürliche“ gewesen 
sei, „da es sich bei ihnen weder um Beamte noch 
um ehrenamtlich bestellte oder nicht hauptberuflich 
tätige Träger eines öffentlichen Amtes handeln“ 
könne.30 Zudem sei die BBV ohnehin mit Verordnung 
vom 22. August 1945 aufgehoben worden.31 War 
eine Befugnis „freiwillig“ zurückgelegt worden und 
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somit erloschen, lautete die Begründung anders, denn 
die Ziviltechnikerverordnung sah eigentlich kein 
„Wiederaufleben“ erloschener Befugnisse vor. Das 
Ministerium begründete in diesen Fällen die „Be-
stätigung“ damit, dass eine neuerliche Befugnis-
erteilung vom Gesetzgeber nicht ausgeschlossen 
wurde. Teilweise ist in den Akten auch von „Wieder-
gutmachung“ die Rede.32

Alle ehemaligen Mitglieder, die in Österreich ge-
blieben waren und deren Befugnis entzogen worden 
war, weil ihre Ehepartnerin als jüdisch galt, stellten 
den Antrag auf Wiederaufleben. Auch aus politischen 
Gründen entzogene Befugnisse wurden rasch wieder 
bestätigt. Anders stellte sich die Situation für „ras-
sisch“ Verfolgte des Nationalsozialismus dar, die nur 
überlebt hatten, weil sie ins Ausland flüchten konn-
ten. Sie warteten vergeblich auf eine Einladung ihres 
Heimatlandes zur Rückkehr. Auch die Rückstellung 
entzogener Vermögen und Abgeltung von Vermö-
gensverlusten gestaltete sich schwierig. Die Repu-
blik Österreich zeigte kein besonderes Interesse an 
der Rückkehr der Vertriebenen, die Rückgabe ihres 
Besitzes und die Auszahlung von Entschädigungen 
erfolgten ohne besondere Eile.33

Zu diesen Schicksalen zählt jenes von Leo Rott 
(1882–1967), Ingenieurkonsulent für Maschinenbau 
seit 1928.34 Zum Zeitpunkt des „Anschlusses“ hielt 
sich Rott im Ausland auf. Aufgrund seiner jüdischen 
Herkunft entschied er sich, seinen Wohnsitz 1939 
nach Australien zu verlegen.35 1951 wollte Rott nach 
Österreich zurückkehren, war allerdings krank und 
arbeitsunfähig. Das Bundesministerium für Inneres 
ließ durch das Konsulat in Australien ausrichten, 
„dass einer Repatriierung des Leo Rott und seiner 
Gattin auf vorläufige Kosten des Bundes nicht zu-
gestimmt werden kann, da die erforderlichen Mittel 
nicht zur Verfügung stehen“.36 1956 stellte er einen 
„Antrag an den Fonds zur Hilfeleistung an politisch 
 Verfolgte, die ihren Wohnsitz und ständigen Aufent-
halt im Ausland haben“ (Hilfsfonds).37 Rott führte 
an, dass er durch schwere Erkrankungen und sein 
fortgeschrittenes Alter (74 Jahre) erwerbsunfähig sei 
und durch die Repressalien des NS-Systems hohen 
„körperlichen und seelischen Qualen“ ausgesetzt 
gewesen war. 1958 bekam Rott vom Hilfsfonds den 
Betrag von öS 15.000 ausbezahlt.38 Sein weiteres 
Schicksal ist nicht bekannt.

Tatsächlich kehrten nur wenige vertriebene Zivil-
techniker nach Österreich zurück. Die Ingenieur-
kammern legten ihnen zwar keine Hindernisse in 
den Weg, wenn sie um Wiederaufleben der Befugnis 
ansuchten, boten dabei aber auch keine sonderliche 
Unterstützung an. Noch weniger gab es aktive Bemü-
hungen, im Ausland befindliche ehemalige Mitglieder 
ausfindig zu machen und zur Rückkehr zu bewegen.

Der im Burgenland ansässige Ingenieurkonsulent 
für Vermessungswesen Alexander Somogyi hatte 
seine Befugnis 1923 erhalten und führte ein „Inge-
nieurbüro für landwirtschaftliches Bauwesen, 
Brückenbauten und Vermessungen“39 in St. Michael 
im Burgenland. Er floh im Mai 1938 aufgrund seiner 
jüdischen Herkunft gemeinsam mit seiner Frau 
Margarethe nach Dänemark.40 Seinen Besitz – eine 
Liegenschaft mit Haus und Garten sowie landwirt-
schaftlich genutzte Flächen in St. Michael – musste 
er zurücklassen.41 Da Somogyi US-amerikanischer 
Staatsbürger war,42 war sein Besitz vorerst vor den 
„Zwangsmaßnahmen gemäß §§ 2 und 6 der Verord-
nung über den Einsatz des jüdischen Vermögens“43 
geschützt. 1943 wurde sein Besitz jedoch vom 
Deutschen Reich einverleibt und als „verlassenes“ 
Vermögen deklariert und damit arisiert.44 Das Haus 
mit Garten wurde von der Nationalsozialistischen 
Volkswohlfahrt (NSV), Kreisamtsverwaltung in 
Fürstenfeld, als Kindergartenheim genutzt, die übri-
gen Flächen wurden verpachtet.45 Nach der Beset-
zung Dänemarks durch das Deutsche Reich flüchtete 
das Ehepaar nach Schweden. In beiden Ländern war 
Somogyi als Geometer tätig.

1951 lebte das Ehepaar wieder in Kopenhagen, 
von wo aus es einen Antrag auf Rückstellung gemäß 
dem „Ersten Rückstellungsgesetz vom 26. 7. 1946“46 
stellte und hierfür einen Bevollmächtigten be- 
stellte.47 Mit dem Bescheid vom 30. August 1951 
wurde dem Ansuchen stattgegeben.48 Nach Rück- 
stellung seines Besitzes schrieb Somogyi an die 
Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland, dass er beabsichtige, nach Österreich 
zurückzukehren, um im Burgenland wieder als 
Zivilgeometer zu arbeiten. Er informierte sich über 
die Bedingungen, um seine Befugnis wieder zu 
erlangen, und fragte nach, wie viele Zivilgeometer 
im Burgenland zu diesem Zeitpunkt tätig waren.49 
Die Kammer informierte ihn über die notwendigen 
Schritte, dann brach der Schriftverkehr ab.50 Über 
seinen weiteren Berufsweg sowie sein Sterbedatum 
ist nichts bekannt.

→  Abb. IV/4

Ein später Rückkehrer war der Zivilingenieur für 
das Bauwesen Emil Alfred Roth (1880–1971), der 
von 1920 bis 1923 Vorstandsmitglied der Ingenieur-
kammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland 
gewesen war. Er hatte seine Befugnis 1911 erhalten 
und war vor und nach dem Ersten Weltkrieg unter 
anderem im Eisenbahn-, Tunnel- und Wasserkraft-
werkbau tätig. Ab 1931 führte er in Eggenburg in 
Niederösterreich ein landwirtschaftliches Gut und 
war als „beratender Ingenieur für das landwirtschaft-
liche Bauwesen“ tätig. 1937 folgte seine Bestellung 
zum Berater bei der Oesterreichischen Land- und 
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Abb. IV/4  Alexander Somogyi fragt bei der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland an, 
 wie er seine Befugnis wieder erlangen kann, 7. 12. 1951.



Abb. IV/5 Emil Alfred Roth wird wieder Mitglied der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 
 sein Personalienblatt ist mit 27. 5. 1957 datiert.



Forstwirtschaftsgesellschaft. Von 1935 bis 1937 war 
er Mitglied des Vorstandes des „Verbandes der Bau-
industrie“ im Bund der österreichischen Industriellen. 
Roth war seit 1935 als Mitglied der Prüfungskom-
mission bei den Fachprüfungen des Betonvereins für 
„neuzeitliche Betonbereitung“ tätig.51

Nach dem „Anschluss“ wurde er aufgrund seiner 
jüdischen Herkunft gezwungen, das landwirtschaft-
liche Gut Kattau „auf Grund des Gesetzes über 
die Landbeschaffung für Zwecke der Wehrmacht“52 
zu verkaufen, sein Vermögen wurde vom NS-Regime 
beschlagnahmt. Er zahlte Reichsfluchtsteuer und 
konnte 1939 ins Ausland flüchten.53 Mit 1. April 1940 
wurde ihm die Befugnis eines Ziviltechnikers von 
der „Staatlichen Verwaltung des Reichsgaues Wien“ 
entzogen.54 Er lebte und arbeitete bis 1955 als Tech-
niker in England und Schottland.55 1951 stellte er 
einen Antrag auf Rückstellung seines Vermögens 
und seines Landguts Kattau, das Verfahren zog sich 
über zehn Jahre, bis er das Landgut mit erheblichen 
Verlusten zurückbekam.56

Noch in England wohnhaft, teilte Roth der Ingeni-
eurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgen-
land am 17. Jänner 1957 mit, dass er seine Befugnis 
wieder ausüben wolle und beabsichtige, seine Kanz-
lei in Kattau wieder zu eröffnen.57 Er kehrte Anfang 
Februar 1957 nach Österreich zurück und stellte 
einen Antrag auf Wiederaufleben seiner Befugnis, 
der bewilligt wurde. Seine Befugnis wurde 1957 be-
stätigt, den Eid legte er am 5. Juni 1957 ab.58

→  Abb. IV/5

1960 verlegte er seine Kanzlei nach Wien, an 
die Adresse 1., Kärntnerring 15. Im Jahr 1965 stellte 
er seine Befugnis ruhend,59 1968 im hohen Alter 
von 88 Jahren legte er sie schließlich zurück.60 Emil 
Alfred Roth starb am 22. Oktober 1971 in Wien.

Zu den wenigen als Juden Verfolgten, die in 
Österreich überlebten, gehörte der Zivilingenieur für 
das Bauwesen Martin Martins (1877–1954), geboren 
in Tarnau (poln. Tarnów) als Martin Gelbwachs. 
Gelbwachs schlug zunächst in Tirol und Vorarlberg 
eine Beamtenlaufbahn im Staatsbaudienst ein, was 
mit ein Grund war, warum er 1904 zum Katholizismus 
konvertierte. 1925 wurde er im Zuge des Beamten-
abbaus – wohl aus Kulanz – aus gesundheitlichen 
Gründen pensioniert. Er zog mit seiner Familie nach 
Wien, wo er ab 1925 als Konsulent beim Fachverband 
der Österreichischen Textilindustrie tätig war und 
1926 die Befugnis eines Zivilingenieurs für Bauwe-
sen erhielt.61 1933 änderte er seinen Nachnamen auf 
Martins.62 

→  Abb. IV/6

1938 legte Martins die Befugnis – wie er betonte – 
„unfreiwillig“ zurück. Er gehöre zwar seit fast 40 Jah-
ren der römisch-katholischen Religionsgemeinschaft 

an, könne aber den „verlangten Ariernachweis“ nicht 
erbringen.63 Die Jahre der NS-Herrschaft überlebte 
er in Wien.64 Martins wurde seine Stelle beim Fach-
verband der Österreichischen Textilindustrie ge-
kündigt, der Familie 1938 ihre Wohnung im „Zucker-
bäckerstöckl“ des Schlosses Schönbrunn.

Sie lebte fortan unter prekären wirtschaftlichen 
Verhältnissen in der Dreihufeisengasse (heute: 
Lehár gasse) im 6. Bezirk bei Otto Friedlaender, der 
bis 1938 Leitender Sekretär der Kammer der ge-
werblichen Wirtschaft für Wien gewesen war und 
später als Schriftsteller tätig wurde. Seine Ehe mit 
einer „Arierin“ bot Martins einen gewissen Schutz, 
obwohl er mehrmals eine Aufforderung bekam, 
sich in ein „Sammellager“ in der Castellezgasse zu 
begeben – die letzte Station vor der Deportation.65

Nach 1945 erhielt die Familie die ehemalige 
Wohnung als „Wiedergutmachung“ zugesprochen, 
und Martins bemühte sich wieder um die Befugnis 
als Zivilingenieur, nahm dabei aber das Prozedere 
zur Wiedererlangung seiner Befugnis nicht wider-
spruchslos hin.

→  Abb. IV/7       →  Abb. IV/8

Er verweigerte die neuerliche Ablegung des 
Eides und begründete dies damit, dass er sich nach 
seiner „weltanschaulichen Einstellung“ nicht ent-
schließen könne, einen Eid „lediglich aus formellen 
Gründen“ zu erneuern.66 Er erhielt die Befugnis 
1945, übte sie aber vorläufig nicht aus, Ende 1946 
legte er sie aus gesundheitlichen Gründen zurück.67 
Martin Martins wurde am 2. Juli 1954 im Festsaal 
der Technischen Hochschule das „Goldene 
Ingenieur diplom“ verliehen, zwei Monate später, am 
11. September 1954, starb er 76-jährig in Wien.68

→  Abb. IV/9

Abb. IV/6
Martin Martins, undatiert.
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Abb. IV/7 Schreiben von Martin Martins an die Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 1. 6. 1945.



Abb. IV/8 Der von Martin Martins ausgefüllte Fragebogen der Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 26. 9. 1945.



Neben der Aufnahme neuer Mitglieder und der 
Wiederaufnahme von Mitgliedern, deren Befugnis 
erloschen, unter Zwang zurückgelegt oder ent zogen 
worden war, stellte sich für die Kammern vor 

allem die Frage, ob ehemalige Parteimitglieder 
und  -funktionäre wieder aufgenommen werden 
durften. Dies hing eng mit der generellen Frage 
der Ent nazifizierung zusammen.

IV.2 
Entnazifizierung der Ziviltechniker

Das wiedererrichtete Österreich musste sich auf 
Anordnung der Besatzungsmächte seiner national-
sozialistischen Vergangenheit stellen und einen 
Umgang mit den Nationalsozialist:innen finden. 
Zu Kriegsende gab es in Österreich circa 550.000 
ehemalige Mitglieder der NSDAP, das waren knapp 
8 Prozent der Wohnbevölkerung. Wenn man die 
Familienmitglieder mitrechnet, war rund ein Viertel 
der Bevölkerung von der Entnazifizierung betroffen.69 
Unter den Ziviltechnikern war der Anteil an Partei-
mitgliedern höher als im Bevölkerungsschnitt, was 
mit ein Grund dafür war, warum der Umgang mit 
politisch belasteten Mitgliedern die (provisorischen) 
Ingenieurkammern mehrere Jahre beschäftigte.

IV.2.1 
Registrierung von Nationalsozialist:innen 

(Verbotsgesetz 1945)

Die gesetzlichen Grundlagen für die Entnazifizierung 
wurden mit dem Verfassungsgesetz vom 8. Mai 1945 
über das Verbot der NSDAP,70 dem sogenannten 
„Verbotsgesetz“, geschaffen. Mit diesem wurden die 
NSDAP, ihre Wehrverbände, Gliederungen und ange-
schlossenen Verbände sowie alle NS-Organisationen 
und Einrichtungen aufgelöst und verboten.71 Artikel II 
schrieb die „Registrierung der Nationalsozialisten“ 
vor. Als „Nationalsozialist“ galt, wer Mitglied oder 

Abb. IV/9 Martin Martins wird das Goldene Ingenieurdiplom im Festsaal der Technischen Hochschule Wien verliehen, 2. 7. 1954.
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Anwärter bei der NSDAP oder einem ihrer Wehrver-
bände (SS, SA, NSKK, NSFK) gewesen war, als Stich-
tag galt der 1. Juli 1933.72 „Illegale“, also Mitglieder 
der NSDAP zwischen 1. Juli 1933 und 13. März 1938, 
wurden des Hochverrats beschuldigt und waren 
mit Kerker von fünf bis zehn Jahren zu bestrafen.73 
Personen, die gegen das Völkerrecht oder das 
Kriegsrecht gehandelt hatten, wurden nach dem 
Kriegsverbrechergesetz74 angeklagt.

Die Frage nach der Zulässigkeit der Berufsaus-
übung von Ziviltechniker:innen war im Verbotsgesetz 
von 1945 noch nicht geregelt. Da sie nicht zu den 
öffentlichen Bediensteten im Sinne des Paragrafen 21 
zählten, war keine Rechtsgrundlage für die Bildung 
einer Sonderkommission zu ihrer politischen Beur-
teilung gegeben, die auch Entlassungen und Ruhe-
standsversetzungen aussprechen konnte.75 Auch die 
Bestimmungen des „Wirtschaftssäuberungsgeset-
zes“76 über die Entfernung von Nationalsozialist:in-
nen aus dem Wirtschaftsleben konnte auf Ziviltech-
niker nicht angewendet werden.77 Hingegen konnte 
einem Ziviltechniker und Kammermitglied, der „eine 
Handlung begangen hat, die ihn des Vertrauens 
unwürdig macht“, laut Absatz 25 der Verordnung 
Nr. 61/1937 die Befugnis vom zuständigen Landes-
hauptmann entzogen werden, und die Befugnis 
von Mitgliedern, die strafrechtlich verfolgt wurden 
oder inhaftiert waren, konnten gemäß Absatz 24 
eingestellt werden.78

„Illegale“ und politische NS-Leiter wurden unmit-
telbar nach Kriegsende von den Besatzungsmächten 
verhaftet und inhaftiert, darunter auch Ziviltechniker. 
Der in Graz ansässige und in der NS-Zeit zum 
STEWEAG79-Direktor aufgestiegene Zivilingenieur 
für das Bauwesen Karl Augustin (1888–1945)80 
wurde im Mai 1945 von den Sowjets verhaftet und 
zwangs weise nach Russland gebracht, um als Exper-
te für Wasserwirtschaft am Wiederaufbau der schwer 
zerstörten sowjetischen Wirtschaft mitzuarbeiten.81 
Augustin war seit 1933 Mitglied der NSDAP und 
ab 1938 Mitglied der SS, wo er die Position eines 
 SS-Hauptscharführers (ab 1941) sowie SS-Unter-
sturmführers (ab 1944) einnahm.82 Neben seiner 
Position in der STEWEAG war Augustin in der NS-
Zeit auch Gruppenfachwalter der Energiewirtschaft 
in der NSDAP Steiermark. Sein Schicksal in sowjeti-
scher Inhaftierung blieb lange Jahre ungeklärt, 
und erst 1955, nach der Unterzeichnung des öster-
reichischen Staatsvertrags, gab es seitens der 
sowjetischen Behörden vage Auskünfte über sein 
Schicksal: Demnach soll er am 15. November 1945 
gestorben sein. Über den Ort seines Todes gab 
es widersprüchliche Angaben.83

Der aus Judenburg stammende Zivilingenieur für 
das Bauwesen Hermann Grengg (1891–1978)84 wurde 

am 16. August 1945 in Kaprun von US-Soldaten ver-
haftet und in den US-Entnazifizierungslagern Golling 
und Glasenbach inhaftiert.85 Grengg war bereits seit 
März 193386 in Graz als NSDAP-Mitglied verzeichnet 
und machte nach dem „Anschluss“ eine steile Kar-
riere als Techniker. Er wurde zum Vorstandsdirektor 
der neu gegründeten Alpen Elektrowerke AG, Wien 
(AEW) berufen und war maßgeblich an den Planungen 
für Kaprun und am Aufbau einer Verbundwirtschaft 
in der Ostmark beteiligt.87 1946 wurde Grengg ohne 
Gerichtsverfahren aus der Haft entlassen und war 
anschließend wieder als Konsulent für die STEWEAG 
tätig. 1949 übernahm er die Lehrkanzel für Wasser-
bau an der TH Graz, die er gegen den Widerstand 
des zuständigen ÖVP-Ministers Felix Hurdes, aber 
mit der maßgeblichen Unterstützung des Landes-
hauptmanns Josef Krainer erhielt.88

Ziviltechniker, die wie die Genannten als politische 
NS-Akteure in Haft waren, meldeten sich meist 
gar nicht erst bei den Ingenieurkammern. Alle jene 
hingegen, die dem Aufruf der Kammern gefolgt 
waren, sollten auf Anweisung des Bundesministe-
riums für Handel und Wiederaufbau, der Oberauf-
sichtsbehörde der Ingenieurkammern, politisch 
überprüft werden. Die Kammern wurden aufgefor-
dert, ein Verzeichnis der befugnisberechtigten 
Personen zu übermitteln, die als Mitglieder in Be-
tracht kamen, dabei war zu unterscheiden zwischen 
Mitgliedern, gegen deren weitere Mitgliedschaft 
keine Einwände oder Bedenken bestanden, und 
Mitgliedern, bei denen eine weitere politische Über-
prüfung notwendig war.89 Die Einteilung wurde von 
einer kammerinternen „3-gliedrigen Kommission“ 
vorgenommen, die vom Ministerium zu genehmigen 
war, und stützte sich wie bei Neuaufnahmen auf 
Fragebögen, zum Teil auch Standesblätter und auf 
eidesstattliche Erklärungen der „alten Mitglieder“, 
außerdem war eine Überprüfung der Sicherheits-
direktion vorgeschrieben, die in einigen Fällen zeigte, 
dass die gemachten Angaben nicht oder nur teil- 
weise stimmten. Auch ein Vergleich mit den Mitglie-
derlisten von Juni 1938 zeigt, dass die Angaben nicht 
immer übereinstimmten, einige, die 1938 als Partei-
anwärter gekennzeichnet waren, gaben 1945 an, 
weder Mitglied noch Anwärter gewesen zu sein.90

Neben der politischen Vergangenheit prüfte die 
Kommission auch, ob eine Befugnis zu Recht be-
stand und aufrecht war. Personalakten der Kammern 
standen in vielen Fällen nicht zur Verfügung, weil 
diese zum Teil im Zuge der Auflösung der Kammern 
1943 verloren gegangen waren. Auch die Ingenieur-
konsulenten für Vermessungswesen, die in der NS-
Zeit als öffentlich bestellte Vermessungsingenieure 
dem Amt für Eich- und Vermessungswesen unter-
stellt waren, mussten um die Verleihung der Befugnis 
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Quellen Grafik IV/1 und IV/2: Schreiben zu Feststellung der IK-Mitglieder in den Bundesländern OÖ und Sbg, IK OÖ/Sbg, 1. 3. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.253-I/1/1946; Mitgliederliste der Ingenieurkammer für Oberösterreich und Salzburg, Stand 15. August 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, GZ 1, 30010/1946.

Grafik IV/1

Ergebnis der staatspolizeilichen Überprüfung ehemaliger Mitglieder, 
die sich bei der provisorischen Ingenieurkammer für Oberösterreich 
und Salzburg gemeldet hatten (Stand März 1946)

Grafik IV/2

NSDAP-Zugehörigkeit der Mitglieder der provisorischen Kammer für 
Oberösterreich und Salzburg (Stand März / August 1946)
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neu ansuchen. Bei ihnen konnten die Personalakten 
des Amts für Eich- und Vermessungswesen zur Be-
urteilung herangezogen werden.91

Die Kammer in Linz meldete bereits im März 1946, 
dass 33 der 46 Mitglieder in Oberösterreich des 
Jahres 1943 erfasst werden konnten und sieben neu 
zugezogen waren.92 Von den 13 Personen, die sich 
nicht gemeldet hatten, waren sieben in Haft, eine in 
Kriegsgefangenschaft, zwei vermisst, eine im Spital 
und zwei lebten nicht mehr in Oberösterreich. In 
Salzburg konnten 16 von 35 früheren Mitgliedern 
erfasst werden, fünf waren zugezogen. Die Kammer 
hatte somit 61 Personen politisch zu überprüfen. 
Von diesen waren 26 nie Parteimitglied gewesen, 
die anderen 35 Personen waren Parteianwärter oder 
-mitglieder gewesen, drei davon schwer belastet. 
Dabei handelte es sich um den ehemaligen kommis-
sarischen Präsidenten der Kammer Hans Arndt und 
den Geschäftsführer der Kammer Josef Sing, gegen 
die ein Disziplinarverfahren lief, und um das frühere 
Mitglied der Kammer Wien, Josef Scheer. Die sicher-
heitspolizeiliche Überprüfung der kammerinternen 
Fragebögen lag zum Zeitpunkt der Meldung aller-
dings noch nicht vor, die dreigliedrige Kommission 
sollte Mitglieder vernehmen, bei denen es Unklar-
heiten gab.

Die Ingenieurkammer in Linz war der Ansicht, es 
sei „eine genügende Anzahl von Kammermitglie-
dern vorhanden, welche in staatspolitischer Hinsicht 
einwandfrei sind und daher als wahlberechtigt an-
gesehen werden können. Es ist demnach die Durch-
führung von Wahlen der Kammerfunktionäre bereits 
möglich.“93 Das Ministerium war anderer Ansicht, 
es wären aufgrund der politischen Überprüfung nur 
42 Prozent der Mitglieder zur Wahl zugelassen, daher 
sei mit der Wahl noch zuzuwarten, zumal ein neues 
Kammergesetz in Aussicht sei.94

→  Grafik IV/1

Ein halbes Jahr später wurde erneut Meldung ge-
macht: Die staatspolizeiliche Prüfung hatte Wider-
sprüche in den Angaben von 1938 und 1945 zutage 
gebracht, und neun Mitglieder waren neu zugelassen 
worden, was den Anteil politisch unbelasteter Per-
sonen erhöhte. Mit Stand vom 15. August 1946 waren 
in Oberösterreich 28 Personen nicht belastet und 
27 Personen Anwärter oder Mitglieder der NSDAP 
gewesen. In Salzburg standen neun nicht belastete 
19 ehemaligen Parteianwärtern und -mitgliedern 
gegenüber. Eine Person war inhaftiert, eine zweite 
wurde strafrechtlich verfolgt, weshalb das Minis-
terium die oberösterreichische Landesregierung 
ermächtigte, deren Befugnis gemäß Absatz 24 der 
Verordnung Nr. 61/1937 einzustellen.95

Das Ministerium war mit der Berichterstattung nicht 
immer zufrieden – im Fall von Tirol und Vorarlberg 

wurde angemerkt, dass noch „kein klares Bild über 
die Lage der Kammer“ gewonnen werden konnte. 
Die Kammer solle sich darüber äußern, warum der 
Wortlaut der eidesstattlichen Erklärungen abgeän-
dert sei und ob die Parteianwärter und -mitglieder 
bereits durch die Sicherheitsdirektion überprüft 
worden seien.96 Dies war nicht der Fall, und tatsäch- 
lich ergab die Überprüfung, dass die Angaben 
nicht mit der Niederschrift der kammerinternen Über- 
prüfungskommission übereinstimmten, das Landes-
bauamt der Landeshauptmannschaft für Tirol räumte 
im Juli 1946 ein, dass weitere Überprüfungen not-
wendig seien. Da das Ministerium diesbezüglich 
keine weitere Nachricht erhielt, ersuchte es im 
Jänner 1947 „dringend, nunmehr jene Verfügungen 
als Aufsichtsbehörde“ zu treffen, die notwendig 
wären, um vertrauensunwürdigen Personen den Ver-
lust der Befugnis nach Absatz 25 der Verordnung 
Nr. 61/1937 auszusprechen.97

In den Ingenieurkammern sorgte die hohe Zahl 
an registrierungspflichtigen Mitgliedern für Probleme 
bei der Besetzung der provisorischen Vorstände, 
da die Zulassung zur geplanten Kammerwahl sowie 
die Besetzung von Kammerfunktionen nur politisch 
unbelasteten Mitgliedern möglich waren. So meldete 
die Landeshauptmannschaft Tirol im Juni 1946: 
„Da mit Ausnahme von 6 Persönlichkeiten sämtliche 
in Betracht kommenden Kammermitglieder der 
Partei angehört haben, ist die Zusammensetzung 
des neuen Kammervorstandes der hiesigen Inge-
nieurkammer mit Schwierigkeiten verbunden.“98 Drei 
von diesen gehörten zudem der gleichen Fachrich-
tung an. Der provisorische Leiter der Innsbrucker 
Kammer, Philipp Mitzka, berichtete im Jänner 1947, 
dass er unter diesen Umständen gezwungen ge-
wesen sei, ehemalige Angehörige der NSDAP einzu-
beziehen. Da die eidesstattlichen Erklärungen aber 
„nicht immer mit den Tatsachen übereinstimmten“, 
müsse die Überprüfung des Sicherheitsdirektors 
abgewartet werden, die noch immer ausständig sei. 
Seine Arbeit sei zudem dadurch erschwert, dass 
die Kanzlei der Kammer ausgebombt wurde, die 
Einrichtung außer einer alten beschädigten Schreib-
maschine vernichtet sei und ihm weder Sekretär 
noch Schreibkraft zur Verfügung stehe, da auch 
diese politisch belastet seien.99

Auch in der Ingenieurkammer für Steiermark und 
Kärnten hatte man keine große Auswahl an nicht 
registrierten Ziviltechnikern für die Besetzung des 
Vorstands – ein Umstand, der in Graz dazu führte, 
dass auch ehemalige NSDAP-Mitglieder den Weg 
in eine Kammerfunktion fanden. Dies rief kritische 
Stimmen hervor, wie ein Schreiben des Kammer- 
mitglieds Zivilarchitekt Richard Baumgartner 
an das Ministerium zeigt. Die Architekten-Sektion 
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bestehe aus 16 Mitgliedern, davon seien 14 bei der 
Partei gewesen, es blieben nur zwei Unbelastete, 
Baumgartner selbst und Architekt Friedrich Zotter, 
der aber nicht in den Vorstand wolle, weil er Obmann 
der Zentralvereinigung der Architekten Österreichs 
sei. Baumgartner endet mit der Feststellung, dass 
der Leiter der Ingenieurkammer in Graz, Anton 
Hofmann, nicht bereit sei, hier Änderungen – gemeint 
ist wohl die Absetzung der belasteten Person – 
herbeizuführen.100 Das Ministerium wies die Landes-
hauptmannschaft in der Steiermark an, für einen 
geordneten Vorstand zu sorgen und die in Frage 
kommenden Personen eine eidesstattliche Erklärung 
unterfertigen zu lassen, dass sie politisch unbelastet 
seien.101 Damit war für das Ministerium die Frage der 
personellen Besetzung des provisorischen Vorstands 
vorerst abgeschlossen.

Beschwerdekommission nach 
§ 7 Verbotsgesetz

Viele Ziviltechniker bemühten sich um eine Strei-
chung aus den Registrierungslisten. Registrierte 
Personen hatten die Möglichkeit, nach Paragraf 7 
um „Nachsicht von der Registrierung“ anzusuchen. 
Bis zum Frühjahr 1946 wurden zum Beispiel in 
Kärnten von den 45.000 Registrierten 37.398 „Nach- 
sichtsgesuche“ eingereicht, die entsprechenden 
Akten in den Beständen der Bezirksverwaltungs-
behörden bezeichnet Wilhelm Wadl als die „wohl 
[…] größten Lügenansammlungen unter den zeitge-
schichtlichen Quellen“.102

Die Entscheidung über einen Antrag zur Nachsicht 
wurde von der „Beschwerdekommission nach § 7 
des Verbotsgesetzes“ getroffen, die ab 1946 beim 
Bundesministerium für Inneres eingerichtet war und 
als oberste Instanz über die Streichung als „Regis-
trierpflichtiger“ aus den Listen entschied. Die Kom-
mission bestand aus einem Richter als Vorsitzendem 
und sechs weiteren Mitgliedern, davon mindestens 
zwei für das Richteramt geeignete Personen.103 Mit 
den Feststellungen der Beschwerdekommission 
„über die politische Zugehörigkeit zur NSDAP“104 der 
Antragsteller:innen konnten Berufsverbote aufgeho-
ben oder bestätigt werden.

Ein Beispiel für eine Beschwerde nach Paragraf 7 
VG ist das Verfahren von Franz Siegl (1903–1968), 
der die Befugnis eines Zivilgeometers im April 1937 
erhalten und am 4. Mai 1937 seinen Eid bei der 
burgen ländischen Landeshauptmannschaft in Eisen-
stadt abgelegt hatte.105 1939 verlegte er seine Kanz-
lei von Mattersburg im Burgenland nach Wien.106 In 
der NS-Zeit wurde Siegl mit der Nr. 704 in die „Liste 
der öffentlich bestellten Vermessungsingenieure“ 
aufgenommen.107 Im Jänner 1946 suchte er bei der 

Ingenieurkammer Wien, Niederösterreich und Burgen- 
land um „Eintragung in die Liste der Ingenieur- 
konsulenten für das Vermessungswesen“ an.108 
Allerdings lief gegen ihn ein Volksgerichtsverfahren 
nach Paragraf 10 und 11: Er wurde beschuldigt, 
„illegaler“ Nationalsozialist gewesen zu sein und 
die Funktion eines Zellenleiters ausgeübt zu haben. 
Er reichte Beschwerde bei der Beschwerdekom-
mission des Bundesministeriums für Inneres ein.109 
Beigebrachte Zeugenaussagen sollten die Anschul-
digungen entkräften. So berichtete der Gendar- 
merieposten Mattersburg, dass Siegl die Funktion 
eines Zellenleiters vom November 1938 bis März 
1939 nur „aushilfsweise“ innegehabt habe.110 Ent- 
lastung vom Vorwurf der „illegalen“ Betätigung sollte 
die Aussage des Volksschuldirektors in Mattersburg 
bieten. Dieser gab an, dass er als Bezirksleiter der 
Vaterländischen Front mit den politischen Gegeben-
heiten bestens vertraut war und er daher von einer 
„illegalen“ Tätigkeit Franz Siegls gewusst hätte: „Er 
hat sich seines Wissens nie illegal betätigt. Da er 
in nationalsozialistischen Kreisen verkehrte, wurde 
er anlässlich des Juliputsches 1934 in Schutzhaft 
genommen. Eine politische Bestrafung sei jedoch 
nie erfolgt.“111 Mit 11. Oktober 1949 entschied die 
Beschwerdekommission auf Grundlage der Beweis-
lage, dass Siegl sich während der Verbotszeit nicht 
in der NSDAP betätigt und die Funktion eines Zellen-
leiters nur „stellvertretungsweise“ ausgeübt hatte. 
Daher war der „Beschwerde Folge zu geben“.

→  Abb. IV/10

Siegls Befugnis wurde ihm vom Ministerium für 
Handel und Wiederaufbau am 9. Jänner 1950112 wieder 
verliehen und am 16. Mai 1950113 auch seitens der 
Kammer bestätigt. Somit konnte er seine Tätigkeit 
als Ziviltechniker erneut ausüben.114

„Nachsicht der Sühnefolgen“ 
nach § 27 Verbotsgesetz 1945

Das Verbotsgesetz 1945 sah außerdem die Möglich-
keit zur „Nachsicht der Sühnefolgen“115 nach Para-
graf 27 vor. Anträge wurden seitens des Bundes-
ministers für Inneres bei der Präsidentschaftskanzlei 
eingebracht und mussten direkt von der Person des 
Bundespräsidenten bewilligt werden.

Von diesem Verfahren profitierten einige Zivil- 
techniker, unter ihnen der Zivilingenieur für das 
Bau wesen Josef Heidinger, der in der NS-Zeit kom-
missarischer Leiter der Ingenieurkammer für Steier-
mark und Kärnten (1938–1942) war. Er trug sich 
am 21. Juni 1945 in die Registrierungsliste ein und 
gab seine Mitgliedschaft bei der NSDAP von 1. Mai 
1938 bis 27. April 1945 und jene bei der SA mit 1. No-
vember 1938 bis 27. April 1945 an. Außerdem sei er 
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Abb. IV/10 Die Beschwerdekommission nach § 7 VG gibt der Beschwerde von Franz Siegl statt, 11. 10. 1949.



Abb. IV/11 Der Bundesminister für Inneres stellt für das ehemalige NSDAP- und SA-Mitglied Josef Heidinger einen Antrag 
 auf Nachsicht der Sühnefolgen, 25. 8. 1949.



Kreisamtsleiter für Technik der NSDAP vom 1. Juli 1938 
bis 27. April 1945 gewesen. Wenige Monate später, am 
5. September 1945, richtete Heidinger an die Stadt-
gemeinde Graz als Registrierungsbehörde ein Ansu-
chen mit der „Bitte um Nachsicht von der Registrie-
rung als ehemaliger Angehöriger der NSDAP“,116 
mit der Begründung, er habe seine Mitgliedschaft bei 
der NSDAP nicht zum Nachteil anderer ausgenützt 
und wichtige Projekte für die Stadt Graz verwirklicht. 
Die Nachforschungen zu seiner Parteimitgliedschaft 
ergaben jedoch, dass seine Angaben nicht stimmten 
und er bereits 1935 in die NSDAP eingetreten 
war, damit galt er als „Illegaler“.117 Es wurden weitere 
Nachforschungen in die Wege geleitet,118 und 
Heidinger wurde als „belastete Person im Sinne des 
VG. 1947“119 eingestuft. Am 25. August 1949 wurde 
seitens des Bundesministeriums für Inneres der 
Antrag um Nachsicht der Sühnefolgen eingebracht.120

→  Abb. IV/11

Bereits am 27. August 1949 stellte Bundespräsi-
dent Renner ihm die „Resolution“ mit der Begrün-
dung aus, dass er seine Zugehörigkeit zur NSDAP und 
SA nicht missbraucht habe.121 Interessant ist hier-
bei eine Anmerkung am Antrag um Nachsicht der 
Sühne folgen: „Auf Konto SPÖ.“ Es dürfte sich dabei 
um die Unterstützung nach einem kontingentierten 
System der beiden Regierungsparteien ÖVP und 
SPÖ der großen Koalition gehandelt haben.122 Damit 
war auch Heidinger entnazifiziert, und er konnte 
1950 sein Ansuchen zur Wiedererteilung der Befug- 
nis eines Zivilingenieurs für das Bauwesen einrei-
chen, die ihm per Bescheid vom 25. März 1950 be-
kannt gegeben wurde.123

IV.2.2 
„Belastete“ und „minderbelastete“ 

Ziviltechniker 
(Nationalsozialistengesetz 1947)

Zu Beginn des Jahres 1947 wurde das Verbotsgesetz 
novelliert. Mit dem „Nationalsozialistengesetz“,124 
wie es jetzt auch bezeichnet wurde, wurde die alte 
Einteilung in „Illegale“ und Registrierungspflichtige 
abgelöst durch eine neue Einteilung in „Belastete“ 
und „Minderbelastete“. Zu den „belasteten“ Personen 
zählten Angehörige der SS, der Gestapo oder des 
SD – unabhängig von ihrem Dienstgrad – sowie An-
gehörige der SA vom Untersturmführer aufwärts, 
weiters „Illegale“, Träger:innen von Auszeichnungen, 
Funktionär:innen der NSDAP und Personen, die nach 
dem Kriegsverbrechergesetz verurteilt worden waren. 
Mitläufer:innen, die keine aktive Parteiarbeit geleistet 
hatten, wurden hingegen als „minderbelastet“ einge-

stuft. Damit galt als entscheidendes Kriterium nicht 
mehr die Parteimitgliedschaft, sondern der Grad 
des Engagements in der NSDAP. Beide Gruppen 
(„Belastete“ und „Minderbelastete“) waren weiter-
hin „sühnepflichtig“, aber in unterschiedlichem Aus-
maß. Darunter fielen Berufsverbote, Einschränkung 
des Wahlrechts, Ausschluss von Hochschulstudien 
und Ähnliches.125 Darüber hinaus mussten „Sühne-
abgaben“126 geleistet werden, die sich nach dem 
Einkommen und Vermögen der Person richteten.

„Belastete“ Personen durften nicht als Ziviltech-
niker:innen tätig sein, sie verloren ihre Befugnis und 
waren damit auch nicht mehr Kammermitglieder.127 
Auch für „Minderbelastete“ sah das Gesetz im Rah-
men der „Sühnefolgen“ ein Berufsverbot bis zum 
30. April 1950 vor – ihre Befugnis wurde bis zu die-
sem Zeitpunkt ruhend gestellt, und sie waren vom 
aktiven und passiven Wahlrecht in der Kammer aus-
geschlossen.128 Eine vorläufige Zulassung zur Be-
rufsausübung konnte aber durch Einspruch erwirkt 
werden, wovon ausgiebig Gebrauch gemacht wurde.

Kommission nach 
§ 19/2 Verbotsgesetz 1947

Wie in Paragraf 19 Absatz (2) des Verbotsgesetzes 
1947 vorgesehen, wurden bei den zuständigen Mi-
nisterien Kommissionen eingerichtet, die über die 
Zulassung zur Berufsausübung „minderbelasteter“ 
Personen entscheiden konnten.129 Für Ziviltechni-
ker:innen war das Bundesministerium für Handel und 
Wiederaufbau zuständig, mit Außensenaten an den 
Standorten der österreichischen Ingenieurkammern 
in Graz, Linz und Innsbruck. Die Kommissionen setz-
ten sich zusammen aus dem Bundesminister bzw. 
einem Vertreter des Ministers als Vorsitzendem, 
einem Vertreter des Bundesministeriums, einem An-
gehörigen der Berufsvertretung des Betroffenen – 
für Ziviltechniker:innen war das die Ingenieurkammer – 
und je einem Vertreter der drei anerkannten politi-
schen Parteien. Die Entscheidungen waren mit einer 
Mehrheit von vier Stimmen zu treffen.130

In der Regel wurden „minderbelastete“ Ziviltech- 
niker:innen von der Kommission – vorerst bis 30. April 
1950 – zur Berufsausübung und zum aktiven, nicht 
jedoch zum passiven Wahlrecht zugelassen.131 Aber 
es gab auch Ausnahmen, bis November 1947 wurden 
zehn Anträge negativ entschieden.132 Ein Beispiel ist 
Hermann Kutschera (1903–1991), Zivilarchitekt seit 
1931.133 Er war illegales Parteimitglied134 und wurde 
1947 als „minderbelastet“ eingestuft. Sein Ansuchen 
auf Zulassung zur Berufsausübung wurde von 
der Kommission am 25. November 1947 abgelehnt, 
womit er der Sperrfrist bis 30. April 1950 unterlag.135 

→  Abb. IV/12
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Quelle: Ziviltechniker NS-Gesetz. ÖStA/AdR, BMfHuW 178.359/I-1/1947.

Tabelle IV/1

Zur Berufsausübung zugelassene und nicht zugelassene Ziviltechniker 
nach Verbotsgesetz 1947 (Stand 1947)

Ingenieur-
kammer 
in

Wien 396 8 114 15 4
   (+14 noch nicht
    entschieden)

Linz 103 14 35 2 –

Graz 127 50 78 – –

Innsbruck 40 6 32 3 –

Summe 666 92 259 20 4

Zahl aller zur 
Berufsausübung 
berechtigten, 
tätigen ZT 
(ohne ruhende 
Befugnis)

Zahl der auf-
grund der 
Bestimmungen 
des VG 1947 
(§ 18 u. 19) nicht 
zugelassenen ZT

Zahl aller zur 
Berufsausübung 
zugelassenen 
ZT, die in den 
Reg.-Listen 
verzeichnet 
sind

Zahl der ZT, 
die gemäß § 17, 
Abs. 4, VG 
1947 von der 
Sühnepflicht 
ausgenommen 
sind

Zahl der ZT, die 
gemäß § 27, 
VG 1947 eine 
Ausnahme-
bewilligung bzgl. 
des Verbotes 
der Berufs- 
ausübung haben



Bei einigen „Minderbelasteten“ ist nicht klar, ob 
ihr Antrag abgelehnt wurde oder sie gar keinen ge-
stellt hatten. Der Zivilingenieur für technische Chemie 
Roman Grengg (1884–1972)136 war seit 1931 ordent-
licher Professor an der TH Wien und stand dem 
Institut für Mineralogie und Baustoffkunde II vor.137 
Während der NS-Zeit wurde dieses zum „Institut 
für angewandte Mineralogie und Petrographie“ und 
übernahm im Auftrag des NS-Regimes Forschungs-
arbeiten zu Themen wie „Bentonitsuspension zur 
Bekämpfung von Phosphorbränden“ oder „Chemische 
Betonzerstörung“. Ebenso führte Grengg mit sei-
nem Institut Untersuchungen zu den ostmärkischen 
Sandvorkommen sowie Bodenuntersuchungen 
für das Bauwesen in Wien für den Luftkrieg bzw. 
Luftschutz durch.138

Als die Kammer für Oberösterreich und Salzburg 
dem Ministerium im November 1946 die Kanzleiver- 
legung Grenggs von Wien nach Salzburg meldete,139 
informierte das Ministerium die Kammer, dass 
Grengg als illegales Mitglied der NSDAP verzeichnet 
sei und Mitglied des NS-Beirats der Technischen 
Hochschule Wien gewesen war. In dieser Funk-
tion hatte er Entlassungen veranlasst und war mit 
Kriegsende als „politisch belastet“ aus dem Staats-
dienst entlassen worden.140 Das Ministerium könne 
die Verlegung von Grenggs Kanzleistandort „im 
Hinblick auf seine politische Belastung“ nicht zur 
Kenntnis nehmen.141 Allerdings stellte sich heraus, 
dass Grengg laut Auskunft des Bürgermeisters der 
Gemeinde Kallham vom 2. Mai 1947 in die „Kate-
gorie der Minderbelasteten“ fiel.142 Damit konnte 
Grengg ab 1947, gemeinsam mit seiner Tochter, in 
Bad Schallerbach (Oberösterreich) ein Labor zur 
Wasseruntersuchung betreiben, allerdings nicht 
in Ausübung seiner Befugnis als Zivilingenieur für 
technische Chemie.143 1953 scheint sein Name auch 
wieder in der Liste der Zivilitechniker:innen auf.144 
Seine Befugnis wurde im Jahr 1962 gelöscht.145 
Grengg bemühte sich 1951 auch um die Reaktivie-
rung seiner Lehrbefugnis als Hochschullehrer, die 
ihm vom Professorenkollegium der Technischen 
Hochschule allerdings verweigert wurde.146

In einer Mitgliederliste der Ingenieurkammer für 
Steiermark und Kärnten vom Juli 1947 sind mehr als 
die Hälfte der insgesamt 113 Namen markiert mit 
der Anmerkung: „vom Senat behandelt und zugelas-
sen“147 – gemeint waren die in den Bundesländern 
eingerichteten Außensenate der Kommission. Die 
hohe Zahl der Markierungen ist ein Hinweis auf den 
beachtlichen Anteil an „minderbelasteten“ Mitglie-
dern in der Kammer. Überraschend ist das allerdings 
nicht, bedenkt man die hohe Anzahl von Parteimit-
gliedern in der Ingenieurkammer für Steiermark und 
Kärnten bereits 1938 (→  S. 96).

Ende 1948 berichteten die Kammern dem Bundes - 
ministerium für Handel und Wiederaufbau im Detail 
über die Anzahl der Kammermitglieder mit Stichtag 
1. Dezember 1947 und den Stand der sicherheits- 
polizeilichen Überprüfungen. In Wien wurden acht 
Personen zur Berufsausübung nicht zugelassen, wo-
bei nicht ausgewiesen ist, ob es sich um „belastete“ 
oder „minderbelastete“ Personen handelte, 14 „min-
derbelastete“ Fälle waren noch nicht entschieden.148 

Bei den Zahlen der Ingenieurkammer in Graz fällt 
die hohe Zahl der nicht zugelassenen Personen auf, 
127 zur Berufsausübung Berechtigten standen 50 
dazu nicht Berechtigte gegenüber, wobei auch hier 
nicht ausgewiesen ist, ob es sich um „belastete“ oder 
„minderbelastete“ Personen handelte. Auffallend ist, 
dass keine von der Sühnepflicht ausgenommenen 
Personen und auch keine Ausnahmebewilligungen 
verzeichnet waren,149 was vermuten lässt, dass diese 
Fälle noch nicht behandelt waren. Die Linzer Kammer 
verzeichnete 14 nicht zugelassene Personen, davon 
sechs belastete, zwei minderbelastete und sechs 
Personen, die kein Gesuch um Nachsicht von den 
Sühnefolgen bzw. vom Berufsverbot eingereicht 
hatten.150 Die Tiroler Kammer unterschied bei den 
sechs nichtzugelassenen Fällen nicht in „belastet“ 
und „minderbelastet“; die Ausnahmen von der 
Sühnepflicht betrafen eine Person über 70 Jahre 
und zwei „Invalide“.151

Anfang November 1947 gab das Bundesministe-
rium dem Alliierten Rat in einer Übersichtstabelle 
Auskunft über den ,,Stand der Entnazifizierungsver-
fahren“ in den vier Ingenieurkammern.

→  Abb. IV/13

IV.2.3 
Volksgerichtsverfahren

Die mit einer Registrierung verbundenen hohen Stra-
fen führten in der Praxis dazu, dass falsche Angaben 
zur ehemaligen politischen Zugehörigkeit gemacht 
wurden, wobei vor allem die illegale Parteimitglied-
schaft verschwiegen bzw. geleugnet wurde. Perso-
nen, die nach Paragraf 10 des Verbotsgesetzes 1945 
als illegale Nationalsozialist:innen galten, wurden 
wegen Hochverrats angeklagt. Das Verschweigen 
der illegalen NSDAP-Mitgliedschaft galt als Betrug 
und war ein häufiges Delikt, das vor den Volksge- 
richten nach Paragraf 8 VG verhandelt wurde. Be- 
stätigte sich die Anklage, konnte ein Verfahren nach 
Paragraf 10 folgen. Schwerer wogen Vergehen, 
die nach dem Kriegsverbrechergesetz152 geahndet 
wurden, wie der Vorwurf von „Kriegshetzerei“ (§ 2) 
oder Denunziation (§ 7). Auch in der Berufsgruppe 
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Abb. IV/12 Die Salzburger Landesregierung teilt Hermann Kutschera mit, dass er von der Kommission nach § 19 (2) VG 
 zur Berufsausübung vor dem 30. Mai 1950 nicht zugelassen wurde, 13. 3. 1948.



Abb. IV/13 Das Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau unterrichtet den Alliierten Rat über den Stand der Entnazifizierung 
 in seinem Wirkungsbereich, Stand Anfang November 1947.



der Ziviltechniker:innen gab es etliche Fälle, die vor 
den Volksgerichten behandelt wurden.

Karl Lipp (1888–1967) war seit 1920 Zivilingenieur 
für technische Chemie, Gas- und Feuerungstechnik 
in Graz.153 Gegen Lipp wurde 1946 ein Volksgerichts-
verfahren am Landesgericht Graz eröffnet. Er wurde 
beschuldigt, die illegale Parteimitgliedschaft ver-
schwiegen zu haben und sowohl im Wähleranlage-
blatt als auch bei der Registrierung falsche Angaben 
gemacht zu haben. Lipp gab bei seiner Vernehmung 
vor dem Landesgericht Graz an, zwar bereits 1932 
Mitglied der österreichischen NSDAP gewesen zu 
sein, allerdings im Juli 1933 wieder ausgetreten zu 
sein und ab dann auch keine Mitgliedsbeiträge mehr 
bezahlt zu haben. Erst im April 1938 sei er wieder in 
die Partei eingetreten. Er führte Zeugen an, die seine 
Angaben bestätigten. Die Anklage wurde schließlich 
zurückgezogen.154 Nach der Erkenntnis der „Kom-
mission nach § 19“ vom 25. September 1947 wurde 
er als „minderbelastet“ eingestuft und konnte wieder 
seinen Beruf als Zivilingenieur für technische Chemie 
ausüben.155

Robert Oedl (1898–1978),156 Zivilingenieur für 
Vermessungswesen, war Betriebsführer und Teilha-
ber der Zementfabrik Gebrüder Leube in Gartenau 
in Salzburg. Er war illegales Parteimitglied, NSKK-
Korpsführer, Wirtschaftsberater bei der Gauleitung 
in Salzburg und Kreisstabsführer des Volkssturms 
im Kreis Hallein. 1943 wurde Oedl zum „Obmann für 
Qualitätsarbeit für die Industrie der Steine und Er-
den im Gau Salzburg“ ernannt157 und seine Tätigkeit 
1944 auf den Gau Tirol-Vorarlberg erweitert.158 Er 
wurde aufgrund seiner Funktionen nach Paragraf 10 
und 11 des Verbotsgesetzes sowie wegen Denunzia-
tion unter Ausnützung seiner Machtbefugnisse nach 
Paragraf 5 des Kriegsverbrechergesetzes angeklagt. 
Ihm wurde vorgeworfen, er habe Arbeiter seines 
Betriebes verhaften lassen, eine Zwangsarbeiterin 
wegen Kohlendiebstahl der Gestapo gemeldet. Eine 
Näherin habe er der Beziehung zu einem auslän-
dischen Arbeiter bezichtigt, diese wurde daraufhin 
verhaftet und in ein KZ eingeliefert. Oedl wurde 
bereits im Jahr 1945 von der amerikanischen Be-
satzungsmacht in Salzburg verhaftet und in Lager 
Glasenbach interniert. Im Zuge des Volksgerichts-
verfahrens in Salzburg wurde er im März 1947 zur 
Vernehmung von Glasenbach in das Gefangenen-
haus am Landesgericht Salzburg überstellt.159 Im 
Mai 1947 wurde er auf freien Fuß gesetzt. Oedl ge-
lang es in dem Verfahren offenbar, zwei von seinen 
Anzeigen betroffene Personen, den „Hilfsarbeiter 
Seibold“ und die „Näherin E. Reiter“, davon zu über-
zeugen, ihre zunächst schweren Beschuldigungen 
zu mildern und ihn damit zu entlasten. Das Verfahren 
wurde 1949 eingestellt.160

Ein besonders prominentes Beispiel ist der Fall 
des Zivilingenieurs für das Bauwesen, Franz Visintini, 
der seit dem „Anschluss“ im März 1938 kommissari-
scher Leiter bzw. ab 1943 Präsident der „Ingenieur-
kammer für Wien, NÖ und Bgld. in Liquidation“ war 
(→  S. 64). Er war bereits 1932 der NSDAP beigetreten 
und soll auch Träger des Goldenen Ehrenzeichens 
der NSDAP gewesen sein.161 Eine Voruntersuchung 
der Staatsanwaltschaft Linz konnte das in seinem 
Volksgerichtsverfahren nicht bestätigen, ebenso 
wurden die Beschuldigungen nach Paragraf 8 und 11 
des Verbotsgesetzes – falsche Angaben bei der 
Registrierung und höhere Funktion in der Partei – 
entkräftigt. Dass er illegales Parteimitglied war, hatte 
Visintini bei der Registrierung angegeben. Seit der 
Amnestie 1948 war dies nicht mehr strafbar, das Ver-
fahren wurde eingestellt.

Der Zivilingenieur für das Bauwesen Karl 
Breitenthaler hatte in der NS-Zeit ebenfalls eine be-
deutende Position inne, er war von 1940 bis 1945 
Gauhauptmann des Reichsgaues Oberdonau. Bereits 
in den 1920er Jahren war er in der NSDAP aktiv. 
1938 bis 1945 wurde er von August Eigruber, Gau-
leiter von Oberdonau, zum Landesstatthalter von 
Oberdonau und Kommissär für Arbeitsbeschaf-
fung bestellt. Am 30. Juni 1945 wurde er aus dem 
Beamten verhältnis entlassen.162 1946 wurde er 
nach den Paragrafen 10 und 11 des Verbotsgesetzes 
( Illegalität und höhere politische Funktion) sowie 
Paragraf 2 und 8 des Kriegsverbrechergesetzes 
(Kriegshetzerei und Hochverrat am österreichischen 
Volk) angeklagt. Breitenthaler bekannte sich nicht 
schuldig, die Einvernahmen und Zeugenaussagen 
wurden durch seine Krankheit verzögert, 1950 starb 
er, und das Verfahren wurde eingestellt.163

August Schmöller (→  S. 102), Zivilingenieur für Hoch- 
bau und ebenfalls Mitglied der Ingenieurkammer 
für Oberösterreich und Salzburg, hatte sich vor dem 
Volksgericht wegen Verstoß gegen das Verbots-
gesetz, Paragraf 11, zu verantworten, er war Gauamts- 
leiter für Technik Oberdonau und enger Mitarbeiter 
von Gauleiter August Eigruber. 1949 wurde er zu 
15 Monaten schwerem Kerker verurteilt, allerdings 
wurden ihm die Zeit der Inhaftierung in Glasenbach 
und am Landesgericht Linz angerechnet, und die 
Strafe galt als verbüßt. Ein Gnadengesuch an den 
Bundespräsidenten war erfolgreich, und seine Unbe-
scholtenheit war 1952 wiederhergestellt.164

Je länger die Verfahren dauerten, desto milder 
waren Öffentlichkeit und Behörden gegenüber ehe- 
maligen Nationalsozialist:innen gestimmt. Die 
Amnestien ab 1948165 bildeten den Abschluss der 
politischen Entnazifizierung in Österreich,166 die mit 
der generellen Amnestie 1957167 ihren Schlusspunkt 
fand. Für die Politik hatte ohnehin die politische 
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Selbstständigkeit und demokratische und wirtschaft- 
liche Entwicklung Priorität. „Als dies alles erreicht 
war, stellte die gerichtliche Verfolgung von NS-Tätern 
in der Ära der Großen Koalition sowie unter ÖVP- 
und SPÖ-Alleinregierungen kein Thema mehr dar.“168

Die angeführten Beispiele entsprechen der Hetero-
genität der Entnazifizierungen in Österreich. 
Ein Großteil der registrierungspflichtigen Ziviltech- 

niker:innen konnte durch Nachsichts-, Ausnahme- 
und Gnadengesuche sowie Einsprüche bei der 
Beschwerdekommission die Streichung aus den 
Registrierungslisten oder die Herabstufung von 
„belasteter“ zu „minderbelasteter“ Person erreichen. 
Die Strafverfahren vor dem Volksgericht endeten 
in der Mehrzahl der Fälle – wie auch die obigen Bei-
spiele – mit der Einstellung des Verfahrens oder einer 
positiven Entscheidung über ein Gnadengesuch.169

IV.3 
Konsolidierung der Kammer und Ziviltechnikergesetz 1957

Da in den unmittelbaren Jahren nach dem Krieg die 
Entnazifizierungen der Kammermitglieder einen 
Großteil der Arbeit der Ingenieurkammern umfassten, 
nahmen diese erst ab 1947 verstärkt die Regelung 
der eigenen Organisation in Angriff. Im Sommer 
1947 wurden seitens des Gesetzgebers die ersten 
Verordnungen erlassen, mit denen das jeweilige 
Kammer statut für alle vier Ingenieurkammern erst-
mals nach 1945 gesetzlich festgelegt wurde.170 
Dieses regelte unter anderem den „Sprengel und 
den Sitz der Ingenieurkammer“ (§ 1), die Sektionen 
(§ 2), die Organe (§ 4), die Vollversammlungen (§ 5), 
die Zusammensetzung des Kammervorstandes 
sowie der Sektionsvorstände (§ 6) und die Wahlen 
(§ 8). Im Wesentlichen waren die Statuten für alle 
Ingenieurkammern ident, lediglich die Sektions- 
einteilung in „Konsulenten-Sektion“ und „Allgemeine 
Sektion“ blieb im Kammerstatut der Ingenieurkam-
mer für Tirol und Vorarlberg unberücksichtigt, dort 
gab es weiterhin nur eine Sektion.

Damit hatten sich die Ingenieurkammern so weit 
konsolidiert, dass vermutlich noch 1947 oder 1948 
Wahlen der Kammervorstände abgehalten werden 
konnten. Im „Österreichischen Schreibkalender“ 
von 1947 ist noch von den „provisorischen Leitern“ 
der Kammern die Rede,171 aber bereits in der Aus-
gabe 1948 wurden sie als „Präsidenten“ der Inge-
nieurkammern angeführt,172 was auf eine dazwischen 
stattgefundenen Kammerwahl schließen lässt, die 
folgende Präsidenten bestätigte:

Egon Magyar, Präsident der Ingenieurkammer 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland, 
1948–1951 (seit 1945 prov. Leiter)

Anton Hofmann, Präsident der Ingenieurkammer 
für Steiermark und Kärnten, 1937–1938 und 
1948–1954 (seit 1945 prov. Leiter)

Hans Schachermeyr, Präsident der Ingenieur- 
kammer für Oberösterreich und Salzburg, 
1925–1938 und 1948–1950 (seit 1945 prov. 
Leiter)

Philipp Mitzka, Präsident der Ingenieurkammer 
für Tirol und Vorarlberg, 1948–1949 (seit 1946 
prov. Leiter)

Novellierung der 
Kammerstatuten 1951

Bereits wenige Jahre später kam es zur ersten Novel- 
lierung der Kammerstatuten. Diese sollte die zu-
nehmenden Bestrebungen der Architekt:innen, eine 
eigene Architektenkammer zu gründen, besänftigen. 
Die Einführung des Reichskulturkammergesetzes 
in der NS-Zeit hatte die Trennung der bis dahin ver-
einten institutionellen Standesvertretung der Zivil- 
architekten von den übrigen Ziviltechnikern voll-
zogen (→  S. 80), was bei den Architekt:innen den 
alten Wunsch zur Gründung einer eigenständigen 
Architektenkammer verstärkt hatte. Unterstützt 
wurde dieser Wunsch vor allem von der „Berufsver-
einigung der Architekten“,173 die die Mitglieder der 
Fachgruppe der Architekt:innen aus der liquidierten 
Reichskammer der bildenden Künste vertrat.

Die strittige Frage wurde 1951 seitens der Gesetz-
geberin gelöst, indem die „Verordnung zur Abän-
derung des Kammerstatuts“ eine neue, zusätzliche 
Sektion für die Gruppe der Architekt:innen in der 
Ingenieurkammer vorsah.174 Die Verordnung be-
schränkte sich vorerst nur auf die Ingenieurkammer 
für Wien, Niederösterreich und Burgenland,175 wurde 
aber 1954 in das Kammerstatut der Ingenieurkam-
mer für Oberösterreich und Salzburg176 sowie 1960 
in jenes der Ingenieurkammer für Steiermark 
und Kärnten übernommen.177 Damit waren diese 
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Abb. IV/14 Das Bundesgesetzblatt mit dem 146. Bundesgesetz vom 11. Juni 1957 über die staatlich befugten und beeideten Architekten, 
 Ingenieurkonsulenten und Zivilingenieure, dem Ziviltechnikergesetz.



Ingenieurkammern in drei Sektionen organisiert: 
 Architekten-Sektion, Konsulenten-Sektion und 
 Allgemeine Sektion. Eine Ausnahme bildete die 
Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg, die an 
ihrem Kammerstatut von 1947 festhielt, das keine 
getrennten Sektionen vorsah.

Ziviltechnikergesetz 1957

Parallel zur Regelung der Organisation durch die 
Kammerstatuten erfolgte in Abstimmung mit den 
Ingenieurkammern auch die gesetzliche Neuordnung 
des Ziviltechnikerwesens, die in das „Bundesgesetz 
vom 18. Juni 1957 über die staatlich befugten und 
beeideten Architekten, Ingenieurkonsulenten und 
Zivilingenieure (Ziviltechnikergesetz)“ mündete.178

→  Abb. IV/14

Das Ziviltechnikergesetz regelte die „Ausübung 
des Berufes eines staatlich befugten und beeideten 
Ziviltechnikers (Architekten, Ingenieurkonsulenten 
und Zivilingenieure)“ neu und setzte alle bisherigen, 
seit 1860 im Bereich des Ziviltechnikerwesens 
getroffenen Verordnungen und Novellierungen außer 
Kraft, was endlich Klarheit in den unübersichtlich 
gewordenen Paragrafendschungel brachte.

Eine wesentliche Änderung zu den bisherigen 
Regelungen war der im Paragraf 2 festgelegte 
„Schutz der Berufsbezeichnungen ‚Ziviltechniker‘, 
‚Architekt‘, ‚Ingenieurkonsulent‘ und ‚Zivilinge-
nieur‘“,179 deren missbräuchliche Verwendung nun 
strafbar wurde.180 Eine Neuerung betraf auch die 
Zugangsregelung, denn ab nun waren auch Absol-
vent:innen des Studiums einer Meisterklasse für 

Architektur an der Akademie der bildenden Künste 
und jene der Akademie für angewandte Kunst für 
die Erlangung der ZT-Befugnis zugelassen. Auch 
die Berechtigung, im Siegel das Bundeswappen zu 
führen, wurde im Ziviltechnikergesetz verankert. 
Darüber hinaus wurden in diesem Gesetz die Zu-
gangsregeln und die Abwicklung der Befugnis-
erteilung, Inhalt und Umfang der Befugnisse, die 
Standes regeln und vieles mehr festgelegt.

Um eine einheitliche Handhabung über alle Bun-
desländer hinweg zu gewähren, wurde die Verleihung 
der Befugnis dem Bundesministerium für Handel 
und Wiederaufbau übertragen, das in enger Abstim-
mung mit den zuständigen Ingenieurkammern und 
Landeshauptmännern stand.

In diesem Zusammenhang ist auf die Eigenständig- 
keit der einzelnen Ingenieurkammern hinzuweisen, 
wo auch Differenzen und Meinungsverschiedenheiten 
nicht ausblieben. Eine Lösung für die heterogen 
geführten Landesingenieurkammern wurde von der 
Gesetzgeberin durch den Erlass des „Ingenieur-
kammergesetzes“ von 1969181 herbeigeführt, in dem 
die vier Kammerstatuten vereinheitlicht und eine 
übergeordnete Bundeskammer als Dachorganisation 
geschaffen wurde, die heute als Bundeskammer für 
Ziviltechniker:innen bezeichnet ist.

Das Ziviltechnikergesetz von 1957 war, mit meh-
reren Ergänzungen erweitert, über 60 Jahre das 
gesetzliche Fundament für die Regelung des Zivil-
technikerwesens in Österreich, bis es 2019 vom 
neuen „Ziviltechnikergesetz 2019 – ZTG 2019“182 
abgelöst wurde.
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Frauen fanden im Gegensatz zu ihren männlichen 
Kollegen erst in der Zwischenkriegszeit Zugang zur 
Befugnis und damit zum Berufsstand der Ziviltech-
niker:innen. Der Grund lag vorwiegend in der späten 
Zulassung von Frauen zum Technikstudium. Denn 
erst mit dem Erlass des Staatsamtes für Unterricht, 
Z. 7183/9 vom 7. April 1919 wurde den Frauen per Ge- 
setz die Inskription an den Technischen Hochschulen 
gestattet, im Studienjahr 1919/20 folgte die Akademie 
der bildenden Künste Wien.1 Davor war es ihnen 
nur in Ausnahmefällen möglich, an den Technischen 
Hochschulen als außerordentliche Hörerinnen an 
Lehrveranstaltungen teilzunehmen,2 was jedoch für 
die Erteilung einer Befugnis nicht anerkannt wurde. 
Ebenso blieb dem vergleichsweise hohen Anteil an 
Frauen, die ihre Architekturausbildung an der Kunst- 
gewerbeschule absolvierten, aufgrund der vorge-
schriebenen Ausbildungsvoraussetzungen der Zugang 
zur Befugnis bis 1937 verwehrt. Daher übten die 
Pionierinnen der Architektur, wie Liane Zimbler, Ella 

Briggs, Margarete Schütte-Lihotzky und weitere, 
ihren Beruf als selbstständige Architektinnen in der 
Zwischenkriegszeit ohne Befugnis und institutionelle 
Einbindung in die Ingenieurkammern aus.

Da der Anteil der weiblichen Studierenden seit der 
Öffnung der technischen Hochschulen gering war 
und nur wenige den Weg in die Selbstständigkeit ein-
schlugen, waren jene, die eine Befugnis anstrebten, 
eher die Ausnahme. Sicherlich lag ein Grund – wie es 
die Ziviltechnikerin Edith Lassmann3 (1920–2007) im 
Jahr 1968 im Rückblick formulierte – am in der Gesell- 
schaft „weitverbreitete[n] Vorurteil, daß dem weib-
lichen Geschlecht jede Eignung zum Studium der 
technischen Wissenschaften fehle“. Dies nahm mög-
licherweise manchen Frauen den Mut, sich für ein 
technisches Studium zu interessieren.4 Erst nach 1945 
ist eine deutliche Zunahme der Frauen in der Ingenieur- 
kammer erkennbar, was nicht nur in der zeitlichen Ver-
zögerung des Studienzugangs, sondern auch in einem 
sich verändernden Berufsbild der Frauen gründete.

V.1 
Pionierinnen

Durch die späte Öffnung der technischen Hoch-
schulen für Frauen und der für die Zulassung zur 
Fachprüfung notwendigen Praxisjahre dauerte 
es bis 1931, bis die erste Frau um Zulassung zur 
Fachprüfung ansuchte. Viele der ersten weiblichen 
Studierenden der Technik wählten das Studium der 
Architektur, wodurch vor allem Architektinnen zu 
den Pionierinnen des Ziviltechnikerwesens zählen 
und die ersten weiblichen Mitglieder der Ingenieur-
kammern waren.

Lucia Pietsch-Rappos

Die Innsbruckerin Lucia Pietsch-Rappos (1904–1951) 
suchte am 14. August 1931 als erste Frau um Zulas-
sung zur Fachprüfung bei der Wiener Landesregierung 
an.5 Pietsch war damals 27 Jahre alt und hatte ihr 
Architekturstudium an der TH Wien absolviert, das 
sie mit ihrer 2. Staatsprüfung im Mai 1928 abge-
schlossen hatte. Von 1928 bis 1931 war sie in diversen 
Architekturateliers in Wien und in einem Baumeister- 
Büro in Innsbruck tätig.6 Somit erfüllte sie die gesetz-
lich vorgeschriebenen Voraussetzungen für die Zulas-
sung zur Fachprüfung, die sie am 6. Mai 1932 vor einer 
Prüfungskommission erfolgreich ablegte.7

→  Abb. V/1

Aufgrund der fehlenden Quellen über eine auf-
rechte Befugnis bleibt unklar, ob sie überhaupt 
den Eid ablegte oder die Befugnis als Architektin 
ruhend stellte. Denn in den Österreichischen Amts-
kalendern sowie den Adressbüchern von Innsbruck 
aus den Jahren 1934 bis 1938 scheint Pietsch in 
den Namens verzeichnissen der Ingenieurkammer 
für Tirol und Vorarlberg nicht als Mitglied auf. Dass 
sie jedoch ab 1934 als freischaffende Architektin 
tätig war, belegt die Mitgliederliste der Zentralverei-
nigung der Architekten Österreichs, wo ihr Name im 
Innsbrucker Adressbuch von 19348 aufgelistet ist. 
Die fehlende Mitgliedschaft in der Ingenieurkammer 
könnte auch mit ihrem Gewerbebetrieb für „Kunst-
gewerbliche Gegenstände-Erzeugung und Verlag“9 
zusammenhängen, der im Adressbuch von 1933 
mit Adresse Claudiastraße 14 aufscheint.

Nur wenig ist über das architektonische Werk von 
Pietsch bekannt. 1935 nahm sie unter anderem am 
Wettbewerb für „Wohnhäusertypen für die Hörtnagl- 
Siedlung bei den Allerheiligenhöfen“ in Innsbruck 
teil. Ihr Entwurf wurde von der Jury mit einem Ankauf 
gewürdigt.10 Noch 1939 wurde Pietsch in der Liste 
der „Freischaffenden Architekten, Fachschaft Gau 
Tirol, Sitz Innsbruck“11 geführt. Von 1934 bis 1941 
ist sie gemeinsam mit dem Namen ihres Mannes 
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Abb. V/1 Lucia Pietsch-Rappos sucht im August 1931 als erste Frau um Zulassung zur Prüfung an.



Abb. V/2 Am 21. Februar 1938 legt Liane Zimbler erfolgreich die Prüfung zur Erlangung der Befugnis beim Wiener Magistrat ab.



Eduard Pietsch, eines bei der Bundesbahn und dann 
später Reichsbahn tätigen Ingenieurs, unter der 
Adresse Karwendelstraße 20 verzeichnet, in einem 
Personalhaus der Eisenbahn.12 Weitere Quellen zu 
ihrem beruflichen Werdegang konnten nicht recher-
chiert werden. Lucia Pietsch-Rappos verstarb 1951 
mit 46 Jahren in Innsbruck.13

Liane Zimbler

Einen knappen Monat nach dem Ansuchen von 
Lucia Pietsch, am 9. September 1931, langte im 
Amt der Wiener Landesregierung das zweite An- 
suchen einer Frau ein,14 jenes von Liane Zimbler 
(1892–1987).15 Sie war zwölf Jahre älter als Pietsch 
und Absolventin der Wiener Kunstgewerbeschule. 
Sie besuchte 1929 und 1930 die TH Wien als außer- 
ordentliche Hörerin, wo sie die Prüfungen in Volks-
wirtschaftslehre und Verwaltungsrecht ablegte.16 
Von 1916 bis 1918 war sie bei Architekt Heinz König 
als Bauleiterin tätig und begann danach ihre 
Selbstständigkeit. Sie projektierte mehrere Wohn-
hausbauten in Wien und in der damaligen ČSR 

(Československá republika / Tschechoslowakei). Für 
eine Zulassung zur Fachprüfung fehlte ihr jedoch 
das abgeschlossene Fachstudium an einer techni-
schen Hochschule, woraufhin Zimbler – nach einem 
persönlichen Gespräch bei der Behörde – ihr Ansu-
chen am 16. Juni 1932 zurückzog.17

Erst fünf Jahre später war ihr mit den neuen Be-
stimmungen der Verordnung 193718 der Zugang zur 
Befugnis möglich. Denn mit dem darin enthaltenen 
Artikel 20 wurde jenen Personen, die eine mehr als 
10-jährige Praxis „auf dem Gebiet der Baukunst“ 
nachweisen konnten, diese als Ersatz für ein Fach-
studium anerkannt. Dieser Umstand traf für Zimbler 
zu, und so formulierte sie in ihrem Ansuchen selbst-
bewusst: „Ich darf von mir wohl behaupten, dass die 
Voraussetzung des zitierten Artikels 20 auf mich 
zutrifft und ich ‚wegen meiner hervorragenden Leis-
tungen auf dem Gebiete der Baukunst einen be-
sonderen Ruf geniesse‘. Meine Arbeiten werden seit 
mindestens 15 Jahren in den angesehensten und 
bedeutendsten Fachzeitschriften des In- und Aus-
landes ständig publiziert, wobei die hervorragends-
ten Kunstkritiker meine Leistungen würdigen.“19

Abb. V/3 Liane Zimbler auf der Baustelle, 1920er Jahre.
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Ihre selbstständige Baupraxis wurde anerkannt, und 
sie wurde diesmal auch zur Fachprüfung zugelassen, 
die sie am 21. Februar 1938 erfolgreich bestand.20

→  Abb. V/2

Die Vereidigung kam jedoch nicht mehr zustande, 
da der kurz darauf erfolgte „Anschluss“ Österreichs 

im März 1938 Zimbler aufgrund ihrer jüdischen 
Herkunft zur Flucht zwang. Im September 1938 
kam sie mit ihrer Familie in New York an. In Amerika 
konnte sie beruflich Fuß fassen und war noch bis 
ins hohe Alter als Architektin in Los Angeles erfolg-
reich tätig.21

V.2 
Erste Anträge von Frauen ohne technisches Studium 

(Verordnung Nr. 61/1937)

Abb. V/4
Hilda Döring-Kuras, undatiert.

Wie bereits angeführt, war mit der Verordnung Nr. 61 
des Jahres 193722 erstmals auch der Zugang zur 
Befugnis für Frauen wie Liane Zimbler möglich, die 
kein technisches Fachstudium absolvierten, aber 
nach der Bestimmung des Artikels 20 dieses durch 
den Nachweis einer langjährigen Praxiserfahrung 
im Fach ersetzen konnten.

Hilda Döring-Kuras

Zu den Antragstellerinnen, die die neuen Zugangs- 
bedingungen nutzen wollten, zählte die aus der 
Steiermark stammende Hilda Döring-Kuras (1910–
1996),23 die in Graz die Bundeslehranstalt für das 
Baufach und Kunstgewerbe besuchte und daran 
das Studium der Architektur (Oskar Strnad) in der 
Kunstgewerbeschule in Wien anschloss (Abschluss 
1932). Ab 1932 arbeitete sie im Atelier von Lois 
Welzenbacher in Innsbruck und war von 1933 an 
in Graz als selbstständige Planerin tätig. Erst im 
Winter semester 1934/35 begann sie das Studium 
der Architektur an der TH Graz.24 Noch in ihrer 
Studienzeit reichte sie 1937 ihr Ansuchen um Zulas-
sung zur ZT-Prüfung ein, was jedoch abgelehnt 
wurde.25 Die 2. Staats prüfung legte sie an der TH 
nach dem „Anschluss“, im Juli 1938, ab und arbeitete 
in der NS-Zeit im Luftwaffenbauamt Berlin und 
Wien sowie ab 1941 im Stadtbauamt Wels. Daran 
anschließend war sie von 1945 bis 1947 Mitarbeiterin 
im Büro von Architekt Leo Keller in Wels. Nach dem 
Krieg reichte sie 1948 erneut um Zulassung zur 
ZT-Prüfung ein, diesmal mit Erfolg, sie wurde zur 
Prüfung zugelassen und bestand diese am 26. April 
1948 beim Amt der steiermärkischen Landesregie-
rung.26 Kurz darauf bekam sie die Befugnis verliehen 
und konnte ab 1949 ihr eigenes Architekturbüro in 
Wels führen. Sie war Mitglied der Ingenieurkammer 
für Oberösterreich und Salzburg.

Rosa Weiser

Die Architektin Rosa Weiser (1897–1982) stammte 
aus Salzburg und studierte ab 1920 in Wien an der 
Kunstgewerbeschule in der Fachklasse für Archi- 
tektur (Oskar Strnad). 1924 schloss sie das Studium 
ab, erhielt aber erst 1928 ihr Abschlusszeugnis.27 
Sie arbeitete für den Siedlungsverband (1924) und 
anschließend im Einrichtungshaus Haus & Garten 
von Oskar Wlach und Josef Frank (ab 1927).28 Auch 
sie reichte 1937 ein Ansuchen um Nachsicht der 
vorgeschriebenen Fachstudien für die Zulassung 
zur ZT-Prüfung ein, das jedoch erst 1939 behandelt 
wurde. Der Beirat erkannte ihre nachgewiesene 
praktische Tätigkeit auf dem Gebiet der Baukunst 
nicht an, womit seitens des Ministeriums die Ab- 
lehnung ihres Ansuchens erfolgte.29 Im November 
1939 wurde ihr dies mit Bescheid zur Kenntnis 
gebracht mit der Anmerkung, dass ohnedies „durch 
die Ausdehnung des Reichskulturkammergesetzes 
auf die Ostmark auch ohne Erlangung der Befugnis 
des Ziviltechnikers […] die Ausübung ihres Berufes 
gewahrt“ sei.30 Erst 1948, in ihrem 49. Lebensjahr, 
unternahm sie einen neuerlichen Versuch zur 
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Erlangung der Befugnis einer Zivilarchitektin. Dies-
mal war sie erfolgreich, und mit Bescheid vom 
31. Dezember 1949 wurde ihr die Befugnis verliehen. 
Sie legte am 10. Februar 1950 den Eid ab und wurde 
Mitglied der Ingenieurkammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland.31

Gertrud Nagel

Die aus Feldkirch stammende und in Innsbruck le-
bende Gertrud Nagel (1901–?)32 war die letzte Frau, 
die vor dem „Anschluss“ ihr Ansuchen um Nachsicht 
des technischen Fachstudiums einreichte. 1919 hatte 
sie die Kunstgewerbliche Fachschule an der Staats-

gewerbeschule in Innsbruck absolviert. Ein Studium 
an der Akademie war ihr laut eigenen Aussagen auf-
grund der finanziellen Lage nicht möglich. Sie begann 
daher als Mitarbeiterin in Innsbruck im Atelier von 
Lois Welzenbacher (1920–1928) und anschließend bei 
Franz Baumann.33 Eine selbstständige Tätigkeit lag 
bis 1938 nicht vor, was auch die Ablehnung ihres An-
suchens in einem Bescheid vom 10. November 1939 
begründete. Auch ihr wurde darin mitgeteilt, dass sie 
ohnedies aufgrund der nun geltenden Rechtslage 
dem Reichskulturkammergesetz unterliege und sie 
auch ohne Befugnis als Architektin tätig sein könne.34 
Über ihre weitere berufliche Tätigkeit sowie zu ihrem 
Leben nach 1938 ist nichts bekannt.

V.3 
Verspätete Bearbeitung in der NS-Zeit –  

abgelehnt aus „rassischen Gründen“

Aufgrund der Vielzahl an Anträgen, die nach dem 
Erlass der Verordnung 1937 eingereicht wurden, gab 
es eine verzögerte Bearbeitung im zuständigen Mi-
nisterium, die sich bis in die Jahre 1939 sowie 1940 
hinzog und damit in die Regierungszeit der National-
sozialisten fiel (→  S. 57). Für die jüdischen Antragstel-
lerinnen bedeutete das die Ablehnung ihres Antrages 
aufgrund der seit dem 20. Mai 1938 in der Ostmark 
in Kraft getretenen „Nürnberger Gesetze“.

Renée Vago

Die verzögerte Bearbeitung betraf auch das An-
suchen von Renée Vago (1911–2008),35 die 1937 die 
Nachsicht von den vorgeschriebenen Fachstudien 
beantragte. Die Behandlung ihres Antrages erfolgte 
erst 1939 und wurde wegen ihrer jüdischen Herkunft 
abgelehnt. Vago wurde in Budapest/Ungarn geboren 
und übersiedelte nach dem Tod ihres Vaters nach 
Wien, wo sich ihre Mutter wieder verehelichte. Ab 
dem Studienjahr 1930/31 besuchte sie drei Semester 
lang die Architekturklasse bei Clemens Holzmeister, 
wurde jedoch am 11. Dezember 1931 auf Weisung 
Holzmeisters gestrichen.36 Sie wechselte an die 
Kunstgewerbeschule in der Fachklasse für Architek-
tur (Oskar Strnad) und schloss diese 1935 ab.37 
Ihr Werkverzeichnis bis 1937 weist neben einigen 
Inneneinrichtungen für private Wohnungen eine 

Vielzahl an Bühnenbild- und Kostümgestaltungen 
auf, wo der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit lag, die 
sie sowohl selbstständig als auch als Mitarbeiterin 
bei Oskar Strnad ausübte. In ihrem Akt vermerkte 
am 28. Oktober 1939 der zuständige Beamte: „Vago 
Reneé [sic] ist Jüdin (Staatl. Matrikenführung f. d. 
VI. Bezirk in Budapest Nr. 01563580 v. 11. 3. 1936), 
kommt daher für eine Behandlung ihres Ansuchens 
nicht mehr in Betracht.“38 Ihre eingereichten Unter-
lagen wurden ihr postalisch an ihre Adresse in der 
Seidengasse 35 (1070 Wien) retourniert, wo sie 
jedoch nicht mehr anzutreffen war. Sie hatte Wien 
bereits verlassen.

→  Abb. V/5

Wann sie ihren späteren Mann Ernst Heymann 
(1887–1965) heiratete, konnte nicht geklärt werden. 
Fest steht, dass beide in der „Liste 98 Deutscher 
Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger 
Nr. 64 vom 16. 3. 1939“ angeführt sind, die bekannt 
gab, wem die deutsche Staatsbürgerschaft ent-
zogen wurde. Vago ist dort als „Heymann, Renée, 
geb. Vago, geb. am 23. Oktober 1911 in Budapest“ 
verzeichnet.39 Wie aus einem Einwohnerverzeichnis 
hervorgeht, lebte das Ehepaar 1940 in New York, 
wo Vagos Beruf als „Designerin“ ausgewiesen war.40 
Quellen zu ihrem weiteren Lebensweg sind nicht 
bekannt, auch nicht, ob sie in Amerika weiterhin als 
Designerin und Bühnengestalterin tätig war.
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Abb. V/5 Nach der Ablehnung des Ansuchens zur Nachsicht der Prüfung werden die Originaldokumente an Renée Vago 
 zurückgesandt. Da sie bereits emigriert ist, kann der Brief nicht zugestellt werden und wird mit dem Vermerk 
 „Adr. ausgewandert“ an das Ministerium retourniert, 26. 10. 1939.



Abb. V/6
Herta Rottleuthner-
Frauneder, undatiert.

V.4 
Selbstständige Technikerinnen 

im Nationalsozialismus

Die neue Gesetzeslage des NS-Regimes sah ab 
August 194241 keine Erteilung von neuen Befug-
nissen vor, womit ab diesem Zeitpunkt auch keine 
Frauen als Ziviltechnikerinnen vereidet wurden. 
Für die selbstständige Ausübung von technischen 
Berufen galten neue Regeln, darunter eine Mit-
gliedschaft in den zuständigen NS-Berufsverbänden 
NSDBT und RdbK (→  S. 80).

Der Anteil der Hörerinnen an den Technischen 
Hochschulen stieg in der NS-Zeit, da die Mitarbeit 
der Frauen im technischen Berufsfeld mit den voran-
schreitenden Kriegsereignissen an Bedeutung ge-
wann. Aber nur wenig ist über selbstständige Frauen 
bekannt, denn die meisten berufstätigen Technike-
rinnen fanden Anstellungen in Baubüros der Kriegs- 
und Rüstungsindustrie oder in den technischen 
Abteilungen der NS-Verwaltung. Überliefert sind nur 
einige wenige Namen aus der Gruppe der Architek-
tinnen, die im Nationalsozialismus ihre Selbstständig- 
keit begannen. Namen von Frauen anderer Fach-
gruppen konnten nicht erschlossen werden.

Martha Bolldorf-Reitstätter

Die Architektin Martha Bolldorf-Reitstätter (1919–
2001) war an der Akademie der bildenden Künste 
die erste weibliche Absolventin einer Architektur-
klasse und schloss 1934 ihr Studium ab. In der 
NS-Zeit machte sie sich selbstständig und gründete 
ein eigenes Atelier, wo sie bis zu neun Angestellte 
beschäftigte.42 Sie war Mitglied der NSDAP und 
erhielt in der NS-Zeit auch öffentliche Aufträge im 
Wohn- und Städtebau. Für die Organisation Todt43 
war sie im Kriegseinsatz in sowjetischen Gebieten, 
und in der Stadt Simferopol auf der Krim war sie als 
Stadtplanerin tätig. Ihre Selbstständigkeit wollte sie 
nach dem Krieg fortführen, benötigte dafür jedoch 
eine Befugnis. Daher suchte Bolldorf-Reitstätter 
um Zulassung zur ZT-Prüfung an, die sie im Juni 1947 
in der Ingenieurkammer in Innsbruck ablegte.

Aufgrund ihrer ehemaligen NSDAP-Mitgliedschaft 
galt sie nach der damaligen Gesetzeslage als „Minder- 
 belastete“44 und konnte den Beruf einer Ziviltechni-
kerin erst ausüben, nachdem ihr von der zuständigen 
Kommission nach Paragraf 19 „Verbotsgesetz“ die 
entsprechende Genehmigung erteilt worden war.45 
Mit dem Schreiben vom 9. Dezember 1947 wurde 
ihr die Befugnis einer Architektin mit dem Berufs- 
und Wohnsitz Wien erteilt46 und diese in der „Wiener 
Zeitung“ vom 9. Jänner 1948 kundgetan.47

Herta Rottleuthner-Frauneder

Auch die erste Architekturabsolventin der TH Graz 
Herta Rottleuthner-Frauneder (1912–1999)48 war 
nach einer Anstellung bei den Reichswerken 
Göring in Linz und Berlin (1938–1941) ab Mai 1941 
im gemeinsamen Büro mit ihrem Ehemann Ernst 
Rottleuthner in Bruck/Mur in der NS-Zeit selbststän-
dig tätig. Quellen über eine NSDAP-Mitgliedschaft 
sind nicht bekannt. 1947 wurde ihr die Befugnis einer 
Architektin verliehen und ihr Bürositz in Bruck/Mur 
angemeldet, wo sie bis zu ihrer Pension selbst-
ständig tätig war. Ihr Name scheint auch in der 1947 
erstellten Mitgliederliste der Ingenieurkammer von 
Steiermark und Kärnten auf, womit sie nicht nur 
das erste weibliche Mitglied dieser Kammer, sondern 
auch die erste Ziviltechnikerin des Bundeslandes 
Steiermark war.49 
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Abb. V/7 Elisabeth Lachner wird von der Kommission nach § 19/2 VG 1947 die Genehmigung zur Berufsausübung erteilt, 20. 4. 1948.



V.5 
Erste Ziviltechnikerinnen in der Nachkriegszeit

Mit dem Zerfall des NS-Regimes traten die öster-
reichischen Gesetze wieder in Kraft, und damit 
gewann das Berufsbild des/der Ziviltechniker:in 
wieder an Bedeutung. Mit dem „Verbotsgesetz“, das 
unmittelbar nach Ende des Zweiten Weltkriegs am 
8. Mai 1945 von der provisorischen Staatsregierung 
beschlossen wurde, galt eine Registrierungspflicht 
für jene Personen, die zwischen 1933 und 1945 ihren 
ordentlichen Wohnsitz in Österreich hatten und 
Mitglied der NSDAP oder einer ihrer Organisationen 
waren. Bei Neuanträgen für eine Befugnis wurde 
die Registrierungspflicht der Antragstellerin / des An- 
tragstellers überprüft, lag eine nationalsozialistische 
Vergangenheit vor, wurden weitere Nachforschungen 
angestellt und Rücksprache mit dem nun zuständigen 
Bundesministerium für Handel und Wiederaufbau 
gehalten. Bei politisch unbelasteten Personen 
hingegen lief das Aufnahmeverfahren ähnlich wie bis 
August 1942, wobei den Ingenieurkammern in der 
Übergangszeit eine größere Rolle bei der Beurteilung 
der Bewerber:innen zukam (→  S. 201).

Helene Koller-Buchwieser

Ein Beispiel ist die Wiener Zivilingenieurin für Hoch-
bau Helene Koller-Buchwieser (1912–2008),50 
die bereits am 6. Juli 194551 die Zulassung zur Zivil-
technikerprüfung beantragte und diese auch am 
20. September 1945 erteilt bekam.52

→  Abb. IV/3

Sie hatte von 1932 bis 1937 an der TH Wien stu-
diert und von 1938 bis 1939 als „Architektin“ im 
Kunsthistorischen Museum gearbeitet, anschließend 
im Büro ihres Vaters, des Stadtbaumeisters Bruno 
Buchwieser.53 Koller-Buchwieser war damit die erste 
Ziviltechnikerin, die nach 1945 eine Befugnis in Wien 
inne hatte und das erste dokumentierte weibliche 
Mitglied der Ingenieurkammer für Wien, Niederöster-
reich und Burgenland.

Lionore Regnier

Wenige Monate später folgte Koller-Buchwieser die 
gleichaltrige Lionore Regnier (1912–1970),54 die 1934 
die 2. Staatsprüfung an der TH Wien abgelegt und 
1936 promoviert hatte. Daran anschließend war sie 
von 1937 bis 1946 im Büro des Baumeisters Maculan 
tätig.55 Regnier reichte im Februar 1946 ihr Ansuchen 
um Zulassung zur Prüfung56 ein und bekam am 
26. Juli 1946 ihre Befugnis als Zivilingenieurin für 
Hochbau in Wien verliehen.57

Maria Petter

In Oberösterreich suchte die in Wien geborene Archi-
tektin Maria Petter (1908–1988) unmittelbar nach 
dem Krieg um die ZT-Befugnis an. Sie hatte 1928 
Architektur an der TH Wien inskribiert und am 3. April 
1935 die 2. Staatsprüfung abgelegt.58 Während des 
Krieges war sie in den Architekturbüros von Klaudy /
Lippert und Karl Kupsky tätig und arbeitete in den 
letzten Kriegsmonaten in Linz. 1946 erlangte sie die 
Befugnis als Zivilingenieurin für Hochbau und wurde 
erstes weibliches Mitglied in der Ingenieurkammer 
für Oberösterreich und Salzburg sowie die erste 
Zivil technikerin des Bundeslandes Oberösterreich. 
In den 1950er Jahren übersiedelte Petter zurück 
in ihre Geburtsstadt Wien, wo sie an einigen Wohn- 
bauten der Gemeinde Wien mitwirkte. 1958 legte 
sie ihre Befugnis zurück und nahm eine Anstellung 
an der TH Wien im höheren Bibliotheksdienst an.59

Die beruflichen Einschränkungen für Mitläufer:innen 
des NS-Systems änderten sich mit der Novelle 
des Verbotsgesetzes 1947 (Nationalsozialistengesetz), 
das ab nun ehemalige Nationalsozialist:innen in 
„Belastete“ und „Minderbelastete“ einteilte (→  S. 220). 
Damit wurde die Gruppe der „Belasteten“ vom 
Zugang zur Befugnis ausgeschlossen.

Elisabeth Hofbauer-Lachner

Neben der bereits genannten Architektin Martha 
Bolldorf-Reitstätter fiel auch die Architektin Elisabeth 
Hofbauer-Lachner (1913–1977)60 in die Gruppe der 
„Minderbelasteten“, die erst durch einen positiven 
Bescheid der Kommission nach Paragraf 19/2 zur 
Ausübung des Berufes einer Ziviltechnikerin zugelas-
sen wurden. Hofbauer-Lachner hatte ihr technisches 
Studium an der TH Wien am 20. Jänner 1937 mit der 
2. Staatsprüfung abgeschlossen und war anschlie-
ßend Mitarbeiterin in verschiedenen Architekturbüros. 
1938 begann sie im Büro von Hans Kamper, einem 
engen Mitarbeiter von Wiens NS-Chefplaner Hanns 
Dustmann, wo sie bis März 1946 tätig war. In der 
NS-Zeit arbeitete sie an Stadt planungen (Bregenz, 
Kufstein), Planungen öffentlicher Gebäude sowie 
Theaterbauten in Cilli (slow. Celje) und Marburg (slow. 
Maribor) mit.61 Nach dem Krieg strebte sie die Selbst-
ständigkeit als Architektin an und suchte 1947 um 
Zulassung zur ZT-Prüfung an, die sie im Juni 1947 in 
der Ingenieurkammer in Wien ablegen konnte. Da sie 
im Fragebogen der Kammer bezüglich ihrer national-
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sozialistischen Vergangenheit angab, dass sie seit 
April 1938 „Anwärterin der NSDAP“62 war, hielt sich 
das Ministerium mit der Verleihung der Befugnis vor-
erst zurück und forderte eine Bestätigung der „Zuläs-
sigkeit der Berufsausübung“ durch die Kommission 
nach Paragraf 19/2 ein. Diese wurde am 20. April 1948 
ausgestellt und Hofbauer-Lachner als „minderbelas-
tete Person zur Ausübung des Berufes eines beh. aut. 
u. beeideten Ziviltechnikers“ zugelassen.63 Im Dezem-
ber 1976 stellte sie ihre Befugnis ruhend und starb 
wenige Monate darauf am 20. August 1977 in Wien.

→  Abb. V/6

Adelheid Gnaiger

In den Aufbaujahren der Nachkriegszeit öffnete sich 
ein breites Beschäftigungsfeld für technische Be-
rufe, wodurch auch immer mehr Frauen den Schritt 
in die Selbstständigkeit und in das Berufsfeld der 
Ziviltechniker:innen wagten. Den Aufschwung des 
„Wirtschaftswunders“ nutzte auch die Vorarlberger 
Architektin Adelheid Gnaiger (1916–1991), die bereits 
im Mai 1938 ihr Studium an der TH Wien abgeschlos-
sen hatte. In der NS-Zeit war sie als Technikerin im 
Stadtbauamt Feldkirch tätig gewesen und arbei-
tete als solche nach dem Krieg in der Schweiz. Mit 

dem Entschluss, ihr eigenes Büro zu führen, kehrte 
sie nach Feldkirch zurück und legte die Ziviltech-
nikerprüfung in Innsbruck ab. Den Unterlagen der 
Landes kammer für Tirol und Vorarlberg zufolge wur-
de ihr am 9. Jänner 1949 die Befugnis erteilt.64 Eine 
Vielzahl von Bauten entstand in ihrer 36-jährigen 
beruflichen Tätigkeit, die sie 1974 aus gesundheit-
lichen Gründen beenden musste. Gnaiger war die 
erste und bis in die 1980er Jahre einzige Ziviltechni-
kerin des Bundeslandes Vorarlberg.

Aufgrund des lückenhaften Archivbestandes kann 
über die Zahl der weiblichen Mitglieder in der Nach-
kriegszeit keine genaue Angabe gemacht werden. 
Bekannt ist, dass es sich vorwiegend um Architek- 
tinnen und Zivilingenieurinnen für Hochbau han-
delte und die größte Zahl in der Ingenieurkammer 
für W, NÖ und Bgld verzeichnet war. Erst ab den 
späten 1960er Jahren sind aus der Literatur Namen 
von Frauen aus anderen Fachgruppen greifbar, wie 
die Ingenieurkonsulentin für Vermessungswesen 
Elfriede Hubeny aus Graz (seit 1967 selbstständig), 
die Zivilingenieurin für Maschinenbau Hedwig Handl 
aus Wien (seit 1975 selbstständig) oder die Zivil- 
ingenieurin für technische Chemie Elisabeth Heinl 
aus Graz (seit 1975 selbstständig).

Abb. V/8 Adelheid Gnaiger in ihrem Architekturbüro in Feldkirch, ca. 1951/52.
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Margarete Schütte-Lihotzky

Architektin, Widerstandskämpferin
(1897–2000)

Margarete Schütte-Lihotzky wurde am 23. Jänner 1897 in Wien geboren. Sie 
absolvierte von 1915 bis 1919 als eine der ersten Frauen die Fachklasse für Archi-
tektur bei Oskar Strnad an der Kunstgewerbeschule und zählt damit zu den 
Pionierinnen der Architektur. Nach dem Studium arbeitete sie für die Siedler-
bewegung in Wien und ging Mitte der 1920er Jahre nach Frankfurt, wo sie unter 
der Leitung von Ernst May in der Typisierungsabteilung des städtischen Hoch-
bauamtes arbeitete und sich mit Wohnungsbau und der Rationalisierung von 
Hauswirtschaft beschäftigte (Frankfurter Küche). 

1930 schloss sie sich mit ihrem Mann Wilhelm Schütte einer Gruppe deutsch-
sprachiger Architekt:innen rund um Ernst May an, die in Moskau am Aufbau 
neuer Städte mitarbeiteten. 1937 verließ das Ehepaar Schütte die Sowjetunion 
und ließ sich kurzzeitig in Frankreich und London nieder. Auf Einladung ihres 
Kollegen Bruno Taut reisten sie 1938 nach Istanbul, um für das türkische Unter-
richtsministerium zu arbeiten. Dort kam Schütte-Lihotzky erstmals mit Herbert 
Eichholzer in Kontakt, einem Architekten, der in der Türkei eine österreichische 
Widerstandsgruppe aufbaute, und entschloss sich, Mitglied der KPÖ (1939) 
zu werden. Bei einem Aufenthalt in Wien, bei dem sie Kontakte zwischen dem 
österreichischen Widerstand und dem Ausland herstellen sollte, wurde sie am 
22. Jänner 1941 von der Gestapo65 verhaftet und wegen „Vorbereitung zum Hoch-
verrat“ zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt, die sie im Frauenzuchthaus im baye-
rischen Aichach verbringen sollte.66 Ihr Kollege Herbert Eichholzer wurde nur 
wenige Tage nach ihr verhaftet und 1942 wegen „Vorbereitung zum Hochverrat“ 
zum Tode verurteilt (→  S. 196).

Die ersten Jahre nach ihrer Befreiung verbrachte Schütte-Lihotzky mit ihrem 
Mann in Bulgarien und kehrte mit ihm 1947 nach Wien zurück. Möglicherweise 
veranlasste die mit dem Wiederaufbau verbundene Hoffnung auf öffentliche 
Bauaufträge auch Schütte-Lihotzky, 1948 um Zulassung zur Ziviltechnikerprüfung 
anzusuchen und Mitglied der Ingenieurkammer zu werden.67 Obwohl ihr Schick-
sal als Widerstandskämpferin gegen das NS-Regime bekannt war, musste auch 
sie den gesetzlichen Vorschriften entsprechend ein Zeugnis ihrer „Vertrauens-
würdigkeit“ erbringen und ihre „politische Nichtbelastung“ bescheinigen. Eine 
paradoxe Situation, in der sich viele der Opfer des NS-Regimes nach 1945 in 
Österreich fanden. So beinhaltet das von der Polizeidirektion Wien ausgestellte 
„Führungszeugnis“68 einerseits Schütte-Lihotzkys Verurteilung mit dem hohen 
Strafausmaß von 1942 und andererseits einen behördlichen Stempel, dass „keine 
Auskunft über die Zugehörigkeit zur NSDAP oder einer ihrer Gliederungen“ ge-
geben wird.

→  Abb. V/11

Die Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und Burgenland bestätigte 
Schütte-Lihotzky eine 22-jährige Praxis auf dem Fachgebiet, womit seitens 
des Ministeriums für Handel und Wiederaufbau auf Grundlage der Verordnung 
Nr. 61/1937 dem Ansuchen zur Nachsicht der vorgeschriebenen technischen 
Fachstudien stattgegeben wurde. Somit konnte Schütte-Lihotzky am 22. April 
194969 die Ziviltechnikerprüfung ablegen und wurde am 17. August 1949 ver-
eidet. Mit der Verlautbarung in der „Wiener Zeitung“ am 10. September 1949 war 
Schütte-Lihotzky offiziell Ziviltechnikerin und Mitglied der Ingenieurkammer.70 

Abb. V/9
Margarete Schütte-Lihotzky, 
1953.
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Ihr Bürositz befand sich an ihrer Wiener Wohnadresse Hamburgerstraße 14/11 
im 5. Bezirk.71 Große öffentliche Aufträge seitens der Stadt Wien blieben jedoch 
aus, was zu einem großen Teil an ihrer Zugehörigkeit zur kommunistischen Partei 
lag.72 Neben den Planungen einiger weniger Bauten arbeitete sie vor allem an 
Ausstellungen mit und intensivierte ihre publizistische Tätigkeit. 1958 stellte sie 
ihre Befugnis ruhend.73 Laut ihren eigenen Angaben wurde sie 1961 vom Stadt-
baudirektor74 mit der Planung eines Kindergartens beauftragt, weswegen sie ihre 
Befugnis für drei weitere Jahre aufleben ließ.75 1975, im Alter von 78 Jahren, legte 
sie ihre Befugnis endgültig zurück.76

Die Anerkennung für ihre Arbeit als Pionierin der Architektur wurde ihr erst 
im hohen Alter zuteil. Neben zahlreichen Ehrungen, Auszeichnungen, Preisen 
und Namensgebungen wurde anlässlich ihres 100. Geburtstages seitens des 
Bundesministeriums für Kunst und Kultur 1997 das Margarete Schütte-Lihotzky-
Projektstipendium eingerichtet. Margarete-Schütte-Lihotzky starb am 18. Jänner 
2000, nur wenige Tage vor ihrem 103. Geburtstag.77 Mit dem Margarete-Schütte-
Lihotzky-Zentrum, das sich seit 2022 in ihrer letzten Wohnung in der Franzens-
gasse 16/40 im 5. Bezirk befindet, konnte ein wichtiger Ort der Forschung 
geschaffen werden, der den „Blick auf die fehlenden Beiträge der Frauen in der 
österreichischen Architekturgeschichte“ richtet.78

Abb. V/10 Margarete Schütte-Lihotzky beim internationalen Treffen von Architekt:innen
 in Warschau, 1952.
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Abb. V/11 Das von der Polizeidirektion Wien ausgestellte „Führungszeugnis“ von Margarete Schütte-Lihotzky, 1948.



V.6 
Erste Sichtbarmachung der 

Ziviltechnikerinnen 1982

Die Sichtbarmachung der weiblichen Mitglieder 
in den Ingenieurkammern war und ist aufgrund 
der verhältnismäßig geringen Zahl an Frauen eine 
Herausforderung. Eine erste öffentliche Aufmerk-
samkeit für dieses Thema seitens der eigenen In-
stitution erfolgte erst im Jahr 1983, anlässlich des 
70-Jahr-Jubiläums der Ingenieurkammern. Archi-
tekt und Kammermitglied Erich Schlöss wurde an-
lässlich des Jubiläums beauftragt, eine Publikation 
zur Geschichte der Institution herauszugeben, 
die 1983 unter dem Titel „Ziviltechniker und Wirt-
schaft“79 erschien. Für das Thema „Frau als Zivil-
techniker“ konnte Schlöss die Wiener Zivilarchi-
tektin Elise Sundt (1928–2005) gewinnen, die seit 
1957 die Befugnis innehatte und sich seit Beginn 
ihrer Selbstständigkeit für die Sichtbarmachung 
der Frauen in der Technik und in der Ingenieurkam-
mer einsetzte.80

Fast 50 Jahre nachdem die erste Ziviltechnikerin 
in Österreich ihre ZT-Prüfung erfolgreich abgelegt 
hatte, nahm Sundt ihren Beitrag zum Anlass und 
kontaktierte Ende 1980 erstmals alle Kolleginnen 
in Österreich, um eine „möglichst getreue und zeit-
gemäße Darstellung“ der Frauen in der Bundes- 
Ingenieurkammer geben zu können. Ihr Bestreben lag 
darin, die Ziviltechnikerinnen Österreichs zu vernet-
zen und damit ihre Rolle in der Kammer zu stärken.

 Aus diesen Bestrebungen ging nicht nur Sundts 
Beitrag für die Jubiläumsschrift hervor, sondern auch 
eine eigene Publikation mit dem Titel „Ziviltechni-
kerinnen“.81 Darin wird ein Querschnitt über Leben 
und Werk ausgewählter österreichischer Ziviltechni-
kerinnen gegeben, die 1982 ihre Befugnis aufrecht 
oder ruhend hatten. Die wichtigsten biografischen 
Daten und Ausbildungswege wurden vorgestellt und 
ein kurzer Abriss des Werkes ihrer „künstlerisch-

Abb. V/12 Die erste Sichtbarmachung der weiblichen Mitglieder erfolgte mit einer eigenen Broschüre, 1982.
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technisch-wissenschaftlichen Berufe“ mit Bildern 
visualisiert. Wie Sundt in ihrem Text 1982 betonte, 
überwiegen darin die Biografien aus der Fachgruppe 
der Architektinnen, da diese die „zahlenmäßig weit-
aus am stärksten“ vertretene Gruppe in der Kammer 
ist.82 Eine Namensliste der Ziviltechnikerinnen aus 
dem Verzeichnis der Bundes-Ingenieurkammer vom 
1. Jänner 1982 gibt erstmals in der Geschichte der 
Ingenieurkammern einen Gesamtüberblick über die 
in den Bundesländern verteilten weiblichen Mitglieder 
und stellt bis heute für die Forschung zum Thema 
der Pionierinnen als auch der Frauen in der Technik 
eine wichtige Quelle dar.

→  Abb. V/13

In ihrem Beitrag zur Festschrift stellte Sundt 1983 
fest, dass sich nur wenige Absolventinnen nach dem 
technischen Studium selbstständig machten, ihr 
eigenes Büro eröffneten und damit Mitglieder der 
Kammer wurden. Eine Vielzahl von ihnen entschied 
sich für eine Bürogemeinschaft mit ihrem Ehemann, 
um die Doppelbelastung von Kinderbetreuung 
und Beruf vereinbaren zu können. „Für sie ist die 
Berufsausübung am schwierigsten. Sie müssen im 
Vergleich zum Mann ein Vielfaches leisten, um ein 
Wort im Berufsleben, in der Standespolitik und in der 
Öffentlichkeit mitzureden.“ Dass es auch für sie selbst 
keine einfache Situation war, spiegelt sich in ihrem 
Beitrag, in dem sie festhält, dass das „Sich-unter-
Beweis-stellen-Müssen“ der Ziviltechnikerin nach 
wie vor einen erheblich größeren Leistungsaufwand 
abverlangt als dem männlichen Berufskollegen.83 
Sie kritisierte, dass in der Ingenieurkammer für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland seit zwei Jahrzehn-
ten nur „sporadisch“ Frauen im Sektionsvorstand der 

Architekten und in deren Ausschüssen vertreten sind 
und nur eine Frau in den „Kammertag“ gewählt ist. 
Auch in den anderen Fachrichtungen sieht Sundt ein 
Defizit in den verschiedenen Gremien der Kammer, 
wo nur vereinzelt Frauen aufscheinen.84 Einen gro-
ßen Vorteil für Architektinnen sieht sie im anonymen 
Wettbewerbswesen der Nachkriegszeit, das den 
Ziviltechnikerinnen immerhin ermöglichte, ohne Vor-
urteile beurteilt zu werden und an Aufträge zu kom-
men. Zusammenfassend stellt sie in ihrem Beitrag 
fest, dass sich die Geschichte der Ziviltechnikerin 
im Vergleich zu jener anderer Berufe und „gerade zu 
Frauenberufen“ unterscheide, weil das Ziviltechni-
kertum als „männliche Domäne“ gelte, was sich auch 
in dem Berufsgesetz widerspiegelt, das den Begriff 
„Ziviltechnikerin“ gar nicht kennt.85

Seit dem ersten Text von Elise Sundt von 1982 
ist eine Vielzahl an Aktivitäten der Kammer für die 
Sichtbarmachung der Frauen für das Berufsfeld der 
Ziviltechnikerin erfolgt. Das Interesse von Frauen 
an technischen Berufen nahm stetig zu, 2020 betrug 
der Anteil der Frauen im Ausbildungsbereich Technik/ 
Ingenieurwissenschaften 25 Prozent.86 An der TH 
Wien waren in der Fachrichtung Architektur bereits 
mehr als 50 Prozent der Studierenden Frauen.87 
 Ein Verhältnis, das sich aber bei Weitem noch nicht 
in den weiblichen Mitgliederzahlen der Kammer ab-
zeichnet. Denn im gleichen Jahr 2020 verzeichnete 
die Bundeskammer der Ziviltechniker:innen gerade 
einmal 13 Prozent88 (664) Frauen – von insgesamt 
5.225 Mitgliedern –, davon 591 Architektinnen, die 
bis heute die größte Fachgruppe der Ziviltechnike-
rinnen bildet.

→  Tabelle V/1
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Abb. V/13 Namensliste aller Ziviltechnikerinnen (Stand 1. 1. 1982).



              1980*             2020**
  
  
Wien 

Niederösterreich 

Steiermark 

Tirol 

Oberösterreich 

Salzburg 

Vorarlberg 

Kärnten

Burgenland
  
 
Ausland    
  

Gesamtanzahl 
der Befugnisse

*   Stand 1. 1. 1980, Quelle: Sundt/Klenovec et al. (Hg.), Ziviltechnikerinnen, 4.
** Stand 31. 12. 2020, Quelle: Angaben Bundeskammer der Ziviltechniker:innen, 2023.

Tabelle V/1

Vergleich der in Österreich aufrechten und ruhenden Befugnissen 
von Ziviltechnikerinnen der Jahre 1980 und 2020

6

194

11 59

52

28

1

3

3

7 4

220

72

22

33

1

53

321

98 47 375664

30

85

17

7

66

3

20

5

209

30

10

8

Jedes Zeichen steht für 
10 Befugnisse.ruhendaktiv
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Präsidenten der Ingenieurkammern 1913–1950

Präsidenten der 
Ingenieurkammer 
für Oberösterreich 
und Salzburg 

Josef Kempf 
(1913–1924)

Hans Schachermayr 
(1925–1938)

Hans Arndt 
(kommissarischer 
Leiter 1938–1943)
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(1945–1950)
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Ingenieurkammer 
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Hans Dirnböck 
(1914)

Hans Marbler 
(1915)

Hermann Zaußner 
(1916)
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(1922–1931)

Josef Ornig 
(1932–1935)

Unbesetzt 
(1935–1936)

Anton Stephan  
Hofmann (1937–1938)
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Anton Stephan 
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Karl Emmerich Nowak 
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Karl Emmerich Nowak 
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Karl Emmerich Nowak 
(1945–1946)

Philipp Mitzka 
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Karl Emmerich Nowak 
(1951–1954)

Präsidenten der 
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Rudolf Mayreder 
(1913–1918)

Moritz Bernhard Gerbel 
(1918–1922)

Heinrich Goldemund 
(1922–1925)

Paul Hoppe 
(1925-1926)

Friedrich Zieritz 
(1926–1930)

Bruno Bauer 
(1930–1932)

Friedrich Zieritz 
(1932–1933)

Bruno Bauer 
(1933–1934)

Viktor Beer 
(1934–1936)

Unbesetzt (1937)

Franz Pongratz 
(1938)

Franz Visintini 
(kommissarischer Leiter 
1938–1943)

Egon Magyar 
(1945–1951)
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„unbesetzt“ angegeben, laut Österreichischem 
Amtskalender 1938 und Krakauer Schreibkalen-
der 1938 war das Amt 1938 mit Franz Pongratz 
besetzt. Siehe: Österr. Amtskalender 1938, 805; 
Krakauer Schreibkalender 1938, 222.

 34 Franz Pongratz wurde am 6. 10. 1896 in Wien 
geboren und starb am 21. 3. 1973 ebenda.

 35 Siehe Schreiben (Abschrift) Pongratz an 
Amt für Technik der NSDAP, Landesleitung 
Österreich, 16. 3. 1938. BArch, R 3101/14298, 
Bl. 208. – Visintini wurde am 3. 7. 1974 in Wien 
geboren und starb am 13. 5. 1950 ebenda.

 36 Felix Czeike, Historisches Lexikon Wien in 5 
Bänden, Band 4, Le–Ro, Wien 1995, 575; ÖCV, 
Biografie Franz Pongratz, URL: https://oecv.at/ 
Biolex/Detail/11600387 (abgerufen 28. 9. 2022).

 37 Siehe Schreiben zur Bestellung Visintinis zum 
Präsidenten der Ingenieurkammer i. L. (in Liqui-
dation), RStH Wien an RWM, 15. 10. 1942. BArch, 
R 3101/14298, Bl. 206.

 38 Bestätigung Gürke an Visintini, 20.7.1938. 
BArch, R 3101/14298, Bl. 209. Visintini wurde 
in dieser Funktion am 16. 3. 1939 vom Stiko be-
stätigt. Siehe Rundschreiben an alle Kammer-
mitglieder, Visintini, 21. 4. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 39 Bestätigung (Abschrift), Stiko, 17. 12. 1938. 
BArch, R 3101/14298, Bl. 210.

 40 Albert Hoffmann, geboren am 24. 10. 1907 
in Bremen, gestorben am 26. 8. 1972 in 
Heiligenrode bei Bremen, war bis zur na- 
tionalsozialistischen Machtübernahme in 
Deutschland Kaufmann, dann hauptberuflicher 
Parteifunktionär, als Reichsamtsleiter in der 
Parteikanzlei, stellvertretender Gauleiter im 
Gau Oberschlesien und Gauleiter für Westfalen-
Süd. In seiner Heimatstadt war er Mitbegründer 
der SA und NSDAP, 1936 trat er der SS bei. 
Als Stillhaltekommissar in Österreich, im 
Reichsgau Sudetenland und im Protektorat 
Böhmen und Mähren zeichnete er unter 
anderem für vermögensrechtliche Fragen 
verantwortlich. 

 41 Die Dienststelle wurde am 30. 11. 1939 liquidiert, 
offene Fälle wurden nach diesem Zeitpunkt 
durch die im Jänner 1939 gegründete „Aufbau-
fonds“-Vermögensverwaltungsgesellschaft 
erledigt. Siehe GBlÖ Nr. 1424/1939, 16. 11. 1939; 
Pawlowsky, Die interne Struktur, 26–27.

 42 Siehe Pawlowsky/Leisch-Prost/Klösch, Ver-
eine im Nationalsozialismus, 14. Die Autor:innen 
schätzen, dass von den rund 70.000 bestehen-
den Vereinen und Organisationen etwa 42.000 
aufgelöst wurden. Die übrigen wurden der 
NSDAP unterstellt. Ebd., 14–15.

 43 Franz Schmidt, geboren am 7. 8. 1910 in Ems, 
Ostfriesland, wurde mit 17. 3. 1938 als Hoffmanns 
Stellvertreter und Vertrauensmann eingesetzt. 
Er leitete zudem die Abteilung IV Aa, in deren 
Wirkungsbereich u. a. die technischen Vereini-
gungen fielen. Sein Sterbedatum ist unbekannt.

 44 Siehe Klösch, Personalstruktur, 83.
 45 Schreiben (Abschrift) Stiko an IK W/NÖ/Bgld, 

7. 6. 1938. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60a.

 46 Voraussetzung war, dass der Verein keine „jüdi-
schen“ Mitglieder mehr hatte und dass die Sat-
zungen mit nationalsozialistischen Grundsätzen 
vereinbar waren. Freigestellt wurden beispiels-
weise Freiwillige Feuerwehren und Rettungsver-
eine. Siehe Leisch-Prost, Abwicklung, 151–152.

 47 Vgl. Leisch-Prost, Abwicklung, 151–152.
 48 Verfügung, Stiko, 16. 9. 1938. ÖStA/AdR, Stiko 

Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.
 49 Der deutsche Bauingenieur und SA-Obergrup-

penführer Fritz Todt (4. 9. 1891–8. 2. 1942) war 
unter anderem als Generalinspektor für das 
Deutsche Straßenwesen, Reichsminister für 
Bewaffnung und Munition (ab 1940) und 
Generalinspektor für Wasser und Energie (ab 
1941) der wichtigste nationalsozialistische Funk-
tionär für die Belange der Technik. Er leitete 
seit 1934 das Amt für Technik und den NSBDT, 
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auch der Vorsitz des Vereins deutscher Inge-
nieure (VDI) wurde ihm 1939 übertragen. Todt 
starb am 8. 2. 1942 bei einem Flugzeugabsturz, 
sein Nachfolger war Albert Speer.

 50 Neuaufbau der Technik in der Ostmark, o. D. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 51 Anordnung des Hauptamtes für Technik der 
Reichsleitung der NSDAP zur Erfassung und 
zum organisatorischen Einsatz der beratenden 
Ingenieure, Himmler, 17. 3. 1939.

 52 Schreiben zur Beschwerde von Zieritz, Visintini 
an Bürckel, 30. 8. 1918. ÖStA/AdR, RK (Bürckel) 
Materie/2175-3.

 53 Schreiben (Abschrift) Bürckel an die Oberste 
Bauleitung der Reichsautobahnen Wien, 
19. 9. 1938. ÖStA/AdR, RK (Bürckel), 
Materie/2175-3.

 54 AV über die Besprechung betreffend Erfassung 
und organisatorischen Einsatz der beratenden 
Ingenieure bei der Abteilung Berufsfragen des 
NSBDT am 8. 3. 1939, Himmler, 10. 3. 1939. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 55 Schreiben zu Ingenieurkammer in der Ostmark, 
Hauptamt für Technik München an Schmidt, 
18. 3. 1939. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60-63_I.

 56 Schreiben zu Ingenieurkammer in der Ostmark, 
Stiko an Visintini, 16. 3. 1939. BArch, 
R 3101/14298, Bl. 211.

 57 AN über die Besprechung vom 16. 3. 1939 
über die Neuordnung der Ingenieurkammern 
in der Ostmark, 16. 3. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 58 Schreiben zu Ingenieurkammern in der Ostmark, 
Hauptamt für Technik München an Schmidt, 
18. 3. 1939. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60-63_I.

 59 Links Position ist nicht ganz klar. Offenbar war 
er 1938 Leiter der Überleitungsstelle Ostmark 
des NSBDT in Wien, später Beauftragter der 
Reichswaltung des NSBDT für die Organisation 
der Technik in der Ostmark und im Sudetengau. 
Siehe z. B. Schreiben zu sämtlichen Techniker- 
Organisationen der Ostmark, Neuburg an Link, 
20. 9. 1938. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 212, Allg. 1; Schreiben Machomahl 
an Visintini, 16. 5. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 60 Gedächtnisnotiz über die Begegnung mit Link 
in Wien, Visintini, 17. 3. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 61 Schreiben zu Ingenieurkammern, Amt für 
Technik, Siedlungs- und Baureferat an Lukesch, 
20. 3. 1938. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60-63_I.

 62 Der Ingenieur Karl Miklauzhizh (21. 6. 1883–?) 
absolvierte die Bauingenieurfachschule und die 
TH Wien. Er war mindestens seit 1930 in der 
technischen Sektion (Personalabteilungen) des 
Bundesministeriums für Handel und Verkehr 
tätig und in der NS-Zeit Referent für Staatliche 
Bauverwaltung und deren Personalangelegen-
heiten sowie Referent für Technische Berufsaus-
bildung und Ziviltechnikerwesen in der Abtei-
lung V (Technische Angelegenheiten), Gruppe 1 
im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit. Ab der 
Auflösung des Ministeriums im April 1940 leitete 
Miklauzhizh die Unterabteilung Vb (Sonstige 
technische Angelegenheiten) der Abteilung V 
(Bauwesen) beim Reichsstatthalter Wien bzw. 
das Referat Vb AT, in das die Ziviltechnikerange-
legenheiten nun fielen. Siehe Krakauer Schreib-
kalender 1930, 162; Ostmarkjahrbuch 1939, 197; 
Ostmarkjahrbuch 1941, 188.

 63 Biografische Details, wenn nicht anders gekenn-
zeichnet, aus: Visintini Franz Dr. Ing. (Lebens-
lauf zum Antrag auf Erteilung der Befugnis als 
Zivilingenieur für das Bauwesen), Visintini 1937. 
ÖStA/BMfHuV, GZ 103, 74.111-1/37.

 64 Das Bausystem Visintini, in: Völkischer Beobach-
ter, 28. 6. 1944, 6.

 65 Lebenslauf Visintini, BArch, R 3101/14298, 
Bl. 214.

 66 Schreiben zu Ingenieurkammer in der Ost-
mark, Stiko an Visintini, 16. 3. 1939. BArch, 
R 3101/14298, Bl. 211.

 67 Goethe-Medaille für Dr. Visintini, in: Völkischer 
Beobachter, 9. 7. 1944, 8.

 68 Präsident Dr. Ing. Visintini 70 Jahre alt, 
in: Völkischer Beobachter, 10. 7. 1944, 8.

 69 Altmeister der Wiener Stahlbetonschule, 
in: Wiener Zeitung, 21. 5. 1950, 10.

 70 Tagebuch aus dem Strafverfahren Dr. Visintini 
Franz, § 8 VG, Staatsanwaltschaft Linz, 
23. 1. 1948.–5. 1. 1949. OÖLA, Vg 8 Vr 1255/48.

 71 Personalfragebogen NSDAP, Miklauzhizh, 
22. 5. 1938. ÖStA/AdR, Gauakt 331.563.

 72 Personalblatt für das Volkssturmaufgebot, 
Miklauzhizh, ÖStA/AdR, Gauakt 331.563.

 73 Verzeichnis der Anträge, o. D. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 1, 16.411/38.

 74 Denkschrift, o. D. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60-63_II.

 75 Schreiben Miklauzhizh an IK W/NÖ/Bgld, 
19. 4. 1939. Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 76 Rundschreiben an alle Kammermitglieder, 
IK W/NÖ/Bgld, 21. 4. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 77 Schreiben Himmler an Visintini, 4. 4. 1939. ÖStA/
AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.
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 78 Schreiben zu Ingenieurkammern in der Ostmark, 
Schmidt an Link, 13. 4. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 79 Siehe Schreiben Link an Visintini, 17. 4. 1939. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 80 Internes Schreiben (Abschrift) zu Ingenieurkam-
mer in der Ostmark, Hoffmann an Jork, 2. 6. 1939. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63_I.

 81 Schlußbericht zu Ingenieurkammern der Ost-
mark, 6. 6. 1939. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, 
Kt. 214, 60-63_I.

 82 Schreiben (Kopie) zu Schlussverfügung, 
Stiko an Visintini, 14. 6. 1939. ÖStA/AdR, 
Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60a.

 83 Schreiben Stiko an NSBDT München, 14. 6. 1939. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 60a.

 84 Siehe Mitteilung an die Buchhaltung über bevor- 
stehende Geldeingänge der Ingenieurkammer 
für das Burgenland, Stiko, 14. 6. 1939 und Mel-
dung über Geldeingang der IK Bgld, Stiko, 
4. 9. 1939. ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 214, 
60-63-I.

 85 Siehe Reinvermögen des Vereines, Spitzen-
verbandes bzw. der Dachorganisation, Stiko 
i. V. Hoffmann, 6. 6. 1939. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 214, 60-63-I. Der Betrag teilte 
sich folgendermaßen auf: 17.165,34 RM IK W/
NÖ/Bgld, 4.911,60 RM IK OÖ/Sbg, 2.304,06 RM 
IK Stmk/K, 1.806,28 RM der IK T/Vlbg. Siehe 
Anlage 2 zum Schlussbericht.

 86 Schreiben Hoffmann an Visintini, 30. 6. 1939. 
BArch, R 3101/14298, Bl. 212.

 87 Schreiben Todt an Visintini, 5. 7. 1939. BArch, 
R 3101/14298, Bl. 213.

 88 Zu den Vereinen von Technikern, die bis Juni 
1939 in den NSBDT übernommen wurden, zähl-
ten etwa: Verein der Ingenieure in Oberöster-
reich; Verein der Ingenieure und Architekten im 
Lande Salzburg; Wiener Bautechnikerverein; 
Österreichischer Verein für Vermessungswesen, 
Bezirksverein Österreichs des Vereins deutscher 
Chemiker; Verband der Ingenieure der Wild-
bachverbauung Österreichs; Gesellschaft für 
Straßenwesen; Ingenieurverein für Kärnten (Kla-
genfurt); Österreichischer Verein Deutscher In- 
genieure (Wien); Techniker Cercle (Wien); Verein 
Österreichischer Chemiker (Wien); Grazer Bau-
technikerverein; Ortsgruppe Graz im Bezirksver-
ein Österreich des Vereines Deutscher Chemiker 
e. V. (Graz); Elektrotechnischer Verein (Wien); 
Klub der Baumeister Österreichs; Verein der In-
genieure in Tirol und Vorarlberg (Innsbruck); Ge-
sellschaft für Straßenwesen in Tirol (Innsbruck); 
Vorarlberger Technischer Verein (Bregenz); 
Gesellschaft für Straßenwesen in Salzburg; 

Gesellschaft für Straßenwesen im Burgenland; 
Gesellschaft für Straßenwesen in Steiermark; 
Gesellschaft für Straßenwesen in Oberösterreich; 
Steiermärkischer Ingenieur und Architekten-
verein (Graz). Internes Schreiben zu 
Einweisungs bilanzen des N.S.B.D.T., München, 
Stiko, 17. 6. 1939 und internes Schreiben zu 
Übernahmebilanzen des NSDT (sic!), 29. 6. 1939. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 89 In den zeitgenössischen Amts- und Adress-
büchern stehen die Namen der Ingenieurkam-
mer in Innsbruck und Linz ohne den Zusatz, 
siehe: Amtskalender Oberdonau 1939, 157; 
Amtskalender Oberdonau 1940, 173; Adreßbuch 
der Gau-Hauptstadt Innsbruck 1940, 107; Adreß-
buch der Gau-Hauptstadt Innsbruck 1941, 75. 
Die Kammer in Wien hingegen ist im Lehmann 
ab 1940 als Kammer für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland i. L. geführt, siehe: Lehmann 
1939, 9; Lehmann 1940, 9; 1941, 26; Lehmann 
1942, 28. In den Adressbüchern von Graz und 
Linz wurde hingegen gar kein Eintrag gefunden.

 90 Siehe: Ziviltechniker. Klärung der Zuständig-
keit (Reichsarbeitsministerium oder Reichs-
wirtschaftsministerium). ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 441, 50038-3b/39.

 91 Siehe: Angelegenheiten der Ziviltechniker. 
Durchführung des Ostmarkgesetzes. 
Übertragung der Zuständigkeit des RStH. 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 441, 50032-3b/39.

 92 Schreiben zu Ingenieurkammern in der Ostmark, 
RAM an NSDAP Reichsleitung – Hauptamt für 
Technik (Hauptstelle Berufsfragen), München, 
4. 12. 1939. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 562, 
118.783/39.

 93 GBlÖ 154 vom 16. 6. 1939.
 94 Schreiben zu Erteilung der Befugnis eines 

Architekten, Landesleiter der RdbK beim 
Landeskulturwalter Gau Wien an RMfWuA, 
Wien, 1. 12. 1939. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 562, 
118.783/39.

 95 Schreiben zu Ingenieurkammern in der Ostmark, 
NSDAP, Reichsleitung Hauptamt für Technik, 
Hauptstelle Berufsfragen, München, an RAM, 
z. Hd. O.Reg.Rat Willert, 1. 12. 1939. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 562, 118.783/39.

 96 Schreiben (Entwurf), Reichenvater an RAM 
(am Wege des Reichskommissars, Wien), 
18. 12. 1939. ÖStA/AdR, BMdHuV, GZ 562, 
V-123.354-1c/39.

 97 Die Mehrheit der Ansuchen, nämlich 228, 
war von Architekten gestellt worden. Von 
diesen wurden 70 Ansuchen positiv, 86 negativ 
entschieden und 72 nicht behandelt. Siehe: 
Schreiben (Entwurf), Reichenvater an RAM (am 

260

Anmerkungen zu Kapitel II



Wege des Reichskommissars, Wien), 18. 12. 1939. 
ÖStA/AdR, BMdHuV, GZ 562, V-123.354-1c/39.

 98 Die Akten des GZ 563 (Abteilung V/1), Ziviltech-
nikerwesen, Erteilung der Befugnis, der Jahre 
1939–1940 sind zur Benützung wegen „schwe-
rer Schäden (Bombentreffer)“ gesperrt.

 99 Schreiben zu Ziviltechniker, Allgemeines, 
Techn. Landesamt der LHM Stmk an MfWuA, 
29. 11. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 441, 
50.107-III/3b/1939.

 100 Benrhard (sic!) Franz, Ing. Zivilingenieur-Be-
fugnis, 31. 5. 1939. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 441, 
51.417, III/3b/39.

 101 Schreiben zu Ziviltechnikerangelegenheiten, 
LHM OD an MfWuA, 11. 4. 1939. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 441, 50.032/39.

 102 BMfHuV, 23a, 137.139-16-38_Ziviltechniker 
Staatsbürgerschaft.

 103 Reichenvater spricht fälschlicherweise von der 
„Reichskulturkammer der bildenden Künste“. 
Siehe: Schreiben (Entwurf), Reichenvater an 
RAM (am Wege des Reichskommissars, Wien), 
18. 12. 1939. ÖStA/AdR, BMdHuV, GZ 562, 
V-123.354-1c/39

 104 Gesetz über den Aufbau der Verwaltung in der 
Ostmark (Ostmarkgesetz), RGBl. I 1939, 777ff.

 105 Kundmachung (2. Entwurf) des Reichskommis-
sars, wodurch die Verordnung zur Durchführung 
des Ostmarkgesetzes vom 17. VII. 1939 bekannt-
gemacht wird, o. D. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 562, 
12.0681/39.

 106 Schreiben (Entwurf) BMfHuV an Reichskommis-
sar, 22. 9. 1939. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 562, 
120681/39.

 107 dRGBl. I, 2111ff.
 108 dRGBl. I, 40.
 109 dRGBl. I, 1940, 477.
 110 Siehe: Schreiben (Abschrift) zu Angleichung 

der Studien- und Prüfungsordnungen, MfiukA, 
Abt. Erziehung, Kultus, Volksbildung an MfWuA, 
23. 12. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, Gesch.Z. 384, 
139.140-16/38 (Angleichung der Studien- und 
Prüfungsordnungen an die reichsrechtlichen 
Vorschriften sowie Erwerbung des Titels Dipl. 
Ingenieur im Lande Österreich. (Vorläufige 
Regelung)).

 111 AV MfWuA, 18. 10. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, 
Gesch.Z. 384, 136.751-16/38.

 112 dRGBl. 1942, I, 525.
 113 Schreiben (Abschrift) zu Visintini Franz; Bestel-

lung zum Präsidenten der Ingenieurkammer i. L., 
RStH in Wien an RWM BArch, NS14/379.

 114 Schreiben zu Bestellung des Visintini Franz zum 
Präsidenten der Ingenieurkammer i. L. für Wien, 
Niederösterreich und Burgenland, RWM an 

Leiter der Partei-Kanzlei München, 24. 11. 1942. 
BArch, NS14/379.

 115 Siehe Schreiben (Abschrift) Arndt an IK W/NÖ/
Bgld, 5. 3. 1943. BArch, R3101/14297, Bl. 75.

 116 Im Fall von Linz handelte es sich um 
2.035,25 RM, von Graz um 1.622,28 RM und von 
Innsbruck um 1.692,35 RM. Siehe Schreiben 
zu Überführung der Ingenieurkammern in Linz, 
Graz und Innsbruck auf die Ingenieurkammer 
i. L. in Wien, RStH Wien, Miklauzhizh an RWM, 
21. 8. 1943. BArch, R3101/14297.

 117 In einem Bericht der Nachkriegszeit hielt die 
Kammer in Linz fest, dass ihre Akten nach Wien 
gebracht, aber dort verloren gegangen seien. 
Schreiben zu Feststellung der IK-Mitglieder 
in OÖ und Sbg, IK für OÖ/Sbg an BMfHuW, 
1. 3. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.253-I/1/46.

 118 Ostmarkjahrbuch 1942, 289; Wiener Zeit- und 
Wegweiser 1943, 53.

 119 Bis 1936 Amt für Technik.
 120 Siehe Schreiben (handschriftlich), Heine 

an Bürckel, 21. 3. 1938. ÖStA/AdR, Stiko 
Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 121 Rundfunkverlautbarung zu Gründung des 
NSBDT in der Ostmark, Gürke, 16. 7. 1938. 
ÖStA/AdR, Stiko Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 122 Neuaufbau der technischen Organisation 
in der Ostmark, Link, 1. 8. 1938. ÖStA/AdR, 
Stiko Wien/10A-15, Kt. 212, Allg. 1.

 123 Siehe Schreiben VDE im NSBDT an NSBDT 
München, 7. 1. 1939. BArch, NS14/119.

 124 AN zu Gaumitteilungsblatt Wien, Flemming an 
Führer, 1. 9. 1939. BArch, NS14/6-1.

 125 AN zu Übernahme der Gaumitteilungsblätter, 
4. 11. 1938. BArch, NS14/6-1.

 126 Siehe die Listen der NSBDT-Mitglieder, alle 
Fachgruppen, Amt für Technik, NSBDT an 
Reichswaltung des NSBDT München, 5. 1. 1939. 
BArch, NS14/119.

 127 Schmidt-Leonhardt, Die RKK, 4.
 128 dRGBl. Nr. 105/1933, dRGBl. Nr. 123/1933. 
 129 Formular 1005 40Q/0696 von der RdbK, aus-

gestellt an Hoch Anton am 23. April 1941. 
 ZV-Archiv, MAt A. Hoch. 

 130 Gast, Die rechtlichen Grundlagen RKK, 18.
 131 Hinkel, Handbuch RKK, 26. dRGBl. Nr. 123/1933. 

Die Einrichtung der Reichsfilmkammer geschah 
bereits vor Erlass des Reichskulturkammer-
gesetzes und wurde nun mit diesem Gesetz mit 
den anderen Einzelkammern zur RKK zusam-
mengeschlossen.

 132 Als Präsidenten der Einzelkammern wurden 
Richard Strauss für die Musikkammer, Eugen 
Hönig für die Kammer der bildenden Künste, 
Otto Laubinger für die Theaterkammer, Hans 
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Friedrich Blunck für die Schrifttumskammer, 
Max Amann für die Pressekammer, Horst 
Dressler für die Rundfunkkammer und Fritz 
Scheuermann für die Filmkammer ernannt. 
Siehe dazu: Dahm, Anfänge und Ideologie der 
Reichskulturkammer, 72.

 133 Dahm, Anfänge RKK, 72.
 134 Ebd., 57.
 135 dRGBl. Nr. 123/1933, 797. 
 136 dRGBl. Nr. 123/1933, 797.
 137 Dahm, Anfänge RKK, 78.
 138 Ebd., 78. Siehe dazu auch: ebd., 80, FN 105, 

Rede Goebbels auf der Tagung der RKK am 
7. 2. 1934.

 139 Siehe dazu: Kubowitsch, Die RdbK.
 140 Der Lyriker Hermann Stuppäck (1903–1988) 

stieg nach dem „Anschluss“ zu einem der 
mächtigsten Kulturfunktionäre der NSDAP auf. 
Ab 22. 9. 1938 war er Sachberater für Schrift-
tum im Kulturamt und übernahm viele weitere 
Funktionen. Unter Baldur von Schirach erfolgte 
am 17. 12. 1940 die Ernennung zum Leiter der 
Kulturabteilung im Reichspropagandaamt. 1942 
wurde er zum stellvertretenden und am 1. 1. 1944 
zum Generalkulturreferenten im RPA – anstelle 
von Walter Thomas – ernannt. Angaben siehe: 
WStLA, GA Hermann Stuppäck.

 141 Schreiner, NS-Kulturpolitik, 57.
 142 Ebd., 58 und 59.
 143 Schreiner, NS-Kulturpolitik, 58 und 59.
 144 Ebd., 59.
 145 Ebd., 58 und 59.
 146 dRGBl. Nr. 90/1938.
 147 Schreiben vom MfiukA an das Amt des RStH, 

10. 1. 1939, ÖStA/AdR, BS Büro Mühlmann, 
201.922, 1938; Gesetze siehe: GBlÖ 
Nr. 191/1938 und dRGBl. Nr. 90/1938, 624.

 148 Schmidt-Leonhardt, Die RKK, 27.
 149 Ebd., 28.
 150 Ebd.
 151 In einem eigenen Beiblatt des Aufnahmeaktes 

wurde die Bewertung des Mitglieds mit „künstl. 
Fähigkeit und charakterl. Eigenschaft soweit 
bekannt“ übertitelt und vom jeweiligen Fach-
referenten ausgefüllt. Die Bewertung erfolgte 
anhand der mit dem Fragebogen eingereichten 
Fotografien, die die künstlerischen Werke der 
Antragsteller:innen dokumentierten. Die schrift-
liche Beurteilung der Referenten war in „Leis-
tungsgruppen“ nach einem alphabetischen Sys-
tem mit den Buchstaben A bis C kategorisiert, 
wobei A die beste Leistungsgruppe darstellte. 
Siehe dazu: Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, 
 NS-Kunstpolitik, 69–80.

 152 Das Archiv der ehemaligen RdbK wurde 2021 
von Sabine Plakolm-Forsthuber und Ingrid 
Holzschuh erstmalig in einer Forschungsarbeit 
untersucht, die Einblick in die politischen Macht-
strukturen, Abläufe, Netzwerke und die künst-
lerische Haltung des NS-Regimes in Wien gibt. 
Diese Erkenntnisse sind eine Matrix, die auf die 
Organisation der Landesleitungen in den ande-
ren Gauen der Ostmark umgelegt werden kann. 
Siehe dazu: Holzschuh/Forsthuber-Plakolm, 
 NS-Kunstpolitik.

 153 Die Dienststelle wechselte 1939 in die Räume 
des Reichspropagandaamtes im Palais Epstein 
(Reisnerstraße 40, 3. Bezirk), übersiedelte im 
Sommer 1943 in den Trattnerhof (1. Bezirk) und 
nach dessen kriegsbedingter Zerstörung im 
Jänner 1945 wieder zurück ins Künstlerhaus.

 154 Niederschrift Interview mit Kammerer, 1943. 
WStLA, BS 3.7.3.A1.103.11, Persönlichkeiten des 
Wiener Kultur- und Geisteslebens 1942–1943, 
M. Kammerer. Im Lebenslauf gibt Kammerer 
die NSDAP-Mitgl.-Nr. 1.613.302 an.

 155 Niederschrift Lebenslauf Kammerer, 1943, 2. 
WStLA, BS 3.7.3.A1.103.11, Persönlichkeiten des 
Wiener Kultur- und Geisteslebens 1942–1943. 
Darin befindet sich eine Auflistung aller Projekte.

 156 Schreiben Kammerer an das BmfHuV, 12. 4. 1937. 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 103, 66174-1/37, 
M. Kammerer.

 157 Bescheid BmfHuV, 14. 6. 1937. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 103, 66174-1/37, M. Kammerer.

 158 Niederschrift Lebenslauf Kammerer, 1943, 2. 
WStLA, BS 3.7.3.A1.103.11, Persönlichkeiten des 
Wiener Kultur- und Geisteslebens 1942–1943. 
Darin befindet sich eine Auflistung sämtlicher 
Projekte.

 159 Lebenslauf, Februar 1943. KH-Archiv, 
MAt M. Kammerer.

 160 Niederschrift Interview mit Kammerer, 1943, 6. 
WStLA, BS 3.7.3.A1.103.11, Persönlichkeiten des 
Wiener Kultur- und Geisteslebens 1942–1943, 
M. Kammerer.

 161 Brief von Leopold Blauensteiner an 
Marcel Kammerer, 1.4.1944. BV-Archiv, 
MAt M. Kammerer.

 162 Schreiben IK an das BMfHuW vom 8. 3. 1946, 
ÖSTA/BMfHuW, 30963/46, M. Kammerer.

 163 Örley, Lebenslauf, 20. 7. 1943, 6. WStLA, 
BS 3.7.3.A1.103.13, Persönlichkeiten des 
Wiener Kultur- und Geisteslebens 1942–1943, 
R. Örley. – Robert Örley wurde am 24. 8. 1876 in 
Wien geboren und starb am 15. 11. 1945 ebenda.

 164 Schreiben IK an Örley, 30. 9. 1926. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt R. Oerley.
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 165 Örley war ab Mai 1938 NSDAP-Mitglied, siehe: 
Bestätigungskarte NSDAP Gau Wien WStLA, 
GA A1-R. Örley 24. 8. 1876.

 166 Holzschuh, Verlorene Stadtgeschichten.
 167 WStLA, GA A1-R. Örley 24. 8. 1876.
 168 Schreiben IK an Örley, 14. 10. 1943, Bestätigung 

der Kanzleiverlegung von Tuchlauben 13, 
1. Bezirk, in die Alser Straße 21, 8. Bezirk. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt R. Örley.

 169 Robert Otto Stein (1880–1951) studierte Me-
dizin an der Universität Wien und habilitierte 
sich 1915. Er war als Privatdozent bzw. ab 1926 
als a. o. Professor für Dermatologie und Syphi-
lidologie im Lehrkörper der Universität Wien 
tätig. Im April 1938 wurde ihm die Venia legendi 
entzogen, und er verlor seine Stellung als Ab-
teilungsvorstand im Mariahilfer Ambulatorium. 
Danach war er als jüdischer Krankenbehandler 
zugelassen und im Rothschild-Spital tätig, wo 
er ab 1939 in der Nachfolge von Hans König-
stein – der nach Palästina emigrierte – der Der-
matologischen Abteilung vorstand. Durch seine 
Ehe mit Maria Jahn, die nicht jüdischer Herkunft 
war, konnte er in Wien überleben. Siehe: URL: 
https://www.oeaw.ac.at/fileadmin/NEWS/2011/ 
pdf/biografien_juedische_aerzte.pdf 
(abgerufen 13.12.2022).

 170 Schreiben Örley an IK, 30. 10. 1945. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt R. Örley; Schreiben R. Stein an das 
Polizei-Amt Josefstadt, 5. 7. 1945. WStLA, GA A1-
R. Örley 24. 8. 1876.

 171 Ernst August von Mandelsoh, 
URL: https://de.wikipedia.org/wiki/Ernst_August 
_von_Mandelsloh (abgerufen 17. 10. 2022).

 172 Reichsgau Oberdonau, Ostmarkjahrbuch 1942, 
178.

 173 Mitgliederliste der IK OÖ/Sbg, 4. 4. 1938. ÖStA/
AdR, RK Materie 2100, 2175/3.

 174 Lebenslauf Sturmberger, 8. 12. 1938. ÖStA/AdR, 
GA, 335.106, fol. 1-24, A. Sturmberger.

 175 Ebd.
 176 Fragebogen RdbK, 14. 7. 1938. ÖStA/AdR, GA, 

335.106, fol. 1-24, A. Sturmberger.
 177 Ebd.
 178 Ebd.
 179 Ebd.
 180 Karte im GA mit dem Rundstempel Republik 

Österreich. ÖStA/Adr, GA, 335.106, fol. 1-24, 
A. Sturmberger.

 181 Vermerk Registrierungsamt Linz, 12. 4. 1949. 
ÖStA/AdR, GA, 335.106, fol. 1-24, A. Sturmberger.

 182 Bescheid Registrierungsamt, 1.6.1949. ÖStA/
AdR, GA, 335.106, fol. 1-24, A. Sturmberger.

 183 URL: https://stadtgeschichte.linz.at/denkmal/ 
Default.asp?action=kuenstler&id=314 
(abgerufen 30. 1. 2023).

 184 Ostmarkjahrbuch 1941, 210. 
 185 Ostmarkjahrbuch 1942, 127.
 186 Zur Biografie von Franz Zajicek 

siehe: URL: https://de.wikipedia.org/wiki/ 
Franz_Zajicek_(Architekt) (abgerufen 
14. 10. 1022).

 187 Personal-Fragebogen NSDAP F. Zajicek, 
7. 12. 1939. ÖStA/AdR, GA, 81.182, F. Zajicek.

 188 Ebd. 
 189 Ebd.
 190 Dienstzettel Registrierungsbehörde, 19. 6. 1947, 

ÖStA/AdR, GA, 81.182, F. Zajicek.
 191 Schreiben der NSDAP Reichsleitung an Gau-

schatzmeister Erich Schulze, 31. 5. 1940. 
ÖStA/AdR, GA, 81.182, F. Zajicek. 

 192 Schreiben Bezirksamt für den XIII. Bezirk an 
das BMfI, 3. 9. 1946. ÖStA/AdR, GA, 81.182, 
F. Zajicek. 

 193 Krakauer Schreibkalender 1943.
 194 Weihsmann, In Wien erbaut, 437.
 195 Ansuchen zur Nachsicht der Studien, der 

ZT-Prüfung und der Verleihung der Befugnis 
eines Architekten. ÖStA/BMfHuW, ZivTech, 
70.135, 37.105 und 28.904, F. Zajicek.

 196 Hofinger, Karl Reisenbichler. 
 197 Ebd., 19-20. 
 198 Ursula Prokop, Siegfried Theiss, in: Az W, 

Architektenlexikon, URL: 
https://www.architektenlexikon.at/de/641.htm 
(abgerufen 23. 2. 2023).

 199 Schreiben der RdbK an den Leiter der Fach-
gruppe Bauwesen im NSBDT, 18. 6. 1942. BArch, 
NS 18/1154.

 200 Ebd.
 201 dRGBl. I, 1942, 525–527. 
 202 dRGBl. I, 1942, 525–527, § 2, 525.
 203 Schreiben Theiss, o. D. BArch, R 3101/14297. 
 204 Schreiben an den RMfPV, Anhang am Vermerk 

des RWM, 23. 12. 1942. BArch, R 3101/14297.
 205 Schreiben Schmidt-Leonhardt an RWM, 

9. 3. 1943. BArch, R 3101/14297.
206 Wie Theiss setzte sich auch Hans Jaksch (1879–

1970) für die Interessen der freischaffenden Ar-
chitekten ein. Er war wie Theiss ab 1910 Mitglied 
der ZV Österreich und ab 1936 deren Präsident. 
In der IK war er nicht Mitglied. In der Zeit unmit-
telbar nach dem „Anschluss“ übernahm Jaksch 
als kommissarischer Leiter der ZV eine wichtige 
Rolle in der Überführung der Mitglieder der 
ZV in die Reichskammer der bildenden Künste. 
Jaksch war augenscheinlich ein Garant für 
die parteitreue Haltung des Vereins, wovon 
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Zeitungsberichte von März und April zeugen, 
welche die Euphorie widerspiegeln, mit der die 
Mitglieder der ZV den „Anschluss“ an das Deut-
sche Reich und den neuen Machthaber Hitler in 
Österreich begrüßten. Holzschuh 2019, 13.

207 Schreiben MA Wien an Theiss, 28. 12. 1922. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt S. Theiss. 

208 Ebd. Der Antrag musste von den Architekten 
selbst bei der LHM eingebracht werden, und 
man musste dort melden, welche Art von Be-
fugnis man ausüben wollte (Pkt. 14 im BGBl. 
Nr. 11/1925).

209 Siehe diverse Adressbücher von 1927 bis 1937.
 210 Lebenslauf verfasst von Theiss, 15. 5. 1938, 2. 

TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947).
 211 Vermerk vom 23. 1. 1941, fernmündliche Mit-

teilung von Theiss, dass er am 1. 6. 1940 in die 
NSDAP aufgenommen wurde. AKZT W/NÖ/
Bgld, MA S. Theiss.

 212 Freyer, Biografische Skizzen, 220.
 213 Gauführerschule Schwechat (1938), NSV-

Müttererholungsheime in Wien und Hinterbrühl 
(1938/39), NSV-Kindertagesstätten (1939), 
NSV-Säuglingsheime (1939/40), NS-Wohnbau-
ten in Wien 12 (1940–1942) oder die Südtiroler 
Siedlung in Gröbming, Steiermark (1941–1943). 
Siehe dazu: Freyer, Biografische Skizzen, 227.

 214 Potocar, Österreicher bauen im „Neuen Osten“, 
113.

 215 Schreiben Theiss an RMfWEV, 2. 9. 1942. 
TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947).

 216 Schreiben Theiss an TH-Rektor, 20. 11. 1941. TU-
Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947). Siehe 
auch: Schreiben Leiter der Fachgruppe Bauwe-
sen NSDAP Schönleben an S. Theiss, 11. 11. 1941. 
TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947).

 217 Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, 
NS-Kunstpolitik, 125.

 218 Schreiben Theiss an Rektorat TH Wien, 
28. 4. 1944. TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 
(PA 1938-1947).

 219 Schreiben Theiss an Rektorat TH Wien, 
13. 2. 1945. TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 
(PA 1938-1947).

220 Schreiben Republik Österreich an Theiss, 
16. 5. 1945. TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 
(PA 1938-1947).

 221 Adalbert Duschek (1895–1957) war Mathema-
tiker und ab 1921 an der TH Wien als Assistent 
tätig. Im Mai 1938 wurde er zwangspensioniert 
und 1945 ordentlicher Professor an der TH Wien 
und Leiter des Ersten Mathematischen Instituts. 
Im Studienjahr 1945/46 bekleidete er außerdem 
die Funktion eines Rektors der Hochschule und 
war damit maßgeblich in die Entnazifizierung 

seines Lehrpersonals involviert. Aus 
URL: https://www.geschichtewiki.wien.gv.at/ 
Adalbert_Duschek (abgerufen 6. 11. 2022).

 222 Schreiben Rektor TH Wien an das SfUuE, 
24. 7. 1945. TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 
(PA 1938-1947).

223 Schreiben Theiss an SfUuE, 28. 9. 1945, 2. 
TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947).

224 Erkenntnis Sonderkommission, 30. 11. 1945, 2. 
TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 (PA 1938-1947).

225 Schreiben Dekanat an Rektorat TH Wien, 
9. 4. 1951, 2. TU-Archiv, PA S. Theiss, 1691 
(PA 1938-1947).

226 Erkenntnis Kommission nach § 19, 20. 9. 1947. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt S. Theiss.

 227 Siehe: Schwarz, Die Härte, 11–13.
 228 Merkblätter, in: Das Kleine Volksblatt, 

15. 3. 1938, 16.
 229 Schwarz erklärt die große Unterstützung des 

Nationalsozialismus durch Techniker damit, dass 
im deutschen Bildungsbürgertum Agrarromantik 
und Skepsis gegenüber Fortschritt und Tech-
nik vorgeherrscht hatten und das Selbst- und 
Fremdbild der Ingenieure mit der Technikgläu-
bigkeit der Nationalsozialisten stark aufgewertet 
wurde. Siehe: Schwarz, Die Härte, 8–9.

 230 Ebd., 15–16.
 231 Die Rolle der Chemiker im Krieg wird beschwo-

ren, Neues Wiener Tagblatt, 21. 5. 1940, 9.
 232 Niederschrift der Kommission zur politischen 

Beurteilung der Mitglieder, IK T/Vlbg, 13. 5. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, GZ 1, 31.367/1946.

 233 Ein blühendes Österreich ersteht, in: Illustrierte 
Kronen-Zeitung, 27. 3. 1938, 2.

 234 Die 17 Punkte des Aufbauprogrammes, in: 
Salzburger Chronik für Stadt und Land, 
28. 3. 1938, 4.

 235 Perz/Hackl/Wachter, Wasserstraßen, 72–73.
 236 NSDAP Personalfragebogen, Emmo Hildebrand, 

13. 2. 1938. ÖStA/AdR, Gauakt 201.761. – Hilde-
brand wurde am 27. 8. 1890 in Waidhofen gebo-
ren und starb am 23. 5. 1942.

 237 In der NS-Zeit wurden Zivilgeometer bzw. Inge- 
nieurkonsulenten für Vermessungswesen 
aus den Ingenieurkammern ausgeschieden, 
sie konnten aber beantragen, als behördlich 
autorisierte Vermessungsingenieure zugelassen 
zu werden.

 238 „Alte Kämpfer“ war die NS-Bezeichnung für 
deutsche Parteimitglieder aus der Zeit vor 1933 
mit einer Mitgliedsnummer unter 300.000 bzw. 
österreichische Parteimitglieder, die sich in der 
„Verbotszeit“ illegal betätigt hatten.

 239 Anklageschrift, Reya, Staatsanwaltschaft Linz, 
31. 3. 1950. Obwohl die Bundespolizeidirektion 
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Salzburg bestätigte, dass Reya den Rang eines 
Obersturmführers bei der SA innegehabt hatte 
und 1939 Zahlungen erhalten hatte, die auf 
seinen „illegalen“ Status hinwiesen, bestritt 
Reya, der als „minderbelastet“ registriert war, 
die Angaben. OÖLA, VgVr 3549/48. – Friedrich 
Reya wurde am 7. 7. 1907 in Salzburg geboren, zu 
seinem Sterbedatum liegen keine Informationen 
vor.

 240 Siehe zahlreiche Festpunkt-Verzeichnisse, Ver-
messungsbüro Ing. Reya und Meyer, 1938–1939. 
Unternehmensarchiv Asfinag, EK-E-2-4-6-9-0 
A1 WAB-RAB.

 241 SLA, Heeresbauamt XI.01.01 (Plan für RAD und 
NSKK von Vermessungsbüro Reya und Meyer); 
Heeresbauamt XI.03.01 (Katasterausschnitt der 
KG Elsbethen vom Juni 1939, auf dem die im 
Bau stehende Jägerkaserne Glasenbach einge-
zeichnet ist, Vermessungsbüro Reya und Meyer); 
Heeresbauamt XI.05.01

 242 Siehe: Antrag auf Ausstellung eines Reisepasses, 
Reya, 6. 7. 1948. OÖLA, VgVr 3549/48.

 243 Mitgliederliste IK OÖ/Sbg, 14. 12. 1946, 9. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 34.446/I-1/1946. – Zu 
Hans Winkler konnten keine Lebensdaten 
ermittelt werden.

 244 Herbert Offenhauser starb am 10. 8. 1955, sein 
Geburtsdatum konnte nicht ermittelt werden.

 245 Kreuzer, Tempo 130, 68–70.
 246 Der Prototyp des treuen deutschen Technikers 

wurde verkörpert von dem Ingenieur Fritz Todt, 
der die Belange der Technik im Dienst des Na-
tionalsozialismus unter anderem als Generalins-
pektor für das Deutsche Straßenwesen, Reichs-
minister für Bewaffnung und Munition (ab 1940) 
und Generalinspektor für Wasser und Energie 
(ab 1941) vorantrieb.

 247 Karner, Im Strom der Zeit, 227. – Hermann 
Grengg wurde am 14. 1. 1891 in Judenburg 
geboren und starb am 25. 10. 1978 in Graz.

 248 Personal-Fragebogen, 23. 5. 1938. BArch, 
R 9361-II, 31790, Grengg Hermann.

 249 AV zu TH Wien, Grengg, 29. 7. 1947. ÖStA/AdR, 
BMU, 8351//Pr.III/47. 

 250 Karl Augustin wurde am 28. 10. 1888 in Gleisdorf 
geboren und starb am 15. 11. 1945.

 251 Karner, Im Strom der Zeit, 53, FN 121. 
 252 Sarlay, Adolf Hitlers Linz.
 253 Siehe beispielsweise: Weihsmann, 

Bauen unterm Hakenkreuz.
 254 Otto Strohmayr wurde am 21. 7. 1900 in Hallein 

geboren und starb am 25. 4. 1945 ebenda.
 255 Autorisierung als Zivilarchitekt, Otto Strohmayr. 

SLA, LR 1920/38 XIV 1-71 (60) (1936).
 256 Holzschuh, Otto Strohmayr.

 257 Autorisierung als Zivilingenieur für Hochbau, 
Otto Ponholzer. SLA, LR 1920/38 XIV 1-71 (59) 
(1935). Otto Ponholzer wurde am 2. 2. 1908 in 
Baiersdorf bei Murau geboren und starb am 
1. 1. 1991.

 258 Schreiben (Entwurf) Schlegel an Ponholzer, 
11. 5. 1938. SLA, Prä 1938/06d-2083.

 259 Chalupny, Deutsche Heimschule.
 260 Salzburger Landeszeitung, 22. 05. 1939, 7. Siehe 

auch Briefwechsel zur Adaptierung der Schule, 
1939. SLA, PRÄ 1939/0003p-19.

 261 Die Partei VDU (Verband der Unabhängigen) 
wurde am 26. 3. 1949 in der Stadt Salzburg ge-
gründet mit dem Ziel, den ehemaligen National-
sozialisten, Heimatvertriebenen und Heimkehrern 
eine politische Partei zu öffnen. Das Ende der 
Partei ergab sich durch die Fusion der VDU und 
der Freiheitspartei, die sich zur Freiheitlichen 
Partei Österreichs (FPÖ) zusammenschlossen. 

 262 Höllbacher, Ideologie.
 263 Bescheid, Amt der LR Sbg, 16. 2. 1965. BMfHuW, 

28.113-Pr.III/65.
 264 Schreiben MA 2 an MfHuV, 25. 5. 1938. ÖStA/

AdR, BMfHuV, Privattechniker, Zl. 68.522-1, 
1938, Matuschek Franz Hubert. – Matuschek 
wurde am 3. 11. 1902 geboren und starb am 
10. 7. 1968.

 265 Schreiben Matuschek und Proksch an Gemein-
deverwaltung, 10. 9. 1940. WStLA, M.Abt. 350, 
Allg. Reg., A1-20, 1940; WM, Inv.-Nr. 76525 / 1–8 
(F. H. Matuschek) und WM, Inv.-Nr. 76524 / 1–6 
(J. Proksch).

 266 Holzschuh/Platzer/Az W, Perle, 201.
 267 Jutta Brandstetter, Hubert Matuschek, 2005, 

URL: https://www.architektenlexikon.at/de/ 
741.htm (abgerufen 11. 12. 2022).

 268 Schreiben Schönleben an Theiss, 11. 11. 1941. 
TU Archiv, Personalakt Siegfried Theiss, 
1938-47, 1691.

 269 Siehe Liste der Ziviltechniker der Ingenieurkam-
mer für Oberösterreich und Salzburg, Beilage zur 
Eingabe vom 23. 3. 1950. SLA, PRÄS 1950/10.1.

 270 Jutta Brandstetter, Hubert Matuschek, in: 
Az W, Architektenlexikon, URL: https://www. 
architektenlexikon.at/de/741.htm (abgerufen 
11. 12. 2022).

 271 Zur Biografie von Hermann Kutschera, geboren 
am 27. 4. 1903 in Wien, gestorben am 4. 11. 1991 
ebenda, siehe: Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, 
Auf Linie, 148, und Holzschuh/Platzer/Az W, 
Perle, 222.

 272 Schreiben Gauamt für Technik, Gauamtsleiter 
an Jiretz, 27. 7. 1938. BArch, NS 14/349.

 273 Anklageschrift gegen Scharmüller, Staatsan-
waltschaft Linz, 21. 7. 1949. OÖLA, VgVr 4023/47.
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 274 Karl Breitenthaler wurde am 13. 5. 1879 in Linz 
geboren und starb am 10. 5. 1950 ebenda.

 275 Bericht zu Ingenieure. Politischer Leumund, Bun- 
despolizeidirektion Innsbruck, 17. 6. 1946, 5. ÖStA/ 
AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946. – Richard Eder 
wurde am 8. 9. 1902 in Kufstein geboren, zu sei- 
nem Sterbedatum liegen keine Informationen vor.

 276 AV zu Eder, Zulässigkeit der Berufsausübung, 
31. 7. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
25.729/I/1947.

 277 Schreiben zu ZT, Durchführung des VG 1947, 
Bericht an den Alliierten Rat. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, 30.991/I/1/1948. 177.042/I/1/47.

 278 Schreiben (Abschrift) zu Dipl. Ing. Dr. Eder 
IK T/Vlbg an Amt der Tiroler LR, 31. 12. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 30.991/I/1/1948.

 279 Amtliche Mitteilungen, in: Zeitschrift des Ös-
terr. Ingenieur- und Architekten-Vereines 47/48 
(1928), 450. – Elmar Geiger wurde am 19. 5. 1902 
in Bludenz geboren, zu seinem Sterbedatum 
liegen keine Informationen vor.

 280 Siehe: Elmar Geiger, Registrierungsblatt zur 
Verzeichnung der Nationalsozialisten gemäß § 4 
VG 1947, o. D.. VLA, BH Bludenz II, Abt. II, Geiger 
Elmar (Sch. 17).

 281 Schreiben zu Überprüfung von Mitgliedern 
der Ing.Kammer, LHM Vorarlberg an IK T/Vlb., 
12. 4. 1946. StA/AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946.

 282 Schreiben zu Ingenieurkonsulenten f. d. Ver-
messungswesen, Inspektorat f. d. Vermessungs-
wesen Innsbruck an IK T/V, 12. 4. 1946. BMfHuW, 
33.624/I-1/1946.

 283 Kundmachungen. Befugnis von Ingenieurkon-
sulenten für Vermessungswesen, in: Wiener Zei-
tung, 20. 2. 1949, 9.

 284 Johann Luger wurde am 20. 9. 1889 in Dornbirn 
geboren, zu seinem Sterbedatum liegen keine 
Informationen vor.

 285 Schreiben zu Überprüfung von Mitgliedern 
der IK, LHM Vlbg an IK T/Vlbg, 12. 4. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946.

286 Personalfragebogen für die Kartei der goldenen 
Ehrenzeichenträger der Blutordensträger 
(Abschrift), 15. 11. 1947. OÖLA, VgVr 2784/47.

287 Personalfragebogen für die Kartei der golde-
nen Ehrenzeichenträger der Blutordensträger 
(Abschrift), 15. 11. 1947. OÖLA, VgVr 2784/47. In 
manchen Quellen ist auch von einem früheren 
Beitritt und der Mitgliedsnummer 1.300.000 
die Rede, siehe: Vernehmungsprotokoll Reya, 
2. 10. 1948. OÖLA, VgVr 2784/47.

288 Personalfragebogen für die Kartei der goldenen 
Ehrenzeichenträger der Blutordensträger 
(Abschrift), 15. 11. 1947. OÖLA, VgVr 2784/47.

289 Schmoeller August, URL: https://e-gov.ooe.gv.at/ 
bgdfiles/p3935/Schmoeller_August_DI.pdf 
(abgerufen 23. 2. 2023), 2.

 290 Ebd.
 291 Personalfragebogen für die Kartei der goldenen 

Ehrenzeichenträger der Blutordensträger 
(Abschrift), 15. 11. 1947. OÖLA, VgVr 2784/47.

292 Ebd.
293 Ebd.
294 Schreiben Schäcke (Gauhauptstellenleiter) 

an die Reichsleitung der NSDAP München, 
8. 10. 1940. BArch, NS 14, 349, Schmoeller 
August. 

295 Schriftverkehr zwischen Schmöller und der 
Deutschen Akademie für Städtebau, Reichs- 
und Landesplanung, 1942. BArch, NS 14, 349, 
Schmoeller August. 

 296 Abschrift Gendamarie-Postenkomman-
dant an Staatsanwalt Linz, 15. 11. 1947. OÖLA, 
VgVr 2784/47.

297 Uebernahmsbericht Landesgerichtl. Gefange-
nenhaus, 25. 9. 1947. OÖLA, VgVr 2784/47.

298 Protokoll, Lg Linz, 16. 10. 1947. OÖLA, 
VgVr 2784/47.

 299 Bundespräsident an Lg Linz, 19. 7. 1952. OÖLA, 
VgVr 2784/47.

300 Schmoeller August, URL: https://e-gov.ooe.gv.at/ 
bgdfiles/p3935/Schmoeller_August_DI.pdf 
(abgerufen 23. 2. 2023).

 301 Zu Fritz Michael Müller, geboren 1892 in Groß-
Ebersdorf, gestorben 1979 in Porto Alegre/ 
Brasilien), siehe: Archiv für Bau.Kunst.Geschichte, 
Neuzugang: Nachlass Fritz Michael Müller, 
URL: https://www.uibk.ac.at/de/ 
archiv-baukunstgeschichte/sammlung/ 
neu-im-archiv/nachlass-fritz-michael-muller 
(abgerufen 1. 2. 2024).

 302 Schreiben Winkler an BMfHuW, 12. 6. 1947. ÖStA/
AdR, BMfHuV, GZ 1, 36.004/1947. – Leo Winkler 
wurde am 26. 11. 1887 in Steyr geboren und starb 
am 2. 11. 1970.

 303 Im Adressbuch der Stadt Innsbruck und im 
Österreichischen Amtskalender scheint er ab 
1932 als beh. aut. Zivilingenieur für das Bau-
wesen auf, den Eid legte er aber bereits 1931 ab. 
Siehe: Österr. Amtskalender 1932, 662; Adreß-
buch der Stadt Innsbruck 1932, 379; Neue Zivil-
ingenieure, in: Tiroler Anzeiger, 12. 12. 1931, 14.

 304 AV zu Winkler, Zulässigkeit der Berufsausübung. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 36.004/I-1/47.

 305 Schreiben zu Winkler Leo, Zulässigkeit der 
Berufsausübung, BMfHuW an Außensenat 
Innsbruck der Kommission beim BMfHuW für 
die Berufsgruppe der ZT, 30. 7. 1947. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, GZ 1, 36.004/1947.
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 306 Niederschrift über die Verhandlung vor der 
Kommission am 24. 9. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
36.004/I-1//47.

 307 Schreiben Winkler an BMfHuW, 12. 6. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 36.004/I-1/47.

 308 Bescheinigung, Amt der Tiroler LR, 11. 6. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 36.004/I-1/47.

 309 Beratungsprotokoll, Kommission nach § 19/2, 
BMfHuW, 24. 9. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
36.004/I-1//47.

 310 AV, BMfHuW, 8. 12. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
36.004/I-1//47.

 311 Schreiben BMfHuW an intern, 5. 1. 1948, und 
Äußerung der Sektion IV, BMfHuW, 13. 1. 1948. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 179.082/I/1/47.

 312 Ing. Adolf Kunsek. Kreisleiter von Schwaz, in: 
Innsbrucker Nachrichten, 1. 6. 1938, 4. – Kunsek 
wurde am 13. 6. 1893 in Marburg an der Drau 
(slowen. Maribor) geboren, zu seinem Sterbe-
datum liegen keine Informationen vor.

 313 Bericht zu Ingenieure. Politischer Leumund, 
Bundespolizeidirektion Innsbruck, 17. 6. 1946, 5. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946.

 314 Siehe: Erinnerungen an die tragischen Ereignis-
se vor 75 Jahren, in: Rathausinfo Schwaz, 
März 2013, 24, URL: https://issuu.com/ 
wexmedia/docs/rathausinfo_3_2013 
(abgerufen 20. 3. 2023).

 315 Die Kreiswahlleiter in Tirol, in: Innsbrucker 
Nachrichten, 23. 3. 1938, 5.

 316 Ing. Adolf Kunsek. Kreisleiter von Schwaz, 
in: Innsbrucker Nachrichten, 1. 6. 1938, 4.

 317 Pawlowsky/Leisch-Probst/Klösch, Vereine, 
559–560.

 318 Schreiben Aschberger und Ferraris-Occieppo 
an RK beim LG Innsbruck, 15. 3. 1948. TLA, 
RK 163/48.

 319 Siehe: Schreiben zu Rückstellung, RA Stern an 
Rückstellungskommission beim Lg Innsbruck, 
Sept. 1950. TLA, RK 163/48.

 320 Schreiben zu Ziviltechniker Eder, Pilz, Kunsek, 
Amt der Tiroler LR an BMfHuW, 20. 4. 1948. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 35.157/I/1/1948.

 321 Bescheid zu Ing. Kunsek Adolf, Vermögensrech-
te gemäss Rückstellungsverfahren; Bestellung 
eines öffentlichen Verwalters, 7. 8. 1950. TLA, 
LG Innsbruck, Vr 624/54.

 322 Ebd.
 323 Beschwerde, RA Dengg an RK beim LG Inns-

bruck, 4. 12. 1950. TLA, RK 163/48.
 324 Bescheid zu Ing. Kunsek Adolf, Vermögensrech-

te gemäss Rückstellungsverfahren; Bestellung 
eines öffentlichen Verwalters, 7. 8. 1950. TLA, 
LG Innsbruck, Vr 624/54.

 325 Siehe: Beschluss, in: Bote für Tirol, 8. 9. 1950, 4.

III.
Ausschluss, Verfolgung 

und Widerstand

 1 Da es zum Zeitpunkt des „Anschlusses“ keine 
Ziviltechnikerinnen gab, wird in diesem Kapitel 
ausschließlich die männliche Form verwendet.

 2 Schreiben (Abschrift) zu Verordnungen zur Neu-
ordnung des österreichischen Berufsbeamten-
tums; Anwendbarkeit auf die österreichischen 
Ziviltechniker, RMI an RStH Ö, 22. 1. 1939. ÖStA/
AdR, MfWuA, GZ 441, 52.380-III/3b/39.

 3 Die „Verordnung zur Neuordnung des österrei- 
chischen Berufsbeamtentums“ (BBV) trat 
am 31. Mai 1938 in Kraft, also vor Einführung 
des Deutschen Beamtengesetzes (DBG) vom 
26. Januar 1937. dRGBl. I, 1937, 39; eingeführt 
in Österreich am 28. 9. 1938.

 4 Vormals Bundesministerium für Handel und 
Verkehr.

 5 Siehe: Schreiben (Entwurf) MfHuV an alle Landes- 
hauptmänner und den Bürgermeister der Stadt 
Wien, 6. 4. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 23a, 
127.466-16/38; Schreiben (Entwurf) MfHuV 
an LHM Stmk, 4. 4. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 23a, 127.331-16/38.

 6 Die „Nürnberger Gesetze“ wurden am 15. 9. 1935 
im Deutschen Reich erlassen. Sie definierten, 
wer vor dem Gesetz als Jüdin oder Jude zu 
gelten hatte, und legten damit die Grundlage 
für die Ausgrenzung, Beraubung, Verfolgung 
und schließlich auch Ermordung von „jüdischen“ 
Personen.

 7 GBlÖ Nr. 3/1938, 13.
 8 Mit der Einführung der „Nürnberger Gesetze“ 

wurden über 24.000 Personen, die keiner oder 
einer anderen Religion angehörten, für „jüdisch“ 
erklärt. Siehe: Freund/Safrian, Verfolgung, 789.

 9 Der Diensteid für öffentliche Beamte lautete: 
„Ich schwöre: Ich werde dem Führer des deut-
schen Reiches und Volkes Adolf Hitler treu und 
gehorsam sein, die Gesetze beachten und meine 
Amtspflichten gewissenhaft erfüllen, so wahr mir 
Gott helfe.“ GBlÖ. Nr. 3/1938, 13.

 10 Schreiben (Entwurf) MfHuV an alle Landes-
hauptmänner und den Bürgermeister der Stadt 
Wien, 6. 4. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 23a, 
 127.466-16/38.

 11 BGBl. Nr. 61/1937.
 12 Siehe: Schreiben (Entwurf) zum Schnellbrief 

des Hauptamtes für Technik, 1. 12. 1939, MfHuV 
an Reichskommissar, 18. 12. 1939. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 562, 118.783-1939.
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 13 Im Zuständigkeitsbereich der MA 2 lagen und 
liegen auch heute noch die Personalangelegen-
heiten der Stadt Wien. Sie war seitens der Stadt 
Wien auch für Ziviltechnikerangelegenheiten 
zuständig. Siehe Csendes, Geschichte der Ma-
gistratsabteilungen, 88–90.

 14 Siehe zahlreiche Bescheide der MA 2 an MfWuA. 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 103, 1938, Kt. 582 und 
583.

 15 Schreiben zu Kafka Richard Ing., Befugnis eines 
ZI für Hochbau, MA 2 an MfHuV, 24. 5. 1938. 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 103, 68.525/1938 
(Kt. 583).

 16 Schreiben zu Ziviltechnikerangelegenheiten, 
LHM OD an MfWuA, 11. 4. 1939. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 441, 50.032/1939.

 17 AV MfHuV, 29. 4. 1938. ÖStA, AdR, BMfHuV, 
GZ 103, 67.067-1/1938.

 18 Schreiben Blauensteiner an MfHuV, 4. 5. 1938. 
ÖStA, AdR, BMfHuV, GZ 103, 67.067-1-38.

 19 AV MfWuA, 19. 7. 1938. ÖStA, AdR, BMfHuV, 
GZ 103, 67.067-1/38).

 20 Clemens Holzmeister wurde am 27. 3. 1886 
in Fulpmes geboren und starb am 12. 6. 1983 
in Hallein.

 21 Pawlowsky, Die Akademie, 72.
 22 Die Mehrheit der Ansuchen, nämlich 228, war 

von Architekt:innen gestellt worden. Von die-
sen wurden 70 Ansuchen positiv, 86 negativ 
entschieden und 72 nicht behandelt. Siehe: 
Schreiben (Entwurf) BMfWuA, gez. Reichen-
vater an RAM (am Wege des Reichskommissars, 
Wien), 18. 12. 1939. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 562, 
118.783/1939.

 23 GBlÖ Nr. 339/1938, 1621.
 24 Gemeint war hier die Staatsministerialverord-

nung vom 11. 12. 1860, Zl. 36.413, in der Fassung 
der Verordnung BGBl. Nr. 61/1937.

 25 GBlÖ Nr. 64/1938 sowie dRGBl. I, 353.
 26 Verordnung des Handelsministers über An-

gelegenheiten der Ziviltechniker in Österreich 
vom 11. 4. 1938 (Entwurf). ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 23a, 127.143-16/38.

 27 Ebd.
 28 Schreiben (Zitat) RStH Ö, 9. 5. 1938. ÖStA/AdR, 

BMfHuV, GZ 23a, 127.143-16/38.
 29 Gegenäußerung der Abteilung 16 (Entwurf), 

21. 6. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 23a, 127.143-
16/38 (Vorläufige Untersagung der Ausübung 
der Befugnisse der Ziviltechniker; Verordnung).

 30 „Gesetz über Angelegenheiten der Ziviltechniker 
in Österreich vom … 1938“. ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 23a, 127.143-16/38 (Vorläufige Untersagung 
der Ausübung der Befugnisse der Ziviltechniker; 
Verordnung).

 31 AN und Schreiben (Entwurf) MfHuV an MfiukA, 
24. 8. 1938. ÖStA/AdR, GZ 23a, 135.014-16/38 
(Gesetz über Angelegenheiten der Ziviltechniker 
in Österreich); Gegenäußerung der Abteilung 
16 (Entwurf), 21. 6. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 23a, 127.143-16/38 (Vorläufige Untersagung 
der Ausübung der Befugnisse der Ziviltechniker; 
Verordnung).

 32 Erläuternde Bemerkungen zum Entwurf eines 
Gesetzes über Angelegenheiten der Ziviltechni-
ker in Österreich vom … 1938 (Entwurf). 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 23a, 127.143-16/38.

 33 AN und Schreiben (Entwurf) MfHuV an MfiukA, 
24. 8. 1938. ÖStA/AdR, GZ 23a, 135.014-16/38.

 34 ÖStA/AdR, RK Materie 2100, 2.175/3.
 35 Mitgliederliste der Konsulentensektion der 

IK W/NÖ/Bgld (Stand vom 24. Juni 1938), 50. 
ÖStA/AdR, RK Materie 2100, 2.175/3.

 36 Einige Schreiben in den Rückstellungsakten ge-
ben Somogyis Geburtsdatum mit 15. 2. 1892 an. 
Siehe: Schreiben (Entwurf) FLD Wien, Dienst-
stelle für Vermögenssicherungs- und Rück-
stellungsangelegenheiten an BMF, 22. 11. 1961. 
ÖStA/AdR, E-uReang, FLD 18.758.

 37 Siehe: AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Oskar Schnabel.
 38 Vermögensanmeldung Edwin Bächer, 10. 7. 1938. 

OÖLA, Vermögensanmeldungen, 22334 (Edwin 
N. Bächer).

 39 Alfred Brüll wurde am 2. 9. 1867 in Wien geboren, 
sein Sterbedatum und -ort konnten nicht ermit-
telt werden.

 40 Die Zurücklegung seiner Befugnis durch 
Karl Brandmayer am 6. 4. 1939, der von der 
Historikerkommission zitiert wird (Mejstrik/
Garstenauer/Melichar/Prenninger/Putz/
Wadauer, Berufsschädigungen, 238), hatte 
keinen rassenpolitischen Hintergrund, sondern 
war altersbedingt erfolgt. 1942 beantragte 
Brandmayer die Befugnis erneut „auf Kriegsdau-
er“, sein Ansuchen wurde aber abgelehnt. Siehe: 
Schreiben Brandmayer an techn. Landesamt der 
LHM Stmk, 10. 6. 1942 und Schreiben (Abschrift) 
zu Wiederverleihung der Befugnis als IK für Ver-
messungswesen, RStH Stmk an Brandmayer, 
28. 7. 1942. StmLA, LReg 457 Ba 6 1939.

 41 In den Listen der Ingenieurkammern waren die 
Namen von 141 Personen durchgestrichen. 
Doch der Zivil ingenieur für das Bauwesen Isidor 
Mueller hatte sich am 22. Juli 1936 nach Südafrika 
abgemeldet und schien in der Liste der Kammer 
für Wien, NÖ und Bgld fälschlicherweise auf, 
da er bereits am 27. 12. 1937 verstorben war. Er 
wird somit in der Statistik nicht berücksichtigt.

 42 Dabei handelt es sich um Erwin Fliegel, Ernst 
Gmeyner, Richard Grann, Wilhelm Herzel, Hans 
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Koch, Egon Magyar und Richard Modern, denen 
die Befugnis aufgrund § 3 der BBV entzogen und 
deren jüdische Herkunft durch Recherchen 
bei der IKG Wien bestätigt wurde, sowie Hans 
Glas, der seine Befugnis am 16. 7. 1938 zurück-
legte (siehe Schreiben Glas an IK W/NÖ/Bgld, 
16. 7. 1938. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Hans Glas), 
Wilhelm Baumgarten, dessen jüdische Ab-
stammung im Zuge der Überprüfung durch die 
Kammern im Sommer 1938 bekannt wurde, 
und Maximilian Sachs, der seine Befugnis am 
27. 12. 1938 zurücklegte (siehe Schreiben Sachs 
an IK W/NÖ/Bgld, 27. 12. 1938. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt Wilhelm Sachs).

 43 Schreiben zu Niederlegung der ZI-Befugnis, 
LHM OÖ an MfWuA, 11. 7. 1938. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 103, 71.401/38.

 44 An der Adresse des Ehepaars Dub, Wien XVII., 
Braungasse 5, war auch eine Luise Dub, Beam-
tin, gemeldet, sie scheinen also bei Verwandten 
untergekommen zu sein. Zum Zeitpunkt seines 
Todes lebte seine Frau Stefanie Dub in IX., Alser 
Straße 26. Siehe: Lehmann 1939, 201; Schreiben 
Stefanie Dub an VVSt Wien, Dezember 1938. 
OÖLA, Vermögensanmeldungen, 22428 (Otto 
Dub). Der Zivilingenieur Otto Dub ist nicht zu 
verwechseln mit dem Ing. Otto Dub, der in einem 
Gemeindebau in Wien V., Margaretengürtel 22 
lebte, im Juli 1938 von der Stadt Wien aus „ras-
sischen“ Gründen gekündigt und am 20. 5. 1942 
nach Maly Trostinec deportiert wurde. Siehe 
Lehmann 1938, 203; Otto Dub, geb. 30. 1. 1887, 
in: DÖW, Opferdatenbank.

 45 Schreiben Stefanie Dub an VVSt Wien, De-
zember 1938. OÖLA, Vermögensanmeldungen, 
22428 (Otto Dub).

 46 Siehe https://www.friedhoefewien.at/ 
verstorbenensuche-detail?fname=Otto+Dub 
&id=031C%3EKFKYL&fdate=1939-01-24 
&c=010&hist=false&initialId=031C%3EKFVWF 
(17. 11. 2022).

 47 Das Geburtsdatum von Luise Dub in der Daten-
bank des Isle of Man Museums stimmt mit je-
nem der Vermögensanmeldung von Luise Dub 
überein. Siehe https://www.imuseum.im/search/ 
collections/people/mnh-agent-98660.html 
(17. 11. 2022), Vermögensanmeldung Luise Dub, 
10. 7. 1938. OÖLA, Vermögensanmeldungen, 
22429 (Luise Dub). In der Vermögensanmeldung 
von Luise Dub wiederum ist die gleiche Wohnad-
resse angegeben wie in der Vermögensanmel-
dung von Otto Dub, siehe OÖLA, Vermögensan-
meldungen, 22428 (Otto Dub). 

 48 Siehe: https://www.friedhoefewien.at/ 
verstorbenensuche-detail?fname=Stefanie+Dub 

&id=031C%3EKFVWF&fdate=1972-10-06 
&c=010&hist=false&initialId=031C%3EKFVWF 
(17. 11. 2022).

 49 Schreiben zu Steuerrückstand Fritz Friedmann, 
Finanzamt Brigittenau an Abwicklungsstelle 
VVSt, 26. 1. 1940. ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, 
VA 24.474 (Fritz Friedmann).

 50 Die sogenannte „Schutzhaft“ war ein Unrechts-
instrument des NS-Regimes zur Festsetzung 
politischer Gegner:innen durch die Gestapo – 
ohne konkreten Strafbestand, richterliche 
Anordnung, Kontrolle und rechtlichen Beistand.

 51 Antrag an Hilfsfonds, Schwefel, 11. 6. 1956. 
ÖStA/AdR, E-uReang, AHF 1.113.

 52 Schreiben Schwefel an IK W/NÖ/Bgld, 
27. 7. 1938. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Paul 
Schwefel.

 53 Oskar Georg Bellgrader wurde am 10. 12. 1888 
in Wien geboren, zu seinem Sterbedatum und 
-ort liegen keine Informationen vor.

 54 Schreiben (Abschrift) zu Bellgrader, Erteilung 
der Befugnis eines Zivilingenieurs für das Bau-
wesen, K. k. nö Statthalterei an Belgrader (sic!), 
7. 4. 1914. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Bellgrader.

 55 Schreiben zu Bestellung zum Sachverständigen, 
IK an Bellgrader, 23. 3. 1927. AKZT W/NÖ/Bgld, 
MAt Bellgrader.

 56 „Fonds zur Hilfeleistung an politisch Verfolgte, 
die ihren Wohnsitz im ständigen Ausland haben“.

 57 HB steht für „Helvetischen Bekenntnisses“, also 
die Reformierte Evangelische Kirche.

 58 Siehe: Antrag an den Hilfsfonds, Bellgrader, 
24. 5. 1957. ÖStA/AdR, AdR, E-uReang, AHF, 
23.190, 5.

 59 Siehe: Bescheid zu Bellgrader, Anzeige von der 
Zurücklegung der Zivilingenieurbefugnis, Ma-
gistrat Wien/MA 2, 7. 6. 1939. AKZT W/NÖ/Bgld, 
MAt Bellgrader.

 60 Antrag an den Fonds zur Hilfeleistung an poli-
tisch Verfolgte, die ihren Wohnsitz und ständi-
gen Aufenthalt im Ausland haben, Bellgrader, 
24. 5. 1957. ÖStA/AdR, AdR, E-uReang, AHF, 
23.190, 5.

 61 Siehe: Zahlungsanweisung, Hilfsfonds an 
Bellgrader, 5. 9. 1958. ÖStA/AdR, E-uReang, 
AHF 23.190.

 62 Schreiben Fröhlich an IK, 3. 12. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Friedrich Fröhlich.

 63 Schreiben Fröhlich an VVSt zu Änderung des pro 
27.4.1938 angemeldeten Vermögens, 9. 12. 1938. 
ÖStA/AdR, VVSt, VA 19.909 (Friedrich Fröhlich).

 64 Siehe: AN und Schreiben (Entwurf) MfHuV 
an MfiukA, 24. 8. 1938. ÖStA/AdR, GZ 23a, 
 135.014-16/38.

 65 Siehe: ebd.
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 66 Siehe: Schreiben Baumgarten an MfWuA, 
21. 10. 1938. ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 103, 
76.849/38 (Kt. 583).

 67 Knöpfelmacher wurde am 8. 8. 1894 bei Prag 
geboren, es liegen keine Sterbedaten vor.

 68 Schreiben zu Abmeldung, Knöpfelmacher an 
IK Wien, 1. 12. 1938. AKZT W/NÖ/Bgld, 
MAt Paul Knöpfelmacher. 

 69 Schreiben zu Austritt, Czeczowiczka an IK 
W/NÖ/Bgld, 17. 11. 1938. AKZT W/NÖ/Bgld, 
MAt Wilhelm Czeczowiczka.

 70 Die in den Mitgliedsakten der Kammer enthalte-
nen Schreiben dürften nicht alle Fälle abdecken, 
es gibt deshalb einen gewissen Graubereich.

 71 William (Wilhelm) Baumgarten wurde 
am 25. 1. 1885 in Mährisch-Schönberg 
(tschech. Šumperk) geboren und starb am 
18. 2. 1959 in Raleigh, North Carolina.

 72 Schreiben Baumgarten an MfWuA, 21. 10. 1938. 
ÖStA/AdR, BMfHuV, GZ 103, 76.849/38 
(Kt. 583).

 73 Karl Brunner wurde am 22. 3. 1879 in Přelouč 
bei Pardubice geboren, zu seinem Sterbedatum 
liegen keine Informationen vor.

 74 Schreiben zu Brunner, Adressenänderung, MA 2 
an IK W/NÖ/Bgld, 19. 10. 1938. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt Karl Brunner.

 75 Ebd.
 76 Mejstrik/Garstenauer/Melichar/Prenninger/

Putz/Wadauer, Berufsschädigungen, 135.
 77 Ebd.
 78 Ebd., 136.
 79 dRGBl. I, 1938, 607–610.
 80 Siehe: Wächter Otto, Dr., Staatskommissar – 

Betrauung mit der Durchführung der Vd. zur 
Neuordnung des österr. Berufsbeamtentums. 
ÖStA/AdR, MfWuA, Präs./„Personalangelegen-
heiten“, 14.016/38. Der österreichische Jurist 
Otto Wächter trat 1923 der NSDAP bei und 
machte als Nationalsozialist politisch und als 
SS-Führer Karriere. Von Mai 1938 bis April 1939 
war er als Staatssekretär für die Entfernung von 
Beamten aus dem österreichischen Behörden-
apparat zuständig. Ab 1939 war er Gouverneur 
im besetzten Distrikt Krakau, ab 1942 im 
Distrikt Galizien.

 81 Im Zuständigkeitsbereich der MA 2 lagen und 
liegen auch heute noch die Personalangelegen-
heiten der Stadt Wien. Sie war auch seitens der 
Stadt Wien für Ziviltechnikerangelegenheiten 
zuständig. Siehe: Csendes, Geschichte der Ma-
gistratsabteilungen, 88–90.

 82 Siehe Bescheide in: ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, 
BBV. Unser herzlicher Dank gilt Therese 
Garstenauer, die uns großzügig Daten ihrer 

Recherchearbeiten zu öffentlichen Bediensteten 
in Österreich, die enthoben wurden, zur Ver- 
fügung gestellt hat. Siehe dazu: Garstenauer, 
Life Courses.

 83 Moritz Bernhard Gerbel wurde am 19. 3. 1879 
in Jassy, Rumänien, geboren und starb am 
15. 3. 1957. 

 84 Siehe Fragebogen der IK W/NÖ/Bgld, Gerbel, 
26. 11. 1945. D. ÖStA/AdR, BMfHuW/ZivTech, 
31.313.

 85 Der sehr umfangeiche Bestand der BBV-Be-
scheide wurde im Rahmen der vorliegenden 
Forschung nicht gänzlich gesichtet, die Zahlen 
stützen sich auf Recherchen, die von Therese 
Garstenauer durchgeführt wurden. Da insbeson-
dere Architekten in den Schreiben oft nicht als 
Ziviltechniker gekennzeichnet sind, ist die tat-
sächliche Zahl der entzogenen Befugnisse somit 
wohl höher anzusetzen. Bei drei Personen ist nur 
§ 8 angegeben, bei zwei weiteren Personen ist 
der Paragraf gänzlich unklar. Die Historikerkom-
mission kommt auf die Zahl von 71 Personen, 
diese Differenz lässt sich möglicherweise durch 
die drei Personen erklären, bei denen nur § 8 
angegeben ist. Siehe: Mejstrik/Garstenauer/
Melichar/Prenninger/Putz/Wadauer, Berufs-
schädigungen, 238.

 86 Ursprünglich 55, aber bei einer Person wurde 
der Bescheid korrigiert, da er nachwies, keine 
jüdische Abstammung zu haben.

 87 Die Historikerkommission ermittelte eine Zahl 
von 26 BBV-Bescheiden an „Arier“, die sich 
auf die §§ 8 und 3 bezogen. Siehe: Mejstrik/
Garstenauer/Melichar/Prenninger/Putz/
Wadauer, Berufsschädigungen, 238.

 88 Siehe: Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, Auf 
Linie, 95; Prokop, 40. – Erich Boltenstern wurde 
am 21. 6. 1896 in Wien geboren und starb am 
9. 6. 1991 ebenda.

 89 Siehe: Prokop, Opfer und Emigranten, 38, 
40–43. – Franz Gessner wurde am 15. 9. 1879 
in Walachisch Klobouk (tschech. Valašské 
Klobouky) geboren und starb am 3. 5. 1975 
in Wien.

 90 Schreiben Seyß-Inquert an Prutscher, 
22. März 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV.

 91 Schreiben Wächter an Prutscher, 1. 10. 1939. 
ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV.

 92 Siehe: Mejstrik/Garstenauer/Melichar/
Prenninger/Putz/Wadauer, Berufsschädi-
gungen, 240; Schreiben Wächter an Schinzel, 
1. 10. 1939. ÖStA/AdR, ZNsZ, MfiukA, BBV. – 
Arnold Schinzel wurde am 21. 7. 1891 in Römer-
stadt (tschech. Rýmařov) geboren und starb 
am 22. 9. 1952.
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 93 Siehe Fragebogen der IK W/NÖ/Bgld, 
Grzywienski, 30. 9. 1945. ÖStA/AdR, BmfHuW, 
30.943/I-1/1945. – Anton Grzywienski wurde am 
3. 10. 1898 in Tyrnau (slowak. Trnava) geboren 
und starb am 8. 4. 1982 in Wien.

 94 Curriculum vitae, Grzywienski, Nov. 1945. 
ÖStA/AdR, BMU, PA Anton Grzywienski.

 95 Ebd.
 96 Auszug aus dem Protokoll über die Sitzung 

des Professorenkollegiums, TH, 5. 12. 1945. 
ÖStA/AdR, BMU, PA Anton Grzywienski.

 97 Ebner/Mikoletzky/Wieser, Abgelehnt, 84.
 98 AV zu Grzywienski Anton, Dipl. Dr. techn.; 

Befugnis eines Zivilingenieurs für das Bauwesen. 
Beeidigung und Kundmachung, 7. 2. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 30.438/I-1/1946.

 99 Todesanzeige Grzywienski, Rektor Nöbauer/
TU Wien, 15. 4. 1982. ÖStA/AdR, BMU, PA Anton 
Gryzywienski.

 100 Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, Auf Linie, 95.
 101 Siehe: § 4 (1). dRGBl. I, 1938, 608.
 102 Siehe: Mejstrik/Garstenauer/Melichar/ 

Prenninger/Putz/Wadauer, Berufsschädigungen, 
238. Eine namentliche Erfassung ist hier nicht 
publiziert. Ob es sich durchwegs um Kammermit- 
glieder handelte, konnte nicht verifiziert werden.

 103 Dabei handelt es sich um Rudolf Schober, 
Franz Schrangl und Robert Rapatz.

 104 Robert Rapatz wurde am 14. 8. 1890 geboren 
und starb am 17. 12. 1965.

 105 Siehe Vernehmung des Beschuldigten, Straf-
sache gegen Robert Rapatz, Lg Klagenfurt, 
24. 1. 1947. KLA, 23 Vr 142/47.

 106 Siehe: Schreiben zu NS-Registrierung, 
Ing. Robert Rapatz, Magistrat Klagenfurt an 
Bürgermeister Klagenfurt, 27. 3. 1947. KLA, 
Lg Klagenfurt, 6586, VR 142/1947 (Sch. 290).)

 107 TLA, AdTLR, Disziplinarakt, Disziplinarkommis-
sion, 1923–1929, Leo Winkler (1929).

 108 ÖStA/AdR, BMfHuV, Präs./Auszeichnungs-
anträge, Schober Rudolf, 13569/1934.

 109 ÖStA/AdR, BMfHuV, Präs./Auszeichnungs-
anträge, Schober Rudolf, 14423/1937.

 110 Siehe: Mejstrik/Garstenauer/Melichar/Prenninger/ 
Putz/Wadauer, Berufsschädigungen, 240.

 111 Schobers Nachfolger als Direktor, Fritz Müller, 
wurde nach dem „Anschluss“ beurlaubt. Siehe: 
Neuordnung des Österr. Berufsbeamtentums, 
Verzeichnis der nach dem 13. März 1938 entho-
benen oder pensionierten Beamten. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 4b, 13.715/38.

 112 Die Katholische akademische Verbindung Nori-
ca, gegründet 1883 in Wien, ist eine nichtschlag-
ende vollfarbentragende Verbindung des Öster-
reichischen Cartellverbands (ÖCV).

 113 Siehe: Mejstrik/Garstenauer/Melichar/ 
Prenninger/Putz/Wadauer, Berufsschädigun-
gen, 240.

 114 Schreiben zu Fall Schrangl, unbekannt an 
Baldauf, 31. 3. 1938. ÖStA/AdR, BMU, 
PA Franz Schrangl.

 115 Schreiben Schrangl an Landesschulrat für Vlbg., 
16. 3. 1938. ÖStA/AdR, BMU, PA Franz Schrangl.

 116 Schreiben Schrangl an MfHuV, 26. 3. 1938. 
ÖStA/AdR, BMU, PA Franz Schrangl.

 117 Bescheid vom 16. 3. 1939, siehe: Mejstrik/ 
Garstenauer/Melichar/Prenninger/Putz/ 
Wadauer, Berufsschädigungen, 240.

 118 Siehe: Vorarlberger Technischer Verein, Fest-
schrift 100 Jahre VZT, undatiert, 23. URL: https:// 
www.vtv.at/s/vtv_festschrift_100jahre_4c_31_7 
_08_lay__2_.pdf (abgerufen 1. 2. 2024).

 119 Der Studienrat Dipl.-Ing. Wagner behauptete, 
„er habe in Wien von einer Verwandten erfah-
ren“, dass Schrangls Großvater mütterlicherseits 
ein gewisser Freiherr von Löwenthal jüdischer 
Abstammung sei. Siehe: Schreiben zu Abstam-
mungsnachweis, RStH T/Vlbg an Schrangl, 
3. 5. 1942. ÖStA/AdR, BMU, PA Franz Schrangl. 
Schrangl gab an, dass ihm die Gerüchte bekannt 
seien, und übermittelte seinen Abstammungs-
nachweis. Siehe: Schreiben (Abschrift) Schrangl 
an RStH T/Vlbg, 11. 5. 1942. ÖStA/AdR, BMU, 
PA Franz Schrangl.

 120 Schreiben zu Dipl.-Ing. Franz Schrangl, RMfWEV 
an RStH T/Vlbg, 2. 6. 1943. ÖStA/AdR, BMU, 
PA Franz Schrangl.

 121 Siehe Schreiben (Entwurf) zu Wiederaufnahme 
in den öffentlichen Schuldienst aus Wieder-
gutmachung, Landesschulrat für Vorarlberg 
oder MfU (unleserlich am Scan) an Schrangl, 
6. 2. 1946. ÖStA/AdR, BMU, PA Franz Schrangl.

 122 Eid, Franz Schrangl, Staatsamt für öffentliche 
Bauten, Übergangswirtschaft und Wiederaufbau, 
12. 12. 1945. ÖStA/AdR, BMfHuW, 30.624/45.

 123 AV Staatsamt für Volksaufklärung, für Unterricht 
und Erziehung und für Kultusangelegenheiten, 
15. 1. 1946. ÖStA/AdR, BMU, PA Franz Schrangl.

 124 dRGBl. I, 414.
 125 Die Vermögensverkehrsstelle (VVSt) wurde am 

18. Mai 1938 beim Ministerium für Handel und 
Verkehr (ab 18. August 1938 Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit) eingerichtet. Geleitet 
wurde sie von dem Wiener SS-Führer Walter 
Rafelsberger (1899–1989), Gauwirtschaftsbe-
rater der Wiener NSDAP und „Staatskommissar 
der Privatwirtschaft“. „Arisierungen“ durften nur 
mit Genehmigung der VVSt durchgeführt wer-
den und wurden von dieser im Detail kontrolliert, 
z. B. setzte sie die „Verkaufspreise“ fest.
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 126 Wilhelm Czeczowiczka wurde am 27. 12. 1880 in 
Rzikowitz (tschech. Říkovice) geboren und starb 
am 6. 2. 1942 in Wien.

 127 Schreiben Takvorian an Gestapo Wien, 
29. 7. 1940. ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, 
VA 66.420.

 128 Bericht der Kriminalpolizeistelle Wien, 2. 9. 1940. 
ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA 66.420.

 129 Schreiben zu Wilhelm Israel Czeczowiczka und 
Elsa Sara Goldschmied, Kriminalpolizeileitstelle 
Wien an VVSt, 1. 10. 1940. ÖStA/AdR,  E-uReang, 
VVSt, VA 66.420.

 130 DÖW/Opferdatenbank (Wilhelm Czeczowiczka, 
geb. 27. 12. 1880; Therese Czeczowiczka, 
geb. 23. 2. 1897).

 131 Verzeichnis über das Vermögen von Juden, 
Alfred Johann Brüll, 29. 6. 1938. ÖStA/AdR, 
 E-uReang, VVSt, VA 440.

 132 Schreiben (Abschrift) zu Vermögensverzeichnis, 
VVSt an Eva Rosa Brüll, 7. 10. 1938 und 
Schreiben Eva Rosa Brüll an VVSt, 12. 10. 1938. 
ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA 439.

 133 Witek, „Arisierungen“, 799.
 134 ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, VA 26.264.
 135 Die rechtliche Lage war in den ersten Wochen 

unübersichtlich, es gibt keine Klarheit darüber, 
welche Werte abgegeben und welche geraubt 
wurden. Man bezog sich dabei auf eine 
„Durchführungsbestimmung zur Regelung 
der Personalfragen in der Privatwirtschaft“, die 
am 30. März 1938 im „Völkischen Beobachter“ 
veröffentlicht, aber nie offiziell in Kraft gesetzt 
wurde, und in Folge auf das am 13. April 1938 
verlautbarte „Gesetz über die Bestellung von 
kommissarischen Verwaltern und kommissari-
schen Überwachungspersonen“. Siehe: Bailer/
Baumgartner/Herrman/Streibel, „Arisierung“, 
14–15.

 136 Das Ansuchen erfolgte gemäß Art. 47 der Ver- 
ordnung BGBl. Nr. 61/1937. Siehe: Ansuchen 
um Verleihung der Befugnis eines ZI für Hoch-
bau (Art. 47), Biber. ÖStA/AdR, BMfHuV, 
GZ 103/78.631-1/37.

 137 Schreiben Biber an IK W/NÖ/Bgld, 28. 3. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Artur Biber. – Anton 
Grenik wurde am 10. 5. 1887 geboren, sein 
Sterbedatum ist unbekannt.

 138 Schreiben Biber an IK W/NÖ/Bgld, 1. 4. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Artur Biber. Er bezog 
sich dabei auf die „Durchführungsbestimmung 
zur Regelung der Personalfragen in der Privat-
wirtschaft“, die am 30. März 1938 im „Völkischen 
Beobachter“ veröffentlicht, aber nie in Kraft 
gesetzt wurde. Siehe: Bailer/Baumgartner/ 
Herrman/Streibel, „Arisierung“, 14–15. Am 

13. 4. 1938 wurde das „Gesetz über die Be- 
stellung von kommissarischen Verwaltern und 
kommissarischen Überwachungs personen“ 
verlautbart.

 139 Schreiben Grenik an IK W/NÖ/Bgld, 2. 5. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Artur Biber.

 140 Schreiben (Durchschrift) IK W/NÖ/Bgld an Amt 
für Technik, Landesleitung Ö, 6. 5. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Artur Biber.

 141 Schreiben (Abschrift) zu Beschlagnahmever-
fügung der Gestapo infolge Ausbürgerungs-
verfahren, VVSt, Arbeitsgruppe 9 Vermögens-
anmeldung an Arbeitsgruppe 4 Liegenschaft, 
24. 4. 1941. ÖStA/AdR, E-uReang, VVSt, 
VA 41.023.

 142 Schreiben Grenik an VG beim LG für Straf- 
sachen W, 24. 1. 1948; Schreiben (Abschrift) 
31. 1. 1949, VG beim LG für Strafsachen Wien an 
Leibenfrost, AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Artur Biber.

 143 RGBl. I 1938, 1579 und Durchführungsbestim-
mungen vom 21. 11. 1938 (RGBl. I 1938, 1638ff) 
und 19. 10. 1939 (RGBl. I 1939, 2059).

 144 Siehe: 1. Verordnung zum Reichs bürger gesetz 
vom 14. 11. 1935, § 5.

 145 RGBl. 1938 I, 1580.
 146 RGBl. 1938 I, 1709.
 147 dRGBl. I 1939, 90.
 148 Siehe: Raggam-Blesch, „Sammelwohnungen“, 

88–89.
 149 Siehe dazu: Raggam-Blesch, „Sammel-

wohnungen“.
 150 Siehe: Freund/Safrian, Die Verfolgung, 769.
 151 Der deutsche SS-Obersturmbannführer Adolf 

Eichmann (1906–1962) war ein zentraler Or-
ganisator der Vertreibung, Deportation und 
systematischen Ermordung der europäischen 
Jüdinnen und Juden. Er arbeitete ab 1932 im 
Sicherheitsdienst und beschäftigte sich früh 
mit Fragen jüdischer Zwangsumsiedlung. Nach 
dem „Anschluss“ Österreichs an das Deutsche 
Reich baute er in Wien die „Zentralstelle für jü-
dische Auswanderung“ auf, die ausreisewilligen 
Jüdinnen und Juden Ausreisegenehmigungen 
ausstellte und sie im Zuge dessen beraubte. Ab 
1939 war er in Berlin im Reichssicherheitshaupt-
amt tätig, seit der Wannsee-Konferenz die zen-
trale Befehlsstätte für die Massenmorde. Nach 
dem Krieg gelang es ihm zunächst, unterzutau-
chen und 1950 nach Argentinien zu fliehen. 1960 
wurde er von israelischen Agenten entführt, in 
Israel vor Gericht gestellt und 1962 hingerichtet.

 152 Siehe: Freund/Safrian, Die Verfolgung, 767 und 
770.

 153 Jonny Moser errechnete die Zahl von 130.742 
Jüdinnen und Juden, die Österreich verlassen 
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haben. Siehe: Schwarz/Ganglmair, Emigration, 
818.

 154 Siehe: Hilfsfonds Formular, Erhebungen nach 
§ 3 a, b und c der Statuten zu Edwin N. Bächer, 
Bundes-Polizeidirektion Wien, Zentralmeldungs-
amt, 1956. ÖStA/AdR, E-uReang, AHF 3.720.

 155 Antrag an Hilfsfonds, Bacher, 8. 8. 1956. 
ÖStA/AdR, E-uReang, AHF 3.720.

 156 Siehe: Antrag an Hilfsfonds, Bacher, 8. 8. 1956. 
ÖStA/AdR, E-uReang, AHF 3.720.

 157 Siehe die von Jonny Moser zitierten Zahlen in: 
Schwarz/Ganglmair, Emigration, 818 und 
846–847. Danach flüchteten 69.390 Jüdinnen 
und Juden nach Europa, fast die Hälfte davon 
(31.050) nach Großbritannien und 29.942 Perso-
nen nach Nordamerika, davon 29.860 in die USA.

 158 Schreiben Muller an IK, 20. 12. 1968. AKZT W/
NÖ/Bgld, MAt Arthur Fürst. – Arthur Fürst wurde 
am 9. 11. 1875 geboren und starb 1941 in Kenia.

 159 Meder, Sachen.
 160 Inge Scheidl, Paul Fischel, in: Az W, Architekten-

lexikon, URL: https://www.architektenlexikon.at/ 
de/137.htm (abgerufen 2. 2. 2023). – Paul 
Jacques Fischel (Finton) wurde am 17. 11. 1885 
geboren und starb am 14. 10. 1942 in Melbourne.

 161 Pryles, Once in Vienna, 202. – Siegmund 
Defris wurde am 2. 12. 1877 in Jägerndorf 
(tschech. Krnov) geboren und starb am 6. 7. 1946 
in Melbourne.

 162 Gespräch mit Michael Pryles, geführt von A.W., 
Wien, 16. 6. 2023.

 163 Die biografischen Angaben zu Felix Augenfeld, 
geboren am 10. 1. 1893 in Wien, gestorben am 
21. 7. 1984, sind entnommen: Inge Scheidl, Felix 
Augenfeld, in: Az W, Architektenlexikon, URL: 
http://www.architektenlexikon.at/de/12.htm 
(abgerufen 2. 3. 2023); Boeckl. Begrenzte Mög-
lichkeiten, 134.

 164 Referat zu Wilhelm Berger, IK W/NÖ/Bgld, 
25. 5. 1951. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Wilhelm 
Berger. – Wilhelm Berger wurde am 26. 11. 1877 
in Sedlnitz (tschech. Sedlnice) geboren und 
starb am. 23. 3. 1955 in Wien.

 165 Schreiben Somogyi an IK W/NÖ/Bgld, 7. 12. 1951. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Alexander Somogyi.

 166 Inge Scheidl, Bruno Bauer, in: Az W, Architekten-
lexikon, URL: http://www.architektenlexikon.at/ 
de/20.htm (abgerufen 2. 3. 2023).

 167 Zur Biografie von Franz Wallack (24. 8. 1887–
31. 10. 1966), siehe: URL: https://www.stadt- 
salzburg.at/ns-projekt/ns-strassennamen/hofrat- 
dipl-ing-dr-franz-wallack/ (abgerufen 4. 1. 2023). 

 168 Gigantischer Skandal um die Glocknerstraße, 
in: Wiener Sonntags- und Montagszeitung, 
11. 4. 1932, 5. 

 169 Siehe dazu Rede Bruno Bauer, Konsulenten-
sektion, IK W/NÖ/Bgld, 9. 6. 1932, Pkt. 9. SLA, 
Nachlass Wallack, Kampf 1932 Wallack contra 
Bauer, Mappe: Ingenieurkammer (causa Bauer).

 170 Rede Bruno Bauer, Konsulentensektion, IK W/
NÖ/Bgld, 9. 6. 1932. Stellungnahme Wallack, 
3. 7. 1932. SLA Nachlass Wallack, Kampf 1932 
Wallack contra Bauer, Mappe: Ingenieurkammer 
(causa Bauer).

 171 Wiener Ingenieurkammer (Hg.), 75 Jahre Zivil-
techniker, Wien 1935.

 172 Siehe AV, IK W/NÖ/Bgld, 9. 1. 1939. Archiv Kam-
mer der Ziviltechniker:innen für W/NÖ/Bgld, 
MAt Bruno Bauer.

 173 Da es unter den in Österreich gebliebenen Zivil-
technikern keine Frauen gab, wird nur die männ-
liche Form der Berufsbezeichnung verwendet. 

 174 Zum „Niskoplan“, siehe: Schindler, Nisko 1939.
 175 Als „Generalgouvernement“ wurden jene Teile 

des besetzten Polen verwaltet, die dem Deut-
schen Reich nicht als Reichsgaue eingegliedert 
wurden, 1941 kam nach dem deutschen Überfall 
auf die Sowjetunion das Gebiet Galiziens dazu. 
Das Gebiet wurde ausgeplündert und war zen-
traler Schauplatz der Ermordung von Jüdinnen 
und Juden aus ganz Europa.

 176 Siehe: Freund/Safrian, Verfolgung, 772–774; 
Raggam-Blesch, „Sammelwohnungen“, 90.

 177 Die ehemaligen Schulen, die als „Sammellager“ 
benutzt wurden, befanden sich in der Sperl gasse, 
in der Malzgasse und in der Castellez gasse.

 178 Seit 2017 erinnert ein Mahnmal im Leon- 
Zelman-Park der 47.035 Menschen, die zwi-
schen 1939 und 1942 in 47 Großtransporten vom 
Aspangbahnhof deportiert wurden. Nur 1.073 
dieser Personen überlebten. Siehe: 
https://www.koer.or.at/projekte/mahnmal- 
aspangbahnhof (abgerufen 23. 2. 2023).

 179 https://ausstellung.de.doew.at/m17sm146.html 
(abgerufen 2. 2. 2023).

 180 Siehe z. B.: Camillo Resek, in: DÖW, Vienna Me-
mento Wien, URL: https://www.memento.wien/ 
person/31187 (abgerufen 12. 2. 2023)

 181 Archiv der IKG Wien, Auswanderungsantrag 
Max Dutka.

 182 https://ausstellung.de.doew.at/m17sm148.html 
(abgerufen 2. 2. 2023).

 183 Siehe: https://ausstellung.de.doew.at/ 
m17sm147.html (abgerufen 2. 2. 2023).

 184 Schreiben Korn an IK W/NÖ/Bgld, 20. 9. 1928. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Otto Korn.

 185 Zu Reitzers Tätigkeit als Architekt, siehe: Petra 
Schumann/Ursula Prokop, Jakob Reitzer, URL: 
https://www.architektenlexikon.at/de/499.htm 
(abgerufen 2. 2. 2023).
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 186 Interview mit Gertrude Mechner, Wien, 
Februar 2003, URL: https://www.centropa.org/ 
de/biography/gertrude-mechner#Meine%20 
Familiengeschichte (abgerufen 2. 2. 2023). – 
Jakob Reitzer wurde am 14. 9. 1880 in Szeged 
geboren. Elise Reitzer, geb. Brüll, kam am 
11. 7. 1886 zur Welt, ihr Todesdatum ist unbekannt.

 187 Schreiben RA Timmeter & Zimmeter an FLD, 
2. 2. 1959. ÖStA/AdR, E-uReang, FLD 23.908.

 188 Auswanderungsantrag Jakob Reitzer, 23. 5. 1938. 
Archiv der IKG Wien.

 189 Schriftliche Auskunft des Archivs der 
KZ-Gedenkstätte Dachau, 30. 1. 2024.

 190 Geburts- und Taufbuch der Pfarre St. Elisabeth, 
1040 Wien, 1. 1. 1905–31. 12. 1906, https://data. 
matricula-online.eu/de/oesterreich/wien/ 
04-st-elisabeth/01-25/?pg=52 (abgerufen 
30. 9. 2023)

 191 Otto Breuer wurde am 26. 7. 1897 geboren und 
starb am 9. 11. 1938 in Rekawinkel.

 192 Maximilian Sachs wurde am 14. 8. 1871 in 
Łódź, Polen geboren und starb am 5. 5. 1940 
in Grenoble. – Für die Übermittlung der bio-
grafischen Daten gilt unser besonderer Dank 
Gabriele Ebmer.

 193 21 nachweislich Ermordete stehen mindestens 
95 Vertriebenen gegenüber. Allerdings konnte 
das Schicksal von 12 Ziviltechnikern nicht ge-
klärt werden.

 194 Die biografischen Daten sind entnommen aus: 
Meixner, Reitlinger (1877–1938), und Meixner, 
Reitlinger – Bruchstücke; https://www.jenba.ch/ 
industrie/die-jenbacher-berg-und- 
huettenwerke/ (abgerufen 23. 2. 2023).

 195 Amts-Kalender 1923, 521.
 196 Standesangelegenheiten. Konstituierung der 

Ingenieurkammer für Tirol und Vorarlberg, in: 
Zeitschrift des österreichischen Ingenieur-Ver-
eines (2013) 35, 592.

 197 Zu den Details siehe: Meixner, 
Reitlinger – Bruchstücke, 89–101.

 198 Siehe auch: Mayrhuber, „Jedenfalls bin ich 
ebenso unschuldig …“.

 199 Zum Begriff Alltagswiderstand, siehe: Frei/
Gugglberger/Wachter, Widerstand, 52 ff.

 200 Adolf Scharmüller wurde am 10. 3. 1896 in Linz 
geboren und starb am 10. 1. 1950 in Gmunden.

 201 Zeugenvernehmungen v. Hosp, Bezirksgericht 
Gmunden, 5. 12. 1949. OÖLA, VgVr 4023/47.

 202 Zeugenvernehmung Schachermayer, Kreis-
gericht Wels, 19. 1. 1950. OÖLA, VgVr 4023/47.

 203 Zeugenvernehmung Schachermayer, Kreis-
gericht Wels, 19. 1. 1950; Beweisanträge zu 
Scharmüller wegen §§ 10, 11 Verb.G., Lg Linz 
als Vg, 22. 10. 1949. OÖLA, VgVr 4023/47.

 204 Personal-Fragebogen Scharmüller, NSDAP, 
14. 7. 1938. OÖLA, VgVr 4023/47.

 205 Zeugenvernehmungen Nagl, Bezirksgericht 
Gmunden, 5. 12. 1949; Anklage Scharmüller, 
Staatsanwaltschaft Linz, 21. 7. 1949. OÖLA, 
VgVr 4023/47.

 206 Schreiben Gauamt für Technik, Gauamtsleiter 
an Jiretz, 27. 7. 1938. BArch, NS 14/349.

 207 Schreiben (Abschrift) Schmöller an 
 Gaupersonalamt Linz, 4. 4. 1941. BArch, 
NS 14/349.

 208 Anklageschrift gegen Scharmüller, Staatsan-
waltschaft Linz, 21. 7. 1949. OÖLA, VgVr 4023/47.

 209 Schreiben zu Scharmüller, Strafsache nach 
§§ 10 11 VG, BMfI an Lg als Vg in Linz, 27. 5. 1949. 
OÖLA, VgVr 4023/47.

 210 Enthaftungsgesuch für Scharmüller, Maria 
Scharmüller an Vg Linz, 5. 6. 1947. OÖLA, 
VgVr 4023/47.

 211 Schreiben zu Scharmüller, Sicherheitsdirek-
tion OÖ an Staatsanwaltschaft beim Lg (Vg), 
30. 5. 1947.

 212 Anklageschrift Scharmüller, Staatsanwaltschaft 
Linz, 21. 7. 1949. OÖLA, VgVr 4023/47.

 213 Schreiben (Abschrift) Scharmüller an Bundes-
präsidenten, 19. 7. 1948. OÖLA, VgVr 4023/47.

 214 Eidesstattliche Erklärung (Abschrift) Kitten, 
3. 9. 1947. OÖLA, VgVr 4023/47.

 215 Erklärung (Abschrift) Kemptner, 12. 6. 1948. 
OÖLA, VgVr 4023/47. 

 216 Eidesstattliche Erklärung (Abschrift) Stadlbauer, 
2. 6. 1948. OÖLA, VgVr 4023/47.

 217 Telegramm Brunner an Traxlmayr, 27. 10. 1949; 
Protokoll der Hauptverhandlung Straf sache 
gegen Scharmüller, 28. 10. 1949. OÖLA, 
VgVr 4023/47.

 218 Schreiben BMfI an Scharmüller, 10. 5. 1950. 
OÖLA, VgVr 4023/47.

 219 Enthaftungsgesuch für Scharmüller, Maria 
Scharmüller an Vg Linz, 5. 6. 1947. OÖLA, 
VgVr 4023/47.

220 Die biografischen Daten sind übernommen 
aus: Senarclens de Grancy/Halbrainer, Totes 
Leben; Senarclens de Grancy, Margarete 
Schütte-Lihotzky; Halbrainer, Herbert 
Eichholzer; Neugebauer, Herbert Eichholzer; 
nextroom, Herbert Eichholzer, 
https://www.nextroom.at/actor.php?id=17820 
(abgerufen 2. 2. 2023); Stadt Graz, Herbert 
Eichholzer, Architekt, https://www.graz.at/cms/
beitrag/10096224/7773004/Herbert_ 
Eichholzer_Architekt.html (abgerufen 2. 2. 2023); 
Universalmuseum Joanneum, Kunst im öffent-
lichen Raum Steiermark, Pavillon – Hommage à 
Herbert Eichholzer (1903–1943), 
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https://base.uni-ak.ac.at/recherche/ 
e:Ah2sBsY9tp9NDynkGujCNa (abgerufen 
2. 2. 2023).

 221 Siehe: Eichholzer Herbert, Ing. Ansuchen um 
Nachsicht der Prüfung für die Erlangung der Be-
fugnis eines Architekten (Art. 40) und Nachsicht 
von den Fachstudien gem. Art. 41. ÖStA/AdR, 
BMfHuV, GZ 103, 65.485-I/37.

222 Zu Verhaftung, Haft, Urteil und Hinrichtung 
siehe: BArch, R3017/26248.

223 Margarete Schütte-Lihotzky veröffentlichte ihre 
Erinnerungen an ihre Widerstandstätigkeit 1985: 
Schütte-Lihotzky, Widerstand

224 Herbert Eichholzer, 1903–1943. Architektur und 
Widerstand. Katalog zur Ausstellung, Graz 1998.

 225 Ecker, Herbert Eichholzer.
226 https://www.graz.at/cms/beitrag/10096224/ 

7773004/Herbert_Eichholzer_Architekt.html 
(abgerufen 2. 2. 2023).

 227 https://www.tugraz.at/fakultaeten/architektur/
aktuelles/veranstaltungsreihen/herbert- 
eichholzer-architekturfoerderungspreise 
(abgerufen 2. 2. 2023).

228 https://base.uni-ak.ac.at/recherche/e:Ah2sBs 
Y9tp9NDynkGujCNa (abgerufen 2. 2. 2023).

 229 http://www.stolpersteine-graz.at/stolpersteine/ 
eichholzer-herbert/ (abgerufen 2. 2. 2023).

IV.
Wiedererrichtung der 

Ingenieurkammern und 
Entnazifizierung nach 1945

 1 StGBl. Nr. 1–3/1945 und StGBl. Nr. 4/1945.
 2 Ein Beispiel dafür ist der Akt „Geltungsbereich 

der Verordnung Nr. 123“ ex 1945. ÖStA/AdR, 
BMfHuW 31.398/1945, wo auf eine Überprüfung 
durch die alliierte Kommission Bezug genom-
men wird. Hier wird die Frage aufgeworfen, ob 
aufgrund der bisherigen Nichtanerkennung der 
Ausnahmeregelung für Ziviltechniker 
(StGBl. Nr. 123/1945) durch die alliierte Kommis-
sion Befugnisse rechtmäßig von den Landes-
regierungen erteilt wurden oder nicht.

 3 StGBl. Nr. 94/1945.
 4 StGBl. Nr. 111/1945.
 5 Behörden-Überleitungsgesetz, Abschnitt II A, 

§ 3 StGBl. Nr. 94/1945; Anfang 1946 wurden das 
Staatsamt für öffentliche Bauten, Übergangs-
wirtschaft und Wiederaufbau und das Staatsamt 
für Industrie, Gewerbe, Handel und Verkehr zum 
Bundesministerium für Handel und Wiederauf-
bau zusammengelegt.

 6 Bogen: Rundschreiben BMfHuW an die IK in 
Wien, Linz, Graz und Innsbruck, 7. 12. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.489-I/1-46.

 7 Schreiben IK W/NÖ/Bgld an Staatsamt für 
öffentliche Bauten, Übergangswirtschaft und 
Wiederaufbau, 6. 7. 1945. ÖStA/AdR, BMfHuW 
30.170/1945.

 8 Die Gruppe „O5“ (O5 steht für die Buchstaben O 
und E (= Ö), 5 als Zahl für den 5. Buchstaben 
im Alphabet) war eine gegen Ende des Krieges 
von bürgerlich-konservativen Kräften gebildete 
überparteiliche Widerstandsgruppe. Ihre wich-
tigsten Ziele waren die Beendigung verlust- 
reicher Kämpfe und die Verhinderung von Zer- 
störung der Infrastruktur. Siehe URL: https:// 
ausstellung.de.doew.at/m18sm86.html 
(abgerufen 15. 5. 2023). Die Gruppe O5 stand in 
Verbindung mit der sowjetischen Besatzungs-
macht und versuchte eine funktionierende Ver-
waltung aufzubauen. Sie stieß auf Widerstand 
der drei Parteien und letztlich auch der Sowjets, 
die sie verdächtigte, im Auftrag der West-Al-
liierten zu handeln. Siehe Stelzl-Marx, Stalins 
Soldaten, 116–121.

 9 Schreiben Zentralkomitee 05, 20. 4. 1945, 
zitiert nach Meixner, Vom Geometer, 42.

 10 Ingenieurkammer für Wien, Niederösterreich und 
Burgenland, in: Neues Österreich, 17. 6. 1945, 2.

 11 Österr. Amtskalender 1929, 688; Krakauer 
Schreibkalender 1931 bis 1934; Österr. Amts-
kalender 1935, 798.

 12 Egon Magyars Vater Julius Magyar (geb. 1845 in 
Budapest) trat laut Auskunft der IKG Wien vom 
2. 8. 2023 1876 ledig aus der IKG Wien aus, zwei 
Jahre später heiratete er Maria Blümel. Somit 
galt Magyar nach den „Nürnberger Gesetzen“ 
als jüdisch.

 13 Schreiben Magyar an IK, 1. 5. 1945. ÖStA/AdR, 
BMfHuW 30498/I/1/1945.

 14 AV, Staatsamt f. öffentl. Bauten, Übergangswirt-
schaft und Wiederaufbau. ÖStA/AdR, BMfHuW 
30498/I/1/1945.

 15 Biografie Egon Magyar siehe: 
URL: https://www.geschichtewiki.wien.gv.at/ 
Egon_Magyar (abgerufen 24. 3. 2023); 
https://www.arching.at/ueber_uns/ 
ehrenmitglieder.html (abgerufen 24. 3. 2023).

 16 Schreiben LHM Stmk an Hofmann, 4. 6. 1945. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 32.775/1946.

 17 Verfügung (Abschrift) LHM OÖ, 9. 7. 1945. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.113/I-1/1945.

 18 Schreiben Toni Nowak (Ehefrau) an Regierungs-
direktor, 31. 7. 1945. TLA, VIIc-1324/1/1945.
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 19 Bericht zu Ingenieure, politischer Leumund, 
Bundespolizeidirektion Innsbruck, 17. 6. 1946, 
Bl. 3. ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946.

 20 Schreiben LHM Tirol an BMfHuW, 18. 6. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.240-I/1946.

 21 Dekret BMfHuW an Mitzka, 11. 10. 1946. ÖStA/
AdR, BMfHuW 33.624/I-1/1946. – Philipp Mitzka 
wurde am 9. 11. 1870 in Böhmen, in Reichenau 
an der Knieschna (tschech. Rychnov nad 
Kněžnou) geboren und starb am 25. 11. 1949 
in Innsbruck.

 22 Verzeichnis der als Mitglieder der IK T/Vlbg in 
Betracht kommenden befugnisberechtigten 
Personen, Anmerkung zu 7 (Nowak), undatiert. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.240-I/1946.

 23 Österr. Amtskalender 1949, 409; 1950, 437; 1951, 
446; 1954, 493.

 24 Siehe u. a.: Amtliche Bekanntmachungen, in: 
Grazer Volkszeitung, 4. 8. 1945, 4 und in: OÖN, 
28. 7. 1945, 4.

 25 Amtliche Bekanntmachung, Wiedererrich-
tung einer Ingenieurkammer in Linz, in: OÖN, 
28. 7. 1945, 4.

 26 Schreiben Kammerer an IK W/NÖ/Bgld, 
19. 2. 1946. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Marcel 
Kammerer.

 27 StGBl. Nr. 123/1945.
 28 Siehe z. B. Eid Befugnis Egon Magyar, 

30. 10. 1945. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
30.498/I/1-1945.

 29 Rundschreiben IK Graz an alle Mitglieder, 
März 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 32.790/1946.

 30 Siehe z. B.: AV BMfHuW, 14. 1. 1946. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, 31.314/I-1/1945.

 31 StGBl. Nr. 134/1945.
 32 Bogen: Verfügung BMfHuW Befugnis 

Goldberger v. 20. 10. 1948. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
GZ. AE 44.184/I/1/1948.

 33 Knight, „Ich bin dafür“, 9.
 34 Zeugnis, 30. 5. 1928. WSTLA, MD-BD_A21_ 

Ziviltechnikerpruefung Bestand 1925 bis 1939, 
Prüfungsakt Leo Rott. – Leo Rott wurde am 
25. 12. 1882 in Wien geboren, sein Sterbedatum 
ist unbekannt.

 35 Beilage zum Antrag an den Hilfsfonds, 
2. 11. 1956. ÖStA/AdR, BMfF/VVSt/VA/AHF 
04367/1a/27 (Leo Rott).

 36 Schreiben Österr. Konsulat Sydney an Leo Rott, 
22. 9. 1951. ÖStA/AdR, BMfF/VVSt/VA/AHF 
04367/1a/27, Leo Rott.

 37 Antrag an den Hilfsfonds, 2. 11. 1956. ÖStA/AdR, 
BMfF/VVSt/VA/AHF 04367/1a/27, Leo Rott.

 38 Zahlungsanweisung des Hilfsfonds, 5. 2. 1958, 
ÖStA/AdR, BMfF/VVSt/VA/AHF 04367/1a/27, 
Leo Rott.

 39 Firmenanzeige, in: Güssinger Zeitung, 
12. 2. 1922, 3.

 40 Schreiben Rechtsanwälte Busson/Luschin/
Neumann an Oberfinanzpräsidenten Berlin/„Ver-
mögensverwertung“ Aussenstelle, 23. 5. 1942. 
ÖSTA/AdR, E-uReang FLD 17439, Rückstel-
lungsakt, Alexander Somogyi.

 41 Grundbuchauszug Abschrift, 5. 9. 1938. ÖStA/
AdR, ÖSTA/AdR E-uReang FLD 17439, Rück-
stellungsakt, Alexander Somogyi. Daraus geht 
hervor, dass am 6. 8. 1942 ein „Antrag auf Fest-
stellung des Vermögensverfalles im Sinne des 
§ 8 Abs. 1 der 11. Verordnung zum RGB. gestellt“ 
wurde.

 42 Bericht Regierungsrat Leonhardt an Reichs-
minister für Ernährung und Landwirtschaft, 
3. 7. 1940. ÖStA/AdR, E-uReang, FLD 17439, 
Rückstellungsakt, Alexander Somogyi. 

 43 Ebd.
 44 Schreiben Geheime Staatspolizei an Oberfinanz-

präsident Graz, 3. 4. 1943. ÖStA/AdR,  E-uReang 
FLD 17439, Rückstellungsakt, Alexander 
Somogyi.

 45 Schreiben Bürgermeister St. Michael an Ober-
finanzpräsident Graz, 15. 5. 1944. ÖStA/AdR, 
 E-uReang FLD 17439, Rückstellungsakt, 
Alexander Somogyi.

 46 BGBl. Nr. 156/1946.
 47 Ansuchen von Alexander und Margarethe 

Somogyi an Finanzlandesdirektion W, NÖ und 
Bgld, Juni 1951. ÖStA/AdR, E-uReang FLD 17439, 
Rückstellungsakt, Alexander Somogyi.

 48 Bescheid Finanzlandesdirektion für W, NÖ und 
Bgld, Dienststelle für Vermögenssicherungs- 
und Rückstellungsangelegenheiten, 30. 8. 1951. 
ÖStA/AdR, E-uReang FLD 17439, Rückstel-
lungsakt, Alexander Somogyi.

 49 Schreiben Somogyi an IK W/NÖ/Bgld, 7. 12. 1951. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Alexander Somogyi.

 50 Schreiben IK W/NÖ/Bgld an Somogyi, 
12. 12. 1951. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Alexander 
Somogyi.

 51 Personaldaten und Lebenslauf verfasst von Roth 
(vom 24. 6. 1938) mit Bestätigung des Vorstands 
des österr. Betonvereins, 29. 6. 1938. AKZT W/
NÖ/Bgld, MAt Emil Roth. Hier gibt Roth als 
„Religion: evangelisch A.B.“ an. Dieses Schreiben 
liegt auch in englischer Übersetzung dem Akt bei.

 52 Schreiben Deutsche Ansiedlungsgesellschaft 
an Oberfinanzpräsidenten Wien und Niederdonau 
Vermögensverwertungsstelle vom 19. 11. 1942. 
ÖSTA/AdR, E-uReang FLD 9262 (Emil Roth).

 53 Schreiben Finanzamt Innere Stadt an Ober-
finanzpräsidenten ND, 7. 9. 1944. ÖSTA/AdR 
 E-uReang FLD 9262 (Emil Roth). 
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 54 AV am Schreiben Roth an IK W/NÖ/Bgld, 
17. 1. 1957. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Emil Roth.

 55 Personaldatenblatt, 27. 7. 1957. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt Emil Roth.

 56 Schreiben RA Hunner u. a. an Emil Roth, 14. 1. 1956. 
ÖStA/AdR E-uReang ABGF 300 (Emil Roth).

 57 Schreiben Roth an IK W/NÖ/Bgld, 17. 1. 1957. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Emil Roth.

 58 Kundmachung Amt der LR NÖ, 15. 7. 1958. AKZT 
W/NÖ/Bgld, MAt Emil Roth. 

 59 Schreiben Roth an IK W/NÖ/Bgld, 14. 4. 1965. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Emil Roth.

 60 Schreiben Roth an IK W/NÖ/Bgld, 23. 4. 1968. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Emil Roth.

 61 Schreiben IK Wien an Gelbwachs (Martins), 
9. 4. 1926. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Martin 
Martins.

 62 Schreiben Martins an IK Wien, 19. 9. 1933. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Martin Martins.

 63 Schreiben Martins an IK Wien, 24. 9. 1938. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Martin Martins.

 64 Siehe: https://www.hohenemsgenealogie.at/ 
gen/getperson.php?personID=I33121 
&tree=Hohenems (abgerufen 1. 5. 2023).

 65 Telefonat mit Martins’ Enkel, geführt von A. W. 
am 5. 5. 2023.

 66 Schreiben Martins an Staatsamt, 2. 7. 1945. 
ÖStA/AdR, BMfHuW 31.247/I-1/1945.

 67 Schreiben Martins an IK W, 31. 12. 1946. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Martin Martins. 

 68 Siehe Hohenems Genealogie, 
Martin Gelbwachs (Martins), 
URL: https://www.hohenemsgenealogie.at/ 
gen/getperson.php?personID=I33121 
&tree=Hohenems (abgerufen 5. 5. 2023).

 69 Schuster/Weber, Entnazifizierung, 29.
 70 StGBl. Nr. 13/1945.
 71 StGBl. Nr. 13/1945, Art. I.
 72 StGBl. Nr. 13/1945, Art. II, § 4.
 73 StGBl. Nr. 13/1945, Art. III.
 74 StGBl. Nr. 32/1945.
 75 Siehe: Schreiben zu IK W/NÖ/Bgld, Überprü-

fung der Mitglieder in politischer Hinsicht, BKA 
an BMfHuW, 5. 6. 1946. ÖStA/AdR. 

 76 BGBl. Nr. 39/1946, Nr. 41/1946 und Nr. 80/1946.
 77 Äußerung der Sektion IV, BMfHuW, 20. 6. 1946. 

ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.250/I-1/1946.
 78 Siehe z. B.: Schreiben (Entwurf) BMfHuW an 

Amt der LR OÖ, 8. 11. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
34.446/I-1/1946.

 79 STEWEAG = Steirischen Wasserkraft- und 
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft.

 80 Karl Augustin wurde am 28. 10. 1888 in Gleisdorf 
geboren und starb am 15. 11. 1945.

 81 Karner, Im Strom der Zeit, 53, FN 121. 

 82 Ebd. 
 83 Ebd., 97. 
 84 Hermann Grengg wurde am 14. 1. 1891 in Juden-

burg geboren und starb am 25. 10. 1978 in Graz.
 85 Karner, Im Strom der Zeit, 98. 
 86 Personal-Fragebogen, 23. 5. 1938. BArch, 

R 9361-II, 31790, Grengg Hermann.
 87 Karner, Im Strom der Zeit, 227. 
 88 Ebd., 98.
 89 AV BMfHuW, 8. 8. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 

33.240-I/1946.
 90 Dies betraf beispielsweise den ehemaligen Prä-

sidenten der IK OÖ/Sbg Hans Schachermeyr 
und den Ingenieurkonsulenten für Elektrotech-
nik Gustav Gustenau. Siehe: Verzeichnis der 
Mitglieder, Stand 1. 3. 1946, IK OÖ/Sbg, Bl. 3 und 
5. ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.253-I/1/1946.

 91 Schreiben zu Ingenieurkonsulenten f. d. Ver-
messungswesen, Inspektorat f. d. Vermessungs-
wesen T/Vlbg an IK T/Vlbg, 12. 4. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.624/I-1/1946.

 92 Schreiben zu Feststellung der IK-Mitglieder in 
den Bundes ländern OÖ und Sbg, IK OÖ/Sbg, 
1. 3. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 31.253-I/1/1946.

 93 Schreiben IK Linz an BMfHuW, 1. 3. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW 31.253/I-1/1946. 

 94 Schreiben BMfHuW an IK Linz, 7. 5. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW 31.253/I-1/1946.

 95 Siehe beispielsweise: Schreiben (Entwurf) 
BMfHuW an Amt der LR OÖ, 8. 11. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 34.446/I-1/1946.

 96 Schreiben (Entwurf) BMfHuW an LHM Tirol, 
8. 8. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW, 33.240-I/1946.

 97 Schreiben (Entwurf) BMfHuW an Amt der 
LR Tirol, 22. 1. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
30.647/I-1/1947.

 98 Schreiben LHM Tirol/Landesbauamt an 
BMfHuW, 18. 6. 1946. ÖStA/AdR, BMfHuW 
33.240/1946.

 99 Schreiben Mitzka an BMfHuW, 8. 1. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 30.074/I-1/1947.

 100 Schreiben Baumgartner an BMfHuW, 9. 6. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW 32.725/1946.

 101 Schreiben BMfHuW an LHM Stmk, 28. 6. 1946. 
ÖStA/AdR, BMfHuW 32.775/1946.

 102 Wadl, Entnazifizierung, 257.
 103 StGBl. Nr. 13/1945, § 7.
 104 StGBl. Nr. 13/1945, Art. VI: Ausnahmebestim-

mungen, § 27.
 105 Schreiben Landesregierung an die Schriftleitung 

des Landesamtsblattes, 4. 5. 1937. AKZT W/NÖ/
Bgld, MAt Franz Siegl.

 106 Schreiben Siegl an IK W/NÖ/Bgld, 31. 5. 1939. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Franz Siegl.
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 107 Niederschrift über die Vereidigung von Franz Sigl, 
15. 7. 1941. BArch, R 1501/129648, Siegl Franz.

 108 Schreiben Siegl an IK W/NÖ/Bgld, 27. 1. 1946. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Franz Siegl.

 109 Entscheidung Beschwerdekommission i.S. Franz 
Siegl, 11. 10. 1949. ÖStA/AdR, BMI, BK, 3895/48.

 110 Ebd.
 111 Ebd.
 112 Schreiben BMfHuW an LHM Bgld, 9. 1. 1950. 

AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Franz Siegl. 
 113 Schreiben IK W/NÖ/Bgld an LR Bgld, 16. 5. 1950. 

AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Franz Siegl.
 114 Schreiben BMfHuW an LHM Bgld, 9. 1. 1950. 

AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Franz Siegl. 
 115 StGBl. Nr. 25/1947, § 27(1).
 116 Schreiben Heidinger an Stadtgemeinde Graz, 

5. 9. 1945. Stadtarchiv Graz, H 982/48. 
 117 Politische Beurteilung Krim.Pol., o. D. Stadt-

archiv Graz, H 982/48.
 118 Tagebuch in dem Strafverfahren, 27. 6. 1947. 

StLA, Lg Graz, 14 St 5939/47. 
 119 Schreiben (Abschrift), Amt der LR Stmk an 

IK Stmk/K, Heidinger, Wiederverleihung Be-
fugnis ZI f. Bauwesen, 9. 2. 1950. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, GZ 1, 33.189/1950, Heidinger Josef 
Julius Thomas.

 120 Antrag auf Nachsicht der Sühnefolgen, BMfI an 
Präsidentschaftskanzlei, 25. 8. 1949. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, PK 2Rep AR A-H 14/11.921/1949.

 121 Resolution, Bundespräsident Renner, 27. 8. 1949. 
ÖStA/AdR, PK 2Rep AR A-H 14/11.921/1949. 

 122 Jerabek, Entnazifizierungsakten, 543.
 123 Ansuchen um Verleihung der Befugnis eines 

Zivilingenieurs für Bauwesen, Kundmachung 
Wiener Zeitung, 27. 6. 1950. ÖStA/AdR, BMfHuW 
33.189/1950.

 124 BGBl. Nr. 25/1947.
 125 StGBl. Nr. 25/1947, Art. IV: Bestimmungen über 

sühnepflichtige Personen, 280–285.
 126 StGBl. Nr. 25/1947, IX. Hauptstück, Bestimmun-

gen über die Sühneabgabe, 292–293.
 127 Siehe: Äußerung der Sektion IV, 

BMfHuW, 4. 2. 1948. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
176.746/I/1/1947.

 128 BGBl. Nr. 25/1947, Art. IV: Bestimmungen über 
sühnepflichtige Personen, § 19, 280–284.

 129 „Kommission nach § 19 Abs. 2 VG 1947 im 
BMfHuW über die Ausübung des Berufes eines 
behördlich autorisierten und beeideten Zivil-
technikers“. Im weiteren Text verkürzt auf: 
„Kommission nach § 19“. BGBl. Nr. 25/1947, 
§ 19 (2), 284.

 130 BGBl. Nr. 25/1947, § 19 (2), 284.
 131 BGBl. Nr. 25/1947, § 19 (2); siehe: Äußerung 

der Sektion IV, BMfHuW, 4. 2. 1948. ÖStA/AdR, 

BMfHuW, 176.746/I/1/1947.
 132 Übersicht über den Stand der Entnazifizie-

rungsmaßnahmen, Stand anfangs November 
1947, Beilage zu: Schreiben zu Durchführung 
des VG 1947, Bericht an den Alliierten Rat, 
BMfHuW 175.849/I-1/1947 BMfHuW, 12. 11. 1947. 
ÖStA/AdR.

 133 Hermann Kutschera wurde am 27. 4. 1903 in 
Wien geboren und starb am 4. 11. 1991 ebenda.

 134 Holzschuh/Plakolm-Forsthuber, NS-Kunst-
politik, 148.

 135 Erkenntnis, Kommission nach § 19, Abs. 2 VG 
1947 im BMfHuW, 25. 11. 1947. AKZT W/NÖ/Bgld, 
MAt Hermann Kutschera.

 136 Roman Grengg wurde am 1. 12. 1884 in Stein an 
der Donau geboren und starb am 27. 9. 1972 in 
Wien. Verleihung der ZI-Befugnis: Kundmachung 
vom 17. 5. 1919. AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Roman 
Grengg.

 137 A. Schmölzer, Nachruf Roman Grengg, in: Mittei-
lungen der Geologischen Gesellschaft in Wien, 
65. Band, 1972, URL: https://www.zobodat.at/ 
biografien/Grengg_Roman_MittGeolGes_065 
_221-225.pdf (abgerufen 11. 4. 2023).

 138 Diverse Schreiben in den Akten: BArch, R 73, 
11324: Grengg, Roman, sowie BArch, R 9361-IV, 
916: Grengg, Roman. 

 139 Schreiben IK OÖ/Sbg an BMfHuW, 26. 11. 1946. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Roman Grengg. 

 140 Schreiben BMfHuW IK OÖ/Sbg, 11. 2. 1947. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Roman Grengg.

 141 Schreiben BMfHuW an IK OÖ/Sbg, 11. 2. 1947. 
AKZT W/NÖ/Bgld, MAt Roman Grengg. 

 142 Bestätigung Bürgermeister Kallham, 2. 5. 1947. 
ÖStA/AdR, BMU, 58351/Pr III/47.

 143 Schreiben Amt der LR OÖ an BMfHuW, 
28. 5. 1947. ÖStA/AdR, BMfHuW, 
35.310/I-1/1947.

 144 IK Linz, ZI für Technische Chemie, in: Österr. 
Amtskalender 1953, 288.

 145 Bescheid Amt der LR OÖ, 10. 6. 1962. ÖStA/AdR, 
BMfHuW, 35.097 Präs. III/1962.

 146 Personalakt Roman Grengg. ÖStA/AdR, BMU PA 
Sign. 10.

 147 Eine genaue Zahl wird hier nicht genannt, einige 
Markierungen sind nicht eindeutig. ÖStA/AdR, 
BMHuW, 30.200/1947.

 148 Schreiben IK Wien an BMfHuW, 5. 11. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 178.359/I-1/1947.

 149 Schreiben IK Graz an BMfHuW, 4. 12. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 178.359/I-1/1947.

 150 Schreiben IK Linz an BMfHuW, 4. 12. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 178.359/I-1/1947.

 151 Schreiben IK Innsbruck an BMfHuW, 6. 12. 1947. 
ÖStA/AdR, BMfHuW, 178.359/I-1/1947.
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 152 StGBl. Nr. 32/1945.
 153 Bescheid, Amt der LR Stmk, 28. 2. 1967. ÖStA/

AdR, BMfHuW, 30.352-Präs/VI67. – Karl Lipp 
wurde am 4. 2. 1888 in Graz geboren und starb 
am 28. 2. 1967.

 154 Vernehmungsprotokoll, 3. 7. 1946. StLA, 
LGS Graz, Vr 3227/1946 (Karl Lipp).

 155 Erkenntnis, Kommission nach § 19 Abs. 2 
V.G. 1947 im BMfHuW über die Ausübung des 
Berufes eines behördlich autorisierten und be-
eideten Ziviltechnikers, Aussensenat für Stmk. 
und K in Graz, 25. 9. 1947. Stadtarchiv Graz, 
L 491/48.

 156 Robert Oedl wurde am 27. 9. 1898 in Salzburg 
geboren und starb am 10. 1. 1978 ebenda.

 157 Schreiben Wirtschaftsgruppe Steine und Erden 
an Reichsgruppe Industrie Berlin, 2. 12. 1943. 
BArch, NS 14/302, Oedl Robert.

 158 Schreiben Wirtschaftsgruppe Steine und Erden, 
20. 6. 1944. BArch, NS 14/302, Oedl Robert.

 159 Schreiben BPDir. Sbg an Staatsanwaltschaft 
beim Lg Sbg, 26. 3. 1947. OÖLA, Lg Linz Vg 11 
Vr 1399/1947 (Robert Oedl).

 160 Schreiben Staatsanwaltschaft Linz an Unter-
suchungsrichter, 30. 5. 1949. OÖLA, Lg Linz Vg 11 
Vr 1399/1947 (Robert Oedl).

 161 Tagebuch in dem Strafverfahren, 23. 9. 1948. 
OÖLA, Lg Linz Vg 8 Vr 1255/48 (Franz Visintini).

 162 Biografie Karl Breitenthaler, URL: 
https://e-gov.ooe.gv.at/biografien/Start.jsp 
?param=ooe&personId=2529 (abgerufen 
16. 5. 2023).

 163 Volksgerichtsakt Karl Breitenthaler. OÖLA, Vg 8 
Vr 3084/47.

 164 Volksgerichtsakt August Schmöller. OÖLA, Vg 8 
Vr 2784/47. 

 165 BGBl. Nr. 99/1948.
 166 Stiefel, Forschungen zur Entnazifizierung, 47.
 167 BGBl. Nr. 82/1957.
 168 Schuster/Weber, Entnazifizierung im regionalen 

Vergleich, 39 und 637ff.
 169 „Zwischen 1945 und 1955 wurde gegen 136.829 

Personen Verfahren wegen des Verdachts auf 
Verbrechen nach dem KVG bzw. dem VG ein-
geleitet (davon mehr als zwei Drittel von den 
Volksgerichten in Wien und Graz). Gegen 28.148 
Personen (= 21 Prozent) wurde Anklage erho-
ben, 13.607 (= zehn Prozent) wurden verurteilt. 
341 Angeklagte erhielten Strafen in der oberen 
Strafskala (Todesstrafe oder Freiheitsentzug 
von mehr als 10 Jahren), 30 der 43 Todesurteile 
wurden vollstreckt.“ Schuster/Weber, Entnazi-
fizierung im regionalen Vergleich, 39.

 170 BGBl. Nr. 107/1947; BGBl. Nr. 108/1947; 
BGBl. Nr. 122/1947; BGBl. Nr. 147/1947. 

 171 Provisorischer Vorstand der IK W/NÖ/Bgld, 
in: Österreichischer Schreibkalender 1947, 18. 

 172 Vorstand der IK W/NÖ/Bgld, Ingenieurkam-
mern für die Bundesländer, in: Österreichischer 
Schreibkalender 1948, 23. 

 173 Protokoll Besprechung, 5. 7. 1945. ÖStA/AdR, 
BMfHuW 30.169/I-1/1945. 

 174 BGBl. Nr. 65/1951.
 175 BGBl. Nr. 65/1951.
 176 BGBl. Nr. 90/1954.
 177 BGBl. Nr. 225/1960.
 178 BGBl. Nr. 146/1957.
 179 BGBl. Nr. 146/1957, § 2. 
 180 Horak, Die österreichischen Ingenieurkammern, 

16.
 181 BGBl. Nr. 71/1969.
 182 BGBl. I Nr. 29/2019.

V. 
Ziviltechnikerinnen und 

deren erste 
Sichtbarmachung 1982

 1 Forkl/Koffmann, Frauenstudium und akademi-
sche Frauenarbeit in Österreich, 16.

 2 Zur Geschichte des Frauenstudiums an 
der Technischen Hochschule Wien, siehe: 
Mikoletzky/Georgeacopol-Winischhofer/Pohl, 
Dem Zuge der Zeit entsprechend.

 3 Edith Lassmann, geb. Jurecka (12. 2. 1920 in 
Ebenfurth–20. 2. 2007 in Wien) war selbst 
Architektin und die Erste, die sich mit dem 
Thema Frauenstudium an den Technischen 
Hochschulen in Wien und Graz befasste. 
Biografie siehe: Plakolm-Forsthuber, Edith 
Lassmann (1920–2007).

 4 Lassmann, Frauenstudium an den Technischen 
Hochschulen Wien und Graz, 43.

 5 Schreiben Pietsch an die Wiener Landesregie-
rung, o. D. (eingelangt am 14. 8. 1931). WStLA, 
MD-BD-A21-Ziviltechnikerpruefung BS 1925 bis 
1939, L. Pietsch. – Lucia Pietsch, geb. Rappos, 
kam am 11. 12. 1904 in Oderfurt (Přívoz/Tschechi-
en) zur Welt und starb am 7. 4. 1951 in Innsbruck.

 6 Formblatt, 14. 8. 1931. WStLA, MD-BD-A21-Zivil-
technikerpruefung BS 1925 bis 1939, L. Pietsch. 

 7 Schreiben Pietsch an die Wiener Landesregie-
rung, 6. 5. 1932. WStLA, MD-BD-A21-Ziviltech-
nikerpruefung BS 1925 bis 1939, L. Pietsch. 

 8 Adreßbuch Innsbruck 1934, 
URL: https://www.innsbruckerinnen.at/bild.php 
?seite=74&buch=1935&back=1&meta1= 
(abgerufen 13. 3. 2023).
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 9 Adreßbuch Innsbruck 1933, 
URL: https://www.innsbruckerinnen.at/bild.php 
?seite=183&buch=1933&&back=1&meta1= 
711,210,582,61 (abgerufen 13. 3. 2023).

 10 Die Wohnhäusertypen für die Hörtnagl-Siedlung 
bei den Allerheiligenhöfen, Innsbrucker Nach-
richten, 9. 8. 1935, 2.

 11 Adreßbuch Innsbruck 1939, 
URL: https://www.innsbruckerinnen.at/bild.php 
?seite=107&buch=1939&back=1&meta1= 
(abgerufen 13. 3. 2023).

 12 Adressbücher Innsbruck 1934–1941, 
URL: https://www.innsbruckerinnen.at 
(abgerufen 13. 3. 2023).

 13 Friedhöfe Innsbruck, URL: 
https://city-map.innsbruck.gv.at/stadtplan/ 
synserver?project=Friedhof_Ibk&client=flex 
(abgerufen 5. 4. 2023).

 14 Ansuchen Zulassung zur Prüfung, 15. 8. 1931 (ein-
gelangt am 9. 9. 1931). WStLA, MD-BD-A21-Zivil-
technikerpruefung BS 1925 bis 1939, L. Zimbler. 

 15 Zur Biografie von Liane (Juliane) Zimbler, geb. 
Fischer (31. 5. 1892 in Přerov/Prerau–11. 11. 1987 
in Los Angeles) siehe: Plakolm-Forsthuber, Die 
Architektin Liane Zimbler.
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Ziviltechniker:innen haben in Österreich eine eigene Rechtsstellung – 
eine Besonderheit, die auf Gesetze des 19. Jahrhunderts zurückgeht. 
Damals wurden „behördlich autorisierten Civil-Ingenieuren“ besondere 
Befugnisse eingeräumt, um die staatliche Verwaltung zu entlasten. 
Das vorliegende Buch zeichnet die Geschichte der österreichischen 
Ingenieurkammern und ihrer Mitglieder von der Gründung des 
Ziviltechnikerwesens 1860 bis zum Ziviltechnikergesetz 1957 nach.
Der Schwerpunkt liegt auf der Zeit des Nationalsozialismus. 
Exemplarische Biografien von Funktionären zeigen Handlungs spiel-
räume, Karriereverläufe und Involvierung in das national sozialistische 
System auf. Ein besonderes Anliegen ist es, das Schicksal jener 
 Kammermitglieder, die als jüdisch verfolgt, vertrieben und ermordet 
wurden, zu erzählen und damit vor dem Vergessen zu bewahren. 
Die Geschichte nach 1945 ist von der Entnazifizierung und Reorgani  -
sation der Kammern geprägt. Ein Exkurs stellt die  Pionierinnen und 
 ersten Frauen im Berufsfeld der Ziviltechniker:innen vor.
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